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Vorwort

Der Bericht zu „Wie geht’s Österreich?“ liefert ausführliche Ergebnisse und vertiefende Analysen 
im Rahmen der 2012 gestarteten Initiative zur Messung von Wohlstand und Fortschritt. Vorausge-
gangen sind diesem Projekt auf nationaler und internationaler Ebene intensive Diskussionen dar-
über, wie existierende ökonomische Indikatoren – allen voran das Bruttoinlandsprodukt – sinn-
voll ergänzt werden können, um ein angemessenes und vollständiges Bild von Wohlstand und 
Fortschritt unserer Gesellschaften zu zeichnen. 

Gemeinsam mit einigen anderen Ländern nimmt Österreich bei der Wohlstands- und Fortschritts-
messung eine Vorreiterrolle ein. Im Rahmen des Projekts „Wie geht’s Österreich?“ veröffentlicht 
STATISTIK AUSTRIA in Ergänzung zum BIP ein Set von 30 Schlüsselindikatoren, das die drei Berei-
che „materieller Wohlstand“, „Lebensqualität“ und „Umwelt“ für Österreich bestmöglich abbildet. 

In einem breiten Kommunikationsprozess mit Stakeholdern aus Forschungseinrichtungen, Inter-
essenvertretungen und Bundesministerien wird die Auswahl der Indikatoren jährlich abgestimmt. 
Im Anschluss daran liefert ein externes Expertengremium Bewertungen der lang- und kurzfristi-
gen Verläufe der Schlüsselindikatoren. Sofern möglich, wurden bei den Bewertungen durch die 
unabhängigen Expertinnen und Experten politisch verankerte Ziele (wie etwa die Europa 2020-
Ziele) und ihre Erreichung berücksichtigt. Zudem wurde 2017 in einem umfassenden Überarbei-
tungsprozess ein Abgleich mit dem Indikatorenrahmenwerk der UN-Agenda 2030 zur Nachhal-
tigen Entwicklung vorgenommen.

Der vorliegende Bericht präsentiert die Entwicklungen der Schlüsselindikatoren in Text und 
Grafiken, Zusatzinformationen ergänzen die weitreichende Darstellung. Darüber hinaus beschäf-
tigt sich wieder ein Kapitel mit der Frage „Wie geht’s Österreich im EU-Vergleich?“. 

Ein vertiefendes Sonderkapitel widmet sich objektiven und subjektiven Aspekten der physischen 
(Un-)Sicherheit und seiner Bedeutung für „Wie geht’s Österreich?“. Die vorgestellten Indikatoren, 
ein interaktives Tool zur vergleichenden Darstellung des zeitlichen Verlaufs verschiedener Indika-
toren und methodische Hintergrundinformationen sind auf der Website von STATISTIK AUSTRIA 
abrufbar. 

Wien, im November 2019

Dr. Konrad Pesendorfer
Fachstatistischer Generaldirektor 

http://www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich
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Abkürzungsverzeichnis

AHS	 Allgemein bildende höhere Schule

BHS	 Berufsbildende höhere Schule

BIP	 Bruttoinlandsprodukt

BKA	 Bundeskanzleramt

BMS	 Berufsbildende mittlere Schule

BOKU	 Universität für Bodenkultur

BWS	 Bruttowertschöpfung

CDM	 Clean Development Mechanism

DMC	 Domestic Material Consumption

ECHP	 European Community Household Panel

EEV	 Energetischer Endverbrauch, auch: Endenergieverbrauch

EGSS	 Environmental Goods and Services Sector, Umweltorientierte Produktion 
und Dienstleistung

EK-	 Einkommens-

EQLS	 European Quality of Life Survey

ESF	 Europäisher Sozialfond

ESS 	 European Statistical System, Europäisches Statistisches System

ESSC	 European Statistical System Comittee

EU	 Europäische Union

EU-SILC	 European Union Statistics on Income and Living Conditions

EWCS	 European Working Conditions Survey

EZB	 Europäische Zentralbank

FCKW	 Fluorchlorkohlenwasserstoffe

FRA	 European Union Agency for Fundamental Rights

GDP	 Gross Domestic Product

GJ	 Gigajoule

GWh	 Gigawattstunden

HAK	 Handelsakademie

HETUS	 Harmonised European Time Use Survey

HFCN	 Household, Finance and Consumption Network

HFCS	 Household, Finance and Consumption Survey

HNVF	 High Nature Value Farmland

HTL	 Höhere technische Lehranstalt

HVPI	 Harmonisierter Verbraucherpreisindex

IAEG	 Inter-Agency and Expert Group on SDG Indicators

IEA	 International Energy Agency, Internationale Energieagentur

IFES	 Institut für Empirische Sozialforschung
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IGL	 Imissionsschutzgesetz Luft

IHS	 Institut für höhere Studien

ILO	 International Labor Organization

IPCC	 Intergovernmental Panel on Climate Change

ISCED	 International Standard Classification of Education

KE	 Konsumerhebung

KF	 kurzfristig

KPC	 Kommunalkredit Public Consulting

KSG	 Klimaschutzgesetz

kW	 Kilowatt

LF	 langfristig

LFS	 Labour Force Survey

Lkw	 Lastkraftwagen

Mio.	 Millionen

MONE	 Monitoring nachhaltiger Entwicklung

Mrd.	 Milliarden

MZ-AKE	 Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung

NGO	 Non-governmental organization

NPO	 Non-Profit Organisation

NSTRAT	 Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes

OECD	 Organisation for Economic Cooperation and Development

OeNB	 Oesterreichische Nationalbank

OLI	 Österreichische Luftschadstoffinventur

ÖNACE	 Österreichische Wirtschaftstätigkeitenklassifikation

ÖPUL	 Österreichisches Programm für umweltgerechte Landwirtschaft

ÖSTRAT	 Österreichische Strategie Nachhaltige Entwicklung

Personen-km	 Personenkilometer

PJ	 Petajoule

Pkw	 Personenkraftwagen

PM	 Particulate Matter

REAP	 Ressourcen-Effizienz Aktionsplan

RMC	 Raw Material Consumption

SDG	 Social Development Goals

SEEA	 System of Environmental-Economic Accounting

SERI	 Sustainable Europe Research Institute

SERIEE	 Système Européen de Rassemblement de l‘Information Economique sur 
l‘Enironment

SWB	 Subjective wellbeing

t	 Tonnen

THG	 Treibhausgase

Tonnen-km	 Tonnenkilometer
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TSP	 Total Suspended Particulates (Gesamtstaub)

UN	 United Nations

UNECE	 United Nations Ecnomic Commission for Europe

UNEP	 United Nations Environment Programme

VGR	 Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung(en)

WgÖ?	 Wie geht‘s Österreich?

WHO	 World Health Organization, Weltgesundheitsorganisation

WIFO	 Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung

WU Wien	 Wirtschaftsuniversität Wien

WWF	 Worldwide Fund for Nature
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Was ist „Wie geht’s Österreich?“

1	 Aktuell Alexandra Wegscheider-Pichler (Projektleitung), Sacha Baud, Nadja Lamei, Ferdinand Leitner, Catherine Prettner und andere.

Im Rahmen des Projekts „Wie geht’s Österreich?“ (WgÖ?) 
veröffentlicht Statistik Austria neben dem Bruttoinland-
sprodukt ein Set von 30 Schlüsselindikatoren und wei-
teren Zusatzindikatoren, das die verschiedenen Dimen-
sionen von Wohlstand und Fortschritt für Österreich 
bestmöglich abbildet. 

Das Projekt wurde 2012 vom fachstatistischen General-
direktor von Statistik Austria, Konrad Pesendorfer, initi-
iert und von einem Team aus Expertinnen und Experten1 
mehrerer Fachbereiche unter der Koordination der dama-
ligen Stabsstelle Analyse umgesetzt. Das Indikatorenset 
liefert Informationen zu den drei Dimensionen „materi-
eller Wohlstand“, „Lebensqualität“ und „Umwelt“, die das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) ergänzen und damit zu einem 
breiteren Verständnis der Wohlstandsentwicklung unse-
rer Gesellschaft beitragen sollen. Die Bereiche werden 
jeweils durch mehrere Dimensionen (z. B. Produktion, 
Bildung und Ressourcen) dargestellt.

Das Set beinhaltet neben dem BIP 30 Schlüs-
selindikatoren, diese stellen die zentralen 
Maßzahlen der jeweiligen Dimensionen von 
WgÖ? dar und unterliegen auch der Bewer-
tung durch ein externes Expertengremium.

Diese Anzahl soll auch in Zukunft nicht überschritten wer-
den. Da die Entscheidung für einen bestimmten Schlüsse-
lindikator immer auch einen Kompromiss darstellt, wer-
den diese durch Zusatzindikatoren ergänzt. Sie dienen 
dazu, weitere Informationen bereitzustellen und unter-
schiedliche Aspekte eines Phänomens sichtbar zu machen.

Relevanz, Verständlichkeit, Kommunizierbarkeit und Zeit-
nähe wurden als allgemeine Kriterien der Indikatorenaus-
wahl festgelegt. Quellen der offiziellen Statistik liefern das 
grundlegende Datenmaterial. Die Auswahl der Schlüsse-
lindikatoren folgte den Empfehlungen des sogenannten 
„Stiglitz-Berichts“ (Stiglitz, J., Sen, A. & Fittousi, J. Report 
by the Commission on the Measurement of Economic 
Performance and Social Progress, 2009). 

Internationale Entwicklungen bei den Diskussion zu Wohl-
stand und Fortschritt fanden bei der Weiterentwicklung 
des Indikatorensets Berücksichtigung: in den letzten Jah-
ren erfolgte dabei auf internationaler Ebene eine Fokus-
sierung auf die UN Agenda 2030 für eine nachhaltige Ent-
wicklung. Im Zentrum der Sustainable Development Goals 

(SDG) steht eine breite und mehrdimensionale Auffassung 
vom Wohlbefinden der Menschen, wie auch ein ausba-
lanciertes Bild der ökonomischen, sozialen und umwelt-
relevanten Aspekte der Nachhaltigkeit. Das Indikatoren-
rahmenwerk der UN-Agenda 2030 wurde daher 2017 als 
Anlassfall für eine gründliche Evaluierung und Diskussion 
der in WgÖ? verwendeten Indikatoren herangezogen.

Zudem wird das Indikatorenset in einem breiten Kommu-
nikationsprozess mit nationalen Expertinnen und Exper-
ten sowie Vertreterinnen und Vertretern von Forschungs-
institutionen, Interessensvertretungen und Ministerien 
im Rahmen von sogenannten „Runden Tischen“ jährlich 
abgestimmt. Dabei ist unbedingt auf eine fundierte Aus-
wahl der Indikatoren zu achten. Relevanz, Verständlich-
keit, Kommunizierbarkeit, Zeitnähe und Bewertbarkeit 
wurden als wesentliche Auswahlkriterien für WgÖ? fest-
gelegt. Indikatoren sollen zudem – wo dies möglich und 
sinnvoll ist – im internationalen Kontext dargestellt wer-
den. Die Letztverantwortung der Indikatorenauswahl 
liegt bei Statistik Austria. Für den aktuellen Bericht erge-
ben sich keine Änderungen in den Schlüsselindikatoren.

WgÖ? steht damit in einer Reihe nationaler und interna-
tionaler Initiativen wie How’s Life? (OECD), National Well-
being (Großbritannien, ONS), Benessere Equo e Sosteni-
bile (Italien, ISTAT/CNEL) oder dem Sutainability Monitor 
(Niederlande, CBS) u.v.a. Gemeinsam ist ihnen das Anlie-
gen, die Themen Fortschritt und Wohlstand sichtbar und 
einer breiten Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Kom-
munikation, Aufbereitung und Verbreitung des Datenma-
terials spielen hierbei eine wichtige Rolle. 

Die drei Bereiche „materieller Wohlstand“, „Lebensqua-
lität“ und „Umwelt“ werden im vorliegenden Bericht in 
eigenen Kapiteln ausführlich behandelt. Ein besonderer 
Fokus wurde auf die Position Österreichs im EU-Vergleich 
gelegt. Zudem beschäftigt sich das diesjährige Sonder-
kapitel mit dem Thema „Sicherheit“.

Die Indikatoren zu „Wie geht’s Österreich?“ sind auf der 
Website von Statistik Austria unter www.statistik.at/
wie-gehts-oesterreich online. Die Darstellung erfolgt 
auf drei Ebenen: Eine interaktive Überblicksgrafik ermög-
licht auf der ersten Ebene den Vergleich der Entwicklung 
wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Messgrößen 
nach eigener Auswahl. Auf der zweiten Ebene wird die 
zeitliche Entwicklung (sofern Daten vorhanden) darge-
stellt und eine Interpretation des jeweiligen Indikators 
angeboten. Darüber hinaus sind Detail- und Metainfor-
mationen auf der untersten Ebene abrufbar.

https://ec.europa.eu/eurostat/documents/118025/118123/Fitoussi+Commission+report
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/118025/118123/Fitoussi+Commission+report
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/118025/118123/Fitoussi+Commission+report
https://www.un.org/sustainabledevelopment/development-agenda/
https://www.un.org/sustainabledevelopment/development-agenda/
http://www.oecd.org/statistics/datalab/bli.htm
http://www.ons.gov.uk/ons/guide-method/user-guidance/wellbeing/index.html
http://www.ons.gov.uk/ons/guide-method/user-guidance/wellbeing/index.html
http://www.misuredelbenessere.it/
http://www.misuredelbenessere.it/
http://www.cbs.nl/en-GB/menu/themas/dossiers/duurzaamheid/cijfers/extra/duurzame-ontwikkeling.htm
http://www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich
http://www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich
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Bewertung der Schlüsselindikatoren

Durch die Einführung einer Bewertungsskala für die 
Schlüsselindikatoren ist es möglich, einen schnellen Ein-
druck zu gewinnen, in welche Richtung sich die abgebil-
deten Phänomene entwickeln. 

Die Bewertung der Schlüsselin-
dikatoren wird von einer Gruppe externer 
Expertinnen und Experten aus unabhängi-
gen Forschungsinstitutionen (siehe folgende 
Übersicht) vorgenommen. 

Die Beurteilung der Schlüsselindikatoren erfolgt gemäß 
einer 5-teiligen Skala, die durch Piktogramme illustriert 
wird. Gegenstand der Bewertung sind kurzfristige (letzte 
3 Jahre) und langfristige Entwicklungen des jeweiligen 
Indikators (ab Beginn der Zeitreihe, zumindest 10 Jahre). 
In Fällen, in denen den Indikatoren verbindliche politische 
Zielsetzungen zugrunde liegen (z. B. Europa 2020-Ziele), 
wird die Entfernung vom oder die Erreichung des Ziel-
pfads als wichtiges Beurteilungskriterium herangezogen.

Da jeder Indikator jeweils nur einen Aspekt von Wohl-
stand und Fortschritt abdeckt, sind Bewertungen dort 
schwierig, wo verschiedene Entwicklungen zueinander 
im Widerspruch stehen. Beispielsweise kann eine Entwick-
lung, die wirtschaftlich als positiv zu sehen ist, negative 
Folgen für die Umwelt haben und vice versa. Um den-

noch eine konsistente Bewertung durchführen zu kön-
nen, wurde vom Expertengremium beschlossen, dass 
jeder Indikator weitgehend für sich beurteilt wird und 
nicht in Bezug auf seine Wirkung in anderen Bereichen. 

Gremium externer Expertinnen und Experten 

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR; Eurostat.

Steigender Konsum etwa würde demnach ungeachtet 
seiner negativen Auswirkungen auf andere Bereiche (wie 
Verschuldung, Ressourcenverbrauch etc.) positiv bewer-
tet werden. Ob Nachhaltigkeitsaspekte erfüllt wurden, 
muss durch Einbeziehung von Indikatoren wie Energie-
verbrauch oder Arbeitslosigkeit überprüft werden. Die-
ses Vorgehen folgt den Empfehlungen von Stiglitz et al. 
(2009 S 16f), zur Beurteilung der Nachhaltigkeit des mate-
riellen Wohlstands die sozialen und ökologischen Indika-
toren den Wirtschaftskennzahlen gegenüberzustellen.

Institution Expertin / Experte

Institut für höhere Studien Helmut Hofer

Österreichisches Institut für Wirtschafts-
forschung Angela Köppl

Österreichisches Institut für Wirtschafts-
forschung Sandra Bilek-Steindl 

Umweltbundesamt (Bewertung der 
Umweltindikatoren) Andreas Berthold

Wirtschaftsuniversität Wien Karin Heitzmann

Wirtschaftsuniversität Wien Markus Hametner

https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/europe-2020-indicators/europe-2020-strategy/overview
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Überblick über die Schlüsselindikatoren 
(BIP + 30)

Die folgende Überblicksgrafik zeigt die kurz- und lang-
fristige Bewertung der 30+1 Schlüsselindikatoren in 
einem grafischen Überblick. Gegenstand der Bewer-
tung durch das externe Bewertungsteam waren kurz-
fristige (letzte 3 Jahre) und langfristige (zumindest 10 
Jahre) Entwicklungen des jeweiligen Indikators. Die Sor-
tierung der Indikatoren erfolgte jeweils nach der kurz-

fristigen und danach langfristigen Bewertung. Durch die 
Darstellung anhand der 5-teiligen Bewertungsskala ist 
es möglich, einen ersten Eindruck zu gewinnen, in wel-
che Richtung sich die Schlüsselindikatoren entwickeln. 
Schlüsselindikatoren, für die keine Zeitreihen (und damit 
keine Bewertung) zur Verfügung stehen, können dabei 
nicht abgebildet werden.

Wie geht’s Österreich? – auf einen Blick 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich? - Reihenfolge der Indikatoren jeweils nach der kurzfristigen und danach langfristigen Bewertung. 
BIP, Konsum und Einkommen werden preisbereinigt (real) ausgewiesen. Das S80/S20 Einkommensquintilsverhältnis vergleicht den Einkommensan-
teil der reichsten 20 % mit jenem der ärmsten 20 %.

Die nachfolgenden tabellarischen Darstellungen der 
30+1 Indikatoren jeweils nach der kurzfristigen und 
nach der langfristigen Bewertung, veranschaulicht noch-
mals die Zuordnung der Schlüsselindikatoren zur 5-teili-
gen Bewertungsskala. Danach folgt eine Abbildung der 

Schlüsselindikatoren für die Bereiche materieller Wohl-
stand, Lebensqualität und Umwelt, jeweils mit der Aus-
sage des Gremiums externer Expertinnen und Exper-
ten sowie einer kurzen Betrachtung der Entwicklung 
der Indikatoren.
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Indikatorenset BIP + 30 (Schlüsselindikatoren) und ihre kurzfristige Bewertung 

Bruttoinlandsprodukt pro Kopf real Physisches Unsicherheitsempfinden Flächen mit biolog. Bewirtschaftung
Erwerbstätigenquote
Arbeitslosenquote
Arbeitsproduktivität Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung
Konsum privater Haushalte pro Kopf Frühzeitige Sterblichkeit
Gender Pay Gap Tertiärquote

Subjektive Lebenszufriedenheit
Einkommen privater Haushalte pro Kopf Subjektiver Gesundheitszustand Ökosteueranteile
Hohe/niedrige Bruttojahreseinkommen Frühe Schul- u. Ausbildungsabgänger
S80/S20 Einkommensquintil-Verhältnis Tötungsrate

Wohnkostenüberbelastung
Inländischer Materialverbrauch
Feinstaub-Exposition PM2,5
Erneuerbare Energieträger
Energetischer Endverbrauch
Flächeninanspruchnahme
Treibhausgasemissionen
Energieverbrauch des Verkehrs
Transportleistung des Lkw-Verkehrs
THG-Emissionen des Verkehrs

Nicht 
bewertet Nicht bezahlte Arbeit Vertrauen in das politische System

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich? - Bewertet wird – soweit vorhanden – die Entwicklung der letzten 3 Jahre des jeweiligen Indikators.

Erstmals werden alle Indikatoren des Materiellen Wohl-
stands kurzfristig im schlechtesten Fall neutral bewertet, 
auch für die Lebensqualität gibt es 2019 keine negative 
Bewertung. Im Bereich Umwelt zeigt sich dagegen ein 
umgekehrtes Bild, bis auf den Indikator zu den Bio-Flä-
chen (sehr positiv) und jenem zu den Ökosteueranteilen 
(neutral) werden alle Indikatoren tendenziell negativ oder 
eindeutig negativ bewertet.

 Indikatoren mit einer sehr guten Bewertung des Ver-
laufs der letzten 3 Jahre sind aktuell das Bruttoinlands
produkt (pro Kopf real), die Erwerbstätigenquote, welche 
deutlich angestiegen sind, sowie die Arbeitslosenquote, 
welche weiter zurück gegangen ist. Zudem das physische 
Unsicherheitsempfinden, welches entsprechend gesun-
ken ist. Bei den Flächen mit biologischer Bewirtschaftung 
gab es seit 2015 einen deutlichen Anstieg. 

 Drei Indikatoren des Materiellen Wohlstands erhal-
ten 2019 eine tendenziell positive Bewertung. Dies sind 
neben der Arbeitsproduktivität, der Konsum der priva-
ten Haushalte pro Kopf und der Gender Pay Gap. Im 
Bereich der Lebensqualität erhalten die Tertiärquote und 
die subjektive Lebenszufriedenheit erneut eine tenden-
ziell positive Bewertung. Zudem wird die Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdung sowie die frühzeitige Sterb-
lichkeit tendenziell positiv bewertet.

 Wenig bis keine Veränderung in den letzten 3 Jah-
ren zeigte sich beim verfügbaren Einkommen sowie den 
Verteilungsindikatoren der Entwicklung der hohen und 
niedrigen Bruttojahreslöhne bzw. des Einkommensquin-
tilsverhältnisses. Die beiden Indikatoren subjektiver 
Gesundheitszustand sowie frühe Schul- und Ausbildungs-
abgänger verbleiben in der neutralen Kategorie, eben-
falls die Tötungsrate, die Wohnkostenüberbelastung und 
die Ökosteueranteile.

 Als tendenziell negativ eingeschätzt wird für die kurze 
Frist 2019 wie bereits im Vorjahr der inländische Materi-
alverbrauch. Feinstaub und energetischer Endverbrauch 
wurden kurzfristig ebenfalls tendenziell negativ bewer-
tet. Erstmals in diese Gruppe fällt die kurzfristige Entwick-
lung der erneuerbaren Energien, wo es im letztverfüg-
baren Jahr 2017 zu einem Rückgang kam bei nur mehr 
knapper Überschreitung des Zielpfads kam.

 Eine eindeutig negative Bewertung wurde aufgrund 
des deutlichen Anstiegs in den letzten Jahren für insge-
samt fünf von zehn Umwelt-Indikatoren vergeben. Ener-
gieverbrauch, Transportleistung und Treibhausgasemis-
sionen des Verkehrs verbleiben in dieser Kategorie, 
hinzukommen die Flächeninanspruchnahme sowie die 
Treibhausgasemissionen insgesamt.
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Indikatorenset BIP + 30 (Schlüsselindikatoren) und ihre langfristige Bewertung 

Arbeitsproduktivität Frühzeitige Sterblichkeit Flächen mit biolog. Bewirtschaftung
Frühe Schul- u. Ausbildungsabgänger Feinstaub-Exposition PM2,5
Tötungsrate

Bruttoinlandsprodukt pro Kopf real Tertiärquote Erneuerbare Energieträger
Konsum privater Haushalte pro Kopf
Erwerbstätigenquote
Gender Pay Gap
Einkommen privater Haushalte pro Kopf Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung Ökosteueranteile
Arbeitslosenquote Subjektiver Gesundheitszustand
S80/S20 Einkommensquintil-Verhältnis Physisches Unsicherheitsempfinden
Hohe/niedrige Bruttojahreseinkommen Wohnkostenüberbelastung Inländischer Materialverbrauch

Treibhausgasemissionen
Energetischer Endverbrauch
Flächeninanspruchnahme
Energieverbrauch des Verkehrs
THG-Emissionen des Verkehrs

Nicht 
bewertet

Nicht bezahlte Arbeit Vertrauen in das politische System Transportleistung des Lkw-Verkehrs
Subjektive Lebenszufriedenheit

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich? - Bewertet wird die langfristige Entwicklung des jeweiligen Indikators wenn zumindest 10 Jahre 
vorliegen.

Die langfristige Bewertung bleibt über die Jahre stabil, 
erst wenn sich eine längerfristige Trendwende abzeich-
net, hat dies Auswirkungen auf die Beurteilung der Indi-
katoren. Von WgÖ? 2018 auf 2019 hat sich dementspre-
chend nur für einen Indikator die langfristige Einschätzung 
geändert: die Erneuerbaren Energieträger wurden auf-
grund der nur mehr knappen Überschreitung des Ziel-
pfades als tendenziell positiv genannt (2018: sehr positiv).

 Aufgrund der langfristig positiven Entwicklung wer-
den die Arbeitsproduktivität, die Flächen mit biologischer 
Bewirtschaftung, sowie der Indikator zur Feinstaub-Ex-
position (beide aus dem Bereich Umwelt) sehr gut beur-
teilt. In der Lebensqualität wurden aktuell die langfris-
tige Entwicklung der Indikatoren frühzeitige Sterblichkeit, 
frühe Schul- und Ausbildungsabgänger sowie die Tötungs-
rate als sehr gut beurteilt. 

 Tendenziell positiv bewertet wird der langfristige 
Verlauf des BIP pro Kopf sowie der langfristige Verlauf des 
privaten Konsums. Tendenziell positiv wird auch die 
Erwerbstätigenquote beurteilt, die sich seit 2004 etwas 
erhöhte. Auch die Entwicklungen von Gender Pay Gap 
und Tertiärquote wurden als tendenziell positiv bewer-
tet. 

 Keine wesentlichen Veränderungen über den lang-
fristigen Beobachtungszeitraum finden sich bei den Indi-
katoren Arbeitslosenquote, Einkommensquintilsverhält-
nis, Gesundheit, physische Unsicherheit sowie dem 
Einkommen privater Haushalte pro Kopf. Letzteres ist 
zwar gewachsen, doch zeigt der Vergleich mit dem 
BIP-Wachstum, dass sich die Einkommen langfristig deut-
lich schwächer entwickelten als das BIP. Auch die lang-
fristige Entwicklung der Armuts- oder Ausgrenzungsge-
fährdung wurde 2018 neutral bewertet sowie der Indikator 
Ökosteueranteile.

 Kritisch bewertet wird im längerfristigen Verlauf beim 
Materiellen Wohlstand das Auseinanderdriften von nied-
rigen und hohen Einkommen der unselbständig Erwerbs-
tätigen und bei der Lebensqualität die Wohnkostenüber-
belastung. Auch bezüglich der Variablen Materialverbrauch, 
Treibhausgasemissionen und energetischer Endverbrauch 
wird eine tendenziell negative Bewertung abgegeben, 
vorwiegend aufgrund zu hoher Niveaus. 

 Indikatoren mit sehr schlechter Bewertung entstam-
men ausnahmslos dem Bereich Umwelt: bei der Flächeni-
nanspruchnahme gab es einen kontinuierlichen Anstieg, 
genauso wie beim Energieverbrauch des Verkehrs sowie 
beim Indikator Treibhausgasemissionen des Verkehrs.
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Materieller Wohlstand

Oft wird der materielle Wohlstand eines Landes mit der 
Höhe des Bruttoinlandsprodukts (BIP) assoziiert. Tat-
sächlich ist das BIP immer noch die verbreitetste Kenn-
zahl wirtschaftlicher Aktivität und findet sich auch als 
zentrale Kennziffer für die Produktionsseite der Wirt-
schaft im Indikatorenset WgÖ? wieder. Für den Wohl-
stand ist die Produktionsleistung einer Volkswirtschaft 
insofern von Bedeutung, als sich davon die zur Ver-
teilung gelangenden Einkommen herleiten, die wie-
derum für die Bedürfnisbefriedigung zur Verfügung 
stehen. Ökonomische Wohlfahrt oder gar ein gesell-
schaftliches Wohlbefinden (so ein solches existiert) 
können durch das BIP alleine jedoch nicht hinreichend 
beschrieben werden.

Für eine breitere Betrachtung des materiellen Wohlstands 
ist es daher analytisch von Bedeutung, wie sich maßgeb-
liche Indikatoren im Vergleich zum Produktionsmaß BIP 
entwickeln. Die Empfehlungen von Stiglitz et al. (2009) 
stellen klar, dass grundlegende Informationen bereits im 
umfassenden System der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen (VGR) erfasst werden. Als zentrale Indikato-
ren wurden daraus die Arbeitsproduktivität, das Einkom-
men sowie der Konsum der privaten Haushalte gewählt. 
Sechs Dimensionen sind im Themenfeld „materieller 
Wohlstand“ für das WgÖ?-Set definiert.

Dimensionen des materiellen Wohlstands

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Die Daten für die Indikatoren des „materiellen Wohl-
stands“ liefert in den meisten Fällen die Volkswirtschaft-
liche Gesamtrechnung (VGR). Die Dimension Verteilung 
wird aus anderen Datenquellen, wie Lohnsteuerdaten und 
Daten des Österreichischen Hauptverbandes der Sozial-
versicherungsträger, Daten aus EU-SILC sowie Daten der 
Verdienststrukturerhebung, dargestellt. Die Daten zum 
Vermögen privater Haushalte stammen aus dem House-
hold Finance and Consumption Survey (HFCS) von der 
Oesterreichischen Nationalbank

Schlüsselindikator Bruttoinlandsprodukt pro Kopf 
(real)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR; Eurostat.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf des BIP pro Kopf seit 2000 zeigt 
bis 2008 einen kontinuierlichen Anstieg. Nach dem krisen-
bedingten Einbruch verlief die Entwicklung jedoch eher 
flach. Langfristig wird der Verlauf daher nur tendenziell 
positiv gesehen. Da das BIP pro Kopf 2017 und 2018 wie-
der positive Wachstumsraten aufwies, zuletzt höher als in 
der EU-28, fällt die Bewertung der kurzfristigen Entwick-
lung sehr positiv aus.“

Das BIP pro Kopf wuchs real seit 2000 um durchschnittlich 
etwa 1 % pro Jahr. Nach einem kontinuierlichen Wachs-
tum bis zum Jahr 2008 (durchschnittlich 1,7 % p.a.) brachte 
das Jahr 2009 im Zuge der weltweiten Wirtschafts- und 
Finanzkrise den stärksten realen Rückgang des BIP in der 
Nach-kriegszeit (pro Kopf -4,0 %). Nach der Erholung in 
den Jahren 2010 und 2011 verlor das Wirtschaftswachs-
tum ab dem Jahr 2013 jedoch deutlich an Dynamik, was 
sich in Verbindung mit stärkeren Bevölkerungszuwächsen 
in diesem Zeitraum in einer rückläufigen Entwicklung des 
BIP pro Kopf niederschlug – 2013 und 2014 schrumpfte 
das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf. Erst seit 2015 konnte 
wieder ein positives Wachstum pro Kopf erreicht werden. 
In den Jahren 2017 und 2018 wuchs das BIP pro Kopf deut-
lich um 1,8 % und 1,9 %. 

Die Wirtschaft der EU-28 wuchs 2018 inflationsbereinigt 
und pro Kopf um 1,8 %, Österreich lag im EU-Vergleich 
mit 1,9 % im Mittelfeld.
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Schlüsselindikator Arbeitsproduktivität (BIP je 
geleisteter Arbeitsstunde)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR; Eurostat.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf der Arbeitsproduktivität seit 2000 
weist durchwegs nach oben und ist daher sehr positiv zu 
sehen. Da die Arbeitsproduktivität in den letzten Jahren 
zwar weiter anstieg, aber etwas verhaltener als in der 
EU-28 wuchs, fällt die kurzfristige Bewertung nur ten-
denziell positiv aus.“

Die Arbeitsproduktivität stellt das Verhältnis der produ-
zierten Warenmengen zu der für ihre Produktion erfor-
derlichen gesellschaftlichen Arbeit dar (BIP je geleisteter 
Arbeitsstunde). Die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduk-
tivität je geleisteter Arbeitsstunde stieg von 2000 bis 2018 
um durchschnittlich 1,1 % pro Jahr. Im Krisenjahr 2009 war 
ein minimaler Produktivitätsrückgang (-0,7 %) zu beob-
achten. 2010 bis 2013 gab es wieder einen deutlichen 
Anstieg der Arbeitsproduktivität. Nach einem minima-
len Plus 2014 wuchs die Arbeitsproduktivität 2015 stark 
um 1,6 % zum Vorjahr. 2016 kam es zu keinem Anstieg 
der Arbeitsproduktivität, erst 2017 konnte die Arbeits-
produktivität wieder deutlich um 1,4 % erhöht werden, 
2018 etwas geringfügiger um 0,4 %.

Im Vergleich zu Österreich, sank die Arbeitsproduktivität 
der gesamten EU-28 2009 stärker (-1,4 %), stieg aber seit-
her kontinuierlich an und verzeichnete 2018 ein Wachs-
tum von 0,9 %.

Schlüsselindikator Zeitaufwand für unbezahlte 
Arbeit: Haushaltsführung, Kinderbetreuung, 
Freiwilligenarbeit

Q: STATISTIK AUSTRIA, Zeitverwendungserhebung 2008 / 09.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

Keine Bewertung möglich, da keine aktuelle Zeitreihe 
verfügbar.

Die Struktur der nicht-bezahlten Arbeit hat sich seit 
1981 stark verändert. Insgesamt blieb die Zeit, die für 
Nicht-Marktproduktion aufgebracht wurde, fast gleich. 
Frauen brachten zuletzt (2008/09) weniger Zeit für diese 
Art der unbezahlten Arbeit auf als noch 1981, Män-
ner jedoch deutlich mehr. Dennoch bleibt ein klarer 
Geschlechterunterschied: Frauen leisteten 2008/09 im 
Schnitt pro Tag immer noch deutlich mehr an unbezahl-
ter Arbeit (4h53), nämlich fast doppelt so viel wie Männer 
(2h41). Während Frauen deutlich mehr Zeit für unbezahlte 
Arbeit aufwenden, gehen sie in geringerem Stundenaus-
maß bezahlter Arbeit nach. Fast die Hälfte der berufstäti-
gen Frauen und fast drei Viertel der berufstätigen Frauen 
mit Kindern arbeiten in Teilzeit.

Die nächste internationale Erhebungswelle der Zeit-
verwendungserhebungen ist für 2020 geplant. Derzeit 
arbeitet Statistik Austria im Rahmen einer Task Force von 
Eurostat an der Weiterentwicklung der Guidelines für 
diese Erhebungswelle. Ob Österreich an der Erhebungs-
welle 2020 mitwirken wird, ist derzeit noch offen und 
hängt von der nationalen Finanzierung ab.

90

100

110

120

130

140

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

Österreich
EU-28

In
de

x,
 2

00
0=

10
0

KF 	 LF

0

1

2

3

4

5

6

 
1981 1992 2008/09

 

Gesamt Frauen Männer

St
un

de
n 

pr
o 

Ta
g 

ab
 1

9 
Ja

hr
en

(M
on

ta
g 

- S
on

nt
ag

)

3h39

5h22

1h34

3h56

5h30

2h10

3h51

4h53

2h41



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

23

Schlüsselindikator verfügbares Einkommen der 
privaten Haushalte pro Kopf (real, Verbrauchskon-
zept)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die langfristige Entwicklung des Indikators ist neutral 
zu bewerten. Zwar sind die realen Haushaltseinkommen 
heute höher als 2000, allerdings zeigt der Vergleich mit 
dem BIP-Wachstum, dass sich die Einkommen der ande-
ren Sektoren (Unternehmen, Staat) deutlich stärker ent-
wickelten, als die Einkommen der privaten Haushalte. Da 
die Entwicklung in den letzten beiden Jahren im Gegen-
satz zum BIP pro Kopf sehr flach verlief, fällt die kurzfris-
tige Bewertung ebenfalls neutral aus.“

Das reale verfügbare Einkommen der Haushalte pro Kopf 
(inkl. sozialer Sachtransfers, nach dem Verbrauchskonzept) 
wuchs von 2000 bis 2018 durchschnittlich um 0,5 % pro 
Jahr. Die Kaufkraft der Haushalte entwickelte sich damit 
schwächer als die gesamte erbrachte Wirtschaftsleistung 
(reales BIP pro Kopf: durchschnittlich +1,0 % pro Jahr). Die 
Einkommensentwicklung war zwischen dem Krisenjahr 
2009 und 2018 insgesamt rückläufig (durchschnittlich 
-0,1 % pro Jahr), jedoch wirkte sich das Krisenjahr weit 
weniger negativ aus als dies beim BIP der Fall war. 

Nach einem geringen Anstieg 2017, stiegen die verfüg-
baren Einkommen 2018 um 0,8 %. Die im Vergleich zum 
BIP schwächere Einkommensentwicklung im Beobach-
tungszeitraum ist, neben dem Einbruch der Vermögen-
seinkommen im Zuge der Wirtschaftskrise, vor allem auf 
die mäßigen Zuwächse der nominellen Arbeitnehme-
rentgelte sowie auf die im EU-Vergleich hohe Inflation 
zurückzuführen.

Schlüsselindikator Konsum der privaten Haushalte 
pro Kopf (real)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf des privaten Konsums seit 2000 
ist eingeschränkt positiv zu sehen. Zwar wurden 2018 
von den privaten Haushalten pro Kopf mehr Waren und 
Dienstleistungen zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse erwor-
ben als 2000, allerdings war diese Entwicklung weniger 
dynamisch als jene des BIP. Die kurzfristige Bewertung 
fällt aufgrund des Anstiegs seit 2016 ebenfalls tenden
ziell positiv aus.“

Der Konsum nach dem Verbrauchskonzept entspricht 
dem Wert der Waren und Dienstleistungen, die den pri-
vaten Haushalten tatsächlich zur Verfügung stehen, selbst 
wenn der Erwerb dieser Waren und Dienstleistungen vom 
Staat oder von privaten Organisationen ohne Erwerb-
szweck finanziert wird (Sachtransfers). Der reale Kon-
sum pro Kopf nach dem Verbrauchskonzept (inkl. sozi-
ale Sachtransfers) wuchs seit 2000 durchschnittlich um 
0,7 % pro Jahr. Das durchschnittliche BIP-Wachstum pro 
Kopf von 2000 bis 2018 fiel mit 1,0 % p.a. etwas kräftiger 
aus. Der Haushaltskonsum pro Kopf konnte jedoch im 
Gegensatz zum BIP auch im Krisenjahr 2009 leicht zule-
gen (+0,7 % pro Kopf), während das reale BIP pro Kopf 
einen starken Einbruch erlitt (-4,0 %). 

In den vergangenen Jahren wuchs der reale Konsum pro 
Kopf verhaltener als das BIP. 2016 stieg der private Kon-
sum erstmals seit 2012 im Vergleich zum Vorjahr wieder 
leicht an, 2018 wuchs er um 0,6 %.
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Schlüsselindikator Erwerbstätigenquote der 
20-64-Jährigen

Q: Statistik Austria, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.

Gremium externer 
Expertinnen und Experten:

„Seit 2004 erhöhte sich die Erwerbstätigenquote etwas. 
Die langfristige Entwicklung wird damit als tendenzi-
ell positiv eingeschätzt. Seit 2016 stieg die Erwerbstäti-
genquote deutlich an und lag 2018 bereits sehr nahe am 
Europa 2020-Zielpfad, wodurch die kurzfristige Bewer-
tung sehr positiv ausfällt.“

2018 lag die Erwerbstätigenquote in Österreich bei 76,2 %. 
Von 2004 bis 2008 war ein kontinuierlicher Anstieg die-
ser Quote zu beobachten. Im Wirtschafts- und Finanzkri-
senjahr 2009 gab es einen leichten Einbruch, der jedoch 
u. a. durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen wie Kurz-
arbeit abgefedert werden konnte. Nach einem erneuten 
Rückgang 2014, stieg die Erwerbstätigenquote seit 2015 
wieder an, zuletzt um 0,8 %-Punkte. Zur erwerbstätigen 
Bevölkerung zählen alle Personen zwischen 20 und 64 
Jahren, die zum Zeitpunkt der Befragung mindestens 
eine Stunde pro Woche arbeiteten oder nicht arbeiteten, 
aber einen Arbeitsplatz hatten, von dem sie vorüberge-
hend abwesend waren.

In der EU-28 gab es ebenfalls zwischen 2004 und 2008 
einen deutlichen Anstieg der Erwerbstätigenquote. Der 
krisenbedingte Einbruch im Jahr 2009 konnte in den letz-
ten Jahren aufgeholt werden, 2018 lag die durchschnitt-
liche EU-28-Quote bei 73,2 % (2008 bei 70,2 %).

Schlüsselindikator Arbeitslosigkeit der 15-74-Jähri-
gen (ILO-Definition)

Q: Statistik Austria, MZ-Arbeitskräfteerhebung.

Gremium externer 
Expertinnen und Experten:

„Die langfristige Bewertung fällt neutral aus, da über den 
gesamten Beobachtungszeitraum keine wesentliche Ver-
änderung der Arbeitslosenquote erkennbar ist. Die kurz-
fristige Bewertung der Arbeitslosenquote fällt aufgrund 
des deutlichen Rückgangs im Zeitraum 2016 bis 2018 
und des im europäischen Vergleich niedrigen Niveaus 
sehr positiv aus.“

In Österreich verlief die Entwicklung der Arbeitslosigkeit 
seit 2004 in mehreren Phasen. Nach einem kontinuierli-
chen Rückgang der Quote zwischen 2004 und 2008, stieg 
diese 2009 krisenbedingt wieder an. In den Jahren darauf 
entspannte sich die Arbeitsmarktsituation etwas. Nach 
einem Anstieg der Arbeitslosenrate 2012-2016, ging die 
Arbeitslosigkeit 2017 und 2018 aufgrund der besseren kon-
junkturellen Lage wieder zurück und liegt 2018 bei 4,9 %.

Nach Jahren ökonomischer Krise und der Rückkehr der 
Rezession 2012, erreichte die Arbeitslosigkeit in der EU 28 
2013 einen neuen Spitzenwert von 10,8 %. Seither ging 
die Quote jedoch wieder zurück und lag 2018 bei 6,8 %, 
bei insgesamt sehr unterschiedlichen Entwicklungen in 
den Mitgliedstaaten.
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Schlüsselindikator Entwicklung der hohen und 
niedrigen Bruttojahreseinkommen (real)

Q: Statistik Austria, 2016, Lohnsteuer- / HV-Daten und Verbraucherprei-
sindex 1996, MZ-Arbeitskräfteerhebung. - Erwerbstätigenquote: Zeit-
reihenbruch im Jahr 2004. - Lehrlinge sind ausgeschlossen.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Seit 2000 kann ein Auseinanderdriften von niedrigen 
und hohen Einkommen der unselbständig Erwerbstäti-
gen beobachtet werden. Diese Entwicklung wird in der 
Langfristbetrachtung kritisch bewertet. Die kurzfristige 
Bewertung fällt neutral aus, da die Spreizung der hohen 
und niedrigen Einkommen trotz des deutlichen Anstiegs 
der Teilzeitquote seit 2013 nahezu unverändert blieb.“

Die inflationsbereinigte Entwicklung der hohen und nied-
rigen Einkommen zeigt, dass die Einkommen des ersten 
Einkommensquartils bis 2005 deutlich zurückgingen, aber 
bis 2007 wieder etwas aufholten. Seit 2008 gingen diese 
Einkommen insgesamt stark zurück, auch wenn es 2016 
und 2017 zu einem geringen Anstieg von 0,8% bzw. 1,9% 
kam. Sie lagen damit 2017 14,9 % unter jenen des Jahres 
2000. Die Einkommen des obersten Quartils stiegen seit 
2000 um insgesamt 1,2 % an.

Die Darstellungsweise aggregierter Jahreseinkommen 
führt dazu, dass sich Struktureffekte wie steigende 
Erwerbstätigkeit, Teilzeitquoten oder Saisonarbeit, aber 
auch der Eintritt billiger Arbeitskräfte in den Arbeitsmarkt 
insbesondere in den unteren Einkommensgruppen abbil-
den. So stieg beispielsweise die Teilzeitquote der unselb-
ständig Beschäftigten zwischen 2000 und 2017 von 16,4 % 
auf 29,1 % und lag 2017 um 77 % über dem Ausgangswert.

Schlüsselindikator S80 / S20 Einkommensquintil-Ver-
hältnis der verfügbaren Netto-Jahreshaushaltsein-
kommen (Personen bis 64 Jahre)

Q: Statistik Austria, EU-SILC; Eurostat. - Die Daten der Periode 2008-
2011 können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen da 
2014 eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendba-
ren Verwaltungsdaten vorgenommen wurde.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da sich das Einkommensquintils‑Verhältnis seit 2008 
kaum verändert hat, wird die langfristige Entwicklung 
der sekundären Haushaltseinkommen neutral einge-
stuft. Die Bewertung der kurzen Frist (2016 bis 2018) fällt 
ebenfalls neutral aus.“

Unter „Einkommen“ wird hier das äquivalisierte verfügbare 
Netto-Haushaltseinkommen (inkl. monetärer Sozialtrans-
fers, aber ohne Sachtransfers) verstanden. Um Haushalte 
unterschiedlicher Größe und Zusammensetzung ver-
gleichbar zu machen, wird das äquivalisierte Haushaltsein-
kommen berechnet. Zwischen 2008 und 2018 zeigt sich 
keine Öffnung der Einkommensschere. Die sekundären 
Einkommen des reichsten Einkommensquintils sind rund 
4,0 mal so hoch, wie jene des ärmsten, der Wert ist seit 
Beginn der Beobachtungsreihe 2008 praktisch unverän-
dert, zuletzt fiel er von 4,3(2017) auf 4,0 (2018).

Im Durchschnitt der EU-28 hatte die Bevölkerung im obers-
ten Quintil rund fünfmal mehr Einkommen, als jene im 
untersten. Österreich befand sich 2017 mit einem Verhält-
nis von 4,3 deutlich unter der EU-27 mit 5,1.
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Schlüsselindikator geschlechtsspezifischer Lohnunterschied (unbereinigt)

Q: Statistik Austria; Eurostat. - Geschlechtsspezifischer Lohnunterschied (ohne Anpassungen) - Unterschied zwischen den durchschnittlichen Brut-
tostundenverdiensten von Frauen und Männern. - p = vorläufig

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da sich der Gender Pay Gap in den vergangenen 10 Jah-
ren kontinuierlich an den Vergleichswert der EU-27 annä-
hert, wird die langfristige Entwicklung als tendenziell posi-
tiv eingestuft. Auch die Bewertung der kurzen Frist fällt 
aufgrund des Rückgangs seit 2015 tendenziell positiv aus, 
wenngleich die geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede 
im internationalen Vergleich nach wie vor sehr hoch aus-
fallen und der Rückgang nur langsam voran geht.“

Gemäß dem EU-Indikator „Gender Pay Gap“ betrug der 
geschlechtsspezifische Verdienstunterschied (ohne Anpas-
sungen) gemessen an den Bruttostundenverdiensten in 
der Privatwirtschaft 2017 in Österreich 19,9 %. Seit Beginn 
des Beobachtungszeitraums 2006 (25,5 %) ist dieser Wert 
langsam aber kontinuierlich zurückgegangen.

Berücksichtigt man den Einfluss verschiedener Faktoren 
auf den Gender Pay Gap, so zeigt sich, dass basierend auf 
den Daten der Verdienststrukturerhebung 2014 insgesamt 
8,6 %-Punkte durch beobachtbare Unterschiede erklärt 
werden können. Der Rest von 13,6 %-Punkten – der berei-
nigte Gender Pay Gap – kann dagegen nicht durch die im 
Modell enthaltenen Merkmale erklärt werden.
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Lebensqualität

Während die Frage, worin Lebensqualität zum Ausdruck 
kommt und was ihre Komponenten sind, eine lange phi-
losophische Tradition hat, geht es gegenwärtig darum, 
diese Debatte in eine breitere Öffentlichkeit zu tragen 
und mit statistischem Datenmaterial zu unterfüttern. 
Dabei setzte sich zunehmend die Überzeugung durch, 
dass bei der Messung von Lebensqualität nicht nur objek-
tive Maße herangezogen werden sollten, sondern auch 
subjektive Einschätzungen miteinbezogen werden müs-
sen. Der Stiglitz-Bericht (Stiglitz et al. 2009) vereint diese 
Zugänge und betont, dass Lebensqualität über ökono-
mische Produktion und Lebensstandard hinausgeht. Der 
Sponsorship Report des Europäischen Statistischen Sys-
tems (ESS) (Eurostat 2011) leitete aus den Empfehlun-
gen des Stiglitz-Berichts eine Operationalisierung von 
Lebensqualität in 8 + 1 Dimensionen ab und formulierte 
eine vorläufige Liste mit dazugehörigen Schlüsselindika-
toren. Eurostat übernimmt eine ähnliche Vorgehensweise 
in seiner Lebensqualitäts-Berichterstattung.

An diesen Vorgaben orientierte sich auch der Auswahl-
prozess bei Statistik Austria. Für WgÖ? wurden insgesamt 
zehn Indikatoren gewählt, die sieben Dimensionen der 
Lebensqualität zugeordnet werden.

Dimensionen der Lebensqualität

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Ein Großteil der Indikatoren basiert dabei auf Daten der 
Europäischen Erhebung zu Einkommen und Lebensbe-
dingungen EU-SILC (European Statistics on Income and 
Living Conditions). Weitere verwendete Datenquellen 
sind beispielsweise die Mikrozensus Arbeitskräfteerhe-
bung (MZ-AKE), die Todesursachenstatistik und die Zeit-
verwendungserhebung 2008/09. Alle Daten werden bei 
Statistik Austria erhoben und aufbereitet.

Schlüsselindikator Armuts- oder Ausgrenzungs
gefährdung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Die Daten der Periode 2008-
2011 können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 
2014 eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendba-
ren Verwaltungsdaten vorgenommen wurde. - *) In der nationalen 
Umsetzung des Europa 2020-Ziels wird eine absolute Verringerung 
um 235.000 Personen für 2018 angestrebt. Der hier ausgewiesene Wert 
von 16,9 % stellt einen fiktiven relativen Zielwert dar, der auf dem abso-
luten Zielwert (Verringerung um 235.000 Personen) in Relation zum 
Bevölkerungsstand basiert.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die nationale Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung 
ist deutlich niedriger als jene der EU-28. Die Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdungsquote hat sich in der langfris-
tigen und kurzfristigen Betrachtung verringert. Da die 
absolute Verringerung von 187.000 Personen (2018 im 
Vergleich zu 2008) aber deutlich unter der nationalen 
Zielvorgabe von 235.000 Personen liegt, fällt die lang-
fristige Bewertung nur neutral aus. Die kurzfristige Ent-
wicklung wird aufgrund des leichten Rückgangs seit 
2016 tendenziell positiv bewertet. Generell wird ange-
merkt, dass die absolute Zielvorgabe dynamische Ent-
wicklungen bspw. der Bevölkerung nicht ausreichend 
berücksichtigen kann.“

Der Anteil der armuts- oder ausgrenzungsgefährdeten 
Bevölkerung reduzierte sich von 20,6 % im Jahr 2008 auf 
17,5 % im Jahr 2018, das entspricht 1.512.000 Personen 
(2017 18,1 %). In der nationalen Umsetzung des Europa 
2020-Ziels wird eine Verringerung der Armuts- oder Aus-
grenzungsgefährdung um 235.000 Personen innerhalb 
von zehn Jahren angestrebt. Die angestrebte Reduktion 
wurde somit bisher zu rund 80 % erreicht. Zu beachten 
sind dabei die jährlichen Schwankungsbreiten auf Grund 
der Stichprobenerhebung.
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Schlüsselindikator subjektiver Gesundheitszustand 
der Bevölkerung ab 16 Jahren in Österreich und der 
EU-27*

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Mit Verwaltungsdaten rück-
gerechnete Werte für 2008-2011. - * EU-28 ohne Kroatien, Daten für 
Kroatien liegen nicht ab Beginn der Zeitreihe vor.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Weder in der längeren Frist seit 2004, noch in der Betrach-
tung der kurzfristigen Entwicklung sind bei diesem Indi-
kator signifikante Veränderungen wahrzunehmen, vor 
allem in Bezug auf die Bevölkerungsgruppen mit schlech-
ter bzw. sehr schlechter subjektiver Gesundheit. Es traten 
also weder spürbare Verbesserungen noch Verschlech-
terungen auf, weshalb sowohl die langfristige Entwick-
lung als auch jene seit 2016 als neutral eingestuft wird.“

Der Schlüsselindikator subjektive Gesundheitseinschät-
zung basiert auf der Frage: „Wie ist Ihre Gesundheit im All-
gemeinen?“. Dabei zeigt sich, dass der subjektive Gesund-
heitsstand der österreichischen Bevölkerung in den letzten 
Jahren relativ konstant geblieben ist. So liegt der Anteil 
der Personen mit sehr guter oder guter Gesundheit seit 
2004 bei rund 70 % und betrug 2018 72 %. 8 % stuften ihre 
Gesundheit als schlecht oder sehr schlecht ein. Personen 
in Österreich weisen durchschnittlich eine bessere sub-
jektive Gesundheit auf, als im EU-27-Durchschnitt.

Schlüsselindikator frühzeitige Sterblichkeit an 
nicht-übertragbaren Krankheiten, 30- bis 69-Jährige

Q: STATISTIK AUSTRIA, Todesursachenstatistik.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die frühzeitige Sterblichkeit an den wichtigsten nicht-über-
tragbaren Krankheiten (30-69 Jahre) ging seit 2000 stark 
zurück, weshalb die langfristige Bewertung sehr positiv 
ausfällt. In den letzten Jahren wurde ein etwas abgeflach-
ter Rückgang auf bereits sehr niedrigem Niveau verzeich-
net, weshalb die kurzfristige Entwicklung tendenziell posi-
tiv bewertet wird.“

Die frühzeitige Sterblichkeit an den wichtigsten nicht-über-
tragbaren Krankheiten Krebs, Herz-Kreislauferkrankungen, 
Diabetes und chronische Atemwegserkrankungen hat seit 
2000 kontinuierlich und deutlich abgenommen und lag 
2018 bei 250 auf 100.000 Personen zwischen 30 und 69 
Jahren (berechnet in Bezug auf die Normbevölkerung). 
2000 betrug der Wert noch 382, das ist ein Rückgang um 
35 %. Auch innerhalb der letzten drei Jahre konnte ein 
Rückgang verzeichnet werden, 2016 gab es 259 frühzei-
tige Sterbefälle auf 100.000 Personen.

Die Sterblichkeit wird üblicherweise mittels altersstan-
dardisierter Sterberaten beschrieben. Die altersstandar-
disierte Sterberate gibt an, wie viele Sterbefälle aufgrund 
der jeweils herrschenden Sterblichkeitsverhältnisse auf 
100.000 Lebende entfallen wären, wenn der Altersauf-
bau der Bevölkerung in der betreffenden Berichtsperiode 
dem einer international vorgegebenen Standardbevöl-
kerung entsprochen hätte und macht damit die unter-
schiedlichen Sterbebedingungen vergleichbar. 
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Schlüsselindikator Tertiärquote der 30- bis 
34‑Jährigen 

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat. - * Bil-
dungsabschlüsse bis 2013 gemäß ISCED 1997 + äquivalente Bildungs-
abschlüsse, ab 2014 gemäß ISCED 2011.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Tertiärquote stieg seit 2004 stark an. Diese enthält 
jedoch auch BHS‑Abschlüsse, weshalb die langfristige Ent-
wicklung als tendenziell positiv bewertet wird. Die Ent-
wicklung seit 2016 zeigt einen leichten Anstieg. Da das 
nationale Ziel zudem bereits erreicht wurde und der Anteil 
über dem EU-Wert liegt, wird die kurzfristige Entwicklung 
ebenfalls als tendenziell positiv bewertet.“

Als Tertiärabschluss werden grundsätzlich Abschlüsse 
der ISCED-Kategorien 5 bis 8 nach ISCED 2011 (ab 2014) 
bzw. 5a und 5b sowie 6 nach ISCED97 (bis 2013) gewertet. 
Neben akademischen Abschlüssen (Bachelor, Master etc.) 
zählen hierzu Abschlüsse der berufsbildenden und leh-
rerbildenden Akademien sowie auch Meister- und Werk-
meisterabschlüsse und die Reife- und Diplomprüfung an 
berufsbildenden höheren Schulen. 

Als nationales Ziel wurde eine Quote von 38 % festgelegt. 
2018 konnten 40,7 % der 30- bis 34-Jährigen einen Tertiär-
abschluss aufweisen. Zwar gibt es durch die neue Katego-
risierung der Bildungsabschlüsse (ISCED 2011) einen Zeit-
reihenbruch, dennoch zeigt sich seit 2004 ein deutlicher 
Anstieg der Quote. Anzumerken ist, dass die in der Gra-
fik sichtbaren Schwankungen der Tertiärquote auf Strich-
probeneffekt zurückzuführen sein könnten.

Schlüsselindikator frühzeitige Schul- und 
Ausbildungsabgängerinnen und ‑abgänger, 18- bis 
24‑Jährige 

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da die Quote der frühzeitigen Schulabgängerinnen und 
Schulabgänger vor allem seit 2007 stark sank und sich 
deutlich unter dem EU 2020-Zielwert für Österreich befin-
det, wird die langfristige Entwicklung als sehr positiv 
bewertet. Die kurzfristige Betrachtung seit 2016 fällt neut-
ral aus, da der Unterschreitung des Zielwertes ein Anstieg 
der Quote gegenübersteht.“

2018 waren in Österreich 7,3 % der jungen Erwachsenen 
zwischen 18 und 24 Jahren ohne Sekundarabschluss und 
befanden sich auch nicht in einer weiterführenden Aus-
bildung. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet das praktisch 
keine weitere Veränderung (2017: 7,4 %).

EU-weit waren 2018 10,6 % der 18- bis 24-Jährigen frühe 
Schul- und Ausbildungsabgängerinnen und -abgänger. 
Auch hier konnte der Anteil im Beobachtungszeitraum 
deutlich reduziert werden (2004: 16 %), im Vorjahresver-
gleich gibt es keine Veränderung.
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Schlüsselindikator physisches Unsicherheitsempfin-
den der Bevölkerung 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Mit Verwaltungsdaten rück-
gerechnete Werte für 2008-2011.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die längerfristige Entwicklung seit 2004 zeigt im Trend 
nur wenig Veränderung und wird daher neutral bewertet. 
Da seit 2016 ein deutlicher Rückgang festzustellen ist, wird 
die kurzfristige Veränderung als sehr positiv bewertet.“

Physische Unsicherheit bezieht sich auf sämtliche externe 
Faktoren, die die physische Integrität einer Person gefähr-
den. Verbrechen und Unfälle sind dabei nur die offen-
sichtlichsten Ausformungen. Physisches Unsicherheits-
empfinden wird in EU-SILC durch die folgende Frage 
erfasst: „Haben Sie in Ihrer Wohngegend Probleme mit 
Kriminalität, Gewalt oder Vandalismus?“. 9,7 % der Bevöl-
kerung gaben 2018 an, in ihrer Wohngegend Probleme 
durch Kriminalität, Gewalt oder Vandalismus zu haben, 
was einen Rückgang von 1,2 %-Punkten gegenüber dem 
Vorjahr darstellt.

Vergleicht man die Werte zum physischen Unsicherheits-
empfinden für Österreich mit den EU-Werten, so zeigt 
sich, dass sich Österreicherinnen und Österreicher in 
ihrer Wohngegend im Durchschnitt etwas sicherer füh-
len (und immer sicherer gefühlt haben) als EU-Bürgerin-
nen und EU-Bürger. 

Schlüsselindikator Todesfälle aufgrund von Mord, 
Totschlag und Verletzungen mit Todesfolgen 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Todesursachenstatistik.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da die Tötungsrate seit 2000 stark zurückging, wird die 
langfristige Entwicklung als sehr positiv bewertet. Von 
2016 auf 2018 wurde dagegen ein Anstieg verzeichnet, 
trotzdem liegen die Werte unter dem EU-Durschnitt (0,62 
für 2016), weshalb die kurzfristige Entwicklung als neut-
ral eingestuft wird.“

Die Daten aus der Todesursachenstatistik, die bei ihrer 
Berechnung der Tötungsrate (Totschläge und Verletzung 
mit Todesfolgen eingeschlossen) die kontinuierliche Alte-
rung der Bevölkerung bei der Berechnung des Indikators 
berücksichtigt, zeigen, dass das Risiko durch Mord, Tot-
schlag oder vorsätzliche Verletzung zu Tode zu kommen, 
seit 2000 in Österreich kontinuierlich gesunken ist. Wäh-
rend Anfang der 2000er Jahre noch durchschnittlich eine 
von 100.000 Personen durch Mord, Totschlag und vorsätz-
lich zugefügte Verletzungen zu Tode kam, waren es 2018 
auf 100.000 Personen nur noch 0,57 vorsätzlich Getötete 
(2014 sogar nur 0,4). Hier ist auf die bereits sehr niedri-
gen Werte hinzuweisen, die Schwankungen der einzel-
nen Jahre sind daher nicht überzubewerten.

Die standardisierte Rate gibt dabei an, wie viele Sterbe-
fälle aufgrund der jeweils herrschenden Sterblichkeits-
verhältnisse auf 100.000 Lebende entfallen wären, wenn 
der Altersaufbau der nationalen Bevölkerung (gleichen 
Geschlechts) in der betreffenden Berichtsperiode dem 
der gewählten Standardbevölkerung entsprochen hätte.
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Schlüsselindikator Vertrauen in das politische System 
der Bevölkerung ab 16 Jahren auf einer Skala von 
0-10 (2013) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2013, Modul Wohlbefinden; Eurostat.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

Keine Bewertung möglich, da keine Zeitreihe verfügbar.

Auf einer 11-stufigen Skala von 0 (vertraue gar nicht) bis 
10 (vertraue vollkommen) wählten 2013 (letztverfügba-
res Jahr) 21 % hohe (7-10) und 44 % niedrige (0-4) Werte. 
12 % gaben an, überhaupt kein Vertrauen in das politi-
sche System zu haben. Der Mittelwert lag bei 4,4, der für 
die EU-28 lediglich bei 3,5. Es ist anzunehmen, dass die 
Antwortverteilung bei den Fragen zum Vertrauen deswe-
gen so stark von der Verteilung bei Zufriedenheitsfragen 
– wie etwa der Frage nach der subjektiven Lebenszufrie-
denheit – abweicht, da hier im Gegensatz zur Zufrieden-
heit, die das Individuum von innen her erlebt, das Objekt 
der Bewertung extern ist, d. h. außerhalb des Individu-
ums liegt.

In der durchschnittlichen Beurteilung zeigten sich zwi-
schen den verschiedenen Einkommensgruppen geringe 
Unterschiede. So lag das mittlere Vertrauen in das politi-
sche System im untersten Einkommensquintil bei einem 
Mittelwert von 4,2, während sich im obersten Einkom-
mensquintil ein Mittelwert von 4,6 ergab.

Schlüsselindikator Wohnkostenüberbelastung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC. - Die Daten der Periode 2008-2011 
können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 2014 
eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für EU-SILC verwendbaren 
Verwaltungsdaten vorgenommen wurde.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf der Wohnkostenüberbelastung 
zeigt einen Anstieg und ist daher tendenziell negativ zu 
sehen. Die kurzfristige Betrachtung fällt neutral aus, da 
sich der Anteil der betroffenen Bevölkerung zwischen 2016 
und 2018 kaum verändert hat.“

Der Schlüsselindikator Wohnkostenüberbelastung 
beschreibt den Anteil der Bevölkerung, deren Wohnungs-
aufwand 40 % des Haushaltseinkommens übersteigt. Als 
Wohnungsaufwand zählen dabei alle Ausgaben für Miete, 
Betriebskosten, Heizung, Energie und Instandhaltung 
sowie Zinszahlungen für Kredite für Wohnraum, wobei 
Wohn- und Mietbeihilfen sowohl vom Wohnungsaufwand 
wie auch dem Haushaltseinkommen abgezogen werden.

Der Anteil der Personen mit Wohnkostenüberlastung hat 
sich seit 2008 erhöht: wobei der Anstieg über die Jahre 
hinweg nicht graduell erfolgt. 2008 waren 6,1 % der Bevöl-
kerung von einer Wohnkostenüberbelastung betroffen. 
Seit 2012 scheint sich der Anteil bei rund 7 % einzupen-
deln. 2018 hatten 6,8 % der Bevölkerung Wohnkostenüber-
belastung. Wie Detailanalysen zeigen, sind es vor allem 
Mieterinnen und Mieter in Wohnungen des privaten Sek-
tors und in großen Städten, die durch ihre Wohnkosten im 
Verhältnis zum Haushaltseinkommen überbelastet sind.
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Schlüsselindikator allgemeine Lebenszufriedenheit 
auf einer Skala von 0-10

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der Mittelwert der Jahre 2016 bis 2018 zeigt einen gerin-
gen Anstieg der allgemeinen Lebenszufriedenheit, wäh-
rend der Anteil der sehr unzufriedenen Personen zwischen 
2016 und 2018 erkennbar zurückgeht. Die kurzfristige Ent-
wicklung wird daher als tendenziell positiv bewertet. Eine 
langfristige Bewertung erfolgt erst, wenn Daten für min-
destens 10 Jahre vorhanden sind.“

Die Lebenszufriedenheit wird in EU-SILC wie folgt erfragt: 
„Wie zufrieden sind Sie mit Ihrem Leben insgesamt? Bitte 
antworten Sie auf einer Skala von 0 bis 10, wobei 0 für 
„überhaupt nicht zufrieden‘‘ und 10 für „vollkommen 
zufrieden‘‘ steht“. 2018 lag die mittlere Lebenszufrieden-
heit bei 8,0 von 10 Punkten und damit auf dem Niveau 
der beiden Vorjahre. Der Anteil der Personen mit einer 
geringen Zufriedenheit (fünf oder weniger) lag mit 9,8 % 
auf dem geringsten Niveau seit 2013 (12,8 %).

Vergleicht man die österreichischen Daten mit den 
EU-28-Werten von 2013 (letztverfügbares Jahr), so liegt 
der Mittelwert für Österreich (8,0) über dem EU-Wert von 
7,1. Besonders deutlich ist der Unterschied beim Personen 
mit hoher Zufriedenheit: während in Österreich zuletzt 
39,7 % in diese Kategorie fallen, sind es im EU-28-Durch-
schnitt nur 21,7 %. 
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Umwelt

Das gegenwärtige Wohlbefinden hat sowohl mit öko-
nomischen Ressourcen (wie Einkommen) als auch mit 
sozialen Aspekten der Lebensqualität (z. B. Bildung und 
Gesundheit) zu tun. Deren Nachhaltigkeit hängt davon 
ab, ob sie an künftige Generationen weitergegeben wer-
den können (siehe auch Stiglitz et al., 2009). Wohlstand 
und Fortschritt lassen sich daher erst durch die Einbezie-
hung der Umweltperspektive - etwa Auswirkungen des 
Ressourcenverbrauchs oder der Schadstoffbelastung - 
umfassend beurteilen. 

Im Themenfeld Umwelt wurden die folgenden fünf Dimen-
sionen definiert, denen jeweils zwei bis drei Schlüsselin-
dikatoren zugeordnet sind.

Dimensionen der Umwelt

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Wesentlich für einen nachhaltigen Wohlstand und Fort-
schritt ist eine verminderte, effiziente und emissions-
arme Nutzung von Ressourcen. Mit dem Konzept der 
Entkoppelung wird die Entwicklung der (ökologischen) 
Nachhaltigkeit durch Indikatoren messbar. Von absoluter 
Entkoppelung spricht man, wenn die betreffende Umwel-
tauswirkung (z. B. Materialverbrauch) stabil oder abneh-
mend ist, während der Wirtschaftsindikator (zumeist 
das BIP) zunimmt. Die Entkoppelung ist relativ, wenn die 
Wachstumsrate des Materialverbrauchs positiv ist, jedoch 
geringer als jene der wirtschaftlichen Variable. 

Als Datenquellen dienen hauptsächlich Umweltdaten 
von Statistik Austria. Ergänzend wurden für Umweltberei-
che, die unter die Agenden des Umweltbundesamts (z. B. 
Transportleistung, Luftemissionen) oder des Bundesmi-
nisteriums für Nachhaltigkeit und Tourismus (BMNT, z. B. 
Fläche der Bio-Landwirtschaft) fallen, die entsprechen-
den Daten dieser Institutionen verwendet.

Schlüsselindikator inländischer Materialverbrauch 
(DMC)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Materialflussrechnung, VGR, Eurostat. - 
* DMC‑Werte stellen vorläufige Ergebnisse berechnet nach der Ver-
änderungsrate von Eurostat dar.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der Materialverbrauch startete mit Beginn der Zeitreihe 
2000 bereits auf zu hohem Niveau, um den Zielen einer 
nachhaltigen Entwicklung zu entsprechen. In einzelnen 
Jahren zeigte sich ein Rückgang, 2018 überstieg der Ver-
brauch jedoch wieder den Wert von 2000. Die Entwick-
lung wird daher langfristig tendenziell negativ einge-
schätzt. In den letzten beiden Beobachtungsjahren stieg 
der Materialverbrauch wieder leicht an, was kurzfristig zu 
einer tendenziell negativen Bewertung des Verlaufs führt. 
Zu berücksichtigen ist dabei, dass das Jahr 2018 auf vor-
läufigen Daten nach Schätzungen von Eurostat beruht, 
die sich noch ändern können.“

In Österreich stieg der Materialverbrauch im Zeitraum 
2000 bis 2018 (vorläufige Schätzung durch Eurostat) um 
3,2 %. Das reale BIP wuchs im selben Zeitraum um 31,5 %, 
was einer erhöhten Materialeffizienz (BIP/DMC) entspricht. 
Der inländische Materialverbrauch sank von 2007 auf 2008 
um 4,6 %, während das reale BIP um 1,5 % wuchs, damit 
wurde eine absolute Entkoppelung vom BIP erreicht. Seit 
dem Jahr 2011 blieb der DMC in etwa konstant. Laut ers-
ten Berechnungen von Eurostat gab es 2018 einen Anstieg 
von 2,2 %, der DMC betrug damit 2018 rund 167 Mio. t.
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Schlüsselindikator Flächen mit biologischer Bewirt-
schaftung (Anteile an der gesamten landwirtschaft-
lich genutzten Fläche)

Q: BMNT, Grüner Bericht. Fläche ohne Almen laut INVEKOS für geförderte 
Biobetriebe; Eurostat (geringfügig abweichend aufgrund Datenverfüg-
barkeit: ökologische Landwirtschaft konvertiert oder unter Konversion).

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die starke Ausweitung der Bio-Flächen wird langfristig 
als sehr positiv gesehen. Österreich befindet sich auch im 
internationalen Vergleich auf hohem Niveau (2017: EU-28: 
7 % Bio-Fläche, Österreich: rund 23 % laut EU-Definition). 
Die kurzfristige Entwicklung der Bio-Flächen in Österreich 
mit dem deutlichen Anstieg in den Jahren 2017 und 2018 
wird ebenfalls sehr positiv bewertet.“ 

In Österreich hat sich von 2000 bis 2018 der Anteil der Flä-
chen, welche biologisch bewirtschaftet wurden, an den 
gesamten landwirtschaftlich genutzten Flächen (ohne 
Almen), von 11,5 % auf 23,2 % verdoppelt. Der Anteil der 
biologisch bewirtschafteten Flächen zeigte vor allem in 
den Jahren 2002 bis 2005 und 2007 bis 2010 sowie seit 
2015 ein deutliches Wachstum. 

Rund 90 % der biologisch bewirtschafteten Flächen in 
Österreich werden über ÖPUL gefördert (Maßnahme 20, 
früher 1). Die Stagnation des Anteils der Flächen in den 
Perioden 2000/2001, 2006 und 2011 bis 2014 ist Groß-
teils auf das Auslaufen der Verpflichtungen im Rahmen 
des jeweiligen Agrar-Umweltprogramms ÖPUL zurück-
zuführen. Ab dem Start der neuen Periode wurden wie-
der starke Anstiege der Bio-Flächen verzeichnet: 2017 
+8,4 %, 2018 +3,6 %.

Schlüsselindikator Flächeninanspruchnahme insge-
samt

Q: STATISTIK AUSTRIA, Bevölkerungsstatistik: Bevölkerung im Jahres-
durchschnitt; Umweltbundesamt, Flächeninanspruchnahme modifi-
ziert nach © Regionalinformation BEV, Inanspruchnahme am 1.1. des 
Jahres (ab 2013: 31.12. des Jahres).

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Bodenversiegelung stellt eines der größten Umwelt-
probleme dar und ist ein nahezu irreversibler Prozess. Der 
kontinuierliche Anstieg der Flächeninanspruchnahme 
durch Bau-, Verkehrs- und sonstige Flächen wird daher 
langfristig eindeutig negativ bewertet. Kurzfristig steigt 
der Flächenverbrauch ebenfalls weiter an und liegt über 
dem Bevölkerungswachstum, die Entwicklung der letzten 
3 Jahre wird daher ebenfalls negativ gesehen.“

Die Flächeninanspruchnahme insgesamt nahm in den Jah-
ren 2001 bis 2018 um 26,0 % zu (durchschnittlich 1,4 % pro 
Jahr), insgesamt entspricht dies einer Zunahme von 1.170 
km² für den gesamten Zeitraum. Damit wuchs die Flä-
cheninanspruchnahme im Beobachtungszeitraum deut-
lich schneller als die österreichische Bevölkerung (+9,9 %). 

Die gesamte tägliche Flächenneuinanspruchnahme (Bau-, 
Verkehrsflächen und sonstige) lag in der Periode 2015 
bis 2018 bei 11,6 Hektar (ha) pro Tag. Mit der Flächeni-
nanspruchnahme geht die voranschreitende Boden-
versiegelung einher, d. h. die Bedeckung des Bodens 
durch wasserundurchlässige Schichten (z. B. Asphalt). 
Der Gesamtversiegelungsgrad der Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen in Österreich betrug 2018 41,2 %.
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Schlüsselindikator Treibhausgasemissionen (in Mio. t 
CO2-Äquivalenten) 

Q: Umweltbundesamt nach Klimaschutzgesetz (BGBl I Nr. 94/2013) 
sowie KSG-Novelle (BGBl I Nr. 128/2015). Die Daten 2005 bis 2012 wur-
den entsprechend der ab 2013 gültigen Abgrenzung des Emissions-
handels angepasst. Zielpfad Effort Sharing laut Beschluss EU 2017/1471 
(nach Anpassung) der EU-Kommission. 

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die THG-Emissionen sind über die gesamte Periode 2000 
bis 2017 auf zu hohem Niveau, die Entwicklung wird daher 
langfristig tendenziell negativ eingeschätzt, auch wenn 
sich seit 2006 ein leichter Rückgang zeigt. Die kurzfris-
tige Entwicklung der gesamten THG wird durch den deut-
lichen Anstieg von 2015 auf 2017 negativ bewertet. Der 
Wert 2017 der Emissionen des Nicht-Emissionshandels 
liegt mit 51,7 Mio.t über der erlaubten Höchstmenge für 
2017 laut Klimaschutzgesetz (knapp 50 Mio.t), bei einer 
Beibehaltung des Trends der letzten Jahre wird das Ziel 
von 47,8 Mio.t nicht erreicht. “

Die Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen) stiegen 
von 2000 (80,4 Mio. t CO2-äquiv.) bis 2005 (92,6 Mio. t CO2-
äquiv.) deutlich an. Ab 2006 bis 2014 (Ausnahme 2010) gab 
es dagegen einen Rückgang um insgesamt 17,2 % und damit 
eine Entkoppelung von der Wirtschaftsleistung (BIP). In den 
letzten Jahren stiegen die Emissionen dagegen deutlich an, 
von 2016-2017 um 3,3 %, damit wurde der Abwärtstrend 
nicht fortgesetzt. Die Emissionen lagen zuletzt mit 82,3 
Mio. t CO2-äquiv. klar über dem Ausgangswert von 2000 
(80,4 Mio. t CO2-äquiv.). Die Emissionen des Nicht-Emissi-
onshandelsbereichs lagen 2017 mit 51,7 Mio. t CO2-Äquiv. 
um 2,1 Mio. t über dem Zielwert von 49,5 Mio. t.

Schlüsselindikator mittlere Exposition durch PM2,5, 
bevölkerungsgewichtet (Feinstaub), Vergleich 
PM10-Exposition 

Q: Umweltbundesamt. – Anmerkung: im August sollen die endgülti-
gen Daten kommen, aber ohne große Änderungen

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die bevölkerungsgewichtete PM2,5-Exposition hängt von 
den inländischen PM2,5-Emissionen, den meteorologischen 
Bedingungen, von Fernverfrachtung aus dem benach-
barten Ausland sowie von den Emissionen von gasför-
migen Vorläufersubstanzen im In- und Ausland ab. Die 
PM2,5-Belastung ist von 19 µg/m³ (2005) auf rund 13 µ/m³ 
im Jahr 2018 (-32 %) deutlich zurückgegangen, die lang-
fristige Entwicklung wird daher sehr positiv beurteilt. Der 
kurzfristige Trend 2016 - 2018 ist ansteigend, was zu einer 
tendenziell negativen Einschätzung führt. “

Von 2005 – 2018 ging die bevölkerungsgewichtete Belas-
tung durch PM2,5 von 19,3 µg/m³ auf 13,1 µg/m³ zurück, 
das bedeutet einen Rückgang von 32 %. Mit Ausnahme 
der Jahre 2010 und 2018 zeigt sich dabei ein abnehmen-
der Trend. Im Jahr 2018 lag die bevölkerungsgewichtete 
Belastung mit 13,1 µg/m³ deutlich über dem Wert von 
2017 mit 11,4 µg/m³. PM2,5 sind Staubpartikel in inhalier-
barer Größe (Feinstaub).

Die jährlichen Veränderungen sind dabei stark durch 
die unterschiedlichen meteorologischen Bedingungen 
bestimmt. Für die Berechnung der bevölkerungsgewich-
teten Belastung durch PM2,5 (Feinstaub) wurden vom 
Umweltbundesamt topographische Daten sowie Mess-
daten von Feinstaub und Bevölkerungsdaten miteinan-
der in Beziehung gesetzt.
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Schlüsselindikator Anteil der erneuerbaren Energie-
träger am Bruttoendenergieverbrauch

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik. - Anrechenbare Erneuerbare 
laut Richtlinie 2009/28/EG. 

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„In der kurzfristigen Betrachtung kam es zu einem Rück-
gang des Anteils der erneuerbaren Energieträger, zudem 
liegt der Wert für 2017 nur mehr knapp über dem linea-
ren Zielpfad. Schreitet die kurzfristige Entwicklung so fort, 
kommt es zu einer Unterschreitung – deshalb fällt die kurz-
fristige Bewertung tendenziell negativ aus. Der gesamte 
Zeitraum wird tendenziell positiv bewertet, wobei zukünf-
tige Maßnahmen zur Erhöhung des Anteils immer schwie-
riger umsetzbar sein werden.“

2017 wuchs der Verbrauch an fossiler Energie stärker, als 
das Aufkommen an erneuerbarer Energie: Der Anteil der 
anrechenbaren erneuerbaren Energieträger am Bruttoen-
denergieverbrauch in Österreich ging von 33,0 % im Jahr 
2016 auf 32,6 % im Jahr 2017 zurück (letztverfügbares 
Jahr). Damit liegt die Entwicklung des Erneuerbaren-An-
teils nur mehr knapp über dem linearen Zielpfad für das 
nationale Ziel von 34 % für 2020. 

Der Einsatz von Energie aus erneuerbaren Quellen nahm 
dabei seit 2005 um 44 % zu. Im internationalen Vergleich 
lag Österreich mit einem Anteil von 32,6 % für das Jahr 2017 
wesentlich über dem Durchschnitt der EU-28 mit 17,5 %.

Schlüsselindikator Energetischer Endverbrauch

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik. - * Werte für 2018 stellen vor-
läufige Ergebnisse dar.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Unter dem Aspekt der langfristigen Ziele zur Begren-
zung des Klimawandels liegt der Energieverbrauch auf 
zu hohem Niveau. Insbesondere der Zuwachs in den Jah-
ren 2000 - 2005 wird negativ gesehen. Wichtig wäre nicht 
nur eine Stabilisierung des Verbrauchs, sondern auch eine 
Reduktion unter das Ausgangsniveau. Das Fehlen beider 
Faktoren führt zu einer tendenziell negativen Beurteilung 
der langfristigen Entwicklung. Die kurzfristige Entwick-
lung zeigt von 2016 auf 2018 (vorläufiges Ergebnis) einen 
Anstieg und liegt über dem Energieeffizienzrichtwert, sie 
wird daher tendenziell negativ beurteilt.“

Für das Jahr 2018 weist die vorläufige Energiebilanz für den 
EEV eine erste Schätzung von 1.122 PJ aus. Dies bedeutet 
im Vergleich zum Vorjahr einen Rückgang von 0,6 %. Haup-
tursache dafür war, bedingt durch die höheren Außen-
temperaturen in der Heizperiode, die um rund 10 % nied-
rigere Heizgradsumme.

Während die Entwicklung von Energieverbrauch und rea-
lem BIP über lange Jahre sehr ähnlich verlief, zeigte sich 
seit dem Jahr 2006 für ersteren ein Einbremsen des Wachs-
tums. Ab 2015 stieg der EEV jedoch wieder kontinuierlich 
an und lag damit 2018 (vorläufige Schätzung) mit 1.122 PJ 
deutlich über dem Energieeffizienzrichtwert von 1.050 PJ.
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Schlüsselindikator Energieverbrauch des Verkehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik, VGR. - * Energiewerte für 2018 
stellen vorläufige Ergebnisse dar.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die starke Steigerung des Energieverbrauchs des Ver-
kehrs insbesondere in den Jahren 2000 bis 2007 verläuft 
konträr zu den langfristigen Zielen zur Begrenzung des 
Klimawandels. Es sind keine energieeinsparenden Struk-
turänderungen (z. B. Verlagerung des Transports von der 
Straße auf Schiene) erkennbar. Der langfristige Trend, der 
deutlich über dem BIP-Wachstum liegt, wird daher nega-
tiv beurteilt. Kurzfristig zeigt sich zwischen 2016 und 2018 
(vorläufiges Ergebnis) ein deutlicher Anstieg, der ebenfalls 
negativ bewertet wird.“

Der gesamte Energieverbrauch des Verkehrs stieg in den 
Jahren 2000 bis 2018 um 37,2 %, während das reale BIP im 
selben Zeitraum mit 31,5 % schwächer wuchs. In den Jah-
ren 2000 bis 2005 kam es im Vergleich zum BIP zu einem 
deutlich stärkeren Anstieg des EEV. Davon abweichend 
gab es in den Jahren 2006 und 2008 trotz ansteigender 
Wirtschaftsleistung erste Abnahmen des verkehrsbe-
dingten Energieverbrauchs. Im Krisenjahr 2009 fiel der 
Verbrauch auf das Niveau von 2003 zurück. 

Die vorläufige Energiebilanz weist, nach einem Anstieg 
von 1,3 % für 2017, für das Jahr 2018 einen neuerlichen 
deutlichen Anstieg (+2,0 %) im Vergleich zum Vorjahr 
aus. Damit wird der höchste Verbrauch der Zeitreihe seit 
2000 erreicht.

Schlüsselindikator Transportleistung des Lkw-Ver-
kehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA, Güterverkehrsstatistik, VGR.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die kurzfristige Entwicklung der Transportleistung des 
Lkw-Verkehrs mit dem deutlichen Anstieg in den Jahren 
2015 - 2017 wird negativ eingeschätzt. Eine langfristige 
Bewertung erfolgt erst, wenn Daten für wenigstens 10 
Jahre vorhanden sind.“

Im Zeitraum 2009 bis 2017 wuchs die Transportleistung 
auf der Straße mit österreichischen und ausländischen 
Fahrzeugen insgesamt um 28,1 %, das reale BIP wuchs im 
Vergleichszeitraum um 12,5 %. Dabei stieg die Transport-
leistung mit ausländischen Fahrzeugen mit 43,2 % deut-
lich stärker an als jene mit österreichischen Fahrzeugen 
(13,0 %). Der überdurchschnittlich hohe Anstieg der Trans-
portleistung ausländischer Fahrzeuge laut Daten der kon-
solidierten Straßengüterverkehrsstatistik von 11,0 % (2017) 
wirkt sich auch auf den Anstieg der Straße insgesamt von 
6,7 % aus. Für österreichische Fahrzeuge zeigte sich in den 
Jahren 2012 und 2013 ein Rückgang von 5,0 % bzw. 3,8 %, 
der jedoch in den folgenden drei Jahren mit deutlichen 
Zuwächsen (2017 +1,7 %) mehr als ausgeglichen wurde.

Seit 2009 zeigt sich kaum die gewünschten Anteilsver-
schiebungen von der Straße zu Schiene und Schiff. Der 
Anteil der Straße betrug 2009 62,2 % und lag 2017 63,1 %. 
Mit der Bahn wurde jeweils etwas über ein Drittel der 
Transportleistung erbracht, auf die Schifffahrt entfielen 
2017 anteilig 3,0 %.
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Schlüsselindikator Treibhausgasemissionen des 
Verkehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA; Umweltbundesamt nach Klimaschutzgesetz 
(BGBl I Nr. 94/2013) sowei KSG-Novelle (BGBl I Nr. 128/2015). - Die Daten 
2005 bis 2012 wurden entsprechend der ab 2013 gültigen Abgrenzung 
des Emissionshandels angepasst.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Treibhausgasemissionen des Verkehrs sind über die 
gesamte Periode 2000 - 2017 auf zu hohem Niveau, die 
Entwicklung wird daher langfristig negativ eingeschätzt, 
auch wenn sich 2006 bis 2009 ein Rückgang zeigte. Die 
kurzfristige Entwicklung der THG des Verkehrs mit dem 
starken Anstieg in den letzten beiden Jahren wird eben-
falls negativ bewertet.“

Die Treibhausgasemissionen des Verkehrs wuchsen im 
gesamten Zeitraum 2000 bis 2017 mit 27,9 % stark, wäh-
rend die Treibhausgasemissionen insgesamt im selben 
Zeitraum nur um 2,3 % anstiegen. Der Sektor Verkehr wies 
damit im Jahr 2017 Treibhausgasemissionen im Ausmaß 
von knapp 24 Mio. Tonnen CO2-Äquivalenten auf. Ein 
besonders starker Anstieg zeigt sich bis zum Jahr 2005, 
danach gab es weitgehend einen abnehmenden Trend. 
In den letzten Jahren stiegen die Emissionen dagegen 
wieder deutlich an (2016 +3,9 %, 2017 +2,9 %).

Die Ursachen für die starke Steigerung der Emissionen im 
Verkehrssektor – vor allem in den Jahren 2000 bis 2005 –
sind hauptsächlich im Anstieg der inländischen Fahrleis-
tung im Straßenverkehr und dem steigenden Kraftstoffex-
port im Tank (Tanktourismus), zu suchen. Die Emissionen 
des Verkehrssektors werden wie der Energieverbrauch 
nach dem Inlandsprinzip, also auf Basis der in Österreich 
abgesetzten Treibstoffmengen, berechnet.

Schlüsselindikator Ökosteueranteil an den Steuern 
insgesamt (inklusive tatsächliche Sozialbeiträge)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Öko-Steuern, Steuerstatistiken. Daten nach 
nationaler Definition inklusive Grundsteuer B .Anteil an den Gesam-
teinnahmen aus Steuern und Pflichtsozialbeiträgen nach Abzug der 
veranlagten Beträge, deren Einziehung unwahrscheinlich ist. - * Werte 
für 2018 stellen vorläufige Ergebnisse dar. 

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Öko-Steueranteile zeigen im gesamten Verlauf keine 
wesentlichen Veränderungen. Die Entwicklung wird daher 
sowohl kurz- als auch langfristig als neutral eingeschätzt. 
Nach den Berechnungen von Eurostat liegt Österreich 
2017 mit einem Anteil von 5,6 % etwas unter dem Durch-
schnitt der EU-28 mit 6,0 % (Daten jeweils, abweichend von 
der nationalen Berechnung, ohne Berücksichtigung der 
Grundsteuer B). Dies lässt den Schluss zu, dass Potenzial 
für weitere Ökosteuern vorhanden ist. Allerdings werden 
ökologisch relevante Gebühren (wie Mauten oder Abfall-
gebühren) dabei nicht berücksichtigt.“

Die gesamten Einnahmen aus Ökosteuern beliefen sich 
für 2018 (erste Schätzung) auf knapp 9,6 Mrd. Euro, im Jahr 
2017 wurden rund 9,5 Mrd. Euro lukriert. Der Anteil der 
Ökosteuern an den Steuereinnahmen insgesamt (inklu-
sive tatsächliche Sozialbeiträge) sank von 2000 (6,2 %) bis 
2018 (5,9 %) geringfügig. Der höchste Öko-Anteil an den 
gesamten Steuereinnahmen war in den Jahren 2003 – 
2005 mit 6,8 % zu verzeichnen, damals wurde der Mine-
ralölsteuersatz erhöht. Im Jahr 2018 (vorläufiges Ergeb-
nis) waren die Umweltsteuern um knapp 1 % höher als im 
Jahr davor, das gesamte Steueraufkommen stieg dage-
gen um 5,3 %. Dies führte zu einem reduzierten Ökosteu-
eranteil (2017 6,1 % und 2018 vorläufig 5,9 %).
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Sonderkapitel Wie geht’s Österreich beim 
Thema Sicherheit?

Das diesjährige Sonderkapitel zu WgÖ? beschäftigt sich 
mit Fragen zu physischer und psychischer Sicherheit. 
Die Themen persönliches Sicherheitsempfinden oder 
Gewalt hängen eng mit den verschiedenen Aspekten 
von Wohlstand und Fortschritt – wie im Projekt WgÖ? 
abgebildet – zusammen. Das Thema Sicherheit ist im 
Bereich der Lebensqualität in der Dimension Physische 
Unsicherheit verankert. Das Sonderkapitel 2019 zeigt 
nach einem kurzen Überblick über die Datenlage erst-
mals Ergebnisse der Onlinebefragung „Sicherheit und 
Grundrechte in Österreich“, die Statistik Austria im Jahr 
2019 im Auftrag der Agentur der Europäischen Union 
für Grundrechte (FRA, European Union Agency for Fun-
damental Rights) durchgeführt hat.

Die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung bezieht 
sich mehrfach auf Aspekte der Sicherheit. Einerseits wird 
mit dem Ziel 16 direkt darauf abgezielt: „Friedliche und 
inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung 
fördern, allen Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen 
und leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und inklu-
sive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen“. Das Unter-
ziel 16.1 möchte, „Alle Formen der Gewalt und die gewalt-
bedingte Sterblichkeit überall deutlich zu verringern“.

Das Ziel 5 möchte „Geschlechtergleichstellung erreichen 
und alle Frauen und Mädchen zur Selbstbestimmung befä-
higen“. Die ersten darin befindlichen Unterziele berück-
sichtigen den Genderaspekt von physischer Sicherheit 
bzw. die Verringerung und Beseitigung von Gewalt spe-
ziell gegen Frauen. Die Unterziele halten fest, dass alle 
Formen der Diskriminierung von Frauen und Mädchen 
überall auf der Welt beendet werden sollten (5.1), alle 
Formen von Gewalt gegen alle Frauen und Mädchen im 
öffentlichen und im privaten Bereich einschließlich des 
Menschenhandels und sexueller und anderer Formen der 
Ausbeutung beseitigt werden sollten (5.2) und alle schäd-
lichen Praktiken wie Kinderheirat, Frühverheiratung und 
Zwangsheirat sowie die Genitalverstümmelung bei Frauen 
und Mädchen beseitigt werden sollten (5.3).

Die Dimension Physische Unsicherheit enthält zwei Schlüs-
selindikatoren, einerseits den subjektiven Indikator des 
„physischen Unsicherheitsempfindens“ und andererseits 
den Objektiven Indikator der „Tötungsrate“, welcher die 
Todesfälle aufgrund von Mord, Totschlag und Verletzun-
gen mit Todesfolgen anzeigt. Diese beiden Indikatoren 
bilden einen wichtigen Ausschnitt der Sicherheitslage 
ab, trotzdem bleiben wesentliche Bereiche unberück-
sichtigt. Weiter zu berücksichtigen wären beispielsweise 
physische Gewalterfahrungen ohne Todesfolge, psychi-
sche oder sexuelle Gewalt, Eigentumsdelikte, Diskrimi-
nierungserfahrungen oder Stalking.

Für einige dieser Bereiche kann auf Daten aus der Anzei-
genstatistik des Bundesministeriums für Inneres zurück-
gegriffen werden, diese Daten zeigen damit das soge-
nannte „Hellfeld“, also jene Fälle, die offiziell bekannt und 
registriert wurden. Es ist jedoch bekannt, dass Menschen, 
die Opfer von Kriminalität werden (Viktimisierung), ihre 
Erlebnisse nicht immer mit anderen Menschen teilen und 
auch nicht immer offiziell melden. Die Kriminalitätsstatis-
tik kann daher auch nur einen beschränkten Ausschnitt 
der Sicherheitslage bieten.

Der Anteil der Kriminalität, der nicht angezeigt bzw. regis-
triert wird, wird als „Dunkelfeld“ bezeichnet. Daten dazu 
– sowie zu den persönlichen Folgen von Kriminalitätser-
fahrungen – erfordern repräsentative Erhebungen. Lau-
fende statistische Erhebungen zu Gewalterfahrungen, 
wie in einigen europäischen Ländern üblich, werden in 
Österreich derzeit nicht vorgenommen. Die im Sonder-
kapitel erstmals gezeigten Ergebnisse beruhen auf der 
im Frühjahr 2019 im Auftrag der Agentur für Grundrechte 
der Europäischen Union (FRA) durchgeführten Online-
befragung „Sicherheit und Grundrechte in Österreich“. 
Diese Erhebung behandelt Sicherheitsängste sowie kon-
kret erlebte Erfahrungen mit Eigentumsdelikten, Belästi-
gungen und Gewalt.

Die Ergebnisse geben nicht nur Einblick in das durch poli-
zeiliche und gerichtliche Kriminalstatistiken unbeleuch-
tete Dunkelfeld der Kriminalität, sondern geben Aufschluss 
über die betroffenen Personengruppen. Dies kann dazu 
beitragen, die Effektivität der Sicherheits- und Beratungs-
einrichtungen konkret einzuschätzen und stärker auf Prä-
vention und die Bedürfnisse der Betroffenen auszurichten.

Die Befragung wurde im April und Mai 2019 durchge-
führt. Statistik Austria hat dafür eine kontrollierte Wahr-
scheinlichkeitsstichprobe von 3.500 Personen zwischen 
16 und 74 Jahren aus dem zentralen Melderegister gezo-
gen. Insgesamt wurden 1.233 verwertbare Fragebögen 
ausgefüllt. Die Stichprobenziehung, die gute Beteiligung 
an dieser Erhebung und die Anwendung von etablier-
ten Hochrechnungsverfahren auf Grundlage von Regis-
terinformationen durch Statistik Austria sowie ein spe-
zieller Datenschutz für die Befragten gewährleisten die 
bestmögliche Datenqualität bei einer Onlinebefragung.

Sicherheitsängste verringern die alltägliche Lebensquali-
tät. Der Schlüsselindikator zum physischen Unsicherheits-
empfinden wird jährlich aus der EU-SILC Erhebung durch 
die folgende Frage erfasst: „Haben Sie in Ihrer Wohnge-
gend Probleme mit Kriminalität, Gewalt oder Vandalis-
mus?“. Hochgerechnet waren demnach im Jahr 2018 9,7 % 
der Bevölkerung von subjektiver Kriminalitätsangst betrof-
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fen. In der Grundrechtebefragung 2019 wurden Sicher-
heitsängste detailierter abgefragt. Insgesamt ist demnach 
ungefähr jeder vierte Mann bzw. jede dritte Frau unter 
den 16- bis 74-Jährigen sehr besorgt über zumindest eines 
von vier konkreten Sicherheitsrisiken. Am häufigsten ist 
die Angst vor Missbrauch von Bankdaten (Frauen 19 %, 
Männer 14 %). Ähnlich häufig ist die Sorge vor Taschen-
diebstahl oder Einbruch.

Die Ergebnisse der Grundrechtebefragung belegen, dass 
Erfahrungen mit Eigentumsdelikten weiter verbreitet sind 
als durch die Anzeigenstatistik anzunehmen wäre. Laut 
Erhebung haben rund 680.000 Personen (10,4 %) zumin-
dest einmal in den letzten fünf Jahren einen Einbruch-
diebstahl erlebt. Etwa drei von vier Betroffenen (500.000 
Menschen) haben einen solchen Vorfall tatsächlich ange-
zeigt bzw. gemeldet. Die Art des Diebstahls ist in dieser 
Frage nicht näher qualifiziert und kann daher den Fahr-
raddiebstahl aus dem Keller ebenso umfassen, wie einen 
Raubüberfall in der eigenen Wohnung.

Kriminalitätsfurcht zeigt sich auch in konkreten Verhal-
tensweisen, wie etwa der Vermeidung von Risiken. Jede 
vierte Frau hatte in den letzten 12 Monaten aus Angst 
vor Übergriffen oder Belästigungen Orte gemieden, an 
denen keine anderen Menschen sind. Dieser Anteil ist 
etwa dreimal so hoch wie bei Männern.

Laut Grundrechtebefragung haben in Österreich 843.000 
Menschen (12,8 %) in den letzten 5 Monaten Gewalt erlebt. 
Jeder dritte Mann zwischen 16 und 29 Jahren war betrof-
fen, mit dem Alter geht der Anteil der Betroffenen jedoch 
deutlich zurück. Die am häufigsten genannte Form von 
Gewalt sind Ohrfeigen, Bewerfung mit Gegenständen, 
Stoßen oder Haareziehen (9.8 %). Etwa halb so groß ist 
die Anzahl der Personen, die mit der Faust oder einem 

Gegenstand geschlagen wurde (5,2 %) bzw. getreten oder 
verprügelt wurden (4,4 %). 

Die Grundrechtebefragung zeigt, dass sogar wenn Gewalt 
zu körperlichen Verletzungen führt, diese nur selten bei 
der Polizei gemeldet wird. Etwa drei Viertel der 364.000 
Betroffenen haben zumindest für den letzten derartigen 
Vorfall keine Meldung gemacht. 

Gewalthandlungen gehen überwiegend von Männern 
aus – egal ob der bzw. die Betroffene ein Mann oder eine 
Frau ist. Nur 11,3 % der männlichen und 14,6 % der weib-
lichen Betroffenen geben an, dass ihnen von einer Frau 
(bzw. mehreren Frauen) Gewalt angetan wurde. Bei mehr 
als 70 % der Betroffenen war der Täter ein Mann. Der Rest 
entfällt auf Gewalterfahrungen, bei denen sowohl männ-
liche als auch weibliche Täter involviert waren, oder das 
Geschlecht unklar war.

Während die Gewalterfahrungen der Männer häufiger im 
öffentlichen Raum stattfinden, sind Frauen überwiegend 
betroffen von Gewalt in privaten Wohnräumen. Dazu 
gehört insbesondere die sogenannte häusliche Gewalt 
zwischen Partnern und Partnerinnen. Dieser Form der 
Gewalt können sich Frauen nur schwer entziehen. 

Die aktuelle Grundrechtebefragung zeigt vor allem, dass 
mehr als 60 % der betroffenen Frauen mit teilweise lang-
wierigen psychischen Folgen zu kämpfen haben. Beinahe 
jede dritte Frau hatte in Folge eines Gewalterlebnisses 
Angstzustände. Jede fünfte Frau war von Depressionen 
(90.000) betroffen und etwa jede Zehnte litt an Panikatta-
cken. Detailliertere Ergebnisse speziell zum Thema Gewalt 
gegen Frauen hat die Grundrechteagentur (FRA) auf Basis 
einer älteren Befragung in der Studie „Gewalt gegen 
Frauen: eine EU-weite Erhebung“ von 2014 veröffentlicht.

https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra-2014-vaw-survey-at-a-glance-oct14_de.pdf
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra-2014-vaw-survey-at-a-glance-oct14_de.pdf
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Seit 2012 liefert das Projekt „Wie geht’s Österreich?“ 
(fortan WgÖ?) von Statistik Austria konzise und weit-
reichende Informationen zu verschiedenen Dimensi-
onen von Wohlstand und Fortschritt. Indikatoren zu 
den Bereichen materieller Wohlstand, Lebensquali-
tät und Umwelt ergänzen das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) und tragen damit zu einem breiteren Verständ-
nis der Wohlstands- und Fortschrittsentwicklung in 
Österreich bei. 

Vor mittlerweile 10 Jahren empfahl die Kommission zur 
Messung der Wirtschaftsleistung und des sozialen Fort-
schritts („Stiglitz-Kommission“) in ihrem Bericht („Stig-
litz-Sen-Fitoussi Report“, Stiglitz et al. 2009) eine mul-
tidimensionale Betrachtung des Fortschritts einer 
Gesellschaft. In der sogenannten „Sponsorship Group on 
Measuring Progress, Well-being and Sustainable Develop-
ment“ arbeiteten auf EU-Ebene hohe Repräsentantinnen 
und Repräsentanten der Mitgliedstaaten – unter Teil-
nahme von Statistik Austria – daran, diese Vorgaben im 
offiziellen statistischen System umzusetzen. 

Das Projekt WgÖ? wurde in Folge dieser Debatten vom 
fachstatistischen Generaldirektor der Statistik Austria, Kon-
rad Pesendorfer, initiiert und von einem Team aus Exper-
tinnen und Experten mehrerer Fachbereiche unter der 
Koordination der damaligen Stabsstelle Analyse umge-
setzt und wird seither laufend weiterentwickelt. 

Bei der Entwicklung des Projekts wurden die Empfehlun-
gen der Sponsorship Group für Österreich weitgehend 
herangezogen (siehe Pesendorfer et al. 2012). Zielindika-
toren auf EU-Ebene (z. B. Europa 2020-Indikatoren) und 
nationaler Ebene2 flossen ebenfalls in die ursprüngliche 
Auswahl der Indikatoren ein. Das Indikatorenset wurde 
in einem breiten Kommunikationsprozess mit nationalen 
Expertinnen und Experten sowie Vertreterinnen und Ver-
tretern von Forschungsinstitutionen, Interessensvertre-
tungen und Ministerien abgestimmt. Im Zuge des Sta-
tistiktags 2012 wurde WgÖ? erstmals der Öffentlichkeit 
präsentiert. Seit 2013 erscheint jährlich ein Bericht, wel-
cher die Schlüsselindikatoren zu WgÖ? analysiert und 
durch zusätzliche Informationen erweitert. Zudem wird 
der Bericht durch wechselnde Sonderthemen ergänzt. 

Die laufende Einbindung der zentralen Stakeholder (wis-
senschaftlicher Institutionen, Bundesministerien, NGOs 
und Interessenvertretungen) im Rahmen von „Runden 
Tischen“ ist ein Grundpfeiler des Projekts. Diese Diskussi-
onen garantieren eine möglichst breite nationale Abstim-
mung und Akzeptanz des Indikatorensets, welches dabei 
laufend überarbeitet und verfeinert wurde. 

Internationale Entwicklungen bei den Diskussion zu Wohl-
stand und Fortschritt fanden bei der Weiterentwicklung 
des Indikatorensets Berücksichtigung: in den letzten Jah-

2	 Beispielsweise das MONE-Indikatorenset (aktuell: BMLFUW 2015).

ren erfolgte dabei auf internationaler Ebene eine Fokus-
sierung auf die UN Agenda 2030 für eine nachhaltige Ent-
wicklung. Im Zentrum der Sustainable Development Goals 
(SDG) steht eine breite und mehrdimensionale Auffassung 
vom Wohlbefinden der Menschen, wie auch ein ausba-
lanciertes Bild der ökonomischen, sozialen und umwelt-
relevanten Aspekte der Nachhaltigkeit. 

Das Indikatorenrahmenwerk der UN-Agenda 2030 wurde 
daher 2017 als Anlassfall für eine gründliche Evaluierung 
und Diskussion der in WgÖ? verwendeten Indikatoren 
herangezogen. In mehreren Workshops mit externen 
Expertinnen und Experten wurden sowohl die festgeleg-
ten Dimensionen als auch die Indikatorenauswahl disku-
tiert und gegebenenfalls geändert. Die Ergebnisse wur-
den danach bei einem Runden Tisch präsentiert und noch 
geringfügig abgeändert. Für das Jahr 2018 ergaben sich 
Anpassungen der Schlüsselindikatoren in den Dimensi-
onen „Wohnen“ sowie „Klimawandel, Emissionen“. Für 
das Jahr 2019 wurden keine Änderungen vorgenommen.

Statistische Indikatoren stellen eine wesentliche Ressource 
für Politik, Wirtschaft und Öffentlichkeit dar. Sie unter-
stützen dabei, evidenzbasierte Entscheidungen zu tref-
fen, und ermöglichen Vergleiche über die Zeit, über ver-
schiedene Länder, soziale Gruppen oder Industriezweige. 
Sie tragen zu erhöhter Transparenz und Messbarkeit bei 
und stellen nicht zuletzt auch ein wichtiges Kommunika-
tionsinstrument dar. 

Dabei ist unbedingt auf eine fundierte Auswahl der Indi-
katoren zu achten. Relevanz, Verständlichkeit, Kommu-
nizierbarkeit, Zeitnähe und Bewertbarkeit wurden als 
wesentliche Auswahlkriterien für WgÖ? festgelegt. Indi-
katoren sollen zudem – wo dies möglich und sinnvoll ist 
– im internationalen Kontext dargestellt werden. Die Aus-
wahl der Indikatoren wird mit Expertinnen und Exper-
ten sowie im Rahmen der erwähnten Runden Tische 
diskutiert, die Letztverantwortung liegt jedoch bei Sta-
tistik Austria. 

Auch die Größe des Indikatorensets ist als wesentlicher 
Faktor zu sehen. Durch eine große Anzahl von Indikato-
ren besteht die Gefahr der Unübersichtlichkeit und eines 
damit einhergehenden Relevanzverlustes. Auf der ande-
ren Seite birgt die Konzentrierung auf einen oder einige 
wenige sehr prominente „Superindikatoren“ das Risiko, 
nur noch Teilaussagen aus einem ganz bestimmten Blick-
winkel treffen zu können.

Mit dem Projekt „Wie geht’s Österreich?“ 
liefert Statistik Austria einen Beitrag zur ver-
ständlichen und umfassenden Darstellung 
von Wohlstand und Fortschritt in Österreich.

https://ec.europa.eu/eurostat/documents/118025/118123/Fitoussi+Commission+report
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/118025/118123/Fitoussi+Commission+report
https://ec.europa.eu/eurostat/web/ess/about-us/measuring-progress
https://ec.europa.eu/eurostat/web/ess/about-us/measuring-progress
https://ec.europa.eu/eurostat/web/ess/about-us/measuring-progress
http://ec.europa.eu/eurostat/web/europe-2020-indicators
https://www.un.org/sustainabledevelopment/development-agenda/
https://www.un.org/sustainabledevelopment/development-agenda/
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30 Schlüsselindikatoren ergänzen das BIP um weitere 
Informationen zum materiellen Wohlstand, wie Einkom-
men oder Konsum der Haushalte, umfassen subjektiv 
und objektiv gemessene Aspekte der Lebensqualität und 
erweitern die Betrachtung um Umweltagenden wie Res-
sourcenverbrauch und Emissionen.

Die aktuellen Fortschritts- und Wohlstandsindikatoren 
sind auf einem Webabschnitt der Homepage von Statis-
tik Austria unter der Bezeichnung „Wie geht’s Österreich?“ 
abrufbar. Eine interaktive Überblicksgrafik ermöglicht 
den Vergleich der Entwicklung wirtschaftlicher, sozialer 
und ökologischer Messgrößen zu Wohlstand und Fort-
schritt nach eigener Auswahl. Zusätzlich sind Detailin-
formationen zu den einzelnen Indikatoren verfügbar. 
Dabei wird etwa auf Fragen der Verteilung, des subjek-
tiven Wohlbefindens oder des Ressourcenverbrauchs 
eingegangen.

Ein externes Expertengremium liefert jähr-
lich eine Bewertung der ausgewählten 
Schlüsselindikatoren, welche eine schnelle 
Einschätzung der Entwicklung der Indikato-
ren erlaubt.

Der aktuelle Bericht gliedert sich wie folgt: Kapitel 1 zeich-
net den Hintergrund des WgÖ?-Indikatorensets. In Kapi-
tel 2 werden die Entwicklungen des Bereichs „materiel-
ler Wohlstand“ untersucht. Kapitel 3 setzt sich mit dem 
Themenfeld „Lebensqualität“ auseinander und disku-
tiert die jeweiligen Indikatoren im Zeitverlauf. Kapitel 4 
widmet sich umfassend dem Bereich Umwelt. In Kapitel 
5 wird Österreich im EU-Vergleich dargestellt und analy-
siert. Kapitel 6 gibt einen abschließenden Ausblick. Das 
Sonderkapitel 2019 widmet sich dem Thema „Sicherheit“ 
und seiner Bedeutung für WgÖ?.

http://www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich
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1 
Was ist „Wie geht’s Österreich“

Kommunikation

Bewertung der 
Schlüsselindikatoren

Internationale 
Entwicklungen

Hintergrund BIP + 30
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1.1 
Hintergrund Indikatorenset BIP + 30

3	 Aktuell Alexandra Wegscheider-Pichler (Projektleitung), Catherine Prettner, Sacha Baud, Nadja Lamei, Ferdinand Leitner, Eva Milota und andere.
4	 Beispielsweise das MONE-Indikatorenset (BMLFUW 2015)

Das Statistik Austria Projekt „Wie geht’s Österreich?“ 
(WgÖ?) wurde in Folge der Debatten zur Wohlstands- 
und Fortschrittsmessung auf EU-Ebene vom fachsta-
tistischen Generaldirektor der Statistik Austria, Kon-
rad Pesendorfer, initiiert und wird seither von einem 
Team aus Expertinnen und Experten3 mehrerer Fach-
bereiche umgesetzt und weiterentwickelt. 2012 wurde 
in Ergänzung zum BIP ein Set von 30 Schlüsselindika-
toren entwickelt, das die Bereiche materieller Wohl-
stand, Lebensqualität und Umwelt bestmöglich abbil-
det. Seit 2013 erscheint jährlich ein Bericht (Statistik 
Austria, 2013), welcher diese Schlüsselindikatoren ana-
lysiert und durch zusätzliche Informationen erweitert. 
Zudem wird der Bericht zu WgÖ? durch wechselnde 
Sonderthemen ergänzt.

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist die bekannteste Kenn-
ziffer für die gesamtwirtschaftliche Aktivität. In den 1930er 
Jahren entwickelt, wird es laufend sowohl von politischen 
Entscheidungsträgerinnen und -trägern als auch in der 
öffentlichen Debatte weltweit als Maßstab für die gesamt-
gesellschaftliche Entwicklung und den Fortschritt im All-
gemeinen herangezogen. 

Während das BIP die aggregierte Produktion 
eines Landes umfassend abbildet, sagt es 
wenig darüber aus, wer von wirtschaftlichem 
Erfolg profitiert, wie sich das Wirtschafts-
wachstum über die Gesellschaft verteilt oder 
welche ökologischen Konsequenzen sich 
aus bestimmten wirtschaftlichen Aktivitäten 
ergeben.

Aus diesem Grund gab es in den vergangenen internati-
onal eine breite Debatte darüber, was Fortschritt im 21. 
Jahrhundert bedeutet und wie gesellschaftliches Wohl-
befinden gemessen werden soll (siehe auch Kapitel 1.4). 
Durch Informationen über die Entwicklung materieller 
Aspekte auf Haushaltsebene sowie durch Indikatoren über 
verschiedene Dimensionen der Lebensqualität und der 
umweltbezogenen Nachhaltigkeit soll ein breites Bild von 
Wohlstand und Fortschritt einer Gesellschaft entstehen.

Die ursprüngliche Auswahl der Schlüsselindikatoren für 
WgÖ? folgte den Empfehlungen des renommierten Stig-
litz-Sen-Fitoussi Reports (Stiglitz et al. 2009) und insbe-
sondere jenen des Eurostat Sponsorship Reports (Eurostat 
2011). Weitere Zielindikatoren auf EU-Ebene (z. B. Europa 
2020-Indikatoren) und Indikatoren nationaler Projekte4 
flossen ebenfalls in die Auswahl ein. Die Bereiche mate-
rieller Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt werden 
jeweils durch mehrere Dimensionen (z. B. Produktion, 
Bildung und Ressourcen) dargestellt.

Neben dem BIP wurden weitere 30 Schlüs-
selindikatoren ausgewählt. Diese stellen die 
zentralen Maßzahlen der jeweiligen Dimen-
sionen von WgÖ? dar und unterliegen auch 
der Bewertung durch das externe Experten-
gremium.

Bei der Auswahl der Indikatoren für das Projekt WgÖ? 
wurde darauf geachtet, nur wenige zentrale Schlüssel-
indikatoren zu verwenden, was neben der notwendigen 
Schwerpunktsetzung auch den Mut zur Lücke erforderte. 
Relevanz, Verständlichkeit, Kommunizierbarkeit und Zeit-
nähe wurden als allgemeine Auswahlkriterien festgelegt. 
Zusätzliche Kriterien stellen seit 2017 die Bewertbarkeit 
der Indikatoren, die Beibehaltung von Europa 2020 Indi-
katoren sowie die Bevorzugung von UN Agenda 2030 
Indikatoren zu vergleichbaren Alternativen dar. Indika-
toren sollen zudem – wo dies möglich und sinnvoll ist – 
im internationalen Kontext dargestellt werden. Im vorlie-
genden Bericht findet sich daher ein eigenes Kapitel, das 
Österreich im europäischen Vergleich darstellt. 

Die Anzahl von 30+1 Schlüsselindikatoren 
soll auch in Zukunft nicht überschritten 
werden.

Da die Entscheidung für einen bestimmten Schlüsselin-
dikator immer auch einen Kompromiss darstellt, werden 
diese durch Zusatzindikatoren ergänzt. Sie dienen dazu, 

http://ec.europa.eu/eurostat/web/europe-2020-indicators
http://ec.europa.eu/eurostat/web/europe-2020-indicators
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weitere Informationen bereitzustellen und unterschiedli-
che Aspekte eines Phänomens sichtbar zu machen.

Die laufende Einbindung der zentralen Stakeholder (wis-
senschaftlicher Institutionen, Bundesministerien, NGOs 
und Interessenvertretungen) im Rahmen von „Runden 
Tischen“ ist dabei ein Grundpfeiler des Projekts und garan-
tiert eine möglichst breite nationale Abstimmung und 
Akzeptanz des Indikatorensets. Weitere Informationen 
zur Entstehungsgeschichte liefert die Internetseite „Was 
ist Wie geht’s Österreich?“ sowie der Hintergrundbericht 
„Wie geht‘s Österreich – Messung von Wohlstand- und 
Fortschritt – Implementierung der SSF / ESS Empfehlun-
gen“ (Pesendorfer et al. 2012).

Im Frühjahr 2017 wurden in mehreren Workshops mit 
externen Expertinnen und Experten die Dimensionen 
von WgÖ? sowie die Indikatorenauswahl diskutiert und 
umfassend überarbeitet. Als wesentlichste Änderung 
erfolgte die Verschiebung der Dimension „Arbeit“ vom 
Bereich Lebensqualität in den Bereich Materieller Wohl-
stand. Zudem wurden die Dimensionen der Lebensquali-
tät reduziert und jedem der drei Bereiche jeweils 10 (bzw. 
11 im Bereich Umwelt) Indikatoren zugeordnet (siehe auch 
Statistik Austria, 2017, Überarbeitungsprozess S. 48). Bei 
einem Runden Tisch fand im Juni 2017 eine Konsolidie-

rung des aktualisierten Indikatorensets mit den Stakehol-
dern des Projekts WgÖ? statt.

Nach dem weitgehenden Überarbeitungsprozess 2017 
sind mittelfristig keine wesentlichen Änderungen in Struk-
tur und Indikatorenauswahl geplant. Für den Bericht 2018 
(Statistik Austria, 2018) wurden zwei Änderungen in den 
Schlüsselindikatoren vorgenommen: in der Dimension 
„Wohnen“ der Lebensqualität wurde der Indikator zur 
Wohnkostenüberbelastung als neuer Schlüsselindikator 
herangezogen. In der Dimension „Klimawandel, Emissi-
onen“ wurde der Indikator „PM10-Emissionen insgesamt“ 
durch den Indikator „PM2,5-Exposition (Belastung) bevöl-
kerungsgewichtet“ ersetzt, da hierfür 2018 erstmals gesi-
cherte Daten das Umweltbundesamts vorlagen. Zudem 
wurde ab 2018 der Beginn der Zeitreihen (sofern Daten 
verfügbar) von 1995 auf 2000 geändert. Diese Änderung 
wurde vom Bewertungsgremium für das Jahr 2018 fest-
gelegt und betraf vor allem die langfristige Bewertung 
der Indikatoren.

Für den Bericht 2019 ergaben sich erstmals keine Ände-
rungen bei der Auswahl der Schlüsselindikatoren. Die 
Zusatzindikatoren wurden mit Fachexperten diskutiert 
und vereinzelt reduziert. Die Schlüsselindikatoren sind 
in Grafik 1 abgebildet. 

Grafik 1 
Indikatorenset BIP + 30 Schlüsselindikatoren

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Bruttoinlandsprodukt pro Kopf real Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung Inländischer Materialverbrauch

Arbeitsproduktivität Subjektiver Gesundheitszustand Flächen mit biolog. Bewirtschaftung

Nicht bezahlte Arbeit Frühzeitige Sterblichkeit Flächeninanspruchnahme

Einkommen privater Haushalte pro Kopf Tertiärquote Treibhausgasemissionen

Konsum privater Haushalte pro Kopf Frühe Schul- u. Ausbildungsabgänger Feinstaub-Exposition PM2,5

Erwerbstätigenquote Physisches Unsicherheitsempfinden Erneuerbare Energieträger

Arbeitslosenquote Tötungsrate Energetischer Endverbrauch

Hohe/niedrige Bruttojahreseinkommen Vertrauen in das politische System Energieverbrauch des Verkehrs

Gender Pay Gap Wohnkostenüberbelastung Transportleistung des Lkw-Verkehrs

S80/S20 Einkommensquintil-Verhältnis Subjektive Lebenszufriedenheit THG-Emissionen des Verkehrs

Ökosteueranteile

http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wohlstand_und_fortschritt/wie_gehts_oesterreich/was_ist_wie_gehts_oesterreich/index.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wohlstand_und_fortschritt/wie_gehts_oesterreich/was_ist_wie_gehts_oesterreich/index.html
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1.2 
Bewertung der Schlüsselindikatoren

5	 Weitere Beispiele für die Bewertung von Nachhaltigkeits- oder Wohlstandsindikatoren gibt es etwa von Deutschland, den Niederlanden u.a.
6	 Eurostat, European Statistics Code of Practice.

Die Bewertung der Schlüsselindikatoren ermöglicht 
es, auch bei rascher Lektüre einen Eindruck zu gewin-
nen, wie sich die abgebildeten Dimensionen verändert 
haben. Mögliche Problembereiche der Vergangenheit 
werden auf einen Blick sichtbar. Dies entspricht dem 
grundlegenden Ziel eines Indikatorensets zu Fortschritt 
und Wohlstand: positive oder negative Trends der Ent-
wicklung eines Landes etwa in Bezug auf die Nachhaltig-
keit aufzuzeigen. Die Bewertung wird von einer Gruppe 
externer Expertinnen und Experten aus unabhängigen 
Forschungsinstitutionen durchgeführt.

Bewertung mittels Symbolen wird als kommunikatives Mit-
tel bei der Darstellung von Indikatoren im Europäischen 
Statistischen System vielfach eingesetzt. Zum Thema 
„Getting Messages Across Using Indicators“ veröffent-
lichte Eurostat (2014a) ein Handbuch, das sich mit Fra-
gen der Indikatorbewertung auseinandersetzt. Eurostat 
bewertet beispielsweise die Entwicklung der EU-SDG-In-
dikatoren mit roten und grünen Pfeilen (Eurostat 2019)5. 
Im Zuge von WgÖ? wird die Entwicklung oder das Niveau 
von Indikatoren (zumeist in Bezug auf Referenz- oder Ziel-
größen) bewertet, die indirekt durch politische Maßnah-
men und Strategien oder andere (soziale, ökonomische 
oder umweltrelevante) Phänomene wie etwa die Wirt-
schaftskrise beeinflusst werden können.

Bei der Bewertung von Indikatoren wird der Verhaltens-
kodex für Europäische Statistiken6 berücksichtigt und 
hier insbesondere die Grundsätze der Unabhängigkeit, 
der Unparteilichkeit und der Objektivität. Statistik Aust-
ria nimmt deshalb auf die Bewertung der einzelnen Indi-
katoren keinen Einfluss.

Die Bewertung der Schlüsselindikatoren wird 
von einer Gruppe externer Expertinnen und 
Experten aus unabhängigen Forschungsins-
titutionen (siehe Übersicht 1) durchgeführt.

Bewertet werden dabei nur jene Schlüsselindikatoren, 
für die eine zumindest dreijährige Zeitreihe verfügbar 
ist. Die Bewertungen werden im Rahmen eines Bewer-

tungsgesprächs durch das genannte Gremium jährlich 
akkordiert und festgelegt.

Übersicht 1 
Gremium externer Expertinnen und Experten

Institution Expertin / Experte

Institut für höhere Studien Helmut Hofer

Österreichisches Institut für 
Wirtschaftsforschung Angela Köppl

Österreichisches Institut für 
Wirtschaftsforschung Sandra Bilek-Steindl 

Umweltbundesamt (Bewertung der 
Umweltindikatoren) Andreas Berthold

Wirtschaftsuniversität Wien Karin Heitzmann

Wirtschaftsuniversität Wien Markus Hametner

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Die Bewertung erfolgt gemäß einer 5-teiligen Skala (siehe 
Übersicht 2). Gegenstand sind kurzfristige (KF) und lang-
fristige (LF) Entwicklungen der Vergangenheit: Während 
die kurzfristige Perspektive auf die letzten drei verfügba-
ren Jahre fokussiert, bezieht sich die langfristige Bewer-
tung auf die gesamte verfügbare Zeitreihe eines Indikators. 
Eine langfristige Beurteilung wird nur dann durchgeführt, 
wenn Daten für wenigstens 10 Jahre vorhanden sind.

Da jeder Indikator jeweils nur einen Aspekt von Wohlstand 
und Fortschritt abdeckt, sind Bewertungen dort schwie-
rig, wo verschiedene Entwicklungen im Widerspruch zuei-
nander stehen. Beispielsweise kann eine Entwicklung, die 
wirtschaftlich als positiv zu sehen ist, negative Folgen für 
die Umwelt haben und vice versa. 

Um dennoch eine konsistente Bewertung 
durchführen zu können, wurde vom Exper-
tengremium beschlossen, dass jeder Indika-
tor weitgehend für sich beurteilt wird und 
nicht in Bezug auf seine Wirkung in anderen 
Bereichen. 

https://ec.europa.eu/eurostat/documents/3217494/9940483/KS-02-19-165-EN-N.pdf/1965d8f5-4532-49f9-98ca-5334b0652820
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/quality/european-statistics-code-of-practice
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/quality/european-statistics-code-of-practice
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Übersicht 2 
Bewertungsskala

5-teilige Bewertungsskala

KF

sehr gute Entwicklung der letzten 2 Jahre 
im Vergleich zum vorangegangenen bzw. 
Zielerreichung bei fortlaufendem Trend 
gewährleistet oder übertroffen

LF
der langfristige Trend zeigt eine deutlich positive 
und nachhaltige Entwicklung bzw. gewährleistet 
die Erreichung etwaiger definierter Ziele

KF

tendenziell positive Entwicklung der letzten 2 
Jahre im Vergleich zum vorangegangenen bzw. 
Trend in die richtige Richtung betreffend Ziel, 
jedoch unter notwendigem Verlauf

LF

der langfristige Trend ist tendenziell positiv zu 
bewerten bleibt aber moderat bzw. hinter der 
notwendigen Entwicklung in Bezug auf die 
Zielerreichung zurück

KF minimale Veränderungen bzw. gleichbleibender 
Status

LF der langfristige Trend lässt keine eindeutige 
positive oder negative Entwicklung erkennen

KF

tendenziell negative Entwicklung der letzten 2 
Jahre im Vergleich zum vorangegangenen bzw. 
Trend in die falsche Richtung betreffend Ziel; 
Zielerreichung nicht gewährleistet/schwierig

LF
der langfristige Trend ist tendenziell negativ zu 
bewerten bzw. entwickelt sich leicht gegenläufig 
in Bezug auf die Zielerreichung

KF

deutlich negative Entwicklung der letzten 2 
Jahre im Vergleich zum vorangegangenen bzw. 
Trend stark in die falsche Richtung betreffend 
Ziel, Zielerreichung unwahrscheinlich

LF
der langfristige Trend ist deutlich negativ zu 
bewerten bzw. entwickelt sich stark gegenläufig 
in Bezug auf die Zielerreichung

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich? – KF = Kurzfristige Bewer-
tungen der letzten 3 Jahre, LF = Langfristige Bewertung der gesamten 
Zeitreihe (mindestens 10 Jahre, längstens ab 2000).

Dabei gelangt der Bewertungsmodus laut Übersicht 3 
zur Anwendung.

Steigender Konsum etwa würde demnach ungeachtet 
seiner negativen Auswirkungen auf andere Bereiche (wie 
Verschuldung, Ressourcenverbrauch etc.) positiv bewer-
tet werden. Ob Nachhaltigkeitsaspekte erfüllt wurden, 
muss durch Einbeziehung von Indikatoren wie Energie-
verbrauch oder Arbeitslosigkeit überprüft werden. Die-

ses Vorgehen folgt den Empfehlungen von Stiglitz et 
al. (2009, Seite 16f), zur Beurteilung der Nachhaltigkeit 
des materiellen Wohlstands die sozialen und ökologi-
schen Indikatoren den Wirtschaftskennzahlen gegen-
überzustellen.

Übersicht 3 
Bewertungsmodus

Grundlegendes

Es wird grundsätzlich der Verlauf des Indikators bewertet, die 
Einbeziehung einer Referenzgröße (z. B. BIP, internationaler 
Vergleich) kann die Bewertung um eine Stufe verbessern/
verschlechtern.

Das absolut mögliche Niveau wird mitberücksichtigt (z. B.: 
Abflachen der Kurve bei Werten nahe 0 oder 100 %)

Kurzfrist / Langfrist

Kurzfrist: die letzten 3 verfügbaren Jahre

Langfrist: die gesamte Zeitreihe sofern mindestens 10 Jahre 
verfügbar sind

Voraussetzung für die Bewertung

Der Indikator muss eindeutig (normativ) interpretierbar sein.

Modus der Bewertung

Die Bewertung bezieht sich grundsätzlich auf die normative 
Interpretation der Zeitreihe bzw. ein extern vorgegebenes 
Ziel (z. B. Europa 2020). Im ersten Fall kann eine zusätzliche 
Referenzgröße zur Bewertung herangezogen werden (z. B. BIP 
und Ressourcenverbrauch, absolute und relative Entkopplung). 
Im zweiten Fall wird die Entwicklung in Bezug auf das Ziel 
bewertet, weshalb keine weitere Referenzgröße notwendig ist.

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Liegen den Indikatoren vereinbarte politische Zielsetzun-
gen wie die Europa 2020-Ziele (Europäische Kommission 
2010) zugrunde, kann die Entfernung vom oder die Errei-
chung des Zielpfads als wichtiges Beurteilungskriterium 
herangezogen werden. Die Bewertungen dieser Art sind 
intuitiv verständlich und ergeben gemeinsam betrach-
tet ein Gesamtbild der Entwicklung des Indikatorensets.

Die Zuordnung einzelner Bewertungskategorien zu den 
Schlüsselindikatoren darf nicht als eine abschließende 
Beurteilung oft sehr komplexer Sachverhalte missver-
standen werden, sondern soll vielmehr dazu anregen, 
eine weiterführende Diskussion über die Hintergründe 
und Rahmenbedingungen der Entwicklung einzelner 
Indikatoren auszulösen.
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1.3 
Kommunikation und Dissemination

Aufbereitung und Verbreitung des Datenmaterials spie-
len eine wichtige Rolle, um die Themen Fortschritt und 
Wohlstand sichtbar und einer breiten Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen. Die Kommunikation des Indika-
torensets WgÖ? richtet sich an verschiedene Usergrup-
pen, die unterschiedliche Zugänge zu den Indikatoren 
und Informationen benötigen. 

Zum einen sollen interessierte Privatpersonen angespro-
chen werden, die sich über die Webseite einen schnellen 
Überblick über Entwicklung und Tendenz verschiedener 
Indikatoren verschaffen wollen. Zum anderen soll das Set 
die Fachwelt zu wissenschaftlichen Analysen mit den Indi-
katoren anregen, die detaillierte Ergebnisse über Zusam-
menhänge und Einflussgrößen zu Tage fördern können. 
Drittens dient das WgÖ?-Set politischen Entscheidungsträ-
gerinnen und –trägern, aber auch Medienvertreterinnen 
und -vertretern dazu, sich umfassend und schnell über 
die relevanten Entwicklungen der vergangenen Jahre zu 
informieren. Letztere benötigen unter Umständen mehr 
Detailtiefe als die breite Öffentlichkeit, jedoch schnellere 
und weniger detaillierte Information als wissenschaftli-
che Nutzerinnen und Nutzer.

Parallel zur Entwicklung der Indikatoren wurde an der 
grafischen Umsetzung auf der Website von Statistik Aus-
tria gearbeitet. Der entsprechende Abschnitt ist seit 2012 
unter www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich online und 
wird regelmäßig aktualisiert.

Grafik 2 
Ebene 1 der Webseite

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Die Darstellung der Indikatoren erfolgt auf drei Ebenen: 
Eine interaktive Überblicksgrafik ermöglicht an oberster 
Ebene den Vergleich der vergangenen Entwicklung wirt-
schaftlicher, sozialer und ökologischer Schlüsselgrößen 
zu Wohlstand und Fortschritt (Grafik 2). Die Schlüsselgrö-
ßen können vom Nutzer selbst gewählt werden.

Auf der nächsten Ebene (Grafik 3) wird die zeitliche Ent-
wicklung (sofern Daten vorhanden) der Schlüsselindika-
toren dargestellt und eine Interpretation des jeweiligen 
Indikators angeboten. 

Grafik 3 
Ebene 2 der Webseite

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Auf der untersten Ebene 3 schließlich sind alle Zusatzin-
dikatoren dargestellt. Dies ermöglicht eine klare Unter-
scheidung zwischen Schlüssel- und weiteren Indikatoren. 
Zudem sind zusätzliche Detail- und Metainformationen 
zu den jeweiligen Inhalten abrufbar, wie beispielsweise 
Zusatzinformationen zu den Verteilungsaspekten.

Das Indikatorenset wird seit 2013 jährlich in einem umfas-
senden Bericht zu WgÖ? inhaltlich analysiert und gra-
fisch dargestellt. Daneben wird auch eine Kurzfassung 
angeboten, beides wird jährlich in einer Pressekonfe-
renz der interessierten Öffentlichkeit vorgestellt. Arti-
kel in den Statistischen Nachrichten von Statistik Austria 
und diverse Zeitschriftenbeiträge sowie Vorträge ergän-
zen den Disseminationsprozess. 

http://www.statistik.at/wie-gehts-oestereich


Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

53

Seit 2017 werden einzelne Themen in so-
genannten „Statistics Briefs“ unterjährig 
thematisch behandelt. Erschienen sind bei-
spielsweise Statistics Briefs zu Erwerbsstatus, 
Armut, Materialverbrauch, subjektiven Wohl-
befinden oder zur Umwelt. 

Der Konsultationsprozess erfolgt weiterhin in enger 
Abstimmung mit Expertinnen und Experten, Vertrete-
rinnen und Vertretern von Institutionen sowie interes-
sierten Datennutzerinnen und -nutzern aus Politik und 

Wirtschaft (beispielsweise durch die bereits erwähnten, 
jährlichen „Runden Tischen“). „WgÖ?“ ist als dynamischer 
Prozess zu verstehen. Die Zusammenstellung der Schlüs-
selindikatoren bleibt Gegenstand von Diskussionen und 
kann gegebenenfalls überdacht und verändert werden.

Statistik Austria lädt daher dazu ein, Kom-
mentare und Weiterentwicklungsvor-
schläge zu diesem Projekt an die Adresse 
wie-gehts-oesterreich@statistik.gv.at zu 
senden.

http://www.statistik.at/web_de/services/statistics_brief/index.html
mailto:wie-gehts-oesterreich%40statistik.gv.at?subject=Wie%20geht%27s%20%C3%96sterreich?
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1.4 
Internationale Entwicklungen

Die Ziele für nachhaltige Entwicklung der UN Agenda 
2030 (= SDGs, Sustainable Development Goals) stel-
len aktuell weltweit den wesentlichsten politischen 
Rahmen zur Beendigung aller Formen von Armut, zur 
Bekämpfung von Ungleichheiten und zur Bewältigung 
des Klimawandels dar, der auf globaler, regionaler und 
nationaler Ebene behandelt wird. Die UN Agenda 2030 
wurde im September 2015 von der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen anerkannt. Auch die EU 
weist die Bedeutung der Ziele für nachhaltige Entwick-
lung für Europa aus. 

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) bildet wie erwähnt die 
aggregierte Produktion eines Landes umfassend ab, sagt 
aber wenig über Verteilungswirkungen oder negative 
ökologische Konsequenzen, die sich aus bestimmten 
wirtschaftlichen Aktivitäten ergeben, aus. Eine dyna-
mische Produktion steigert kurzfristig die Einkommen 
einer Volkswirtschaft, verbraucht allerdings auch Res-
sourcen und kann dabei mittelfristig die Lebensqualität 
durch Umweltschäden beeinträchtigen. Deshalb entwi-
ckelte sich in den vergangenen Jahren international eine 
breite Debatte darüber, was Fortschritt im 21. Jahrhun-
dert bedeutet und wie gesellschaftliches Wohlbefinden 
gemessen werden soll. 

Eine Reihe von Initiativen (z. B. How’s Life? (OECD), Green 
Growth (OECD), oder die Sustainable Development Indi-
cators (Eurostat – zuletzt überführt in das Konzept der 
Agenda 2030)) befasste sich daher schon bisher auf inter-
nationaler Ebene mit der Messung und Interpretation von 
Wohlstand, Lebensqualität und sozialem und nachhalti-
gem Fortschritt einer Gesellschaft. Diese Initiativen – sowie 
auch die UN Agenda 2030 - folgen dem Grundgedanken, 
dass die Messung von Wohlstand und gesellschaftlichem 
Fortschritt ein breiteres Themenfeld abdecken muss, als 
es das Bruttoinlandsprodukt gemeinhin vermag.

1.4.1 
Die UN Agenda 2030 für eine nachhaltige 
Entwicklung

Die Agenda 2030 für eine nachhaltige Entwicklung wurde 
am 25. September 2015 im Zuge des United Nations Sus-
tainable Development Summit von der Vollversammlung 
bzw. den Staatsoberhäuptern der UN-Mitgliedsstaaten in 
New York verabschiedet. Dem Gipfel vorausgegangen 
ist die Erarbeitung weltweiter Entwicklungsziele, die für 

15 Jahre gelten und die 2015 ausgelaufenen Millennium 
Development Goals (MDGs) ablösten. Im Gegensatz zu 
den MDGs sind SDGs universell gültig d. h. sie betreffen 
Entwicklungsländer ebenso wie die westlichen Industrie-
staaten. Im Zentrum der Sustainable Development Goals 
(SDG) steht eine breite und mehrdimensionale Auffassung 
vom Wohlbefinden der Menschen wie auch ein ausba-
lanciertes Bild der ökonomischen, sozialen und umwelt-
relevanten Aspekte der Nachhaltigkeit. Die Open Wor-
king Group on Sustainable Development Goals (OWG) 
hat dafür nach einem 16-monatigen Konsultations- und 
Verhandlungsprozess 17 Ziele (Goals, siehe Grafik 4) mit 
169 Zielvorgaben (targets) vorgeschlagen. Einen umfas-
senden Überblick über die Agenda 2030 bietet die „Sus-
tainable Development Goals (SDGs) Knowledge Platform“ 
der Vereinten Nationen.

Grafik 4 
17 Ziele für eine nachhaltige Entwicklung

Q: UN, http://unstats.un.org/sdgs/

Eine große Herausforderung stellt das Monitoring der 
SDGs dar, das durch die den Zielvorgaben (targets) zuge-
ordneten Indikatoren geschieht. Die Inter-Agency and 
Expert Group on SDG Indicators (IAEG-SDGs) wurde mit 
der Ausarbeitung eines globalen SDG-Indikatorenrah-
menwerks betraut. Der daraus resultierende Vorschlag 
bestehend aus aktuell 244 Indikatoren (bzw. 232 Indika-
toren mit teilweiser Mehrfachnennung) wurde während 
der Sitzung der UN Statistical Commission (48. Sitzung, 
März 2017) angenommen. Eine weitere Detailabstimmung 
der Indikatoren durch die IAEG-SDGs wird in den nächs-
ten Jahren erfolgen. Zudem wird laufend überprüft, ob 
bisher noch fehlende Indikatoren durch methodische und 
inhaltliche Verbesserungen die Voraussetzungen erfül-
len, um zukünftig im Set Verwendung zu finden. Durch 
diese Indikatoren soll es möglich sein, festzustellen, ob 
die beabsichtigten Verbesserungen tatsächlich eintre-
ten, bzw. wo möglicherweise noch größere Anstrengun-

https://www.un.org/sustainabledevelopment/development-agenda/
https://www.un.org/sustainabledevelopment/development-agenda/
http://ec.europa.eu/eurostat/de/web/sdi/overview
http://ec.europa.eu/eurostat/de/web/sdi/overview
http://www.oecd.org/statistics/how-s-life-23089679.htm
https://www.oecd.org/greengrowth/
https://www.oecd.org/greengrowth/
https://ec.europa.eu/eurostat/web/sdi
https://ec.europa.eu/eurostat/web/sdi
https://sustainabledevelopment.un.org/
https://sustainabledevelopment.un.org/
http://unstats.un.org/sdgs/iaeg-sdgs/
http://unstats.un.org/sdgs/iaeg-sdgs/
https://unstats.un.org/sdgs/iaeg-sdgs/
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gen erforderlich sind. Für Europa (ohne Osteuropa) in der 
IAEG-SDGs sind aktuell vertreten: Frankreich, Deutsch-
land, Irland und Schweden.

Das internationale Indikatorenrahmenwerk 
soll durch regionale (EU) und nationale Indi-
katorensets ergänzt werden. 

Eurostat entwickelte eine Liste von 100 EU SDG Indikato-
ren für das regionale Monitoring der UN Agenda 2030. Die-
ses Indikatorenset wurde mittels eines breit und umfas-
send angelegten Prozesses entwickelt. Eurostat ging dabei 
jedoch vom Prinzip der Zuordnung der Indikatoren zu 
Targets (Unterzielen) ab und beschloss, seine Indikato-
ren nur den 17 Zielen zuzuordnen. Zudem ist jedes der 
17 Ziele jeweils mit maximal sechs Indikatoren zu mes-
sen. 2019 wurde der aktuelle Indikatorenbericht veröf-
fentlicht (Eurostat, 2019), zur weiteren Information steht 
eine umfassende EU-Website zur Nachhaltigen Entwick-
lung / SDG zur Verfügung.

Für Österreich hat Statistik Austria die Erstellung der nati-
onalen SDG-Indikatorentabellen übernommen. Dies folgt 
dem Vorschlag auf UNECE Ebene: als Leitfaden für die 
Umsetzung des SDG-Monitorings auf nationaler Ebene 
präsentierte der Economic and Social Council der UNECE 
im Juli 2017 die “Conference of European Statisticians Road 
Map on Statistics for Sustainable Development Goals” 
(CES Road Map on statistics for SDGs, UNECE 2017). Unab-
hängige nationale statistische Ämter sollen demnach auf 
nationaler Ebene eine Schlüsselrolle beim Monitoring der 
Agenda 2030 einnehmen. Die im Dezember 2017 auf der 
Statistik-Homepage unter „Agenda 2030 – Sustainable 
Development Goals and Indicators“ erstmals veröffent-
lichten Tabellen zu den 17 Zielen basieren auf dem globa-
len SDG-Indikatorenrahmenwerk der IAEG-SDGs, in enger 
Abstimmung mit dem Europäischen Statistischen System, 
seit Dezember 2018 liegt eine aktualisierten Fassung vor.

Statistik Austria nimmt im Prozess um das SDG-Monito-
ring zudem einerseits die Rolle des „National Focal Point“ 
für die Koordination von und Rückfragen zu Indikatoren 
auf internationaler Ebene (durch die Vorgelagerten Insti-
tutionen der UN, wie UNICEF, FAO, IEA etc.) ein. Anderer-
seits sind auch auf nationaler Ebene laufende Kontakte 
zu weiteren nationalen Datenlieferanten (wie Umwelt-
bundesamt, Austrian Development Agency oder diverse 
Ministerien) notwendig, um das nationale Indikatorenset 
bestmöglich befüllen zu können. Der Umsetzungspro-
zess des nationalen Indikatorensets 2017 erfolgte auch 
in enger Abstimmung mit der Interministeriellen Arbeits-
gruppe von Bundeskanzleramt und BMEIA. 

Wiewohl beide Indikatorensets – die Agenda 2030 und 
WgÖ? auf unterschiedlichen Konzepten beruhen – nämlich 
einerseits dem Anspruch der umfassenden Messung der 
Nachhaltigkeit (mit Stichwort „Leaving no one behind“) 

und andererseits der Erfordernis, ein überschaubares, poli-
tikrelevantes Indikatorenset zu Wohlstand und Fortschritt 
in Ergänzung zum BIP zu entwickeln (Beyond GDP), stim-
men beide Indikatorenwerke doch in wesentlichen Punk-
ten überein. Beide enthalten etwa materielle, soziale und 
nachhaltige (bzw. ökologische) Teilbereiche, welche mit 
ausgewählten Indikatoren dargestellt und gemessen wer-
den sollen. Dementsprechend erschien es naheliegend, 
Synergien zwischen den Indikatorensets zu betrachten. 
Die Agenda 2030 hatte daher während des umfassenden 
Überarbeitungsprozesses 2017 einen wesentlichen Ein-
fluss auf die Wahl neuer Indikatoren für WgÖ?, das Son-
derkapitel 2017 (Statistik Austria, 2017) befasste sich expli-
zit mit der Agenda 2030 im Kontext von WgÖ?. Zudem 
sind – in Abstimmung mit der genannten Interministeri-
ellen Arbeitsgruppe von Bundeskanzleramt und BMEIA 
– alle Schlüsselindikatoren von WgÖ? auch im nationalen 
SDG-Indikatorenset enthalten.

1.4.2 
EU Beyond GDP Prozess

Im November 2007 veranstaltete die Europäische Kom-
mission gemeinsam mit dem Europäischen Parlament, 
dem Club of Rome, dem WWF und der OECD eine Kon-
ferenz mit dem Titel „Beyond GDP“ („Jenseits des BIP“). 
Zentrales Ziel der Beyond-GDP Konferenz war es, zu klä-
ren, welche Kennzahlen als Ergänzung zum BIP Fortschritt 
am ehesten zu messen vermögen und wie man sie best-
möglich in den politischen Entscheidungsprozess integ-
rieren und in der öffentlichen Debatte verankern könne.

Am 20. August 2009 veröffentlichte die Europäische Kom-
mission ihre Mitteilung „Das BIP und mehr: Die Messung 
des Fortschritts in einer Welt im Wandel“ (Europäische 
Kommission 2009c). Die Mitteilung skizziert in fünf Schlüs-
selaktionen, wie Fortschrittsindikatoren so verbessert 
werden könnten, dass sie soziale, technische und politi-
sche Entwicklungen optimal abbilden. Am 21. September 
2009 bestätigte der Umweltrat, dass zunehmend Einig-
keit darüber bestünde, das BIP durch zusätzliche Indika-
toren zu ergänzen, die ein genaueres Bild der sozialen, 
wirtschaftlichen und ökologischen Fortschritte zeich-
nen. Er beauftragte daher die Kommission mit Arbeiten 
zu diesem Thema.

In der Mitteilung der Kommission wurde ein Aktionsplan 
für die EU mit fünf wesentlichen Handlungsfeldern vor-
gestellt, die unmittelbar oder in naher Zukunft umge-
setzt werden sollten:

•	 Ergänzung des BIP durch ökologische und soziale 
Indikatoren.

•	 Informationen in Beinahe-Echtzeit für die Entschei-
dungsfindung (zeitnahe ökologische und soziale 
Indikatoren).

https://ec.europa.eu/eurostat/web/sdi
https://ec.europa.eu/eurostat/web/sdi
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/internationales/agenda2030_sustainable_development_goals/un-agenda2030_monitoring/index.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/internationales/agenda2030_sustainable_development_goals/un-agenda2030_monitoring/index.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/internationales/agenda2030_sustainable_development_goals/un-agenda2030_monitoring/index.html
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/implementierung
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/implementierung
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•	 Genauere Berichterstattung über Verteilung und 
Ungleichheiten.

•	 Entwicklung eines europäischen Anzeigers für nach-
haltige Entwicklung.

•	 Einbeziehung von ökologischen und sozialen Anlie-
gen in die volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.

In den letzten Jahren wird im Rahmen der Beyond GDP 
Initiative vorrangig an der Weiterentwicklung von Indi-
katoren gearbeitet (etwa zur Messung von Umweltbe-
lastungen) sowie an der Datenaktualität speziell der 
Umweltindikatoren. Sogenannte „early estimates“ wer-
den beständig weiterentwickelt. Dies führte u. a. dazu, 
dass für den Schlüsselindikator „inländischer Material-
verbrauch“ heuer bereits aktuelle Daten für 2018 vorlie-
gen. Bei der Berücksichtigung von Maßzahlen wird auch 
auf EU-Ebene zunehmend auf den bereits genannten UN 
Agenda 2030 Prozess eingegangen.

1.4.3 
Europäisches Statistisches System (ESS) 
and Measuring Progress – Stiglitz, Sen, 
Fitoussi und Sponsorship Group

Die Kommission zur Messung der Wirtschaftsleistung und 
des sozialen Fortschritts („Stiglitz-Kommission“) wurde 
Anfang 2008 auf Initiative des französischen Präsidenten 
Sarkozy mit dem Ziel ins Leben gerufen, die wachsende 
Kluft zwischen den klassischen Wirtschaftskennzah-
len auf der einen Seite und der individuellen, subjekti-
ven Wahrnehmung von Fortschritt und Wohlbefinden 
auf der anderen Seite zu verringern. Die Stiglitz-Kom-
mission empfahl in ihrem abschließenden Bericht vom 
September 2009 („Stiglitz-Sen-Fitoussi Report“, Stig-
litz et al. 2009), die Betrachtung des Fortschritts einer 
Gesellschaft durch Informationen über die Entwicklung 
des Wohlstands auf Ebene der privaten Haushalte sowie 
durch Indikatoren über verschiedene Dimensionen der 
Lebensqualität und der umweltbezogenen Nachhaltig-
keit zu ergänzen.

Das oberste Statistikgremium der EU, der Ausschuss des 
Europäischen Statistischen Systems (ESSC), initiierte ein 
gemeinschaftliches Projekt mit dem Ziel, die Empfehlun-
gen des Stiglitz-Sen-Fitoussi Reports sowie die Kommu-
nikation der Europäischen Kommission (GDP & Beyond) 
in konkrete Handlungsfelder für das ESS zu übersetzen. 
Organisiert wurde dies in Form einer sogenannten „Spon-
sorship Group on Measuring Progress, Well-being and 
Sustainable Development“, in der hohe Repräsentan-
tinnen und Repräsentanten der Mitgliedstaaten – unter 
Teilnahme von Statistik Austria – mit dem Ziel zusam-
menarbeiteten, das offizielle statistische System den sich 
verändernden Bedürfnissen anzupassen.

Drei Task Forces wurden beauftragt, konkrete Vorschläge 
in den Feldern „Haushaltsperspektive & Verteilungsas-
pekte“, „Lebensqualität“ und „umweltorientierte Nach-
haltigkeit“ auszuarbeiten, bestehende Statistiken bes-
ser zu nutzen oder neue Statistiken und Indikatoren zu 
entwickeln. Eine vierte Task Force wurde zur Behandlung 
von Querschnitts- und übergreifenden Themen sowie zur 
Konsolidierung des abschließenden Berichts (Sponsors-
hip Report, Eurostat 2011) eingesetzt.

Im November 2011 wurden vom Europäischen Statisti-
schen System (ESS) die Empfehlungen der Sponsorship 
Group übernommen. Die Vorschläge laut Sponsorship 
Report wurden damit ein integraler Teil des Europäischen 
Statistischen Programms 2013-2017. Nationale Initiativen 
von EU-Ländern (wie auch „WgÖ?“) bauten ihre Indikato-
rensets im Wesentlichen auf diesen Empfehlungen auf, 
eine EU-weite Harmonisierung der Indikatorenauswahl 
konnte jedoch nicht erreicht werden.

1.4.4 
EU Europa 2020 Strategie

Die Schaffung von intelligentem, nachhaltigem und integ-
rativem Wachstum, also der Berücksichtigung eines mehr-
dimensionalen Ansatzes von Fortschritt und Entwicklung, 
wurde infolge auch von der Europa 2020 Strategie (Euro-
päische Kommission 2010) verfolgt. Durch wirksamere 
Investitionen in Forschung, Bildung und Innovation, durch 
eine entschlossene Ausrichtung auf eine kohlenstoffarme 
Wirtschaft und eine wettbewerbsfähige Industrie, aber 
auch durch die vorrangige Schaffung von Arbeitsplät-
zen und die Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung 
soll dieses Ziel bis 2020 erreicht werden. Ein System der 
wirtschaftspolitischen Steuerung wurde eingerichtet, um 
politische Maßnahmen auf europäischer und nationaler 
Ebene zu koordinieren. Fünf ehrgeizige Kernziele wur-
den vom Europäischen Rat am 17. Juni 2010 beschlossen 
und stehen im Zentrum der Strategie (siehe Übersicht 8).

Eine wesentliche Leitinitiative unter Europa 2020 betrifft 
ein „Ressourcenschonendes Europa“ mit dem Scorebo-
ard zur Ressourceneffizienz.

Im Oktober 2014 wurde aufbauend auf dem Klima- und 
Energiepaket 2020 von den EU-Staats- und Regierungs-
chefs ein Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 
2030 angenommen: Darin verfolgt die EU drei Hauptziele:

•	 Senkung der Treibhausgasemissionen um mindestens 
40 % (gegenüber dem Stand von 1990);

•	 Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energiequellen auf 
mindestens 27 %;

•	 Steigerung der Energieeffizienz um mindestens 27 %.

http://ec.europa.eu/environment/beyond_gdp/index_en.html
http://ec.europa.eu/environment/beyond_gdp/index_en.html
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/118025/118123/Fitoussi+Commission+report
https://ec.europa.eu/eurostat/web/ess/about-us/measuring-progress
https://ec.europa.eu/eurostat/web/ess/about-us/measuring-progress
https://ec.europa.eu/eurostat/web/ess/about-us/measuring-progress
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/7330775/7339383/SpG-Final-report-Progress-wellbeing-and-sustainable-deve/428899a4-9b8d-450c-a511-ae7ae35587cb
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/7330775/7339383/SpG-Final-report-Progress-wellbeing-and-sustainable-deve/428899a4-9b8d-450c-a511-ae7ae35587cb
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:039:0012:0029:EN:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:039:0012:0029:EN:PDF
http://ec.europa.eu/europe2020/europe-2020-in-a-nutshell/targets/index_de.htm
http://ec.europa.eu/eurostat/web/europe-2020-indicators/resource-efficient-europe/context
http://ec.europa.eu/eurostat/web/europe-2020-indicators/resource-efficient-europe/context
http://ec.europa.eu/eurostat/web/europe-2020-indicators/resource-efficient-europe/context
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2019 wurde die mittlerweile sechste Publikation zu den 
Europa 2020 Indikatoren „smarter, greener, more inclu-
sive - indicators to support the Europe 2020 strategy“ ver-
öffentlicht (Eurostat 2019). Die Publikation enthält auch 
Länderprofile mit den nationalen Europa 2020-Zielen.

Europa 2020 und eine Reihe anderer Initiativen (z. B. PRO-
GRESS; Sozialinvestitionspaket 2013 u. v. a.) zeigen, dass 
auch die europäische Politik ihren Fokus über das Wirt-
schaftswachstum hinaus auf spezifische Handlungsfel-
der und Dimensionen des ökonomischen, sozialen und 
umweltverträglichen Lebens richtet.

In einem “Reflection paper towards sustainable Europe 
2030 – Reflexionspapier Auf dem Weg zu einem nachhal-
tigen Europa bis 2030 – Folgemaßnahmen zu den Zie-
len der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung” 
(Europäische Kommission, 2019) orientiert sich die EU an 
den UN-Nachhaltigkeitszielen und diskutiert wesentliche 
Voraussetzungen für den Übergang zu mehr Nachhaltig-
keit. Das Reflexionspapier legt in drei Szenarien dar, wie 
die Ziele für nachhaltige Entwicklung am besten erreicht 
werden könnten:

•	 Gesamtstrategie für alle auf die UN-Nachhaltigkeits-
ziele ausgerichteten Maßnahmen der EU und der 
Mitgliedstaaten.

•	 Kontinuierliche Einbeziehung der Nachhaltigkeitsziele 
in alle relevanten EU-Politikbereiche, unabhängig von 
den Maßnahmen der Mitgliedstaaten.

•	 Stärkere Gewichtung der Nachhaltigkeit in den Außen-
beziehungen, Konsolidierung des hohen Niveaus auf 
EU-Ebene.

1.4.5 
OECD Better Life und Green Growth 
Initiativen

Im Mai 2011 wurde anlässlich des 50. Geburtstags der 
OECD die Better Life Initiative ins Leben gerufen, in der 
man die Aktivitäten der Organisation zur Wohlstands- 
und Fortschrittsmessung zusammenfasste. Die Better 
Life Initiative baut auf dem OECD Rahmen für die Ana-
lyse von Wohlbefinden und gesellschaftlichem Fortschritt 
auf, der sowohl die materiellen Lebensbedingungen als 
auch die Lebensqualität in ihren verschiedenen Dimen-
sionen berücksichtigt.

Die OECD-Initiative umfasst „How’s Life?“ inklusive einer 
breit angelegten Forschungsagenda und das interaktive 
Tool „Your Better Life Index“ (BLI). How’s Life? fasst die 

Entwicklungen von Indikatoren zum Wohlbefinden von 
Individuen und Haushalten zusammen und analysiert 
Zusammenhänge und Einflüsse. Der Fokus wird dabei 
insbesondere auf die Dimensionen der Lebensqualität 
gelegt, wie sie von Stiglitz et. al. (2009) vorgeschlagen 
wurden. Untersucht werden sowohl durchschnittliche 
Lebensbedingungen der Haushalte als auch spezifischer 
Bevölkerungsgruppen in der OECD. 

Neben dieser stark analytischen Dimension setzt die OECD 
mit dem BLI verstärkt auf Kommunikation und Breiten-
wirksamkeit ihrer Initiative. Der BLI ist ein interaktives 
Instrument, durch das man herausfinden kann, wie Län-
der im Vergleich abschneiden und das es ermöglicht, die 
einzelnen Komponenten des Wohlbefindens nach eige-
nen Vorstellungen zu gewichten. Der aktuellste Bericht 
zu Better Life stammt aus dem Jahr 2017 (OECD 2017a).

Im Juni 2009 unterzeichneten die Ministerinnen und 
Minister aus 34 Ländern eine Erklärung zu umweltver-
träglichem Wachstum, der zufolge sie beabsichtigen, 
ihre „Anstrengungen zur Verfolgung umweltverträglicher 
Wachstumsstrategien im Rahmen ihrer Reaktion auf die 
Krise und in der Zeit danach zu verstärken, und anerken-
nen, dass Umweltverträglichkeit und Wachstum Hand in 
Hand gehen können“. Sie stimmten der Erteilung eines 
Mandats an die OECD zu, eine Strategie für umweltver-
trägliches Wachstum zu entwickeln, die wirtschaftliche, 
ökologische, soziale, technologische und entwicklungs-
spezifische Aspekte zu einem umfassenden Rahmenkon-
zept vereint. Mit der „Green Growth Strategy“ kommt die 
OECD diesem Mandat nach, der aktuellste Bericht stammt 
aus dem Jahr 2017 (OECD 2017b). 

Das oberste Ziel der Strategie für umweltverträgliches 
Wachstum ist die Schaffung von Anreizen, die zur Erhö-
hung des Wohlergehens beitragen, indem sie:

•	 das Ressourcenmanagement verbessern und die Pro-
duktivität steigern;

•	 eine Verlagerung der Wirtschaftstätigkeit im Interesse 
größtmöglicher langfristiger Vorteile für die Gesell-
schaft fördern;

•	 zur Entwicklung neuer Methoden zur Erfüllung dieser 
beiden Ziele – d. h. zu Innovationen – führen.

Die Messung von Lebensqualität, Fortschritt und nach-
haltigem Wachstum bleibt weiterhin eine Schlüsselprio-
rität, welche die OECD im Rahmen der Better Life-Initia-
tive durch verschiedene Forschungsströme und laufende 
Arbeiten verfolgt. Neben How is Life und Green Growth 
befasst sich die OECD dabei zunehmend mit Agenda 2030 
und deren Zielerreichung unter dem Titel „Measuring Dis-
tance to the SDG Targets 2019“ (OECD 2019).

http://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId=en&catId=327
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId=en&catId=327
http://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=9761&langId=en
https://ec.europa.eu/commission/publications/reflection-paper-towards-sustainable-europe-2030_de
https://ec.europa.eu/commission/publications/reflection-paper-towards-sustainable-europe-2030_de
http://www.oecd.org/berlin/publikationen/hows-life.htm
http://www.oecdbetterlifeindex.org/de/
http://www.oecd.org/greengrowth/
http://www.oecd.org/statistics/measuring-well-being-and-progress.htm
http://www.oecd.org/statistics/measuring-well-being-and-progress.htm
http://www.oecd.org/publications/measuring-distance-to-the-sdg-targets-2019-a8caf3fa-en.htm
http://www.oecd.org/publications/measuring-distance-to-the-sdg-targets-2019-a8caf3fa-en.htm
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2 
Materieller Wohlstand

Leichter Anstieg beim 
Konsum 

Konsum der privaten Haushalte 
stieg real  pro  Kopf um 0,6 % 

Deutliches Wachstum  
des BIP pro Kopf real

BIP pro Kopf wuchs 2018 real um 1,9 %

Rückgang der 
Arbeitslosenquote

Arbeitslosenquote sank 2018  
auf 4,9 % (EU‑28 6,8 %)
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2.1 
Dimensionen des materiellen Wohlstands

Der materielle Wohlstand eines Landes wird häufig mit 
der Höhe des Bruttoinlandsprodukts (BIP) assoziiert, und 
tatsächlich kann der ökonomische Entwicklungsstand 
eines Landes gut daran abgelesen werden. Das BIP ist 
immer noch die verbreitetste Kennzahl wirtschaftlicher 
Performance. Es bildet die aggregierte Angebotsseite 
einer Volkswirtschaft ab. Die Berechnung des BIP beruht 
auf internationalen Standards, die durch das ESVG 2010 
aktualisiert wurden. Als zentrale Kennziffer für die Pro-
duktionsseite der Wirtschaft findet sich das BIP auch im 
Indikatorenset WgÖ? wieder. Der Lebensstandard der 
Bevölkerung lässt sich daran aber nicht automatisch 
ablesen. Der materielle Wohlstand eines Landes wird 
nicht nur von der Größe der wirtschaftlichen Produk-
tion bestimmt, sondern auch vom Einkommen und den 
Konsummöglichkeiten seiner Bevölkerung sowie von 
der Einkommens- und Vermögensverteilung.

Wie der Stiglitz-Report (Stiglitz et al. 2009, S. 85) verdeut-
licht, korreliert das Niveau des BIP mit vielen Indikatoren 
des Lebensstandards. Dieser Zusammenhang ist jedoch 
nicht universal und wird schwächer, wenn bestimmte 
Wirtschaftssektoren betrachtet werden. Darüber hinaus 
kann das BIP naturgemäß auch nicht alle Aspekte von 
Wohlstand und Fortschritt in einer Gesellschaft abbilden, 
manche weisen gar negative Korrelationen auf. Wie in 
der Mitteilung der Europäischen Kommission an den Rat 
und das Europäische Parlament (Europäische Kommission 
2010c, S. 2) zum Thema „Das BIP und mehr“ festgehalten, 
misst dieses „weder die Nachhaltigkeit im Umweltbereich 
noch die soziale Integration. Diese Einschränkungen müs-
sen aber berücksichtigt werden, wenn das BIP in politi-
schen Analysen und Diskussionen herangezogen wird“. 
Folglich ist die Konzentration auf diesen einen Indikator 
unzureichend, wenn Aussagen über das Wohlbefinden 
der Bevölkerung getroffen werden sollen.

Inwiefern lässt sich aber der materielle Wohlstand der 
Bevölkerung durch andere Kennzahlen besser beleuch-
ten? Die Empfehlungen von Stiglitz et al. (2009) stellen 
klar, dass grundlegende Informationen bereits im umfas-
senden System der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen (VGR) erfasst werden; es bedarf also lediglich einer 
expliziteren Darstellung einzelner Bereiche. Fünf kon-
krete Vorschläge werden genannt, die kurz- bis mittel-
fristig mit neuen Daten operationalisiert werden müssen:

•	 Verschiebung des Fokus von der Produktion auf Ein-
kommen und Konsum

•	 Gemeinsame Betrachtung von Einkommen und Konsum 
mit Vermögen

•	 Hervorhebung der Haushaltsperspektive
•	 Mehr Gewicht auf der Verteilung von Einkommen, Kon-

sum und Vermögen
•	 Erweiterung der Einkommenskennzahlen um 

Nichtmarktaktivitäten

Der Schlussbericht der Eurostat Sponsorship Group (Euro-
stat 2011) greift diese Punkte auf. Er skizziert, wie vor-
handene Daten der VGR künftig so aufbereitet werden 
können, dass die Entwicklung des materiellen Lebens-
standards der privaten Haushalte besser abgebildet wird. 
Demnach ist das verfügbare Einkommen um soziale Sach-
transfers (z. B. Gratiskindergarten) zu erweitern. Die Dar-
stellung des Konsums von Haushalten hat detaillierter zu 
erfolgen. Zudem soll die Verteilung von Einkommen und 
Vermögen besser abgebildet und auch jene Produktion, 
die nicht am „Markt“ stattfindet (wie etwa Haushaltsar-
beit oder Kinderbetreuung), dargestellt werden.

Grafik 5 
Dimensionen des materiellen Wohlstands

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Die Daten für die Indikatoren des materiellen Wohlstands 
liefert zu einem großen Teil die VGR. Aus der VGR stam-
men, neben dem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, der 
Konsum der privaten Haushalte pro Kopf sowie das ver-
fügbare Einkommen der privaten Haushalte pro Kopf 
jeweils dargestellt in der preis- bzw. kaufkraftbereinig-
ten Entwicklung. Um den Empfehlungen von Stiglitz et al. 
(2009) gerecht zu werden, wurde die Dimension Produk-
tion durch die Dimension unbezahlte Produktion ergänzt. 
Erweitert wurde das Set um die Indikatoren der inflati-
onsbereinigten Entwicklung hoher und niedriger Brut-
toeinkommen unselbständiger Beschäftigter aus Lohn-
steuer- und Hauptverbandsdaten sowie dem S80/S20 
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Einkommensquintilsverhältnis aus dem EU-SILC Daten-
satz (dem Verhältnis des Einkommensanteils der reichs-
ten 20 % mit jenem der ärmsten 20 %) und dem Gender 
Pay Gap aus der Verdienststrukturerhebung, um Aspekte 
der Einkommensverteilung abzudecken. Weiters wurde 
nach den Rückmeldungen der Stakeholder das Indikato-
renset um die Arbeitsproduktivität ergänzt, um dem BIP 
auf Produktionsseite auch die produktive menschliche 
Arbeitsaktivität gegenüberzustellen.

Unter Berücksichtigung der oben genannten Empfeh-
lungen wurden ursprünglich fünf Dimensionen im The-
menfeld materieller Wohlstand für das WgÖ?-Set defi-
niert. 2017 wurde das Indikatorenset von WgÖ? wesentlich 
überarbeitet. Im Zuge dieser Überarbeitung kam es zu 
einer Verschiebung der Dimension produktive Aktivitä-
ten und Arbeit vom Bereich Lebensqualität zum materi-
ellen Wohlstand, durch welche der Bereich materieller 
Wohlstand nun sechs Dimensionen beinhaltet.

Übersicht 4 
Schlüsselindikatoren des materiellen Wohlstands mit 
Bewertung

Materieller Wohlstand kurz-
fristig

lang-
fristig

Bruttoinlandsprodukt pro Kopf real

Arbeitsproduktivität

Nicht bezahlte Arbeit – –

Einkommen privater Haushalte pro Kopf

Konsum privater Haushalte pro Kopf

Erwerbstätigenquote

Arbeitslosenquote

Hohe / niedrige Bruttojahreseinkommen

Gender Pay Gap

S80/S20 Einkommensquintil-Verhältnis

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?
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2.2 
Produktion

Die marktwirtschaftliche Produktion stellt einen wesent-
lichen Pfeiler der gesamtgesellschaftlichen Entwick-
lung dar. Markttransaktionen bilden den Angelpunkt 
der wirtschaftlichen Leistung eines Landes. Zu berück-
sichtigen ist, dass nicht für alle Güter Preise existieren 
und andererseits Externalitäten (wie etwa Umweltschä-
den), die in der Produktion oder auch im Konsum ent-
stehen, nicht ausreichend in den Marktpreisen reflek-
tiert werden.

Im gesamten Indikatorenset WgÖ? bildet das BIP (real, pro 
Kopf) den Ausgangspunkt, dem weitere 30 Schlüsselin-
dikatoren gegenübergestellt werden. Es gibt den inner-
halb einer Periode in einer Volkswirtschaft hergestellten 
Wert aller Waren und Dienstleistungen (abzüglich Vor-
leistungen) an.

Das BIP ist ein Indikator für die – überwie-
gend – marktwirtschaftliche Produktion. Für 
den Wohlstand ist die Produktionsleistung 
einer Volkswirtschaft insofern von Bedeu-
tung, als sich davon die zur Verteilung gelan-
genden Einkommen herleiten, die wiederum 
für die Bedürfnisbefriedigung zur Verfügung 
stehen. Ökonomische Wohlfahrt oder gar 
ein gesellschaftliches Wohlbefinden (so 
ein solches existiert) können durch das BIP 
alleine jedoch nicht hinreichend beschrieben 
werden.

Als Zusatzindikatoren werden in der Dimension Produk-
tion auch das BIP zu laufenden und konstanten Preisen 
dargestellt.

Für eine breitere Betrachtung des materiellen Wohlstands 
ist es analytisch von Bedeutung, wie sich maßgebliche 
Indikatoren im Vergleich zum Produktionsmaß BIP ent-
wickeln. Als zweiter zentraler Indikator der Produktions-
dimension wurde daher die Arbeitsproduktivität gewählt. 
Sie drückt das Verhältnis der geleisteten Arbeitsstunden 
zum realen BIP aus und gibt Aufschluss darüber, in wel-
chem Ausmaß der Produktionsfaktor Arbeit eingesetzt 
werden muss, um ein bestimmtes Produktionsniveau zu 
erreichen bzw. wie sich die Effizienz des Arbeitseinsatzes 
im Zeitverlauf entwickelt.

2.2.1 
Schlüsselindikator Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) pro Kopf

Das BIP ist die in monetären Einheiten ausgedrückte Wirt-
schaftsleistung, die von gebietsansässigen produzieren-
den Einheiten in einer Referenzperiode erbracht wird. 
Um eine Verzerrung des Produktionsvolumens durch 
Preisänderungen auszuschließen, wird als Schlüsselin-
dikator das BIP preisbereinigt („real“) ausgewiesen. Das 
BIP wird hier aus zwei Gründen pro Einwohner gezeigt: 
einerseits wird der Einfluss der Bevölkerungsentwick-
lung auf Änderungen des BIP-Niveaus im Zeitverlauf 
berücksichtigt, andererseits wird der Vergleich mit Län-
dern unterschiedlicher Bevölkerungszahlen möglich.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf des BIP pro Kopf seit 2000 zeigt 
bis 2008 einen kontinuierlichen Anstieg. Nach dem krisen-
bedingten Einbruch verlief die Entwicklung jedoch eher 
flach. Langfristig wird der Verlauf daher nur tendenziell 
positiv gesehen. Da das BIP pro Kopf 2017 und 2018 wie-
der positive Wachstumsraten aufwies, zuletzt höher als in 
der EU-28, fällt die Bewertung der kurzfristigen Entwick-
lung sehr positiv aus.“

Im Vergleich zum Vorjahr wuchs die österreichische Wirt-
schaft 2018 um 2,4 %, die Bevölkerung um 0,5 %, und das 
reale BIP pro Kopf um 1,9 %. Das reale Wachstum lag im 
Produzierenden Bereich – wie in den Vorjahren – mit 
4,8 % deutlich über jenem des Dienstleistungsbereichs 
mit 1,7 %, wobei sich alle bedeutenden Branchen durch-
wegs positiv entwickelten. Der Produzierende Bereich 
wurde vor allem durch das kräftige Wachstum in der Her-
stellung von Waren (real +5,1 %) bestimmt. Im Dienstleis-
tungssektor verzeichneten vor allem der Verkehr (real 
+4,5 %), die unternehmensnahen Dienstleistungen (real 
+3,0 %) und die Beherbergung und Gastronomie (real 
+3,0 %) ein kräftiges Plus. Verwendungsseitig entwickel-
ten sich die Bruttoinvestitionen (real +3,6 %) bereits das 
fünfte Jahr in Folge deutlich dynamischer als die Konsum-
ausgaben (real +1,1 %).

Der WgÖ?-Schlüsselindikator, das BIP pro Kopf, wuchs real 
seit 2000 um durchschnittlich etwa 1,0 % pro Jahr. Nach 

KF 	 LF
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einem kontinuierlichen Wachstum bis zum Jahr 2008 
(durchschnittlich 1,7 % p.a.) brachte das Jahr 2009 im Zuge 
der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise den stärksten 
realen Rückgang des BIP in der Nachkriegszeit (pro Kopf 
-4,0 %). Gründe dafür lagen im durch den internationalen 
Konjunktureinbruch bedingten Nachfragerückgang, der 
den heimischen Export v. a. zu Beginn 2009 massiv ein-
brechen ließ. Im Vergleich zum Durchschnitt der EU-28 
und insbesondere zur ebenfalls exportorientierten deut-
schen Wirtschaft, kam Österreich aber gut durch das Kri-
senjahr, da die Industrieproduktion hierzulande weniger 
stark zurückging als im Nachbarland (BMWFJ, 2010). Dies 
zeigt sich auch in Grafik 6: In den Jahren 2010-2011 konn-
ten wieder Wachstumsimpulse erzielt werden. In Öster-
reich erreichte die Wirtschaftsleistung 2011 sogar erneut 
das Vorkrisenniveau.

Grafik 6 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf (real)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR; Eurostat.

Nach der Erholung in den Jahren 2010 und 2011 verlor das 
Wirtschaftswachstum ab dem Jahr 2013 jedoch deutlich 
an Dynamik, was sich in Verbindung mit stärkeren Bevöl-
kerungszuwächsen in diesem Zeitraum in einer rückläu-
figen Entwicklung des BIP pro Kopf niederschlug (siehe 
auch Grafik 7), 2013 und 2014 schrumpfte das Bruttoin-
landsprodukt pro Kopf. Erst seit 2015 konnte wieder ein 
positives Wachstum pro Kopf erreicht werden. In den 
Jahren 2017 und 2018 wuchs das BIP pro Kopf deutlich 
um 1,8 % und 1,9 %. 

Das Wachstum des BIP pro Kopf der EU-28 war im Zeit-
raum 2000-2018 um rund 4,0 %-Punkte höher als in Öster-
reich. Das durchschnittliche Wachstum betrug in diesem 
Zeitraum für die EU-28 rund 1,2 % pro Jahr, für Österreich 
1,0 %. 2018 wuchs die Wirtschaft der EU-28 inflationsbe-
reinigt und pro Kopf um 1,8 %, Österreich lag im EU‑Ver-
gleich mit 1,9 % im Mittelfeld. Betrachtet man jedoch das 

7	 Als intelligentes Wachstum bezeichnet die Europa 2020-Strategie bessere Leistungen der EU in den Bereichen Bildung, Forschung und Inno-
vation, digitale Gesellschaft.

Niveau des BIP pro Kopf in Kaufkraftstandards, so nahm 
Österreich 2018 hinter Luxemburg, Irland und den Nie-
derlanden erneut den vierten Platz ein.

Grafik 7 zeigt die Entwicklung des nominellen und rea-
len BIP, des realen BIP pro Kopf sowie die Bevölkerungs-
entwicklung seit 2000. Obgleich die österreichische Wirt-
schaft seit 2010 durchschnittlich um 1,5 % pro Jahr wuchs, 
lag das Bevölkerungswachstum im selben Zeitraum bei 
durchschnittlich 0,7 %, wodurch das reale BIP pro Kopf 
eine geringe durchschnittliche Wachstumsrate von 0,8 % 
verzeichnete.

Grafik 7 
Bruttoinlandsprodukt (real), Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf (real), Bruttoinlandsprodukt (nominell) und 
Bevölkerungsentwicklung

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR; Eurostat.

2.2.2 
Forschungsquote

Eines der Ziele der Europa 2020-Strategie der Europäi-
schen Union ist die Erhöhung der Forschungsquote der 
EU auf 3 % des BIP. Stärkere Investitionen in Forschung 
und Entwicklung sollen dazu beitragen, das Wachstum 
der Wirtschaft intelligent7 zu gestalten. Das nationale Ziel 
für Österreich sieht die Erhöhung der Forschungsquote 
auf 3,76 % des BIP vor. Wie aus Grafik 8 ersichtlich, liegt 
die Forschungsquote in Österreich 2019 noch darunter bei 
3,19 % des BIP. Seit 2000 konnten die Ausgaben für For-
schung und Entwicklung in Prozent des BIP ausgehend 
von 1,89 % jedoch deutlich erhöht werden.

Es ist zu betonen, dass die Höhe der Ausgaben für For-
schung und Entwicklung alleine noch nicht ausreicht, 
um zu beurteilen, wie intelligent das Wachstum in einer 
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Volkswirtschaft auch tatsächlich gestaltet wird. Dies hängt 
unter anderem immer auch davon ab, ob die Ausrichtung 
der Investitionen auf die wesentlichen Herausforderun-
gen der Gesellschaft, wie Klimawandel, Energie- und Res-
sourceneffizienz, Gesundheit und demografischer Wan-
del, gewährleistet ist.

Grafik 8 
Bruttoinlandsausgaben für F&E in Prozent des BIP

Q: STATISTIK AUSTRIA, F&E Statistik. 

2.2.3 
Schlüsselindikator Arbeitsproduktivität

In der Arbeitsproduktivität kommt der Wirkungsgrad 
der konkreten menschlichen Arbeit bei der Produktion 
materieller Güter und Dienstleistungen zum Ausdruck. 
Sie stellt das Verhältnis der produzierten Warenmengen 
zu der für ihre Produktion erforderlichen gesellschaftli-
chen Arbeit dar. Gemessen wird sie an der Menge der in 
einer bestimmten Zeit hergestellten Güter und Dienst-
leistungen und an der Arbeitszeit, die für die Herstel-
lung einer bestimmten Menge dieser Gebrauchswerte 
gesellschaftlich notwendig ist.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf der Arbeitsproduktivität seit 2000 
weist durchwegs nach oben und ist daher sehr positiv zu 
sehen. Da die Arbeitsproduktivität in den letzten Jahren 
zwar weiter anstieg, aber etwas verhaltener als in der 
EU-28 wuchs, fällt die kurzfristige Bewertung nur ten-
denziell positiv aus.“

Die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität je geleis-
teter Arbeitsstunde stieg von 2000 bis 2018 um durch-
schnittlich 1,1 % pro Jahr. Im Krisenjahr 2009 war ein mini-
maler Produktivitätsrückgang (-0,7 %) zu beobachten. 
2010 bis 2013 gab es wieder einen deutlichen Anstieg 
der Arbeitsproduktivität. Nach einem minimalen Plus 
2014 wuchs die Arbeitsproduktivität 2015 stark um 1,6 % 
zum Vorjahr. 2016 kam es zu keinem Anstieg der Arbeits-
produktivität, erst 2017 konnte die Arbeitsproduktivität 
wieder deutlich um 1,4 % erhöht werden. 2018 stieg sie 
geringfügig um 0,4 %. Im Vergleich zu Österreich, sank 
die Arbeitsproduktivität der gesamten EU-28 2009 stär-
ker (-1,4 %), stieg aber seither kontinuierlich an und ver-
zeichnete 2018 ein Wachstum von 0,9 %.

Grafik 9 
Arbeitsproduktivität (BIP je geleisteter Arbeits-
stunde)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR; Eurostat.

Beeinflusst wird die Arbeitsproduktivität beispielsweise 
durch den durchschnittlichen Qualifikationsgrad oder 
die Produktionserfahrung der Arbeitskräfte, aber auch 
durch den technologischen Fortschritt in der Produktion. 
Andere Einflussfaktoren sind etwa die Entwicklungsstufe 
der Serien- und Massenproduktion, oder die Spezialisie-
rung des Produktionsprozesses.

Bei der Interpretation der Arbeitsproduktivität ist jedoch 
Vorsicht geboten. Die Bezeichnung impliziert nicht, dass 
mit der Messung der Produktivität auch das Zurechnungs-
problem gelöst sei. So ist eine Erhöhung der Arbeits-
produktivität in der Regel primär nicht die Folge einer 
Leistungssteigerung des Faktors Arbeit, sondern wird viel-
mehr durch eine Vermehrung, beziehungsweise Verbesse-
rung, des Einsatzes der Betriebsmittel bedingt sein. Dabei 
spielt die Wirkung des technischen Fortschrittes eine 
wesentliche Rolle. Die Leistungssteigerung des Faktors 
Arbeit beeinflusst die Arbeitsproduktivität nur sekundär.

0

1

2

3

4

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

20
19

 

Bruttoinlandsausgaben für F&E

in
 %

 d
es

 B
IP

4

KF 	 LF

90

100

110

120

130

140

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

Österreich
EU-28

In
de

x,
 2

00
0=

10
0



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

65

2.3 
Unbezahlte Produktion

Viele Dienstleistungen, die Haushalte für den Eigenbe-
darf produzieren, scheinen in klassischen Einkommens- 
und Produktionskennzahlen nicht auf. Dennoch stellen 
sie einen wichtigen Teil der ökonomischen Aktivität dar. 
Zu diesen Aktivitäten zählen z. B. putzen, kochen, Kin-
der- und Altenbetreuung, Arbeitswege u. a. Die Stig-
litz-Kommission fordert daher, dass vollständige Haus-
haltskonten als Satelliten der VGR das Bild ökonomischer 
Produktion vervollständigen.

Die Dimension der Nichtmarktproduktion liefert im Zeit-
verlauf auch wichtige Informationen über die Entwicklung 
der Funktion von Haushalten in der Gesellschaft. So wer-
den viele Dienstleistungen, die früher von Familienmit-
gliedern ausgeführt wurden, heute am Markt erworben. 
Diese Veränderung kommt in steigenden Einkommen (wie 
in den VGR gemessen) zum Ausdruck, stellt jedoch ledig-
lich eine Verschiebung der Nichtmarkt- auf die Marktpro-
duktion dar. In diesem Fall wird nicht mehr produziert, 
sondern mehr Produktion gemessen, die aber auch ent-
sprechend entlohnt wird.

2.3.1 
Schlüsselindikator Zeitaufwand für 
unbezahlte Arbeit

„Unbezahlte Arbeit“ setzt sich aus den Aktivitäten Haus-
haltsführung, Kinderbetreuung und Freiwilligenarbeit 
zusammen. Die Darstellung der Ergebnisse erfolgt in 
Stunden und Minuten für einen durchschnittlichen Tag 
(Montag bis Sonntag). Es wurden die Hauptaktivitäten 
über alle Personen in Österreich ab 19 Jahren ausge-
wertet. Die aktuellen Daten stammen aus der Zeitver-
wendungserhebung 2008 / 09. Neue Daten zur Zeitver-
wendung liegen zurzeit nicht vor.

Die Struktur der nicht-bezahlten Arbeit hat sich seit 1981 
stark verändert (siehe Grafik 10). Insgesamt blieb die Zeit, 
die für Nicht-Marktproduktion aufgebracht wurde, fast 
gleich. Frauen brachten zuletzt (2008/09) weniger Zeit 
für diese Art der unbezahlten Arbeit auf als noch 1981, 
Männer jedoch deutlich mehr. Dennoch bleibt ein klarer 
Geschlechterunterschied: Frauen leisteten 2008/09 im 
Schnitt pro Tag immer noch deutlich mehr an unbezahl-
ter Arbeit, nämlich fast doppelt so viel wie Männer. Ins-
gesamt brachten Frauen 4h53 pro Tag im Durchschnitt 

für nicht-bezahlte Arbeit auf, während es bei den Män-
nern 2h41 waren. Während Frauen deutlich mehr Zeit für 
unbezahlte Arbeit aufwenden, gehen sie in geringerem 
Stundenausmaß bezahlter Arbeit nach. Fast die Hälfte der 
berufstätigen Frauen und fast drei Viertel der berufstäti-
gen Frauen mit Kindern arbeitet in Teilzeit.

Grafik 10 
Zeitaufwand für unbezahlte Arbeit: Haushalts-
führung, Kinderbetreuung, Freiwilligenarbeit

Q: STATISTIK AUSTRIA, Zeitverwendungserhebung 2008 / 09.

Grafik 11 
Unbezahlte Arbeit nach Art (2008 / 09)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Zeitverwendungserhebung 2008 / 09.
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Ein Blick in die einzelnen Tätigkeitsbereiche der unbezahl-
ten Arbeit zeigt, dass ein Großteil der Zeit für die Haus-
haltsführung aufgebracht wurde, wobei hier wiederum 
ein deutlicher Geschlechterunterschied zu sehen ist: Wäh-
rend Frauen im Durchschnitt knapp 4 Stunden täglich für 
diese Aktivität aufbrachten, waren es bei den Männern 
nur 2 Stunden 10 Minuten.

Die nächste internationale Erhebungswelle der Zeitver-
wendungserhebungen ist ab 2020 geplant, ob Österreich 
daran mitwirken wird, ist derzeit noch offen und hängt 
von der nationalen Finanzierung ab. Aktuell arbeitet Sta-
tistik Austria im Rahmen einer Task Force unter der Füh-
rung von Eurostat an der Weiterentwicklung eines Onli-
ne-Erhebungstools (Smartphone-App) für diese neue 
Erhebungswelle. 



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

67

2.4 
Einkommen der privaten Haushalte

Stiglitz et. al. (2009) fordern, für die Bewertung des 
materiellen Wohlstands eines Landes insbesondere die 
privaten Haushalte in den Blick zu nehmen. Kennzah-
len zum Konsum und den Einkommen der Haushalte 
liefern hierfür wichtige Informationen. Die verfügba-
ren VGR-Daten zeigen für viele Länder der OECD und 
auch für Österreich, dass sich die Entwicklung der rea-
len Haushaltseinkommen bzw. des -konsums im Zeit-
verlauf häufig anders darstellt als jene des realen BIP.

Die Haushaltsdaten der VGR ermöglichen die Berücksich-
tigung von Zahlungsströmen zwischen den Sektoren (wie 
etwa von den Haushalten abgeführte Steuern, von der 
öffentlichen Hand erhaltene Sozialleistungen oder Zins-
zahlungen an bzw. von Finanzinstituten). Darüber hin-
aus reflektieren die Daten staatlich bereitgestellte Sach-
transfers wie etwa Gesundheitsdienstleistungen oder den 
Zugang zu Bildungseinrichtungen, die in Haushaltsbefra-
gungen wie Mikrozensus oder EU-SILC nicht einbezogen 
werden (es wird ausschließlich nach den monetären Ein-
kommen gefragt). Dadurch wird im internationalen Ver-
gleich auch die staatliche Umverteilung berücksichtigt.

Die erste Empfehlung der Stiglitz-Kommission (2009, S. 12) 
lautet daher: „When evaluating material well-being, look 
at income and consumption rather than production“. Wäh-
rend produktionsbezogene Indikatoren jeweils auf die 
Angebotsseite fokussieren, betreffen Einkommen und 
Konsum das originäre Ziel der Produktion, nämlich den 
Lebensstandard der Menschen eines Landes zu erhöhen. 
Dabei wird der Konsum (wie auch die Sparmöglichkei-
ten) vom Einkommen, das den Haushalten zur Verfügung 
steht, bestimmt. Das Haushaltseinkommen liefert somit 
ein Maß der für den Konsum und das Sparen verfügbaren 
Ressourcen eines Haushalts. Übersteigt der Konsum das 
verfügbare Einkommen, müssen entweder die Verbind-
lichkeiten erhöht oder die Aktiva vermindert werden. In 
beiden Fällen sinkt das Nettovermögen.

In den meisten EU-Staaten werden von den 
Regierungen bzw. Sozialversicherungen 
öffentliche Dienstleistungen und Güter 
entweder gratis oder zu wirtschaftlich nicht 
signifikanten Preisen zur Verfügung gestellt. 
Solche Sachleistungen erhöhen implizit das 
Einkommen bzw. den Konsum jener Haus-
halte, die davon profitieren.

Durch die Verwendung verfügbarer aggregierter VGR-Da-
ten kann die Entwicklung des materiellen Lebensstan-
dards eines „durchschnittlichen (privaten) Haushalts“ 
dargestellt werden. Da das Verhältnis von öffentlichen 
und privat erstandenen Gütern und Dienstleistungen 
von Land zu Land variiert und auch die Sozialversiche-
rungen unterschiedlich ausgestaltet sind, ist es beson-
ders für den internationalen Vergleich wichtig, soziale 
Sachtransfers zu berücksichtigen. In den VGR werden 
die Sachtransfers im „verfügbaren Haushaltseinkommen“ 
und beim „Konsum der privaten Haushalte“ nach dem 
Verbrauchskonzept erfasst. Zwei Zusatzindikatoren zur 
Zusammensetzung des verfügbaren Einkommens auf der 
Aufkommensseite und der Verwendungsseite zeigen das 
Verhältnis von Arbeitnehmerentgelten, monetären Sozi-
alleistungen und sozialen Sachtransfers.

2.4.1 
Schlüsselindikator Haushaltseinkommen

Für den Wohlstand der privaten Haushalte ist jenes 
Einkommen maßgeblich, das ihnen nach der Einkom-
mensumverteilung für die Befriedigung ihrer Bedürf-
nisse zur Verfügung steht. Die vom Staat und von den 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck bereitge-
stellten sozialen Sachtransfers (v. a. Gesundheits- und 
Bildungsdienstleistungen) werden beim Verbrauchs-
konzept als einkommensäquivalent behandelt.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die langfristige Entwicklung des Indikators ist neutral 
zu bewerten. Zwar sind die realen Haushaltseinkommen 
heute höher als 2000, allerdings zeigt der Vergleich mit 
dem BIP-Wachstum, dass sich die Einkommen der ande-
ren Sektoren (Unternehmen, Staat) deutlich stärker ent-
wickelten, als die Einkommen der privaten Haushalte. Da 
die Entwicklung in den letzten beiden Jahren im Gegen-
satz zum BIP pro Kopf sehr flach verlief, fällt die kurzfris-
tige Bewertung ebenfalls neutral aus.“

Gäbe es die Leistungen von Staat und privaten Organisa-
tionen ohne Erwerbszweck nicht, müssten die Einkom-
men ohne Sachtransfers nämlich genau um diesen Betrag 
höher sein, um das gleiche Wohlstandsniveau zu errei-

KF 	 LF
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chen. Die Berücksichtigung der Transferströme erleich-
tert zeitliche Vergleiche bei unterschiedlichen oder sich 
ändernden wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen 
und vervollständigt die Untersuchung der Rolle des Staa-
tes bei der Einkommensumverteilung. Da die Kaufkraft 
des Einkommens über die Zeit durch Preisänderungen 
verzerrt ist, wird das Einkommen kaufkraftbereinigt (d. h. 
„real“) ausgewiesen.8

Wie im Stiglitz-Bericht (2009, S. 94) ange-
merkt, führt das Phänomen der Globalisie-
rung zu großen Unterschieden zwischen Ein-
kommens- und Produktionsmaßen. Niveau 
und Entwicklung der Einkommen sind für 
den Lebensstandard der Menschen im Land 
wesentlicher als Höhe und Entwicklung der 
Produktion, weil Teile des in der Produktion 
generierten Einkommens ins Ausland fließen 
und manche Bewohnerinnen und Bewohner 
Einkommen aus dem Ausland beziehen. Das 
BIP als Indikator für die Produktion muss 
daher um Einkommensindikatoren ergänzt 
werden.

Das reale verfügbare Einkommen der Haushalte pro Kopf 
(inkl. sozialer Sachtransfers, nach dem Verbrauchskonzept) 
wuchs von 2000 bis 2018 durchschnittlich um 0,5 % pro 
Jahr. Die Kaufkraft der Haushalte entwickelte sich damit 
schwächer als die gesamte erbrachte Wirtschaftsleistung 
(reales BIP pro Kopf: durchschnittlich +1,0 % pro Jahr) wie 
aus Grafik 12 ersichtlich. 

Grafik 12 
Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 
pro Kopf (real, Verbrauchskonzept)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR.

8	 Zur Bereinigung der Einkommen wird der Konsumdeflator herangezogen, ein impliziter Preisindex des Konsums der privaten Haushalte nach 
dem Verbrauchskonzept.

Die Einkommensentwicklung war zwischen dem Krisen-
jahr 2009 und 2018 insgesamt rückläufig (durchschnitt-
lich -0,1 % pro Jahr), jedoch wirkte sich das Krisenjahr 
weit weniger negativ aus als dies beim BIP der Fall war. 
Nach einem geringen Anstieg 2017, stiegen die verfüg-
baren Einkommen 2018 um 0,8 %. Die im Vergleich zum 
BIP schwächere Einkommensentwicklung im Beobach-
tungszeitraum ist, neben dem Einbruch der Vermögens-
einkommen im Zuge der Wirtschaftskrise, vor allem auf 
die mäßigen Zuwächse der nominellen Arbeitnehmer-
entgelte sowie auf die im EU-Vergleich hohe Inflation 
zurückzuführen.

Grafik 13 
Zusammensetzung des verfügbaren Einkommens 
(Verbrauchskonzept), Aufkommensseite (2000 und 
2018)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR.

Grafik 13 zeigt die Zusammensetzung der verfügbaren 
Einkommen auf der Aufkommensseite (Komponenten, 
aus denen sich das gesamte Haushaltseinkommen zusam-
mensetzt) im Zeitverlauf. Die Haupteinkommensquelle 
der privaten Haushalte (nach dem Verbrauchskonzept) 
war 2018 die unselbständige Arbeit (46,7 %). Die sozia-
len Sachtransfers trugen rund ein Zehntel (12,0 %) zum 
Haushaltseinkommen (vor Abzug von Abschreibungen, 
Steuern und Sozialbeiträgen) bei. Zu diesen Sachtrans-
fers zählen wie erwähnt Gesundheits- oder Bildungsleis-
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tungen. 22,2 % der Einkommen speisten sich aus monetä-
ren Sozialleistungen und sonstigen laufenden Transfers, 
wobei die Sozialleistungen, zu denen etwa Kinderbetreu-
ungsgeld, Arbeitslosenunterstützung oder Familienbei-
hilfe zählen, den überwiegenden Teil ausmachten. 12,6 % 
stammen aus Betriebsüberschüssen und Selbständigen-
einkommen. 6,6 % flossen schließlich den Haushalten in 
Form von Vermögenseinkommen (z. B. Zinsen oder Divi-
denden) zu. Im Vergleich zu 2000 zeigen sich bei der 
Zusammensetzung der Einkommen kaum Veränderun-
gen. Lediglich der Anteil der Vermögenseinkünfte ging 
von 10,3 % auf 6,6 % zurück, während die Anteile der sozi-
alen Sachtransfers sowie der monetären Sozialleistungen 
leicht anstiegen.

Auf der Verwendungsseite leitet sich das verfügbare Ein-
kommen (nach dem Verbrauchskonzept) wie folgt ab 
(Grafik 14): 66,6 % der Summe aus Primäreinkommen und 
sozialen Sachtransfers hatten die privaten Haushalte 2018 
für Konsumzwecke netto zur Verfügung. Von den gesam-
ten Einkommenszuflüssen wurden 10,5 % für Einkom-
men- und Vermögenssteuern, 19,0 % für Sozialbeiträge 
und sonstige laufende Transfers sowie 3,4 % für Abschrei-
bungen, Zinsen und Pachten verwendet. Auch auf der 
Verwendungsseite zeigen sich kaum Unterschiede in der 
Zusammensetzung des verfügbaren Einkommens zu 2000.

Grafik 14 
Zusammensetzung des verfügbaren Einkommens 
auf der Verwendungsseite (2000 und 2018) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR. 
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2.5 
Konsum der privaten Haushalte

9	 Der implizite Preisindex des Konsums der privaten Haushalte folgt nach dem Verbrauchskonzept.

Der Konsum nach dem Verbrauchskonzept (Individu-
alkonsum) umfasst jene Güter, die den privaten Haus-
halten zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse unmittelbar 
dienen. Er entspricht dem Wert der Waren und Dienst-
leistungen, die den privaten Haushalten tatsächlich 
zur Verfügung stehen, selbst wenn der Erwerb dieser 
Waren und Dienstleistungen vom Staat oder von pri-
vaten Organisationen ohne Erwerbszweck finanziert 
wird (Sachtransfers).

Um eine Verzerrung des Konsumvolumens durch Preisän-
derungen auszuschließen, wird der Konsum analog zum 
Einkommen preisbereinigt ausgewiesen.9 Zudem wird 
der Schlüsselindikator als Konsum real pro Kopf gezeigt.

Durch die Darstellung des Konsums je Ein-
wohner wird einerseits der Einfluss der Be-
völkerungsentwicklung auf Änderungen des 
Gesamtkonsums im Zeitverlauf berücksich-
tigt, andererseits wird dadurch der interna-
tionale Vergleich ermöglicht.

Zwei Zusatzindikatoren zu den Konsumausgaben privater 
Haushalte geben Aufschluss über die Zusammensetzung 
der Konsumausgaben nach Gütergruppen und sozialen 
Sachtransfers, sowie die monatlichen Verbrauchsausga-
ben nach Einkommen.

2.5.1 
Schlüsselindikator Haushaltskonsum

Ob und in welchem Ausmaß die privaten Haushalte 
ihre Bedürfnisse befriedigen können, ist ein wesent-
licher Aspekt bei der Beurteilung von Wohlstand. Für 
die privaten Haushalte stehen neben den verfügba-
ren Einkommen auch die vom Staat und von den pri-
vaten Organisationen ohne Erwerbszweck bereitge-
stellten sozialen Sachtransfers (v. a. Gesundheits- und 
Bildungsdienstleistungen) zum Konsum zur Verfü-
gung. Um darzustellen, welche Güter den Haushal-
ten tatsächlich für den Konsum (=Bedürfnisbefriedi-

gung) zur Verfügung stehen, eignet sich daher der 
Indikator Konsum der privaten Haushalte nach dem 
Verbrauchskonzept. 

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf des privaten Konsums seit 2000 
ist eingeschränkt positiv zu sehen. Zwar wurden 2018 
von den privaten Haushalten pro Kopf mehr Waren und 
Dienstleistungen zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse erwor-
ben als 2000, allerdings war diese Entwicklung weniger 
dynamisch als jene des BIP. Die kurzfristige Bewertung 
fällt aufgrund des Anstiegs seit 2016 ebenfalls tenden
ziell positiv aus.“

Grafik 15 
Konsum der privaten Haushalte pro Kopf (real)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR.

Der reale Konsum pro Kopf nach dem Verbrauchskon-
zept (inkl. soziale Sachtransfers) wuchs seit 2000 durch-
schnittlich um 0,7 % pro Jahr (siehe Grafik 15). Das durch-
schnittliche BIP-Wachstum pro Kopf von 2000 bis 2018 
fiel mit 1,0 % p. a. etwas kräftiger aus. Der Haushaltskon-
sum pro Kopf konnte jedoch im Gegensatz zum BIP auch 
im Krisenjahr 2009 leicht zulegen (+0,7 % pro Kopf), wäh-
rend das reale BIP pro Kopf einen starken Einbruch erlitt 
(-4,0 %). Das lag einerseits an wirtschaftspolitischen Maß-
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nahmen (z. B. „Ökoprämie“ bei Anschaffung eines neuen 
Pkw) und andererseits daran, dass die Arbeitnehmerein-
kommen, die ja den Hauptbestandteil der Haushaltsein-
kommen ausmachen, weniger konjunkturreagibel sind, 
als etwa Betriebsüberschuss oder Vermögenseinkom-
men. In den Jahren danach wuchs der reale Konsum pro 
Kopf verhaltener als das BIP. 2016 stieg der private Kon-
sum erstmals seit 2012 im Vergleich zum Vorjahr wieder 
leicht an, 2018 wuchs er um 0,6 %.

Ein Großteil des Konsums der privaten Haushalte ent-
fiel 2018 auf nicht-dauerhafte Konsumgüter. Selbst nach 
Abzug der Ausgaben für Wohnen und Nahrungsmittel 
umfasste diese Position noch 45,5 % des privaten Kon-
sums nach dem Verbrauchskonzept.

Nahrungsmittel und nicht-alkoholische Getränke mach-
ten 2018 7,6 % des Konsums aus, ebenso wie der Anteil 
langlebiger Konsumgüter (wie beispielsweise Möbel und 
Haushaltsgeräte, Kraftfahrzeuge, Motorräder, Fahrräder 
oder Informationsverarbeitungsgeräte) mit 7,7 %. Auf das 
Wohnen entfielen 17,4 % der Haushaltsausgaben. Diese 
umfassen Ausgaben für Miete, Strom, Wasser und Heizung. 
21,7 % des Konsums schließlich speisten sich aus sozialen 
Sachtransfers. Wie erwähnt, werden soziale Sachtransfers 
dem Konsum der Haushalte nach dem Verbrauchskon-
zept zugerechnet. Es handelt sich dabei um den Konsum 
von Gütern, die den privaten Haushalten vom Staat oder 
von privaten Organisationen ohne Erwerbszweck unent-
geltlich oder zu wirtschaftlich nicht signifikanten Preisen 
zur Verfügung gestellt werden. Andere nicht langlebige 
Konsumgüter, d. h. kurzlebige Konsumgüter (beispiels-
weise Bekleidung und Schuhe), Verbrauchsgüter (bei-
spielsweise Güter für die Körperpflege) oder Dienstleis-
tungen (beispielsweise im Bereich Freizeit, Unterhaltung, 
Kultur) machten insgesamt 45,5 % der Konsumausgaben 
aus (Grafik 16).

Grafik 16 
Konsumausgaben der privaten Haushalte (Inlands-
konzept) nach Gütergruppen und sozialen Sachtrans-
fers (2000 und 2018)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR.

Seit 2000 veränderte sich die Struktur des Konsums nur 
leicht. Der Posten „Wohnung, Wasser, Strom, etc.“ stieg 
von 15,5 % auf 17,4 % an. Der Konsum langlebiger Kon-
sumgüter fiel von rund 9,7 % auf 7,7 % zurück. Auch die 
Ausgabenposition „soziale Sachtransfers“ hat sich leicht 
erhöht: 2000 betrug ihr Anteil am Gesamtkonsum 19,8 %, 
2018 waren es 21,7 %. Die größte Position der anderen 
nicht-langlebigen Konsumgüter lag 2000 bei 46,7 %, 2018 
waren es 45,5 %.

Grafik 17 
Monatliche Verbrauchsausgaben nach Quartilen der Äquivalenzeinkommen

Q: STATISTIK AUSTRIA, Konsumerhebung 2014/15. - 1) Äquivalenzeinkommen und -ausgaben sind nach folgendem Schema berechnet: Erste 
erwachsene Person = 1, jede weitere Person im Haushalt ab 14 Jahren = 0,5, Kinder unter 14 Jahren = 0,3. - 2) Um einen Vergleich des Mietauf-
wands zwischen Haushalten mit unterschiedlichen Wohnformen (Eigentum/Miete) zu ermöglichen, werden für Erstwohnungen, für die keine tat-
sächlichen Mietausgaben existieren (Haus-, Wohnungseigentum, mietfreie Objekte) fiktive Mietwerte errechnet.
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Die monatlichen Verbrauchsausgaben unterscheiden sich 
jedoch erheblich nach Einkommensgruppen. Als Zusatz-
information wurden daher mit der Überarbeitung des 
Indikatorensets 2017 die Verbrauchsausgaben der Haus-
halte nach Einkommensquartilen aufgenommen. Wie aus 
Grafik 17 ersichtlich, verschieben sich mit geringem Ein-
kommen die Anteile der Ausgaben der Haushalte ver-

stärkt zu den Grundbedürfnissen Wohnen und Ernäh-
rung. 31,0 % bzw. 14,4 % für Wohnen bzw. Ernährung im 
untersten Einkommens-Quartil stehen 23,8 % bzw. 9,3 % 
im obstersten Einkommens-Quartil gegenüber. Einkom-
mensstarke Haushalte geben dagegen mehr für Verkehr 
und Freizeit aus (10,2 % bzw. 9,4 % im untersten Quar-
til gegenüber 15,6 % bzw. 13,4 % im obstersten Quartil).
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2.6 
Produktive Aktivitäten und Arbeit

Produktive Aktivitäten umfassen sowohl bezahlte 
Arbeit als auch nicht-bezahlte Tätigkeiten. Da die 
Datenlage für letztere aber eher lückenhaft ist, zie-
len die hier diskutierten Indikatoren auf den Arbeits-
markt. Erwerbstätigkeit ist sowohl eine der wichtigs-
ten Grundlagen für den materiellen Lebensstandard 
als auch ein zentraler Bestandteil der Lebensquali-
tät. Die Dimension Produktive Aktivitäten und Arbeit 
kann daher ebenso dem Bereich materieller Wohlstand 
wie dem Bereich der Lebensqualität zugeordnet wer-
den. Mit dem Überarbeitungsprozess 2017 wurde die 
Dimension in den materiellen Wohlstand verschoben. 

Es ist jedoch zu betonen, dass Arbeit nicht nur die mate-
rielle Grundlage des Lebens in Form eines regelmäßigen 
Einkommens liefert, sondern darüber hinaus die Möglich-
keit bietet, sich zu entwickeln, spezifische Fähigkeiten 
zu erwerben und sich in der Gesellschaft als nützlich zu 
erweisen. Insofern geht die Teilnahme am Arbeitsmarkt-
geschehen über den Aspekt der finanziellen Absicherung 
eines Haushalts hinaus.

WgÖ?-Schlüsselindikatoren für die Dimension produktive 
Aktivitäten und Arbeit sind die Erwerbstätigenquote, die 
auch den Schlüsselindikator der Europa 2020 Strategie für 
den Bereich Arbeitsmarkt darstellt, und die Arbeitslosen-
quote. Als Zusatzinformation wird die Jugendarbeitslo-
senrate dargestellt.

2.6.1 
Schlüsselindikator Erwerbstätigenquote

Zur erwerbstätigen Bevölkerung zählen alle Personen 
zwischen 20 und 64 Jahren, die zum Zeitpunkt der Befra-
gung mindestens eine Stunde pro Woche gegen Ent-
gelt oder zur Erzielung eines Gewinns arbeiteten oder 
nicht arbeiteten, aber einen Arbeitsplatz hatten, von 
dem sie vorübergehend abwesend waren. Präsenz- und 
Zivildiener gehen nicht in die Berechnung der Erwerbs-
tätigenquote ein.

Gremium externer 
Expertinnen und Experten:

„Seit 2004 erhöhte sich die Erwerbstätigenquote etwas. 
Die langfristige Entwicklung wird damit als tendenzi-
ell positiv eingeschätzt. Seit 2016 stieg die Erwerbstäti-

genquote deutlich an und lag 2018 bereits sehr nahe am 
Europa 2020-Zielpfad, wodurch die kurzfristige Bewer-
tung sehr positiv ausfällt.“

Im Zuge der Europa 2020 Strategie wurde die Erwerbs-
tätigenquote als Leitindikator für die Beschäftigung 
definiert:

Bis 2020 sollen 75 % der 20- bis 64-Jährigen 
in Erwerbstätigkeit stehen. Das nationale Ziel 
liegt bei 77 %. Die Wahl des Indikators wurde 
in der Mitteilung der Kommission (Europäi-
sche Kommission, 2010) damit begründet, 
dass Beschäftigung multiple Effekte auf 
die Aspekte „wirtschaftliche Entwicklung“, 
„Lebensqualität“ und „soziale Eingliederung“ 
hat und somit einen Eckstein der sozioöko-
nomischen Entwicklung darstellt.

2018 lag die Erwerbstätigenquote in Österreich bei 76,2 %. 
Von 2004 bis 2008 war ein kontinuierlicher Anstieg die-
ser Quote zu beobachten. Im Wirtschafts- und Finanzkri-
senjahr 2009 gab es einen leichten Einbruch, der jedoch 
u. a. durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen wie Kurz-
arbeit abgefedert werden konnte. Nach einem erneuten 
Rückgang 2014, stieg die Erwerbstätigenquote seit 2015 
wieder an, zuletzt um 0,8 %-Punkte. 

Grafik 18 
Erwerbstätigenquote der 20-64-Jährigen

Q: Statistik Austria, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.
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In der EU-28 gab es ebenfalls zwischen 2004 und 2008 
einen deutlichen Anstieg der Erwerbstätigenquote. Der 
krisenbedingte Einbruch im Jahr 2009 konnte in den letz-
ten Jahren aufgeholt werden, 2018 lag die durchschnitt-
liche EU-28-Quote bei 73,2 % (2008 bei 70,2 %).

Der Trend zu einer höheren Erwerbsbeteiligung von 
Frauen hält dabei weiter an, wenngleich dieser überwie-
gend auf einer Zunahme der Teilzeitarbeit beruht. Auch im 
nationalen Reformprogramm der Bundesregierung (BKA, 
2018) wird die mit dem Konjunkturaufschwung verbun-
dene Entspannung auf dem Arbeitsmarkt im Jahr 2017 
dargestellt, insbesondere bei Jugendlichen. Die Schwer-
punkte der Arbeitsmarktpolitik der neuen Bundesregie-
rung liegen bei Maßnahmen für ältere Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer sowie Maßnahmen zur Steigerung 
der Erwerbsbeteiligung von Frauen. 

Grafik 19 
Erwerbstätigenquote der 20-64-Jährigen nach 
Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung.

In Österreich lag die Erwerbstätigenquote der Frauen 2018 
bei 71,7 %. Jene der Männer betrug 80,7 %. Die Quote der 
Männer stieg zwischen 2009 und 2013 nur geringfügig 
an, ging 2014 leicht zurück und stieg seit 2015 wieder 
an. Die Erwerbstätigenquote der Frauen lag 2004 noch 
bei 63 % und stieg seit 2009 jährlich um durchschnittlich 
0,6 %. Der Abstand zwischen der Erwerbstätigenquote von 
Frauen und Männern war aber auch 2017 mit 9 %Punk-
ten noch beträchtlich.

Zur Erreichung des Europa 2020 Ziels wurden auf euro-
päischer Ebene einige Maßnahmen gesetzt, die mit den 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) und des Euro-
päischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung 
unterstützt werden (European Commission 2012). Dar-
unter fallen Maßnahmen wie die Anpassung der Quali-
fikation der Arbeitnehmerinnen und -nehmer und der 
Unternehmen an sich verändernde Umweltfaktoren, die 

10	 Bis zu einer Karenzierungsdauer von maximal 22 Monaten.

Bekämpfung insbesondere der Jugendarbeitslosigkeit, die 
berufliche Integration beeinträchtigter Personen oder die 
Integration arbeitsmarktferner Personen.

2.6.2 
Schlüsselindikator Arbeitslosigkeit

Die Arbeitslosenquote ist als der prozentuale Anteil der 
Arbeitslosen zwischen 15 und 74 Jahren an den Erwerbs-
personen (Erwerbstätige + Arbeitslose) definiert. Dabei 
werden die Kriterien der Internationalen Arbeitsorga-
nisation (ILO) zugrunde gelegt. Beim ILO-Konzept gilt 
eine Person als erwerbstätig, wenn sie in der Referenz-
woche mindestens eine Stunde gearbeitet oder wegen 
Urlaub, Krankheit usw. nicht gearbeitet hat, aber ansons-
ten einer Beschäftigung nachgeht. Personen in Eltern-
karenz mit aufrechtem Dienstverhältnis10, gelten als 
erwerbstätig. Als arbeitslos gilt, wer in diesem Sinne 
nicht erwerbstätig ist, aktive Schritte zur Arbeitssu-
che tätigt und kurzfristig zu arbeiten beginnen kann.

Gremium externer 
Expertinnen und Experten:

„Die langfristige Bewertung fällt neutral aus, da über den 
gesamten Beobachtungszeitraum keine wesentliche Ver-
änderung der Arbeitslosenquote erkennbar ist. Die kurz-
fristige Bewertung der Arbeitslosenquote fällt aufgrund 
des deutlichen Rückgangs im Zeitraum 2016 bis 2018 
und des im europäischen Vergleich niedrigen Niveaus 
sehr positiv aus.“

In Österreich verlief die Entwicklung der Arbeitslosigkeit 
seit 2004 in mehreren Phasen. Nach einem kontinuierli-
chen Rückgang der Quote zwischen 2004 und 2008, stieg 
diese 2009 krisenbedingt wieder an. In den Jahren darauf 
entspannte sich die Arbeitsmarktsituation etwas. Nach 
einem Anstieg der Arbeitslosenrate 2012-2016, ging die 
Arbeitslosigkeit 2017 und 2018 aufgrund der besseren kon-
junkturellen Lage wieder zurück und liegt 2018 bei 4,9 %.

In vielen Ländern der Europäischen Union stellt die Arbeits-
losigkeit jedoch nach wie vor eine große Herausforderung 
dar. Nach Jahren ökonomischer Krise und der Rückkehr 
der Rezession 2012, erreichte die Arbeitslosigkeit in der 
EU‑28 2013 einen Spitzenwert von 10,8 %. Seither ging die 
Quote jedoch wieder zurück und lag 2018 bei 6,8 %, bei 
insgesamt sehr unterschiedlichen Entwicklungen in den 
Mitgliedstaaten (siehe Kapitel 5.2). Auch ein Blick auf die 
Jugendarbeitslosigkeit zeigt eine ähnliche Entwicklung: 
Die Situation für junge Menschen zwischen 15 und 24 ist 
in Österreich vor wie nach der Wirtschaftskrise deutlich 
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günstiger als in den meisten Vergleichsländern und in 
der EU-28 insgesamt. In der EU ging die Jugendarbeits-
losenquote jedoch bereits seit 2014 deutlich zurück auf 
15,2 % in 2018 (2013 lag sie noch bei 23,7 %). In Österreich 
konnte erst 2017 ein Rückgang der Jugendarbeitslosen-
rate erreicht werden, welcher sich 2018 weiter fortsetzte. 
Die Jugendarbeitslosenrate lag 2018 bei 9,4 %.

Grafik 20 
Arbeitslosigkeit der 15-74-Jährigen 
(ILO-Definition)

Q: Statistik Austria, MZ-Arbeitskräfteerhebung.

Die duale Ausbildung (Lehre) sowie eine Reihe von Initi-
ativen wie beispielsweise die Ausbildungsgarantie konn-
ten dazu beitragen, das Problem der Jugendarbeitslo-
sigkeit in Österreich vergleichsweise gering zu halten. 
Begünstigend kommen ein gut funktionierendes System 
der schulischen beruflichen (Aus-) Bildung sowie demo-
graphische Faktoren hinzu. (BMASK 2014). Zudem gilt für 
Jugendliche in Österreich seit Juli 2017 die Ausbildungs-
pflicht, welche sicherstellt, dass Jugendliche auch nach 
Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht eine weitere Aus-
bildung erhalten.

Grafik 21 
Arbeitslosigkeit der 15-24-Jährigen (ILO-Definition) 
nach Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.

Auch seitens der Europäischen Union wurden Initiativen 
gesetzt, die sich teilweise an den österreichischen Maß-
nahmen orientieren: Vom Europäischen Rat wurde im 
Februar 2013 eine Beschäftigungsinitiative für junge Men-
schen angeregt. Diese stellt eine Ergänzung zu anderen 
Projekten dar, die auf nationaler Ebene durchgeführt und 
teils vom Europäischen Sozialfonds unterstützt werden. 
Der Rat (Europäische Kommission 2012) schlägt in seiner 
Empfehlung die Einführung einer Jugendgarantie vor, 
mit dem Ziel, allen unter 25-Jährigen innerhalb von vier 
Monaten nach Abschluss ihrer formalen Ausbildung oder 
nach Verlust ihres Arbeitsplatzes ein gutes Angebot für 
eine Arbeits-, Ausbildungs- oder Praktikumsstelle bzw. 
für eine Weiterbildung machen zu können.
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2.7 
Verteilungsaspekte

11	 Quartile teilen die Verteilung in vier gleich große Gruppen, so dass jeweils 25 % der Daten in die vier durch die Quartilsgrenzen (1. Quartil, 
Median und 3. Quartil) bestimmten Gruppen fallen. Das erste Einkommenquartil gibt somit jene Einkommensgrenze an, unter der die Ein-
kommen von 25 % der unselbständig Beschäftigten liegen. Das oberste Einkommensquartil jene Einkommensgrenze, unter der die Einkom-
men von 75 % der unselbständig Beschäftigten liegen.

12	 Dieser Wert entspricht der Grenze, unter der die 25 % der niedrigsten Einkommen liegen.

Fragen der Verteilung materieller Ressourcen und 
gesellschaftlicher Disparitäten stehen immer wieder 
im Blickpunkt des öffentlichen Diskurses. Dies betrifft 
insbesondere verteilungspolitisch relevante Themen 
der Fiskal- und Steuerpolitik, der Lohnpolitik oder der 
Sozialpolitik. Die Bewertung des materiellen Wohlstands 
kann nicht bei der Darstellung durchschnittlicher (aggre-
gierter) Einkommen stehenbleiben, sondern muss auch 
deren Verteilung widerspiegeln. Einkommen, Konsum 
und Wohlstand müssen daher jeweils von Indikatoren 
flankiert werden, die diesen Aspekt reflektieren.

Verteilungsmaße sind daher auch ein wesentlicher Teil 
des WgÖ?-Indikatorensets. Eine objektive Beschreibung 
der Einkommensverteilung erfordert eine klare Unter-
scheidung zwischen Einkommen vor und nach staatli-
chen (aber auch privaten) Transfers. Die für WgÖ? ausge-
wählten Schlüsselindikatoren versuchen beide Aspekte 
der Verteilung näherungsweise zu beleuchten: Der erste 
Schlüsselindikator stellt die Entwicklung der hohen und 
niedrigen preisbereinigten Bruttojahreseinkommen der 
unselbständig Beschäftigten dar. Er beleuchtet somit die 
primäre (unmittelbar aus dem Marktprozess entstehende) 
Verteilung der Einkommen (unselbständig Erwerbstätiger) 
auf Basis von Lohnsteuerdaten. Wichtiges Entscheidungs-
kriterium für diese Maßzahl war insbesondere die hohe 
Qualität der Quelle. Als zweiter Schlüsselindikator wurde 
das Verhältnis des obersten zum untersten Einkommens-
quintil der verfügbaren Netto-Jahreshaushaltseinkom-
men gewählt. Dieser Indikator gibt Aufschluss über die 
sekundäre (also die staatlichen Umverteilungsmaßnahmen 
berücksichtigende) Verteilung auf Basis von Haushaltsda-
ten (EU-SILC). Als dritter Schlüsselindikator gibt der Gender 
Pay Gap, welcher geschlechtsspezifische Unterschiede in 
der Lohnstruktur misst, Auskunft über die Ungleichvertei-
lung der Einkommen von Frauen und Männern. 

Die Dimension Verteilung ist im WgÖ?-In-
dikatorenset somit mit drei Schlüssel
indikatoren vertreten: der realen Entwicklung 
der hohen und niedrigen Bruttojahresein-
kommen, dem S80/S20 Einkommensquin-
til-Verhältnis und dem Gender Pay Gap.

Schließlich wird über die Verteilung der Einkommen hin-
aus, auf Basis des von der OeNB erhobenen Household, 
Finance and Consumption Survey auch Auskunft über 
die Verteilung der Vermögen gegeben. Drei Zusatzindi-
katoren zur Vermögensverteilung ergänzen das Indika-
torenset in der Dimension Verteilung.

2.7.1 
Schlüsselindikator Hohe und niedrige 
Bruttojahreseinkommen

Gezeigt wird die Entwicklung der inflationsbereinigten 
Bruttojahreseinkommen von unselbständig Erwerbstä-
tigen. Dabei werden das unterste und das oberste Ein-
kommens-Quartil einander gegenübergestellt.11

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Seit 2000 kann ein Auseinanderdriften von niedrigen 
und hohen Einkommen der unselbständig Erwerbstäti-
gen beobachtet werden. Diese Entwicklung wird in der 
Langfristbetrachtung kritisch bewertet. Die kurzfristige 
Bewertung fällt neutral aus, da die Spreizung der hohen 
und niedrigen Einkommen trotz des deutlichen Anstiegs 
der Teilzeitquote seit 2013 nahezu unverändert blieb.“

Die alleinige Betrachtung der Lohneinkommen reicht frei-
lich nicht aus, um die Frage befriedigend zu beantworten, 
ob eine Schere bei der Verteilung materieller Ressourcen 
insgesamt aufgeht. Jedoch sind die Lohneinkommen in 
den Lohnsteuer- bzw. Hauptverbandsdaten vollständig 
enthalten und liefern insofern eine solide Grundlage für 
die Verteilung innerhalb der Gruppe der unselbständig 
Beschäftigten.

Grafik 22 zeigt die inflationsbereinigte Entwicklung der 
hohen und niedrigen Einkommen. Hier ist ersichtlich, 
dass die Einkommen des ersten Einkommensquartils12 
bis 2005 deutlich zurückgegangen sind, aber bis 2007 
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wieder etwas aufholten. Seit 2008 gingen diese Einkom-
men insgesamt stark zurück, auch wenn es 2016 und 2017 
zu einem geringen Anstieg von 0,8 % bzw. 1,9 % kam. Sie 
lagen damit lagen 2017 14,9  % unter jenen des Jahres 
2000. Die Einkommen des obersten Quartils stiegen seit 
2000 um insgesamt 1,2 % an.

Grafik 22 
Entwicklung der hohen und niedrigen Brutto
jahreseinkommen (real)

Q: Statistik Austria, 2016, Lohnsteuer- / HV-Daten und Verbraucherpreis-
index 1996, MZ-Arbeitskräfteerhebung. - Erwerbstätigenquote: Zeit-
reihenbruch im Jahr 2004. - Lehrlinge sind ausgeschlossen.

Die Darstellungsweise aggregierter Jahres-
einkommen führt dazu, dass sich Struktur-
effekte wie steigende Teilzeitquoten oder 
Saisonarbeit, aber auch der Eintritt billiger 
Arbeitskräfte in den Arbeitsmarkt insbeson-
dere in den unteren Einkommensgruppen 
abbilden.

So stieg beispielsweise die Erwerbstätigenquote (der 
15-64-Jährigen) zwischen 2000 und 2018 von 68,3 % auf 
73,0 %. Die Teilzeitquote der unselbständig Beschäftigten 
stieg zwischen 2000 und 2018 von 16,4 % auf 28,6 % und 
lag um 74,1 % über dem Ausgangswert (indizierte Werte 
in Grafik 22 zu sehen).

Das Auseinanderdriften hoher und niedriger 
Bruttojahreseinkommen kann daher nicht 
in erster Linie auf eine wachsende Ungleich-
heit zurückgeführt werden, sondern reflek-
tiert vor allem eine veränderte Struktur des 
Arbeitsmarkts.

Grafik 23 verdeutlicht die Veränderung der Struktur des 
Arbeitsmarkts und stellt die Bedeutung von Teilzeitbe-
schäftigung für Männer und Frauen mit und ohne Kinder 
unter 15 Jahren dar. Während die Teilzeitquote bei den 
Frauen insgesamt 2018 bei 47,2 % lag (seit 2000 Anstieg 
um 15,1 %-Punkte), waren es bei den Männern nur 10,0 % 
(Anstieg um 6,3 %-Punkte). Die Teilzeitquote der Frauen 
mit Kindern stieg seit 2000 von 51,2 % auf 72,1 %. Bemer-
kenswert ist auch, dass während über den gesamten 
Beobachtungszeitraum deutlich mehr Frauen mit Kin-
dern in Teilzeit arbeiteten als Frauen insgesamt, es sich 
bei den Männern entgegengesetzt verhielt und die Teil-
zeitquote der Männer mit Kindern niedriger war als jene 
der Männer insgesamt.

Grafik 23 
Teilzeitquoten der 15-64-Jährigen insgesamt und mit 
Kindern, nach Geschlecht

Q: Statistik Austria. - Bis 2003 Mikrozensus, Durchschnitt der Erhe-
bungen im März, Juni, September und Dezember. - Ab 2004 
Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung.

Teilweise kann der Einfluss dieser Struktureffekte auf die 
Einkommensentwicklung ausgeblendet werden, wenn 
nur jene Personen berücksichtigt werden, die ganzjäh-
rig vollzeitbeschäftigt waren. Wie die folgende Grafik 24 
zeigt, stiegen die inflationsbereinigten Einkommen des 
untersten Quartils (ganzjährig vollzeitbeschäftigt) zwi-
schen 2004 und 2009 leicht, gingen in den Folgejahren 
wieder zurück, und wuchsen seit 2014 wieder. 2017 lagen 
sie 6,8 % über dem Ausgangsniveau von 2004. Eine ähnli-
che Entwicklung ist auch für das oberste Quartil zu beob-
achten. Allerdings stiegen die Einkommen hier bis 2009 
weit stärker an und lagen 2017 immerhin rund 9,7 % über 
dem Ausgangswert von 2004. Somit ist ersichtlich, dass 
sich die Schere auch bei Ausblendung der arbeitsmarkt-
bezogenen Struktureffekte zwischen hohen und niedri-
gen Einkommen (bei unselbständig Beschäftigten) leicht 
geöffnet hat.
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Betrachtet man die Bruttostundenverdienste von Beschäf-
tigten in der Privatwirtschaft auf Basis der alle vier Jahre 
stattfindenden Verdienststrukturerhebung, so zeigt sich, 
dass der Anteil der Niedriglohnbeschäftigten von 14,1 % 
(2006) auf 14,8 % (2014) gestiegen ist, im Vergleich zu 
2010 (15,1 %) ging der Anteil der Niedriglohnbeschäftig-
ten zuletzt jedoch leicht zurück.13

Grafik 24 
Entwicklung der hohen und niedrigen Bruttojahres-
einkommen (real) der ganzjährig Vollzeitbeschäf
tigten

Q: STATISTIK AUSTRIA, 2013, Lohnsteuer- / HV-Daten und VPI.

2.7.2 
Schlüsselindikator Verhältnis der 
Einkommensquintile (S80/S20)

Quantilsverhältnisse beschreiben das Verhältnis des 
Einkommens gleich großer Einkommensgruppen. Der 
WgÖ? Schlüsselindikator S80 / S20 vergleicht den Ein-
kommensanteil der reichsten 20 % mit jenem der ärms-
ten 20 %. Je stärker der Quotient von 1 abweicht, desto 
ungleicher sind die Einkommen zwischen diesen bei-
den Bevölkerungsgruppen verteilt.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da sich das Einkommensquintils‑Verhältnis seit 2008 
kaum verändert hat, wird die langfristige Entwicklung 

13	 Zu den Niedriglohnbeschäftigten zählt, wer weniger als zwei Drittel des Medianlohns verdient (Niedriglohngrenze: 2006 7,65 €, 2010 8,52 €, 
2014 9,24 € brutto pro Stunde). Die Verdienststrukturerhebung wird im Abstand von vier Jahren durchgeführt. Die Ergebnisse sind 18 Monate 
nach Ablauf des Bezugsjahres an Eurostat zu übermitteln. Ergebnisse für das Berichtsjahr 2018 stehen ab Mitte 2020 zur Verfügung.

14	 Dabei geht man einerseits von einer gewissen Kostenersparnis bei zunehmender Haushaltsgröße aus (ein 2-Personen-Haushalt braucht nicht 
2 Kühlschränke), andererseits wird das Alter der Haushaltsmitglieder berücksichtigt: die erste Person erhält ein Gewicht von 1, jede weitere 
(erwachsene) Person 0,5 und Kinder unter 14 Jahren 0,3.

15	 Die Jahreszahlen in Grafik 25 beziehen sich auf das Referenzjahr.
16	 Verfügbare Einkommen inkl. erhaltener und abzüglich geleisteter Privattransfers.

der sekundären Haushaltseinkommen neutral eingestuft. 
Die Bewertung der kurzen Frist (2016 bis 2018) fällt eben-
falls neutral aus.“

Unter „Einkommen“ wird hier das äquivalisierte verfüg-
bare Netto-Haushaltseinkommen (inkl. monetärer Sozial-
transfers aber ohne Sachtransfers) verstanden. Um Haus-
halte unterschiedlicher Größe und Zusammensetzung 
vergleichbar zu machen, wird das äquivalisierte Haus-
haltseinkommen berechnet. Damit wird das verfügbare 
Haushaltseinkommen dem Einkommen einer alleinste-
henden Person vergleichbar gemacht.14 Der Referenzzeit-
raum ist das Jahr vor der Befragung, d. h. aus der derzeit 
aktuellen Befragung des Jahres 2018 stehen Daten zum 
Einkommen im Jahr 2017 zur Verfügung.15

Grafik 25 
S80 / S20 Einkommensquintil-Verhältnis der 
verfügbaren Netto-Jahreshaushaltseinkommen 
(Personen bis 64 Jahre)

Q: Statistik Austria, EU-SILC; Eurostat. - Die Daten der Periode 2008-
2011 können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen da 
2014 eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendba-
ren Verwaltungsdaten vorgenommen wurde.

Das Einkommensquintilsverhältnis wird in Grafik 25 abge-
bildet. Zwischen 2008 und 2018 lässt sich keine Öffnung 
der Einkommensschere aus den Daten ablesen. Zuletzt 
waren die sekundären Einkommen16 des reichsten Ein-
kommensquintils 4,0 mal so hoch, wie jene des ärmsten. 
Dieser Wert ist seit Beginn der Beobachtungsreihe 2008 
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praktisch unverändert, 2018 kam es im Vergleich zum Vor-
jahr zu einem Rückgang von 4,3 auf 4,0.

Verteilungsdaten auf Mikro-Datenbasis (aus 
Haushaltserhebungen) sind aus unterschied-
lichen Gründen mit Vorsicht zu interpretie-
ren: Insbesondere ist von einer Unterschät-
zung der Ungleichverteilung auszugehen, da 
Haushalte mit sehr hohen Einkommen und 
Vermögen schwierig für Erhebungen zu ge-
winnen sind bzw. von einer Zufallsstichprobe 
kaum erfasst werden können.

Stärkere Aussagekraft gewinnt der Indikator im EU-Ver-
gleich: Im Durchschnitt hatte die EU-Bevölkerung im 
obersten Quintil rund fünfmal mehr Einkommen, als jene 
im untersten. Österreich befand sich 2017 mit einem Ver-
hältnis von 4,3 deutlich unter EU-Durchschnitt. Das P90/ 
P10-Verhältnis gibt im Vergleich dazu das Verhältnis der 
Grenzen des neunten Dezils zu dem des ersten Dezils 
an.17 Auch dieser Wert hat sich seit 2008 wenig geändert 
und liegt für Österreich 2018 bei 3,3. 

Eine weitere zentrale Kennzahl für die Einkommenskon-
zentration ist der Gini-Koeffizient. Er nimmt bei totaler 
Gleichverteilung der Einkommen den Wert 0 und bei 
totaler Konzentration auf einen Einzelfall 100 an. Grafik 26 
stellt die Entwicklung des Gini-Koeffizienten für das ver-
fügbare Äquivalenzeinkommen in Österreich und der 
EU-27 im Zeitraum 2003-2018 dar.18 Nach dem durch die 
Verwendung von Verwaltungsdaten für die Einkommens-
erhebung bedingten Zeitreihenbruch in 2008, liegt der 
Gini-Koeffizient in Österreich seit 2009 relativ stabil auf 
etwa demselben Niveau wie zu Beginn des Beobach-
tungszeitraumes. Dabei fällt die Einkommenskonzentra-
tion 2018 in Österreich mit einem Gini-Koeffizienten von 
26,8 geringer aus als im EU-27 Durchschnitt (30,7, 2017).

Im Vergleich dazu liegt der Gini-Koeffizient vor Sozialtrans-
fers, Abgaben und Privattransfers bei 36,2 – also deutlich 
über jenem des verfügbaren Äquivalenzeinkommens der 
Haushalte von 27,6. 

17	 Im Vergleich zum Einkommensquintilsverhältnis S80/S20 vergleicht der Indikator P90 / P10 nicht die Summe der höchsten Einkommen mit 
jenen der niedrigsten, sondern setzt die Grenzwerte, die das unterste und das oberste Dezil bestimmen, ins Verhältnis. Für die EU-Länder wird 
der Verteilungsindikator des Einkommensquintilsverhältnis jedoch häufiger betrachtet.

18	 Für das Aggregat der EU-28 stehen die Daten erst ab 2010 zur Verfügung, zur Darstellung dieses Indikators wird daher das Aggregat der EU-27 
(ohne Kroatien) verwendet.

Grafik 26 
Gini-Koeffizient des verfügbaren Äquivalenzeinkom-
mens der Haushalte

Q: Statistik Austria, EU-Silc 2000-2017; Eurostat. - Zeitreihenbruch 2008.

2.7.3 
Schlüsselindikator Gender Pay Gap

Der Gender Pay Gap wurde 2016 zum Schlüsselindikator 
des WgÖ?-Indikatorensets aufgewertet. Der geschlechts-
spezifische Lohnunterschied (ohne Anpassungen) 
beschreibt die Differenz zwischen den durchschnittli-
chen Bruttostundenverdiensten der männlichen und der 
weiblichen Beschäftigten in Prozent der durchschnittli-
chen Bruttostundenverdienste der männlichen Beschäf-
tigten. Der Gender Pay Gap misst demnach den Anteil, den 
Frauen brutto pro Stunde weniger verdienen als Männer.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da sich der Gender Pay Gap in den vergangenen 10 Jah-
ren kontinuierlich an den Vergleichswert der EU-27 annä-
hert, wird die langfristige Entwicklung als tendenziell posi-
tiv eingestuft. Auch die Bewertung der kurzen Frist fällt 
aufgrund des Rückgangs seit 2015 tendenziell positiv aus, 
wenngleich die geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede 
im internationalen Vergleich nach wie vor sehr hoch aus-
fallen und der Rückgang nur langsam voran geht.“

Der Schlüsselindikator „Gender Pay Gap“ ist einer aus einer 
Reihe von Gender Equality Indikatoren, die zur Messung 
der Geschlechtergleichstellung in der EU herangezogen 
werden. Der Indikator bezieht sich auf alle unselbständig 
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Beschäftigten in Unternehmen mit 10 und mehr Beschäf-
tigten in der Privatwirtschaft. Beschäftigte in der Land- 
und Forstwirtschaft sowie in der öffentlichen Verwaltung 
werden nicht berücksichtigt.

Basis für die Berechnung sind die Bruttostundenver-
dienste, da diese aussagekräftige Vergleiche unabhän-
gig von der Arbeitszeit (Voll-/Teilzeit) ermöglichen. Der 
Schlüsselindikator wurde als „unbereinigt“ (ohne Anpas-
sungen) definiert, d. h. er berücksichtigt keine Unter-
schiede im Hinblick auf die Beschäftigungsstruktur, son-
dern stellt ein Gesamtbild der geschlechtsspezifischen 
Lohnungleichheiten am Arbeitsmarkt dar.

Gemäß dem EU-Indikator „Gender Pay Gap“ betrug der 
geschlechtsspezifische Verdienstunterschied (ohne Anpas-
sungen) gemessen an den Bruttostundenverdiensten 
in der Privatwirtschaft 2017 in Österreich 19,9 % (siehe
Grafik 27). Seit Beginn des Beobachtungszeitraums 2006 
(25,5 %) ist dieser Wert langsam aber kontinuierlich zurück-
gegangen. Dennoch schlagen sich die damit verbunde-
nen Einkommensnachteile sowie die unterschiedlichen 
Beschäftigungschancen von Frauen und Männern letztlich 
in für Frauen niedrigeren Pensionen und in einem höhe-
ren sozialen Risiko nach wie vor deutlich nieder (Lamei 
& Skina-Tabue 2011).

Als Zusatzinformation wird dem Gender Pay Gap in unbe-
reinigter Form der „bereinigte“ Gender Pay Gap gegen-

19	 Das Lohndifferential wurde mit Hilfe der Oaxaca-Blinder-Dekomposition in einen erklärten und einen unerklärten Teil zerlegt. Der erklärte Teil 
bezeichnet jenen Teil des Gender Pay Gap, der auf die ungleiche Verteilung von Frauen und Männern hinsichtlich der beobachteten Merkmale 
zurückgeführt werden kann. Der unerklärte Teil ist dagegen jener Teil, der nicht auf den in das Modell einbezogenen sozioökonomischen Fak-
toren beruht.

über gestellt19. Berücksichtigt man den Einfluss verschie-
dener Faktoren auf den Gender Pay Gap, so zeigt sich, 
dass basierend auf den Daten der Verdienststrukturerhe-
bung 2014 insgesamt 8,6 %-Punkte durch beobachtbare 
Unterschiede erklärt werden können. Der größte Teil des 
erklärten Lohnunterschieds kann dabei auf die branchen- 
und berufsspezifische Segregation des Arbeitsmarktes 
zurückgeführt werden. Ein weiterer Teil beruht auf Unter-
schieden betreffend das Ausbildungsniveau, das Alter, 
die Dauer der Unternehmenszugehörigkeit, das Ausmaß 
der Beschäftigung oder die Art des Arbeitsvertrags. Der 
große Rest von 13,6 %-Punkten – der bereinigte Gender 
Pay Gap – kann dagegen nicht durch die im Modell ent-
haltenen Merkmale erklärt werden.

Der Vergleich verdeutlicht, dass der geschlechtsspezifi-
sche Lohnunterschied in Österreich nur zum Teil die Folge 
von strukturellen Ungleichheiten ist (Geisberger & Gla-
ser 2014). Bei der Interpretation ist zudem zu berücksich-
tigen, dass die Bereinigung um beobachtbare Faktoren 
letztlich eine rein rechnerische ist, da geschlechtsspezi-
fische Ungleichheiten auf dem Arbeitsmarkt bewusst 
herausgerechnet werden. Real bleiben die Unterschiede 
und damit auch das Lohngefälle bestehen. Weiter ist zu 
bedenken, dass fast die Hälfte der Frauen und fast drei 
Viertel der Frauen mit Kindern in Teilzeit arbeiten (siehe 
Grafik 23), sodass die Monatsgehälter von Frauen noch 
weiter unter jenen der Männer liegen und damit auch 
die Pensionshöhe.

Grafik 27 
Geschlechtsspezifischer Lohnunterschied (unbereinigt)

Q: Statistik Austria; Eurostat. - Geschlechtsspezifischer Lohnunterschied (ohne Anpassungen) - Unterschied zwischen den durchschnittlichen 
Bruttostundenverdiensten von Frauen und Männern. - p = vorläufig
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Betrachtet man den Gender Pay Gap im internationalen 
Vergleich, dann zählt Österreich zu den Ländern mit den 
größten Lohn- und Gehaltsunterschieden. Auch 2017 fiel 
der geschlechtsspezifische Lohnunterschied in der EU-27 
mit durchschnittlich 16,1 % deutlich geringer aus als in 
Österreich, das im EU-Vergleich 2016 an fünfter Stelle 
steht –vor dem Vereinigten Königreich (20,8 %), Deutsch-
land (21,0 %), der Tschechischen Republik (21,1 %) und Est-
land ( 25,6 %) (siehe auch Kapitel 5.2).

2.7.4 
Verteilung der privaten Vermögen

Die hier gezeigten Daten zur Vermögensverteilung in 
Österreich stammen aus dem 2017 von der Oesterrei-
chischen Nationalbank (OeNB) durchgeführten Hou-
sehold Finance and Consumption Survey (HFCS). Im 
HFCS werden Sachvermögen (z. B. Immobilien, Unter-
nehmenseigentum, Fahrzeuge, Wertgegenstände), 
Finanzvermögen (Wertpapiere, Girokonten, Sparein-
lagen etc.) und die Verschuldung privater Haushalte 
erfasst (siehe Fessler et al. 2017). Das Bruttovermö-
gen bezeichnet demgemäß die Summe von Sach- und 
Finanzvermögen. Nach Abzug der Verschuldung erhält 
man das Nettovermögen.

Das Nettovermögen beschreibt die Vermögenslage eines 
Haushalts am besten. Eine Beschränkung darauf würde 
jedoch die Zusammensetzung des Vermögens eines Haus-
halts außer Acht lassen. Im Folgenden werden daher beide 
Vermögensaspekte berücksichtigt.

Grafik 28 zeigt Dezile und den Mittelwert des Nettovermö-
gens in Österreich. Die neun Dezile zerlegen die Menge 
der Haushalte in zehn umfanggleiche Teile. Entsprechend 
liegen dann beispielsweise unterhalb des dritten Dezils 
30 % aller Haushalte.

Grafik 28 
Dezile und Mittelwert des Nettovermögens (2017)

Q: OeNB, HFCS-Austria 2017.

Jeder Punkt in der Grafik repräsentiert eine Vermögens-
grenze, die ein Dezil vom nächsten trennt. Das unterste 
Zehntel der Haushalte lag 2017 unterhalb einer Netto-
vermögensgrenze von rund 2.000 Euro (anders formu-
liert verfügen die ärmsten 10 % der Haushalte über ein 
Nettovermögen von jeweils weniger als 2.000 Euro). Die 
Nettovermögensgrenze unterhalb derer sich 50 % (5. Dezil 
bzw. Median) der Haushalte befanden, betrug rund 83.000 
Euro. Die reichsten 10 % der Haushalte, welche über dem 
Grenzwert des 9. Dezils lagen, hielten jeweils Vermö-
gen von über 525.000 Euro. Erst in diesen reichsten 10 % 
der Haushalte wurden Nettovermögen von über 1 Mio. 
Euro erfasst, wobei es hier zu großen Datenunsicherhei-
ten und Erfassungsproblemen kam (siehe Fessler et al., 
2016). Grafik 28 verdeutlicht die markante Ungleichver-
teilung des Nettovermögens. Im Gegensatz zum Median 
(5. Dezil), der bei rund 83.000 Euro lag, lag der Mittelwert 
des Nettovermögens bei rund 250.000 Euro (etwa 70 % 
der Haushalte verfügten über weniger).

Grafik 29 stellt Mediane und Mittelwerte des Nettovermö-
gens innerhalb der Dezilsgruppen dar. Daraus lässt sich 
erkennen, dass jene 10 % der Haushalte mit dem niedrigs-
ten Nettovermögen im Durchschnitt sogar ein negatives 
Nettovermögen aufwiesen. Der Mittelwert lag in dieser 
Gruppe bei rund -10.800 Euro. Es zeigt sich darüber hin-
aus eine deutliche Streuung nach oben, d. h. Mittelwert 
und Median fielen bei den 10 % der Haushalte mit dem 
höchsten Nettovermögen weit auseinander. Während 
Median und Mittelwert in der Vermögensgruppe darun-
ter (unterhalb des 9. Dezils) noch nahe bei 400.000 Euro 
lagen, hielten die Haushalte der reichsten 10 % im Median 
868.000 Euro, aber im Durchschnitt bereits über 1,4 Mio. 
Euro an Nettovermögen.

Grafik 29 
Mediane und Mittelwerte des Nettovermögens der 
Dezilsgruppen (2014)

Q: OeNB, HFCS-Austria 2017.
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Grafik 30 veranschaulicht die Verteilung der Bruttovermö-
gen. Hier werden die privaten Haushalte nach ihrem Brut-
tovermögen in vier Gruppen unterteilt: i) „untere Hälfte“, 
ii) „obere Mitte“, iii) „Vermögende“ und iv) „Top 5 %“. Aus 
der Darstellung geht hervor, dass die 50 % der Haushalte 
mit den niedrigsten Bruttovermögen (untere Hälfte) einen 
Anteil von 4,3 % am gesamten Bruttovermögen hielten. 
Die 30 % der „oberen Mitte“ besaßen 25 % und die 15 % 
„vermögenden“ Haushalte 30 % des Gesamtbruttover-
mögens. Den größten Anteil hielten mit 41 % die 5 % der 
Haushalte mit dem höchsten Bruttovermögen.

Grafik 30 
Verteilung der Bruttovermögen (2017)

Q: OeNB, HFCS-Austria 2017.
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3 
Lebensqualität

Unsicherheits
empfinden gesunken

9,7 % der Bevölkerung gaben 2018 an, in ihrer 
Wohngegend Probleme durch Kriminalität, 

Gewalt oder Vandalismus zu haben

Hohe Lebens
zufriedenheit 2018

39,7 % bewerten die Lebenszufriedenheit 
hoch, nur 9,6 % gering

Armutsreduktion 
unter Zielvorgabe

Armuts- oder Ausgrenzungsgefähr-
dung verringerte sich seit 2008 um 

187.000 Personen (2018 17,5 %)
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3.1 
Lebensqualität

20	 Vgl. z. B. „Quality of life” Abschnitt der Eurostat Website.
21	 Vgl. Infografik zu Dimensionen der Lebensqualität. 

Der Bevölkerung ein „gutes Leben“ zu ermöglichen, 
ist ein zentrales Ziel der Politik. Es spielt zum Beispiel 
in der Strategie „Europa 2020“, deren Ziel eine Verbes-
serung der Lebenschancen der Bevölkerung in Europa 
ist, eine gewichtige Rolle. „Lebensqualität“ ist dabei 
ein vielschichtiger Begriff. Was darunter zu verstehen 
ist und wie sie am besten messbar ist, sind komplexe 
Fragen. Sowohl objektive Merkmale wie zum Beispiel 
Bildung, Erwerbsarbeit, Einkommen, als auch subjek-
tive Beurteilungen und Gewichtungen von Lebensbe-
dingungen tragen in Summe zur Lebensqualität bei.

Der Stiglitz-Bericht vereint all diese Zugänge und betont, 
dass Lebensqualität über ökonomische Produktion und 
Lebensstandard hinausgeht. Sie umfasst demnach die 
gesamte Bandbreite an (subjektiven und objektiven) Fak-
toren, die beeinflussen, was Menschen über den materi-
ellen Fokus hinaus in ihrem Leben wertschätzen (Stiglitz 
et al. 2009, S. 41). Viele Bedingungsfaktoren menschli-
chen Wohlbefindens können demnach nicht monetari-
siert werden. Kennzahlen zur Lebensqualität sind jedoch 
nicht darauf ausgerichtet, konventionelle ökonomische 
Indikatoren zu ersetzen, sondern ermöglichen es statt-
dessen, politische Diskussionen zu bereichern und die 
Gesellschaft über die Lebensbedingungen der Bürgerin-
nen und Bürger zu informieren.

Während die Frage, worin Lebensqualität zum Ausdruck 
kommt und was ihre Komponenten sind, eine lange phi-
losophische Tradition hat, geht es gegenwärtig darum, 
diese Debatte in eine breitere Öffentlichkeit zu tragen 
und mit statistischem Datenmaterial zu unterfüttern. 
Dafür mussten pragmatische Entscheidungen getrof-
fen werden. Der Sponsorship Report leitet aus den Emp-
fehlungen des Stiglitz-Berichts eine Operationalisierung 
von Lebensqualität in 8+1 Dimensionen ab und formu-
liert eine vorläufige Liste mit dazugehörigen Schlüssel-
indikatoren. Eurostat übernimmt diese Vorgehensweise 
in seiner Lebensqualitäts-Berichterstattung20, verwendet 
an anderen Orten21 aber auch Lebensqualitätskonzepte, 
die aus elf Dimensionen bestehen.

Für WgÖ? wurden insgesamt zehn Schlüsselindikatoren 
gewählt, die (seit 2017) sieben Dimensionen der Lebens-
qualität zugeordnet werden (siehe Grafik 31). Nachdem 
zuletzt im Vorjahrsbericht (WgÖ? 2018) eine Aufwertung 

des Indikators „Wohnkostenüberbelastung“ zum Schlüs-
selindikator der Dimension Wohnen stattgefunden hat 
(bei gleichzeitiger Zurückstufung des bisherige Schlüssel-
indikators „Sehr schlechter Wohnstandard“ zur Zusatzin-
formation) bleibt die Indikatorenstruktur diesmal unver-
ändert gegenüber 2018.

Grafik 31 
Dimensionen der Lebensqualität 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Übersicht 5 
Schlüsselindikatoren der Lebensqualität mit Bewer-
tung 
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Übersicht 5 stellt die zehn Schlüsselindikatoren dar, von 
denen aufgrund verfügbarer Zeitreihen neun kurzfristig 
und acht langfristig bewertbar sind.

Im vorliegenden Bericht werden zur einfacheren und 
anschaulicheren Darstellung jene subjektiven Indikatoren, 
die auf einer elfstufigen Skala basieren (z. B. von 0 „über-
haupt nicht zufrieden“ bis 10 „vollkommen zufrieden“), 
in drei Kategorien – niedrig, mittel und hoch – unterteilt. 
Die Grenzwerte für diese Zusammenfassung entsprechen 
dabei jenen, die für Eurostat entwickelt und im Bericht 
über die EU-Ergebnisse des EU-SILC Moduls Wohlbefin-
den (2013) angewendet wurden. Da keine theoretischen 
bzw. externen Kriterien auf internationaler Basis vorhan-
den waren, wurde ein verteilungsbasierter Ansatz gewählt. 
Beispielsweise bedeutet das für die Lebenszufriedenheit, 
dass die Ausprägungen, die jeweils von den 20 % zufrie-
densten Personen im EU-Durchschnitt gewählt werden, 
als hoch klassifiziert wurden. Das waren bei den Zufrie-
denheiten die Werte 9 und 10. Am unteren Ende der Skala 
wurden jene Ausprägungen als niedrig klassifiziert, die von 
den circa 20 % unzufriedensten Personen gewählt wur-
den. Das sind die Ausprägungen 0 bis 5. Bei 6 bis 8 liegt 
also eine mittlere Zufriedenheit vor, die auf circa 60 % der 
europäischen Bevölkerung zutrifft (vgl. Eurostat 2015b). 
Demnach wird die Frage nach der Lebenszufriedenheit, 
die von den Respondentinnen und Respondenten auf 

22	 Vgl. Informationen über die Erhebung bei Eurostat bzw. Statitik Austria.

einer Skala von 0 für „überhaupt nicht zufrieden“ bis 10 
für „vollkommen zufrieden“ beantwortet wurde, also in 
niedrige (0 bis 5), mittlere (6 bis 8) und hohe (9 bis 10) 
Zufriedenheit gruppiert. Alle anderen Zufriedenheitsfra-
gen bedienen sich ebenso dieser Grenzwerte. Jene für die 
Fragen nach dem Vertrauen in Institutionen oder andere 
Personen, bei denen ebenfalls eine elfstufige Skala ver-
wendet wurde, basieren ebenso auf der 20:60:20-Vertei-
lung. Das ergibt für das Vertrauen in Institutionen und 
in andere Personen mit niedrig: 0-4; mittel: 5-6; hoch: 
7-10 andere Grenzwerte als für die Zufriedenheitsfragen.

Die Analysen dieses Kapitels basieren in erster Linie 
auf Daten der Europäischen Erhebung zu Einkommen 
und Lebensbedingungen EU-SILC22. Weitere verwen-
dete Datenquellen sind z. B. die Arbeitskräfteerhebung 
(MZ-AKE), die Todesursachenstatistik und die Zeitverwen-
dungserhebung 2008/09. All diese Daten werden bei Sta-
tistik Austria erhoben und aufbereitet. Der Fokus liegt auf 
hoch relevanten Indikatoren, die u. a. dem politischen 
Monitoring nationaler und internationaler Schlüsselziele 
dienen (z. B. Europa 2020). Außerdem werden Maßzahlen 
berücksichtigt, die weiterreichende Analysen etwa nach 
Geschlechtsunterschieden oder nach Einkommensquin-
tilen ermöglichen. Wenn nicht anders darauf hingewie-
sen wird, bezieht sich „Bevölkerung“ auf Personen in pri-
vaten Haushalten in Österreich.

http://ec.europa.eu/eurostat/web/income-and-living-conditions/overview
http://www.statistik.at/silcinfo
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3.2 
Soziale Teilhabe und Armut

Ökonomische Situation, materielle Ausstattung und 
eine intakte Umwelt bilden den Rahmen, in dem sich 
Lebensqualität positiv entfalten kann. Soziale Teilhabe 
ist oft eng an diese Bedingungen des Lebensstandards 
gekoppelt. Obwohl Europa und speziell Österreich zu 
den wohlhabendsten Regionen der Welt gehören, zeigt 
sich, dass vielen Haushalten die ökonomische Grund-
lage fehlt, um finanzielle und soziale Teilhabe sicherzu-
stellen. Schwierigkeiten mit den vorhandenen Mitteln 
auszukommen, niedriger Lebensstandard und Depri-
vation beschränken sich nicht auf Haushalte mit gerin-
ger Erwerbsintensität oder ökonomischer Inaktivität. 
Oft reichen materielle Probleme tief in die sogenannte 
Mittelschicht, da viele Faktoren (wie zum Beispiel hohe 
Lebenshaltungskosten, Schulden etc.) dazu beitragen 
können, dass das Einkommen nicht ausreicht, um in 
adäquater Weise an der Gesellschaft teilzuhaben. Dar-
über hinaus fehlt manchen Menschen die soziale Ein-
gebundenheit, um solche Notlagen abzufedern und 
ganz allgemein Hilfe in schwierigen Lebenssituatio-
nen zu erhalten.

Im Zuge der Europa 2020 Strategie wurde als 
soziales Kernziel formuliert, bis 2020 euro-
paweit die Zahl der Armuts- oder Ausgren-
zungsgefährdeten um 20 Millionen Men-
schen zu reduzieren (Ausgangswert 2008: 
rund 120 Millionen). Als Teil dieser Strategie 
wurde 2010 die Europäische Plattform gegen 
Armut und soziale Ausgrenzung ins Leben 
gerufen.

Konkrete Maßnahmen liegen zwar in der Kompetenz der 
nationalen Regierungen, die Plattform versucht jedoch, 
diese Bemühungen zu unterstützen, indem sie „best 
practices“ identifiziert und den wechselseitigen Erfah-
rungsaustausch fördert. Politische Koordination, der Dia-
log zwischen den Stakeholdern, Funding und strategi-
sche Partnerschaften sind wichtige Bestandteile dieses 
Prozesses.

In Anerkennung der zentralen Bedeutung der Europa 
2020 Strategie und dieser Initiativen ist der Indikator zur 
Messung des Sozialziels, Armuts- oder Ausgrenzungsge-
fährdung, auch im WgÖ?-Set als Schlüsselindikator der 
Dimension soziale Teilhabe und Armut definiert. Es wer-
den in ihm die drei Bereiche von Armut und sozialer Aus-

grenzung nach europäischer Vorgabe erfasst: geringeres 
Haushaltseinkommen relativ zur „Mitte“ der Gesellschaft, 
absolute materielle Benachteiligungen und Erwerbslosig-
keit bzw. geringe Erwerbseinbindung im Haushalt. Ergänzt 
wird dieser Schlüsselindikator um Zusatzinformationen 
zu den einzelnen Teilaspekten der Armuts- oder Ausgren-
zungsgefährdung und um die verfestigte Mehrfachaus-
grenzungsgefährdung, um darüber hinaus auch indivi-
duelle zeitliche Entwicklungen abzubilden. Die soziale 
Teilhabe wird schließlich mit dem Indikator Tragfähigkeit 
sozialer Beziehungen gemessen, für den danach gefragt 
wird, ob man Verwandte, Freunde oder Nachbarn hat, die 
man um Hilfe bitten kann.

Datenbasis für die Berechnung all dieser Indikatoren ist 
EU-SILC, die Erhebung zu Einkommen und Lebensbedin-
gungen. Auf Grundlage der Einkommens- und Lebens-
bedingungen-Statistikverordnung (ELStV) wurden in der 
Erhebung EU-SILC 2012 erstmals Verwaltungsdaten zur 
Berechnung von Komponenten des Haushaltseinkom-
mens sowie für die Hochrechnung verwendet. Um das 
Monitoring des Europa 2020 Ziels zur Bekämpfung von 
Armut und sozialer Ausgrenzung trotz Umstellung auf 
Verwaltungsdaten mit EU-SILC 2012 zu gewährleisten, hat 
Statistik Austria durch eine Rückrechnung von EU-SILC 
2008-2011 mit Verwaltungsdaten eine neue Zeitreihe 
der Indikatoren erstellt. Diese im Oktober 2014 revidier-
ten Werte werden in den entsprechenden Grafiken zur 
Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung ausgewiesen.

3.2.1 
Schlüsselindikator Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdung

Als armuts- oder ausgrenzungsgefährdet gelten all jene 
Personen, die zumindest von einem der drei folgenden 
Teilaspekte von Armut betroffen sind: relative monetäre 
Armut, erhebliche materielle Deprivation oder geringe 
Erwerbsintensität im Haushalt.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die nationale Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung 
ist deutlich niedriger als jene der EU-28. Die Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdungsquote hat sich in der langfris-
tigen und kurzfristigen Betrachtung verringert. Da die 

KF 	 LF
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absolute Verringerung von 187.000 Personen (2018 im 
Vergleich zu 2008) aber deutlich unter der nationalen 
Zielvorgabe von 235.000 Personen liegt, fällt die lang-
fristige Bewertung nur neutral aus. Die kurzfristige Ent-
wicklung wird aufgrund des leichten Rückgangs seit 
2016 tendenziell positiv bewertet. Generell wird ange-
merkt, dass die absolute Zielvorgabe dynamische Ent-
wicklungen bspw. der Bevölkerung nicht ausreichend 
berücksichtigen kann.“

Konkret umfasst die Gruppe der Armuts- oder Ausgren-
zungsgefährdeten daher Personen, auf die zumindest 
eines der folgenden drei Merkmale zutrifft:

1.  Personen, deren Haushalt über ein Einkommen ver-
fügt, das unter 60 % des nationalen Medianeinkom-
mens liegt23

2.  Personen, deren Haushalt nach EU-Definition erheb-
lich materiell depriviert ist, also vier oder mehr der fol-
genden neun Merkmale aufweist:

a.	 Es bestehen Zahlungsrückstände bei Miete, Betriebs-
kosten oder Krediten

Folgende Dinge sind finanziell nicht leistbar:

b.	 einmal im Jahr auf Urlaub zu fahren
c.	 unerwartete Ausgaben in Höhe von 1.160 Euro zu 

tätigen
d.	 die Wohnung angemessen warm zu halten
e.	 jeden zweiten Tag Fleisch, Fisch oder vergleichbare 

vegetarische Speisen zu essen
f.	 ein Pkw
g.	 eine Waschmaschine
h.	 ein Fernsehgerät
i.	 ein Festnetztelefon oder Handy

3.  Personen, die jünger als 60 Jahre alt sind und in einem 
(nahezu) erwerbslosen Haushalt leben: Ein Haushalt mit 
geringer Erwerbsintensität schöpft weniger als 20 % 
seines Erwerbspotenzials aus – berechnet auf Grund-
lage aller 18- bis 59-jährigen Personen im Haushalt 
(ohne Studierende).

In der nationalen Umsetzung des Europa 2020 Ziels wird 
eine Verringerung der Armuts- oder Ausgrenzungsgefähr-
dung um 235.000 Personen innerhalb von zehn Jahren 
angestrebt (vgl. BKA 201924). Basis für den Beobachtungs-
zeitraum ist das Jahr 2008 – jenes Jahr, dessen Daten zum 
Zeitpunkt der Vereinbarung der Strategie im Jahr 2010 

23	 Die Armutsgefährdungsschwelle für einen Einpersonenhaushalt beträgt 2018 1.259 Euro pro Monat. Sie erhöht sich um 629 Euro für jeden 
weiteren Erwachsenen und um 378 Euro für jedes Kind unter 14 Jahren.

24	 Bundeskanzleramt (2019). Nationales Reformprogramm Österreich.
25	 Auf Grundlage der Einkommens- und Lebensbedingungen-Statistikverordnung (ELStV) wurden in der Erhebung EU-SILC 2012 erstmals Ver-

waltungsdaten zur Berechnung von Komponenten des Haushaltseinkommens sowie für die Hochrechnung verwendet. Um das Monitoring 
des Europa 2020 Sozialziels trotzdem zu gewährleisten, hat Statistik Austria durch eine Rückrechnung von EU-SILC 2008-2011 mit Verwaltungs-
daten im Oktober 2014 eine neue, hier verwendete Zeitreihe der Indikatoren erstellt.

für alle Länder verfügbar waren. 2018 waren in Öster-
reich 1.512.000 Personen armuts- oder ausgrenzungs-
gefährdet. In der zeitliche Entwicklung des Indikators ist 
eine Tendenz in die gewünschte Richtung zu beobach-
ten: Der Anteil der armuts- oder ausgrenzungsgefähr-
deten Bevölkerung reduzierte sich von 20,6 % im Jahr 
2008 auf 17,5 % im Jahr 2018 (siehe Grafik 3225) – absolut 
ist das eine Reduktion um etwa 187.000 Personen. Die 
angestrebte Reduktion wurde somit bisher zu rund 80 % 
erreicht. In den letzten drei Jahren hat sich der Anteil um 
etwa 0,5 %-Punkte verringert: 2016 waren 18,0 % armuts- 
oder ausgrenzungsgefährdet, 2017 18,1 %. Zu beachten 
sind dabei allerdings die jährlichen Schwankungsbreiten 
auf Grund der Stichprobenerhebung: So lag 2018 die sta-
tistische Schwankungsbreite für Armuts- oder Ausgren-
zungsgefährdung mit 95 % Vertrauenswahrscheinlichkeit 
bei +/- 117.000 Personen. Dementsprechend ist auch die 
Reduktion mit einem statistischen Fehler behaftet und 
kann strenggenommen nicht genau beziffert werden, die 
sinkende Tendenz ist jedoch aufgrund der mehrjährigen 
Entwicklung relativ abgesichert.

Grafik 32 
Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Die Daten der Periode 2008-
2011 können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 
2014 eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendba-
ren Verwaltungsdaten vorgenommen wurde. - *) In der nationalen 
Umsetzung des Europa 2020-Ziels wird eine absolute Verringerung 
um 235.000 Personen für 2018 angestrebt. Der hier ausgewiesene 
Wert von 16,9 % stellt einen fiktiven relativen Zielwert dar, der auf dem 
absoluten Zielwert (Verringerung um 235.000 Personen) in Relation 
zum Bevölkerungsstand basiert.

Das Risiko, zur Gruppe der Armuts- oder Ausgrenzungs-
gefährdeten zu gehören, ist in unterschiedlichen Bevöl-
kerungsgruppen unterschiedlich hoch. So zeigt Grafik 33, 
dass im Jahr 2018 in der Bevölkerung ab 20 Jahren mehr 
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Frauen (18 %) ausgrenzungsgefährdet waren als Männer 
(15 %). Zum Teil hängt dies damit zusammen, dass Frauen 
in bestimmten Lebenssituationen (als Alleinerzieherin-
nen oder als Pensionistinnen mit geringer Pension) ein 
erhöhtes Armuts- oder Ausgrenzungsrisiko aufweisen. Es 
ist allerdings zu beachten, dass Geschlechterunterschiede 
im Haushaltszusammenhang nur eingeschränkt erkenn-
bar sind und auf Grund des verwendeten Konzepts sys-
tematisch unterschätzt werden (da von einer gleichen 
Verteilung der Ressourcen innerhalb des Haushalts aus-
gegangen wird).

Grafik 33 
Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung der Bevölke-
rung ab 20 Jahren nach Geschlecht (2018)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2018.

Betrachtet man den Anteil der Armuts- oder Ausgren-
zungsgefährdeten in den verschiedenen Einkommens-
klassen des äquivalisierten Netto-Haushaltseinkommens 
(siehe Grafik 34) so zeigt sich erwartungsgemäß, dass 
im untersten Einkommensquintil die Armuts- oder Aus-
grenzungsgefährdung am höchsten ist. 76 % der Bevöl-
kerungsgruppe mit dem niedrigsten äquivalisierten 
Netto-Haushaltseinkommen waren 2018 armuts- oder 
ausgrenzungsgefährdet. Bemerkenswert ist jedoch, dass 
auch ein höheres Haushaltseinkommen nicht vollstän-
dig vor Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung schützt. 
So waren im zweiten Einkommensquintil noch 7 % und 
immerhin noch 3 % der Personen im dritten Einkommens-
quintil betroffen.

Erklärbar ist das u. a. damit, dass Einkommen bzw. Erwerbs-
losigkeit zeitversetzt auf die ökonomische Situation und 
den materiellen Lebensstandard wirken können. Von 
Relevanz sind daher (1) die Frage, ob mehrere dieser 
Faktoren gleichzeitig wirksam sind und sich daher eine 
größere Intensität der Problemlagen zeigt und (2) eine 

längerfristige Betrachtung, um die Frage zu beantwor-
ten, ob Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung tempo-
rär oder andauernd ist.

Grafik 34 
Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung nach 
Einkommensquintilen (2018)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2018. - EK-Quintile beziehen sich auf 
das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede Gruppe 
umfasst 20 % der Bevölkerung.

3.2.2 
Bereiche der Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdung

Wie oben bereits beschrieben, gilt eine Person dann als 
armuts- oder ausgrenzungsgefährdet, wenn sie entwe-
der ein niedriges Haushaltseinkommen hat oder unter 
erheblicher materieller Deprivation leidet oder in einem 
Haushalt mit geringer Erwerbsintensität lebt. Die Merk-
male der Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung kön-
nen einzeln oder kumuliert auftreten.

Unter den Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdeten mach-
ten die armutsgefährdeten (Einkommen unter 60 % des 
nationalen Medianeinkommens) Personen mit 14,3 % der 
Bevölkerung den größten Teil aus (entspricht 1.238.000 
Personen). Der entsprechende Anteil der Personen in 
Haushalten mit geringer Erwerbsintensität betrug 7,3 % 
(480.000) und der erheblich materiell Deprivierten 2,8 % 
(entspricht 243.000 Personen). Grafik 35 zeigt, dass ein 
relevanter Teil (24 % bzw. 367.00) der Armuts- oder Aus-
grenzungsgefährdeten gleich von mindestens zwei Berei-
chen der Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung betrof-
fen waren.
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Grafik 35 
Bereiche der Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung 
(2018)

Q: Statistik Austria, EU-SILC 2018.

Grafik 36 zeigt nun, wie sich die Betroffenheit von den 
verschiedenen Bereichen der Armuts- oder Ausgren-
zungsgefährdung in den letzten Jahren entwickelt hat.

Grafik 36 
Bereiche der Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung 
im Zeitvergleich

Q: Statistik Austria, EU-SILC. - Die Daten der Periode 2008-2011 kön-
nen gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 2014 eine 
Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendbaren Verwal-
tungsdaten vorgenommen wurde.

Die Armutsgefährdungsquote ist in Österreich seit 2008 
leicht im Sinken begriffen. Während sie 2008 bei 15,2 % 
der Bevölkerung lag (1.252.000 Personen), waren im Jahr 
2018 14,3 % bzw. 1.238.000 Personen von Armutsgefähr-
dung betroffen. Der Rückgang seit 2008 liegt innerhalb 
der Schwankungsbreite, ist bisher aufgrund des mehr-

jährigen Trends dennoch als relativ zuverlässig einge-
stuft worden.

Die höchste Quote der erheblichen materiellen Depriva-
tion im Zeitverlauf ist mit 5,9 % zu Beginn des Beobach-
tungsfensters 2008 zu beobachten. Wahrscheinlich ist, 
dass die Ursache für die erhöhte Quote 2008 im Zusam-
menwirken von Einkommensentwicklung, Schuldenbelas-
tung und Inflation lag. Danach ist ein Rückgang festzustel-
len. Der Prozentsatz der erheblich materiell Deprivierten 
hat sich in den Jahren 2011 bis 2014 relativ stabil bei 4 % 
eingependelt und ist 2016 sogar auf 3 % gesunken. In 
den Daten von 2017 wurde wieder das Niveau von 2015 
erreicht und damit das starke Sinken unterbrochen. 2018 
wurde mit 2,8 % (243.000 Personen waren erheblich mate-
riell benachteiligt) der bisher niedrigste Wert in der Zeit-
reihe errechnet. Es ist ein langfristig sinkender Trend fest-
zustellen (2008 bis 2018 von 5,9 % auf 2,8 % oder minus 
242.000 Personen).

Bei der Interpretation des Indikators zu Erwerbsintensität 
ist – wie auch bei Armutsgefährdung – darauf Rücksicht 
zu nehmen, dass er sich auf das jeweils vorangegangene 
Kalenderjahr bezieht und Arbeitsmarkteffekte erst mit 
einer zeitlichen Verzögerung wirksam werden. So schlug 
sich die Rekordbeschäftigung von 2008 erst im Indikator 
von 2009 (7,1 %) nieder. In den darauffolgenden Jahren 
ging die Quote der Personen in nicht oder nur gering in 
den Arbeitsmarkt eingebundenen Haushalten – wohl 
in Folge der Wirtschafts- und Finanzkrise – nach oben. 
Nach einem Rückgang 2012 und 2013 erreichte sie im Jahr 
2014 mit 9,1 % ihren bisherigen Höchststand. Dies fällt mit 
einer im Jahr 2013 gestiegenen Arbeitslosenquote zusam-
men. 2015 lag die Quote der Personen unter 60 Jahre in 
Erwerbslosenhaushalten wieder etwas geringer als 2014. 
2016 (8,1 %) und 2017 (8,3 %) hat sich der Wert stabil ent-
wickelt. Das Jahr 2018 zeigt einen Rückgang auf Grund 
der positiven Arbeitsmarktentwicklung auf 7,3 % (bzw. 
480.000 unter 60-Jährige in Erwerbslosenhaushalten).

3.2.3 
Verfestigte Mehrfach-
Ausgrenzungsgefährdung

Dieser Indikator wurde als einer von 21 Leitindikatoren 
für soziale Eingliederung aufgenommen (inzwischen 
„Indikatoren für Armut und soziale Ausgrenzung“), die 
von Statistik Austria für das Sozialministerium unter 
Beteiligung der nationalen Armutsplattform entwi-
ckelt wurden (siehe Till et al. 2015). Als verfestigt mehr-
fach-ausgrenzungsgefährdet gelten Personen, die in 
mindestens zwei der drei Bereiche der Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdung (siehe oben) über mindes-
tens zwei aufeinander folgende Jahre benachteiligt sind. 
Der Fokus auf verfestigte Benachteiligung in mehreren 
Bereichen rückt die Intensität der Benachteiligung in 
den Vordergrund.

erheblich materiell
benachteiligt
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Wenn eine erhöhte Intensität der Armutslagen – gemes-
sen über „Mehrfach-Ausgrenzungsgefährdung“ – und eine 
Verfestigung, also das Andauern dieses Zustandes, zusam-
menfallen, liegt eine soziale Benachteiligung besonders 
großen Ausmaßes vor und es besteht die zunehmende 
Gefahr, nicht mehr angemessen am sozialen Leben teil-
nehmen und Grundbedürfnisse nicht mehr decken zu 
können. Im Jahr 2018 waren 3,1 % der österreichischen 
Bevölkerung von verfestigter Mehrfach-Ausgrenzungs-
gefährdung betroffen (siehe Grafik 37). Das entspricht 
einem nahezu unveränderten Wert gegenüber dem Vor-
jahr (2017: 3,2 %). Über die gesamte Zeitreihe betrachtet 
liegt der Wert im oberen Bereich.

Grafik 37 
Verfestigte Mehrfach-Ausgrenzungsgefährdung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC. - Die Daten der Periode 2008-2011 
können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 2014 
eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendbaren Ver-
waltungsdaten vorgenommen wurde.

3.2.4 
Tragfähigkeit sozialer Beziehungen

Soziale Beziehungen sind die Grundpfeiler gesellschaft-
licher Organisation. Das Einbezogensein in soziale Netze 
und die Teilnahme an gemeinschaftlichen Aktivitäten, 
stärkt den sozialen Zusammenhalt. Das Ausmaß an sozia-
ler Teilhabe hängt jedoch nicht nur von individuellen Ent-
scheidungen oder der aktuellen Lebenssituation, sondern 
auch vom Lebensstandard und soziodemographischen 
Merkmalen ab. Ökonomisches, soziales und kulturelles 
Kapital (vgl. Bourdieu 1986) beeinflussen die Lebensqua-
lität. Soziale Beziehungen können zum Beispiel helfen, 
materielle Engpässe durch finanzielle oder psychische 
Hilfe zu bewältigen. Dauerhafte soziale Isolation hinge-
gen führt zur Exklusion von der Gesellschaft und kann 
insbesondere im Alter zu Versorgungsproblemen führen. 
Umgekehrt können auch schlechte materielle Bedingun-
gen zur sozialen Isolation beitragen.

Soziale Teilhabe ist daher für die subjektive Beurteilung 
der Lebensqualität von besonderer Relevanz: In Österreich 

werden Familie, Freunde und Freizeit nach der Gesund-
heit als wichtigste Lebensbereiche wahrgenommen (Euro-
päische Kommission 2007).

Als Indikator für die „Soziale Teilhabe“ wird die Tragfähig-
keit sozialer Beziehungen herangezogen. Hierfür stehen 
Daten des EU-SILC Sondermoduls Wohlbefinden 2013, 
des Moduls Soziale und kulturelle Teilhabe 2015 sowie 
zuletzt aus dem Modul zu Wohlbefinden von 2018 zur 
Verfügung. Die dabei gestellten Fragen waren entspre-
chend der Zielvariablenvorgaben von Eurostat 2013 /15 
und 2018 aber nicht dieselben. Folgende Frage(n) wur-
de(n) den interviewten Personen gestellt:

2013, 2015: „Haben Sie Verwandte, Freunde oder Nach-
barn, die Sie um Hilfe bitten können?“

2018: 	 (1) „Haben Sie außerhalb Ihres Haushalts Ver-
wandte, Freunde oder Bekannte, die Sie um finan-
zielle oder materielle Hilfe bitten können?“

	 (2) „Haben Sie außerhalb Ihres Haushalts Verwandte, 
Freunde oder Bekannte, die Sie um sonstige Hilfe 
bitten können? Das kann jemand zum Sprechen 
über persönliche Angelegenheiten sein, emotio-
nale Unterstützung, Hilfestellungen im Alltag.“

Während also in den Erhebungen 2013 und 2015 sehr all-
gemein nach Hilfemöglichkeiten durch soziale Netzwerke 
gefragt wurde, war 2018 laut der Vorgabe die Einschrän-
kung auf finanzielle oder materielle Hilfe sowie auf Perso-
nen außerhalb des Haushalts mitformuliert - Frage (1). Die 
ergänzende Frage (2) zu anderen Arten der Hilfe wurde 
als nationale Zusatzvariable erhoben, um das gesamte 
Spektrum der Hilfeleistung annähernd vergleichbar zu 
den Erhebungen davor abbilden zu können.

Grafik 38 
Tragfähigkeit sozialer Beziehungen der Bevölkerung 
ab 16 Jahren (2018)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2018, Modul Wohlbefinden.
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2015 konnten 4,2 % der Personen nicht auf tragfähige sozi-
ale Beziehungen bauen. 2013 waren es 3 %. Wie Grafik 38 
zeigt, konnten 2018 (allerdings bei geänderter Fragestel-
lung, siehe oben) 5,5 % weder finanzielle/materielle noch 

sonstige Hilfe von Personen außerhalb des Haushalts 
erhalten. 94,5 % der Befragten gaben an im Bedarfsfall 
auf Hilfeleistung aus zumindest einem der abgefragten 
Bereiche zurückgreifen zu können.
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3.3 
Gesundheit

Gesundheitliche Aspekte sind eng mit Wohlbefinden, 
sozialen Teilhabemöglichkeiten und finanziellen Kapa-
zitäten verbunden. Armut kann sich beispielsweise 
negativ auf die Gesundheit auswirken, z. B. dann, wenn 
wenige Ressourcen zur Förderung und Erhaltung der 
Gesundheit zur Verfügung stehen. Zum anderen kön-
nen auch gesundheitliche Probleme selbst die Einkom-
menschancen nachteilig beeinflussen: Krankheiten und 
körperliche Einschränkungen führen oft zu vermin-
derten Erwerbsmöglichkeiten, einem niedrigeren Ein-
kommen und erhöhtem Risiko von Armut und sozialer 
Ausgrenzung. Differenzierte Analysen zum Zusammen-
hang zwischen sozioökonomischer Lage und Gesund-
heit scheinen vor dem Hintergrund der umfassenden 
Messung von Lebensqualität also wesentlich.

Es stellt sich folglich die Frage, wie Gesundheit in Hinblick 
auf ihre Auswirkungen auf die insgesamte Lebensqualität 
zu definieren und zu messen ist. Gesundheit ist mehr als 
die Abwesenheit einer Krankheit oder eines Gebrechens. 
Physisches, mentales und soziales Wohlbefinden gehö-
ren ebenso zum Gesundheitsbegriff laut WHO. Eurostat 
veröffentlicht auf seiner Webpage „GDP and beyond“ zur 
Gesundheit im Bereich „Lebensqualität“ zehn Indikato-
ren, die den Themen „Gesundheitsstatus“ (z. B. Lebens-
erwartung), „Gesundheitsdeterminanten“ (z. B. Gesund-
heitsverhalten) und „Zugang zum Gesundheitswesen“ 
zugeordnet sind. Wichtige Datenquellen zur regelmäßi-
gen Gesundheitsberichterstattung sind dabei die Gesund-
heitsbefragung und EU-SILC.

Als erster Schlüsselindikator für den Gesundheitszustand 
der Bevölkerung wurde für WgÖ? die subjektive Gesund-
heit ausgewählt, wie sie in EU-SILC erfragt wird. Hier wer-
den auch sozioökonomische Unterschiede in Bezug auf 
Gesundheit beleuchtet.

Der zweite Schlüsselindikator, die Sterblichkeit an den 
wichtigsten nicht-übertragbaren Krankheiten zwischen 
30 und 69 Jahren, stellt diesem Indikator ein objektives 
Gegenstück zur Seite. Nicht übertragbare potentiell töd-
liche Krankheiten wie Krebs, Herz-Kreislauf-Erkrankun-
gen, Diabetes oder chronische Erkrankungen der unteren 
Atemwege stellen schwerwiegende Gesundheitsprob-
leme in der entwickelten Welt dar.

Der Indikator zur frühzeitigen Sterblichkeit 
an nicht-übertragbaren Krankheiten wurde 
nach dem Vorbild des internationalen SDG 

Indikators 3.4.1 aus der UN Agenda erstellt 
und seit 2017 in das Indikatorenset aufge-
nommen.

Mit steigender Lebenserwartung gewinnt der Gesund-
heitszustand für die Lebensqualität zusätzlich an Bedeu-
tung. In einer Lebensphase, in der das Risiko schlech-
ter Gesundheit steigt und ihr negativer Einfluss auf die 
Lebensqualität mitunter drastisch zunimmt, wird sie zu 
einem essenziellen Faktor. Aus diesem Grund wird als 
Zusatzinformation die gesunde Lebenserwartung darge-
stellt, d. h. die Anzahl der weiteren Jahre, die eine 65jäh-
rige Person erwarten kann ohne chronische Krankheit 
zu leben (in Relation zu ihrer gesamten verbleibenden 
Lebenserwartung).

3.3.1 
Schlüsselindikator subjektive 
Einschätzung des Gesundheitszustandes

Der Schlüsselindikator „subjektive Gesundheitsein-
schätzung“ basiert auf der Frage: „Wie ist Ihre Gesund-
heit im Allgemeinen?“ (Antwortmöglichkeiten: Sehr 
gut, gut, mittelmäßig, schlecht, sehr schlecht). Befragt 
werden Personen ab 16 Jahren, in Ausnahmefällen sind 
Angaben durch Haushaltsangehörige zulässig.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Weder in der längeren Frist seit 2004, noch in der Betrach-
tung der kurzfristigen Entwicklung sind bei diesem Indi-
kator signifikante Veränderungen wahrzunehmen, vor 
allem in Bezug auf die Bevölkerungsgruppen mit schlech-
ter bzw. sehr schlechter subjektiver Gesundheit. Es traten 
also weder spürbare Verbesserungen noch Verschlech-
terungen auf, weshalb sowohl die langfristige Entwick-
lung als auch jene seit 2016 als neutral eingestuft wird.“

Die Selbsteinschätzung des allgemeinen Gesundheits-
zustandes in jährlichen Erhebungen liefert einen guten 
Indikator für das allgemeine Wohlbefinden einer Bevöl-
kerung. Diese Frage bezieht sich auf physische, aber auch 
auf psychische und soziale Aspekte von Gesundheit.

KF 	 LF
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Grafik 39 zeigt, dass der subjektive Gesundheitszustand 
der österreichischen Bevölkerung in den letzten Jahren 
relativ konstant geblieben ist. Kurzfristig betrachtet ist 
ein leichter Anstieg des Anteils der Personen in sehr guter 
oder guter Gesundheit festzustellen, der Unterschied ist 
jedoch nicht signifikant. 2018 waren 72 % der Ab-16-Jäh-
rigen gemäß Selbsteinschätzung in guter oder sehr guter 
Gesundheit, 20 % stuften ihre Gesundheit als mittelmä-
ßig und 8 % als schlecht oder sehr schlecht ein. Grafik 39 
zeigt außerdem, dass Personen in Österreich durchschnitt-
lich eine bessere subjektive Gesundheit aufweisen als im 
EU-27-Durchschnitt.

Im Bericht zur Gesundheitsbefragung 2014 des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit und von Statistik Austria (2015) 
wird angemerkt, dass hinsichtlich des subjektiv empfun-
denen Gesundheitszustandes seit 1991 ein positiver Trend 
festzustellen ist, der noch stärker ausfällt, wenn man die 
Alterung der Gesellschaft mit berücksichtigt. Auch wenn 
sich also in den letzten Jahren keine deutlichen Verän-
derungen des subjektiven Gesundheitszustandes der 
Bevölkerung ausmachen ließen, so bilden Fragen zum 
subjektiven Gesundheitszustand doch langfristige Ent-
wicklungen ab.

Grafik 39 
Subjektiver Gesundheitszustand der Bevölke-
rung ab 16 Jahren in Österreich und der EU-27*

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Mit Verwaltungsdaten rück-
gerechnete Werte für 2008-2011. - * EU-28 ohne Kroatien, Daten für 
Kroatien liegen nicht ab Beginn der Zeitreihe vor.

Frauen schätzten ihren Gesundheitszustand etwas 
schlechter ein als Männer (Grafik 40). Während 2018 73 % 
der Männer angaben, über eine sehr gute bzw. gute 
Gesundheit zu verfügen, waren es bei den Frauen nur 

70 %. Dieser Unterschied kann teilweise mit der höheren 
Lebenserwartung der Frauen erklärt werden, da gesund-
heitliche Probleme im höheren Alter vermehrt auftreten. 
Zur Deutung dieser Diskrepanz wird außerdem oft die 
besondere Aufmerksamkeit von Frauen auf ihren körper-
lichen Zustand sowie ein erhöhtes Gesundheitsbewusst-
sein genannt (Kuhlmann & Kolip 2005).

Grafik 40 
Subjektiver Gesundheitszustand der Bevölkerung ab 
16 Jahren nach Geschlecht (2018)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2018.

Noch deutlichere Unterschiede zeigen sich zwischen ver-
schiedenen Einkommensgruppen (Grafik 41). Während im 
Fünftel der Bevölkerung mit dem niedrigsten äquivalisier-
ten Einkommen nur 62 % der Personen angaben, bei sehr 
guter oder guter Gesundheit zu sein, waren es im obers-
ten Einkommensquintil 82 %. Gleichzeitig schätzten 14 % 
des untersten Einkommensquintils ihren Gesundheitszu-
stand als schlecht oder sehr schlecht ein, während dieser 
Anteil in den höheren Einkommensquintilen wesentlich 
geringer ausfiel (4. EK-Quintil: 6 %, oberstes EK-Quintil: 4 %). 

Dieses Ergebnis wirft wichtige Fragen nach Lebensge-
wohnheiten, gesundheitlicher Vorsorge, aber vor allem 
auch nach den Arbeits- und Lebensbedingungen unter-
schiedlicher sozialer Gruppen auf. Detailliertere Analyse 
sind zuletzt etwa mit Daten des EU-SILC Gesundheits-
moduls von 2017 entstanden: Die Wechselwirkung von 
Gesundheit und finanzieller Situation, insbesondere die 
Benachteiligungen einkommensschwacher Personen wer-
den darin nachgewiesen, ebenso wie das unterschied-
liche Gesundheitsverhalten von Frauen und Männern 
sowie nach Bildung. Ein in WgÖ? auf Grund der Unregel-
mäßigkeit der Daten nicht abgebildeter, aber sehr wich-
tiger Aspekt, die Gesundheit von Kindern und Jugend-
lichen sowie deren medizinische Versorgung, wird über 
alle Einkommensgruppen positiv bewertet; dennoch zei-
gen sich für Kinder aus einkommensschwachen Familien 
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Benachteiligungen in Bezug auf Gesundheitsressourcen 
wie Wohnbedingungen oder soziale Teilhabe (vgl. Lamei / 
Psihoda / Skina-Tabue 2019). Auch Leoni (2015) weist in 
einer europaweiten Studie auf den sozialen Gradienten 
im Gesundheitszustand der Bevölkerung hin, d. h. sozio-
ökonomisch Bessergestellte sind tendenziell gesünder 
als Schlechtergestellte. Österreich zählt dieser und auch 
früheren Studien folgend jedoch im europäischen Ver-
gleich zu den Ländern mit einem relativ niedrigen Maß 
an sozialer Ungleichheit im Gesundheitszustand der älte-
ren Bevölkerung.

Grafik 41 
Subjektiver Gesundheitszustand der Bevölkerung ab 
16 Jahren nach Einkommensquintilen (2018)
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Q:STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2018. - EK-Quintile beziehen sich auf 
das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede Gruppe 
umfasst 20 % der Bevölkerung.

3.3.2 
Schlüsselindikator frühzeitige 
Sterblichkeit durch nicht-übertragbare 
Erkrankungen

Der Schlüsselindikator „frühzeitige Sterblichkeit an 
nicht-übertragbaren Krankheiten“ beschreibt die Sterb-
lichkeit an den wichtigsten nicht-übertragbaren Krank-
heiten – vor allem Krebs, Krankheiten des Herz-Kreis-
lauf-Systems, Diabetes und chronische Erkrankungen 
der unteren Atemwege – in der Gruppe der 30- bis 
69-Jährigen.

Die Sterblichkeit gehört zu den wichtigsten objektiven 
Gesundheitsindikatoren. Die frühzeitige Sterblichkeit, 
also die Sterblichkeit der Bevölkerung mittleren Alters, ist 
dabei von besonderem Interesse. In dieser Bevölkerungs-
gruppe sind vorwiegend nicht-übertragbare Erkrankun-

gen die häufigsten Todesursachen. Unter den Indikatoren 
der SDGs findet sich daher unter 3.4.1 die „Sterblichkeit 
durch die wichtigsten nicht-übertragbaren Krankheiten 
der 30- bis 69-jährigen Personen“ als zentraler Indikator.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die frühzeitige Sterblichkeit an den wichtigsten nicht-über-
tragbaren Krankheiten (der 30-bis 69‑Jährigen) ging seit 
2000 stark zurück, weshalb die langfristige Bewertung 
sehr positiv ausfällt. In den letzten Jahren wurde ein etwas 
abgeflachter Rückgang auf bereits sehr niedrigem Niveau 
verzeichnet, weshalb die kurzfristige Entwicklung tenden-
ziell positiv bewertet wird.“

Die Sterblichkeit wird üblicherweise mittels altersstandar-
disierter Sterberaten beschrieben. Diese standardisierte 
Sterberate berücksichtigt sowohl die insgesamt wach-
sende Bevölkerung als auch ihre kontinuierliche Alte-
rung und macht damit die unterschiedlichen Sterbebe-
dingungen vergleichbar.

Die altersstandardisierte Sterberate gibt an, wie viele 
Sterbefälle aufgrund der jeweils herrschenden Sterblich-
keitsverhältnisse auf 100.000 Lebende entfallen wären, 
wenn der Altersaufbau der Bevölkerung in der betref-
fenden Berichtsperiode dem einer international vorge-
gebenen Standardbevölkerung entsprochen hätte. Der 
vergleichsstörende Einfluss der Besonderheiten des jewei-
ligen Altersaufbaues der Bevölkerung ist dadurch aus-
geschaltet, d. h. diese Maßzahl ermöglicht einen fairen 
Vergleich zwischen den Jahren und den Geschlechtern.

Grafik 42 
Frühzeitige Sterblichkeit an nicht-übertragbaren 
Krankheiten, 30- bis 69-Jährige

Q: STATISTIK AUSTRIA, Todesursachenstatistik.

Wie in Grafik 42 zu sehen, hat die frühzeitige Sterblich-
keit an nicht-übertragbaren Krankheiten seit 2000 deut-
lich abgenommen. 2018 lag sie mit 250 auf 100.000 Perso-
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nen zwischen 30 und 69 Jahren (berechnet in Bezug auf 
die Normbevölkerung) etwa gleich wie im Vorjahr (2017 
248). 2000 betrug der Wert noch 382. Das ist ein Rückgang 
um 35 %. Auch im Vergleich zu vor drei Jahren konnte ein 
Rückgang verzeichnet werden. 2016 gab es 259 frühzei-
tige Sterbefälle auf 100.000 Personen. Grafik 43 zeigt, 
dass Männer eine deutlich höhere frühzeitige Sterblich-
keit an diesen Krankheiten haben als Frauen, wobei die 
Sterblichkeit bei den Männern stärker zurückgegangen 
ist als bei den Frauen. Damit hat die Geschlechterdiffe-
renz seit 2000 um 48 % abgenommen. 2018 lag die früh-
zeitige Sterblichkeit bei den Frauen bei 186, bei den Män-
nern bei 318 auf 100.000 Personen gleichen Alters und 
Geschlechts (Grafik 43). 

Grafik 43 
Frühzeitige Sterblichkeit an nicht-übertragbaren 
Krankheiten, 30- bis 69-Jährige nach Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA, Todesursachenstatistik.

3.3.3 
Gesunde Lebenserwartung

Der Indikator „gesunde Lebenserwartung“, wie er hier 
verwendet wird, beschreibt, wie viele Jahre eine 65 -jäh-
rige Person noch erwarten kann ohne chronische Krank-
heit zu leben. Er wird auf Basis von EU-SILC berech-
net und die entsprechende Frage lautete zwischen 
2008 und 2013: „Haben Sie eine chronische, also dau-
erhafte Krankheit oder ein chronisches, also dauerhaf-
tes gesundheitliches Problem?“ bzw. ab 2014: „Haben 
Sie eine dauerhafte Krankheit oder ein chronisches 
Gesundheitsproblem? (Damit gemeint sind Krankhei-
ten oder gesundheitliche Probleme, die sechs Monate 
andauern oder voraussichtlich andauern werden.)“.

Während bei Maßen der Sterblichkeit die generelle ver-
bleibende Lebenserwartung im Vordergrund steht, hat 
sich in letzter Zeit die Überzeugung durchgesetzt, dass 
das Ziel der Politik nicht nur ein „Mehr an Jahren“, son-
dern auch ein „Mehr an Gesundheit“ in den verbleibenden 
Lebensjahren sein soll. Hier spielen Indikatoren zur soge-
nannten „gesunden Lebenserwartung“, d. h. zu Anzahl an 
Jahren, die man noch erwarten kann, gesund zu leben, 
eine zentrale Rolle. Gesundheit kann dabei auf verschie-
dene Weise definiert und gemessen werden. Für diesen 
Bericht wurde eine Entscheidung für die Lebenserwar-
tung ohne chronische Krankheit getroffen, da hier eine 
ausreichend lange weitgehend konsistente Zeitreihe zur 
Verfügung steht.

Grafik 44  
Gesunde Lebenserwartung ab 65 Jahren

Q: Statistik Austria, Sterbetafeln, EU-SILC.- * Aufgrund der neuen Formulierung der Frage gibt es ab 2014 einen Zeitreihenbruch..
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Berechnet wurde dieser Indikator durch Anwendung der 
Werte aus EU-SILC zur Häufigkeit chronischer Krankheit auf 
die jeweiligen Sterbetafeln. Theoretisch stehen für diesen 
Indikator bereits Werte ab 2003 zur Verfügung, vor 2008 
führte aber eine abweichende Fragestellung „ Haben Sie 
eine chronische Krankheit?“ zu einem deutlich sichtba-
ren Zeitreihenbruch, so dass die Entscheidung getroffen 
wurde, diese Werte nicht darzustellen.

Grafik 44 zeigt, dass 2018 eine 65-jährige Frau erwarten 
konnte, noch 7,1 Jahre in Gesundheit und weitere 14,4 

Jahre mit einer chronischen Krankheit zu leben. Berück-
sichtigt man statistische Schwankungsbreiten und den 
Zeitreihenbruch ab 2014 aufgrund der neuen Formulie-
rung der Frage, ist über den Zeitverlauf hier kaum ein 
Trend erkennbar. Gut sichtbar ist jedoch der Unterschied 
zwischen Frauen und Männern. Frauen haben eine deut-
lich höhere Lebenserwartung als Männer, allerdings zei-
gen sich diese Unterschiede nicht im selben Maße bei 
der gesunden Lebenserwartung. Frauen verbringen also 
einen größeren Anteil ihrer nach 65 noch verbleibenden 
Lebenszeit chronisch krank.
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3.4 
Bildung

Bildung und Wissen gelten als zentrale Faktoren indi-
vidueller Lebensqualität und gesellschaftlicher Ent-
wicklung. Auf Ebene des Einzelnen spielen erworbene 
Bildung und Qualifikation unmittelbar eine Rolle beim 
Zugang zum Arbeitsmarkt und dem aus Erwerbsar-
beit bezogenen Einkommen. In welchem Ausmaß Bil-
dungserwerb gelingt, ist wiederum neben individuellen 
Faktoren durch die Herkunftsfamilie, gesellschaftliche 
Strukturen im Allgemeinen und das Bildungssystem 
im Speziellen geprägt. Auf gesellschaftlicher Ebene 
wird eine gerechte Verteilung von Bildungschancen 
als grundlegend für die Vermeidung sozialer Schiefla-
gen angesehen. Das Bildungsniveau ist außerdem zen-
tral für die Wirtschaftskraft eines Landes. Die Verbesse-
rung der Qualität des Bildungssystems und Anreize zu 
höherer Bildungsbeteiligung gehören deshalb sowohl 
national als auch international zu den strategischen 
Zielsetzungen der Politik. Darüber hinaus soll die Mobi-
lität junger Menschen, im gesamten Bildungssystem, 
wie auch in Bezug auf nicht-formales Lernen gefördert 
werden (Rat der EU 2011).

Auch Stiglitz et al. (2009, S.165) sprechen der Ressource 
„Bildung“ größte Bedeutung zu. Sie betonen, dass Bildung 
instrumentellen Charakter für das Erreichen einer Reihe 
weiterer Ziele hat (z. B. höheres Einkommen, bessere sozi-
ale Teilhabe etc.), wovon sowohl die Individuen selbst, als 
auch die Gesellschaft als Ganzes profitieren. Darüber hin-
aus erweitern kognitive Fähigkeiten und Fertigkeiten die 
Freiheiten und Möglichkeiten von Individuen, ungeach-
tet ihres Einflusses auf spätere Verdienstmöglichkeiten 
und die ökonomische Entwicklung.

Schlüsselindikatoren der Dimension Bildung 
sind die Tertiärquote der Bevölkerung zwi-
schen 30 und 34 Jahren (jene Altersgruppe, 
in der in der Regel von einer abgeschlosse-
nen Tertiärausbildung ausgegangen werden 
kann) und als Gegenstück die frühzeitigen 
Schul- und Ausbildungsabgängerinnen und 
-abgänger, also die jungen Menschen zwi-
schen 18 und 24 Jahren, die zu einem hohen 
Prozentsatz voraussichtlich keinen sekundä-
ren Bildungsabschluss erlangen werden.

Ergänzt werden diese Schlüsselindikatoren durch den 
Zusatzindikator Teilnahme an allgemeiner und berufli-
cher Weiterbildung, der den Aspekt des lebenslangen 
Lernens in den Fokus rückt.

3.4.1 
Schlüsselindikator Tertiärquote

Die Entwicklung des Bildungsstandes in den letzten 
Jahrzehnten zeigt einen allgemeinen Anstieg des Bil-
dungsniveaus der österreichischen Bevölkerung. Insbe-
sondere die Tertiärquote – der Anteil der 30- bis 34-Jäh-
rigen mit Hochschulstudium oder einem vergleichbaren 
Abschluss an der Gesamtgruppe der 30- bis 34-Jähri-
gen – steht dabei vielfach im Fokus internationaler Ver-
gleiche und nationaler politischer Strategien. Dahinter 
steckt die Annahme durch eine Ausweitung der Bevöl-
kerung im oberen Bildungssegment dem Bedarf einer 
Wissensgesellschaft am besten entsprechen zu kön-
nen und damit international wettbewerbsfähig zu sein. 
Dies wird als wichtige Voraussetzung erachtet um sozi-
alen Wohlstand zu erhalten und zur Lebensqualität der 
Bevölkerung beizutragen.

Gemäß Europa 2020 Strategie soll bis 2020 der Anteil der 
30- bis 34-Jährigen, die über einen Tertiärabschluss ver-
fügen, EU-weit bei mindestens 40 % liegen. Als nationa-
les Ziel wurde eine Quote von 38 % festgelegt. Dieses 
stammt noch aus der Zeit vor 2013, als BHS-Abschlüsse 
noch nicht zu den Tertiärabschlüssen gezählt wurden 
(ISCED 1997) und somit die österreichische Tertiärquote 
deutlich niedriger war. Als Tertiärabschluss werden grund-
sätzlich Abschlüsse der internationalen Bildungsklassifi-
kation ISCED in den Kategorien 5 bis 8 (nach ISCED 2011 
ab 2014 bzw. 5a und 5b sowie 6 nach ISCED97 bis 2013) 
gewertet. Neben akademischen Abschlüssen (Bachelor, 
Master etc.) zählen hierzu Abschlüsse der berufsbilden-
den und lehrerbildenden Akademien sowie auch Meis-
ter- und Werkmeisterabschlüsse und die Reife- und Dip-
lomprüfung an berufsbildenden höheren Schulen. Unter 
der ISCED97 wurde bei Abschlüssen der berufsbildenden 
höheren Schulen (BHS wie z. B. HTL, HAK etc.) zwischen 
Kolleg und anderen BHS-Formen unterschieden, die ISCED 
4a zugeordnet waren, aber im Rahmen des nationalen 
Monitorings als Tertiärabschluss gezählt werden konnten 
(siehe hierzu: BKA 2012, S. 10). Mit Einführung der ISCED 
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2011 gelten die BHS-Abschlüsse jedoch generell als ter-
tiär. Der erfolgreiche Abschluss der dritten Klasse einer 
fünfjährigen BHS-Form wird als Abschluss der Sekundar-
stufe gewertet.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Tertiärquote stieg seit 2004 stark an. Diese enthält 
jedoch auch BHS‑Abschlüsse, weshalb die langfristige Ent-
wicklung als tendenziell positiv bewertet wird. Die Ent-
wicklung seit 2016 zeigt einen leichten Anstieg. Da das 
nationale Ziel zudem bereits erreicht wurde und der Anteil 
über dem EU-Wert liegt, wird die kurzfristige Entwicklung 
ebenfalls als tendenziell positiv bewertet.“

Grafik 45 zeigt, dass 2018 40,7 % der 30- bis 34-Jährigen 
einen Tertiärabschluss aufweisen konnten. Zwar gibt es 
durch die neue Kategorisierung der Bildungsabschlüsse 
(ISCED 2011) einen Zeitreihenbruch, dennoch zeigt sich 
seit 2004 ein deutlicher Anstieg der Quote. 2015 ist die 
Tertiärquote im Vergleich zum Vorjahr etwas zurückge-
gangen (auf 38,7 %), um 2017 den bislang höchsten Stand 
(40,8 %) zu erreichen. Solche Schwankungen können auf-
grund der kleinen Personengruppe im Alter zwischen 30 
und 34 Jahren in der Stichprobe auf Stichprobeneffekte 
zurückzuführen sein und sollten daher mit Vorsicht inter-
pretiert werden. Auch die Veränderung zwischen 2017 
und 2018 um 0,1 %-Punkte ist statistisch unbedeutsam.

Durchaus interpretiert werden kann der langfristige Trend, 
der auf die Auswirkung der Umsetzung des Bologna-Pro-

zesses zurückzuführen sein dürfte. Durch die Einführung 
des Bachelors schließen mehr Personen ein Studium auch 
tatsächlich ab (und das früher) und die entsprechenden 
Absolventinnen und Absolventen rücken nun in die Alters-
gruppe 30+ vor.

Grafik 45 
Tertiärquote der 30- bis 34-Jährigen 

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat. - * Bil-
dungsabschlüsse bis 2013 gemäß ISCED 1997 + äquivalente Bildungs-
abschlüsse, ab 2014 gemäß ISCED 2011.

Betrachtet man die Tertiärquote der 30- bis 34-Jährigen 
nach Geschlecht, so zeigt Grafik 46, dass 2007 die jun-
gen Frauen die jungen Männer überholt haben. Dieser 
Trend setzt sich fort: 2018 lag die Differenz zwischen den 
Geschlechtern bei 7 %-Punkten zu Gunsten der Frauen.

Grafik 46 
Tertiärquote der 30-bis 34-Jährigen nach Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung. - Bildungsabschlüsse bis 2013 gemäß ISCED 1997 + äquivalente Bildungsabschlüsse, ab 2014 
gemäß ISCED 2011.
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3.4.2 
Schlüsselindikator frühzeitige Schul- 
und Ausbildungsabgängerinnen und 
-abgänger

Der Schlüsselindikator frühzeitige Schul- und Ausbil-
dungsabgängerinnen und -abgänger bezeichnet Per-
sonen zwischen 18 und 24 Jahren, die nur die untere 
Sekundarstufe (Sekundarstufe I) absolviert haben – 
eventuell ohne diese erfolgreich abzuschließen – und 
an keiner Aus- oder Weiterbildung teilnehmen.

Will man den Anteil der Personen mit höchstens Pflicht-
schulabschluss in der Bevölkerung langfristig senken, so 
gilt es, die Zahl der frühzeitigen Schul- und Ausbildungs-
abgängerinnen und -abgänger so gering wie möglich zu 
halten. Entsprechend wurde im Rahmen der Europa 2020 
Strategie das EU-Ziel formuliert, dass der Anteil der 18- 
bis 24-Jährigen, die über keinen Bildungsabschluss der 
Sekundarstufe II (Obere Sekundarstufe/Oberstufe) verfü-
gen und gleichzeitig an keiner Aus- oder Weiterbildung 
teilnehmen, maximal 10 % betragen darf.

Als nationales Ziel wurde hier eine Quote 
von 9,5 % vereinbart, die bereits im Jahr 2009 
unterschritten wurde. Auch mit der 2017 
beschlossenen Ausbildungspflicht bis 18 
Jahre sollte der Anteil der gering gebildeten 
jungen Erwachsenen weiter sinken. Sie gilt 
für Jugendliche bis 18 Jahre, die mit Ende 
des Schuljahres 2016/2017 bzw. danach ihre 
allgemeine Schulpflicht erfüllt haben und 
sich dauerhaft in Österreich aufhalten.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da die Quote der frühzeitigen Schulabgängerinnen und 
Schulabgänger vor allem seit 2007 stark sank und sich 
deutlich unter dem EU 2020-Zielwert für Österreich befin-
det, wird die langfristige Entwicklung als sehr positiv 
bewertet. Die kurzfristige Betrachtung seit 2016 fällt neut-
ral aus, da der Unterschreitung des Zielwertes ein Anstieg 
der Quote gegenübersteht.“

2018 waren in Österreich 7,3 % der jungen Erwachsenen 
zwischen 18 und 24 Jahren ohne Sekundarabschluss und 
befanden sich auch nicht in einer weiterführenden Aus-
bildung (Grafik 47). Gegenüber dem Vorjahr bedeutet 
das praktisch keine weitere Veränderung (2017: 7,4 %). 
EU-weit waren 2018 10,6 % der 18- bis 24-Jährigen früh-
zeitige Schul- und Ausbildungsabgänger/innen. Auch 
hier konnte der Anteil im Beobachtungszeitraum deut-

lich reduziert werden (2004: 16 %), im Vorjahresvergleich 
gibt es keine Veränderung. Daten bis 2013 beruhen auf 
der ISCED97, ab 2014 wird die ISCED 2011 zur definitori-
schen Abgrenzung von Sekundarstufe I und II verwendet.

Grafik 47 
Frühzeitige Schul- und Ausbildungsabgänger
innen und ‑abgänger, 18- bis 24-Jährige 

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.

Betrachtet man die Anzahl der frühzeitigen Schul- 
und Ausbildungsabgängerinnen und -abgänger nach 
Geschlecht, so zeigt sich in den letzten Jahren, dass weni-
ger junge Frauen als Männer die Schule ohne Sekundar-
abschluss verlassen (siehe Grafik 48): 2018 waren es 5,7 % 
der 18- bis 24-jährigen Frauen und 8,9 % der jungen Män-
ner. Langfristig sollte sich daher die Überrepräsentation 
der Frauen unter Personen mit höchstens Pflichtschul-
abschluss weiter verringern (unter der Annahme, dass 
dieser Effekt nicht durch geschlechtsspezifische Unter-
schiede in der Nutzung des zweiten Bildungswegs neu-
tralisiert wird).

Grafik 48 
Frühzeitige Schul- und Ausbildungsabgängerinnen 
und -abgänger, 18- bis 24-Jährige nach Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung.
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3.4.3 
Teilnahme an beruflicher und 
allgemeiner Weiterbildung

Dieser Indikator stellt den Anteil der Personen der Alters-
gruppe 25 bis 64 Jahre dar, die in den vier Wochen vor 
der Befragung an Weiterbildungsaktivitäten teilgenom-
men haben. Solche umfassen formale und nicht-for-
male Bildungs- und Trainingstätigkeiten.

Lebenslanges Lernen umfasst alle Aktivitäten, die im Laufe 
des Lebens (nach Abschluss der Anfangsausbildung) und 
aus einer persönlichen, sozialen oder beschäftigungs-
bezogenen Motivation heraus mit dem Ziel unternom-
men werden, die eigenen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Kompetenzen zu verbessern. Die Absicht etwas „Spe-
zifisches“ zu lernen unterscheidet diese Aktivitäten von 
Nicht-Lernaktivitäten wie kulturellen oder sportlichen 
Freizeitbeschäftigungen, die eher durch beiläufiges Ler-
nen gekennzeichnet sind.

Der strategische Rahmen für eine euro-
päische Kooperation zur allgemeinen und 
beruflichen Bildung formuliert als Zielmarke 
für das Jahr 2020, dass zumindest 15 % der 
Erwachsenen zwischen 25 und 64 Jahren an 
Aktivitäten, die unter „lebenslanges Lernen“ 
subsumiert werden können, teilnehmen.

Grafik 49 
Teilnahme an beruflicher und allgemeiner Weiterbil-
dung der 25- bis 64-Jährigen

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.

Seit 2004 stieg der Anteil der Personen der Altersgruppe 
25-64 Jahre, die an beruflichen oder allgemeinen Weiter-
bildungsaktivitäten teilnahmen, sowohl in Österreich als 
auch in der EU an (siehe Grafik 49). Der leichte Rückgang 
in Österreich zwischen 2017 (15,8 %) und 2018 (15,1 %) 
ist nicht überzuinterpretieren, es gilt die Entwicklung 
in den kommenden Jahren im Auge zu behalten. Auch 
2018 wurde das Ziel von 15 % überschritten: 15,1 % der 25- 
bis 64-Jährigen nahmen an Bildungsaktivitäten teil und 
somit knapp 4 %‑Punkte mehr als zu Beginn des Beob-
achtungszeitraumes. In der EU lag der Anteil bei 11,1 %, 
wobei hier insbesondere seit 2013 ein deutlicher Anstieg, 
teilweise allerdings bedingt durch Fragebogenänderun-
gen in einigen Ländern, zu verzeichnen ist.
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3.5 
Physische Unsicherheit

Sicherheit gilt als eine der zentralen Dimensionen von 
Lebensqualität z. B. auch bei Eurostat (vgl. Kesy at al 
2015). Gewaltprävention ist für eine stabile, sozial aus-
gewogene Gesellschaft unerlässlich und damit eine der 
Hauptaufgaben des Gesetzgebers. Sich unsicher zu füh-
len schränkt die Lebensqualität erheblich ein, ist Quelle 
für Sorgen und Ängste. Das Gefühl der Verletzbarkeit 
oder die Angst, Opfer von kriminellen Handlungen zu 
werden, können das persönliche Freiheitsempfinden 
drastisch beeinträchtigen. Die Themen Gewalt, persön-
liches Sicherheitsempfinden und Lebensqualität hän-
gen daher eng miteinander zusammen. 

Physische Unsicherheit bezieht sich auf sämtliche externe 
Faktoren, die die physische Integrität einer Person gefähr-
den. Verbrechen und Unfälle sind dabei nur die offen-
sichtlichsten Ausformungen. Gewalt und physische Unsi-
cherheit im Alltag betreffen hingegen deutlich mehr 
Menschen. Dabei ist sowohl der Aspekt des subjektiven 
Unsicherheitsempfindens als auch jener der objektiven 
Sicherheit bzw. Unsicherheit, wie sie etwa in der Krimi-
nalstatistik abgebildet wird, von Bedeutung. Die sub-
jektive Unsicherheit ist hier durch den Indikator „physi-
sches Unsicherheitsempfinden“ aus EU-SILC abgedeckt, 
die objektive Sicherheit wird mit der Tötungsrate aus der 
Todesursachenstatistik abgebildet. Diese beiden Indikato-
ren sind Beispiel dafür, dass subjektives Empfinden nicht 
immer automatisch an die objektiven Lebensbedingun-
gen geknüpft ist. So zeigen die Daten nicht unbedingt 
eine Parallelentwicklung des subjektiven Unsicherheits-
gefühls und der Kriminalitätsraten.

3.5.1 
Schlüsselindikator physisches 
Unsicherheitsempfinden

Physisches Unsicherheitsempfinden wird in EU-SILC 
durch die folgende Frage erfasst: „Haben Sie in Ihrer 
Wohngegend Probleme mit Kriminalität, Gewalt oder 
Vandalismus?“.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die längerfristige Entwicklung seit 2004 zeigt im Trend 
nur wenig Veränderung und wird daher neutral bewertet. 

Da seit 2016 ein deutlicher Rückgang festzustellen ist, wird 
die kurzfristige Veränderung als sehr positiv bewertet.“

9,7 % der Bevölkerung gaben 2018 an, in ihrer Wohn-
gegend Probleme durch Kriminalität, Gewalt oder Van-
dalismus zu haben, was einen leichten Rückgang um 
1,2 %-Punkte gegenüber dem Vorjahr darstellt (siehe 
Grafik 50). Auch wenn dies kurzfristig betrachtet keine 
signifikante Veränderung darstellt, ist der Trend seit 2014 
eindeutig abnehmend. Vergleicht man die Werte für 
Österreich mit den EU-Werten, so zeigt sich, dass sich 
Österreicherinnen und Österreicher in ihrer Wohngegend 
sicherer fühlen (und immer sicherer gefühlt haben) als 
EU-Bürgerinnen und EU-Bürger im Durchschnitt. 

Grafik 50 
Physisches Unsicherheitsempfinden der Bevölke-
rung 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Mit Verwaltungsdaten rück-
gerechnete Werte für 2008-2011.

Eine Betrachtung nach Haushaltseinkommen zeigt, dass 
sich Personen im obersten Einkommensquintil in ihrer 
Wohnumgebung tendenziell eher unsicherer fühlen (siehe 
Grafik 51). Während in der Quintilsgruppe mit dem nied-
rigsten Einkommen der Anteil der Personen, die Krimi-
nalität, Vandalismus und Gewalt in der Wohnumgebung 
wahrnehmen, für 2018 bei 8 % lag, wies das einkommens-
reichste Fünftel eine Betroffenheit von 11 % auf. Allerdings 
ist nicht unbedingt davon auszugehen, dass sich diese 
Haushalte tatsächlich in höherem Maße in von Krimina-
lität und Vandalismus belasteten Wohngegenden befin-
den, sondern sich die Einschätzung und Wahrnehmung 
der Wohnumgebung unterscheidet. Das Kriminalitäts-
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furcht-Paradoxon beschreibt, dass sich Personen eher vor 
Kriminalität fürchten, wenn sie selbst seltener von Krimi-
nalität betroffen sind. Die Furcht vor Kriminalität hängt 
also nicht mit der tatsächlichen Kriminalitätsbelastung 
(objektiviert etwa durch Kriminalstatistik) zusammen (vgl. 
Ziegleder et al. 2011, S. 27ff).

Grafik 51 
Physisches Unsicherheitsempfinden der Bevölkerung 
nach Einkommensquintilen (2018) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2018. - Einkommensquintile beziehen 
sich auf das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede 
Gruppe umfasst 20 % der Bevölkerung.

3.5.2 
Schlüsselindikator Tötungsrate

Der Schlüsselindikator umfasst die Kategorie „tätlicher 
Angriff“ nach den international standardisierten Codes 
X85 bis Y09 sowie Y87.1 und wird altersstandardisiert26 

berechnet. Das bedeutet, dass die kontinuierliche Alte-
rung der Bevölkerung bei der Berechnung des Indika-
tors berücksichtigt wurde.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da die Tötungsrate seit 2000 stark zurückging, wird die 
langfristige Entwicklung als sehr positiv bewertet. Von 

26	 Die standardisierte Rate gibt an, wie viele Sterbefälle aufgrund der jeweils herrschenden Sterblichkeitsverhältnisse auf 100.000 Lebende ent-
fallen wären, wenn der Altersaufbau der nationalen Bevölkerung (gleichen Geschlechts) in der betreffenden Berichtsperiode dem der gewähl-
ten Standardbevölkerung entsprochen hätte. Der vergleichsstörende Einfluss der Besonderheiten des jeweiligen nationalen Altersaufbaues 
ist dadurch ausgeschaltet. Als Standardbevölkerung wurde die Europa-Standardbevölkerung von Eurostat verwendet.

2016 auf 2018 wurde dagegen ein Anstieg verzeichnet, 
trotzdem liegen die Werte unter dem EU-Durschnitt (0,62 
für 2016), weshalb die kurzfristige Entwicklung als neut-
ral eingestuft wird.“

Die schlimmste Form der physischen Unsicherheit ist die 
objektive Gefahr, durch Mord, Totschlag oder vorsätzli-
che Verletzung zu Tode zu kommen. Die Daten aus der 
Todesursachenstatistik, die bei ihrer Berechnung der 
„Mordrate“ (Totschläge und Verletzung mit Todesfolgen 
eingeschlossen) die kontinuierliche Alterung der Bevöl-
kerung bei der Berechnung des Indikators berücksich-
tigt, zeigen, dass dieses Risiko seit 2000 in Österreich 
kontinuierlich gesunken ist (siehe Grafik 52). Während 
Anfang der 2000er Jahre noch durchschnittlich eine von 
100.000 Personen durch Mord, Totschlag und vorsätzlich 
zugefügte Verletzungen zu Tode kam, waren es 2018 auf 
100.000 Personen nur noch 0,57 vorsätzlich Getötete 
(2014 sogar nur 0,4).

Grafik 52 
Todesfälle aufgrund von Mord, Totschlag und 
Verletzungen mit Todesfolgen 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Todesursachenstatistik.

Hier ist auf die – auch im EU-Vergleich – bereits sehr nied-
rigen Werte hinzuweisen, die Schwankungen der einzel-
nen Jahre sind daher nicht überzubewerten.
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3.6 
Qualität der gesellschaftlichen Organisation

Das institutionelle Gefüge eines Landes, die Rechtsstaat-
lichkeit und die Wahrnehmung der Menschen über das 
Funktionieren der Institutionen wie auch ihrer eigene Ein-
geflochtenheit in die Gesellschaft bestimmt die Lebens-
qualität wesentlich mit. Das Vertrauen der Bürgerinnen 
und Bürger in die öffentlichen Institutionen, ebenso 
wie die politische und zivile Teilhabe, fördert das gesell-
schaftliche Zusammenleben und die soziale Kohäsion. 

Das reibungsfreie Funktionieren des sozio-institutionel-
len Gefüges ermöglicht somit auch eine größere Effizi-
enz und Effektivität der öffentlichen Politik. Dies steht 
in einem direkten Zusammenhang mit der Stellung des 
Individuums in der Gesellschaft, seinen interpersonalen 
Verbindungen, sozialen Netzen und schließlich mit der 
Lebensqualität. Das institutionelle und interpersonale 
Vertrauen wird durch den transparenten Austausch mit 
öffentlichen und privaten Einrichtungen des politischen, 
sozialen und ökonomischen Lebens gestärkt.

Vertrauen steht und fällt mit der organisato-
rischen und inhaltlichen Fähigkeit der Institu-
tionen, auf die Bedürfnisse der Bevölkerung 
zu reagieren. Intransparenz und Korruption 
kann das Vertrauen in die Möglichkeit, eine 
gleichberechtigte Gesellschaft zu realisieren, 
dramatisch erschüttern.

3.6.1 
Schlüsselindikator Vertrauen in das 
politische System

Nach 2008 und 2009 enthielt zuletzt das EU-SILC Son-
dermodul 2013 eine Frage zum Vertrauen in das poli-
tische System, das hier als Schlüsselindikator herange-
zogen wird. Aufgrund unterschiedlicher Antwortskalen 
und Fragewortlaute sind die Jahre 2008/09 und 2013 
jedoch nicht vergleichbar. Das entsprechende Item lau-
tete 2013: „Ich nenne Ihnen nun einige Institutionen. 
Bitte sagen Sie mir zu jeder, wie sehr Sie ihr persönlich 
vertrauen. Antworten Sie bitte wieder auf einer Skala 
von 0 bis 10, hier steht 0 für „vertraue gar nicht‘‘ und 
10 für „vertraue voll und ganz“. Wie sehr vertrauen 
Sie persönlich dem politischen System in Österreich?“

Bei der Bewertung des Vertrauens in das politische System 
dominieren niedrige und mittlere Ausprägungen. 20,6 % 
gaben ein hohes Vertrauen in das politische System an 
(Werte von 7-10), 35,1 % wählten Werte zwischen 5 und 
6 und 44,2 % hatten nur geringes Vertrauen. Ein Viertel 
entschied sich für die mittlere Ausprägung 5. 

Allerdings gaben auch 12 % an, überhaupt kein Vertrauen 
in das politische System zu haben (Ausprägung 0) und nur 
2 % vertrauten dem politischen System hierzulande voll 
und ganz (Ausprägung 10). Der Durchschnittswert lag in 
Österreich bei 4,4 (von 10), in der EU-28 lag dieser mit 3,5 
noch deutlich darunter (siehe Grafik 53). 

Es ist anzunehmen, dass die Antwortverteilung bei den 
Fragen zum Vertrauen deswegen so stark von der Ver-
teilung bei den Zufriedenheitsfragen abweicht, da hier 
im Gegensatz zur Zufriedenheit, die das Individuum von 
innen her erlebt, das Objekt der Bewertung extern ist, 
d. h. außerhalb des Individuums liegt.

Grafik 53 
Vertrauen in das politische System der Bevölke-
rung ab 16 Jahren auf einer Skala von 0-10 (2013) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2013, Modul Wohlbefinden; Eurostat.

In der durchschnittlichen Beurteilung des politischen 
Systems zeigen sich zwischen den verschiedenen Ein-
kommensgruppen geringe Unterschiede (Grafik 54). So 
lag das mittlere Vertrauen in das politische System im 
untersten Einkommensquintil bei einem Mittelwert von 
4,2, während sich im obersten Einkommensquintil ein 
Mittelwert von 4,6 ergab.

Gering (0-4)
44,2%

Mittel (5-6)
35,1%

Hoch (7-10)
20,6%

4,4 /103,5 /10
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Grafik 54 
Vertrauen in das politische System der Bevölkerung 
ab 16 Jahren nach Einkommensquintilen (2013)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2013, Modul Wohlbefinden. - EK-Quin-
tile beziehen sich auf das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen 
pro Jahr. Jede Gruppe umfasst 20 % der Bevölkerung.

3.6.2 
Vertrauen in öffentliche Institutionen

Über das Vertrauen in das politische System hinaus, 
wurde im EU-SILC Sondermodul 2013 auch das Ver-
trauen in einzelne Institutionen erhoben. Grafik 55 zeigt, 
dass Menschen in Österreich der Polizei in einem deut-
lich höherem Maße vertrauen (Mittelwert 7,2) als bei-
spielsweise den Medien (4,8). Zwischen diesen beiden 
liegt das Vertrauen in das Rechtssystem (6) und in die 
Gemeinde- und Bezirksbehörden (6,6).

Grafik 55 
Vertrauen in öffentliche Institutionen der Bevölke-
rung ab 16 Jahren (2013)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2013, Modul Wohlbefinden.

3.6.3 
Vertrauen in andere

Vertrauen ist ein Kernelement der Beziehungen von 
Individuum und ihrer sozialen Interaktionen. Es lei-
tet sich aus der Erwartung ab, die jemand gegenüber 
einem „anderen“ hat. Diese Erwartung ist wiederum 
eine Funktion des Ausmaßes, in dem Vertrauen in der 
persönlichen Historie früherer sozialer Interaktionen 
eines Individuums honoriert wurde, und hat starke Aus-
wirkungen auf viele Lebensaspekte (siehe z. B. Lewicki 
und Tomlinson 2003).

Das Vertrauen in andere zu messen, trägt dazu bei zu 
zeigen, wie Menschen gegenüber ihrer unmittelbaren 
Gemeinschaft aber auch gegenüber der Gesellschaft ins-
gesamt eingestellt sind. Es kann insofern zur hier disku-
tierten Dimension gezählt werden, als Vertrauen in seine 
Mitmenschen einen konstitutiver Bestandteil funktionie-
render Gesellschaften und effizienter staatlicher Orga-
nisation darstellt. Die Bedeutung von Vertrauen für die 
gesellschaftliche Qualität wurde u. a. von Ward und Meyer 
(2009) näher untersucht.

Grafik 56 
Vertrauen in andere der Bevölkerung ab 16 auf einer 
Skala von 0-10 (2018)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2018, Modul Wohlbefinden.

Die im EU-SILC Sondermodul 2018 gestellte Frage nach 
dem Vertrauen in andere bezieht sich nicht auf eine spezifi-
sche Personengruppe. Die Respondentinnen und Respon-
denten wurden hier aufgefordert, auf einer Skala von 0 
„vertraue überhaupt nicht“ bis 10 „vertraue vollkommen“ 
das Vertrauen in andere zu bewerten. 43,7 % hatten ein 
hohes Vertrauen in andere (Werte 7-10), 37,8 % berichte-
ten mittlere Vertrauenswerte (5-6) und 18,5 % vertrauten 
anderen nur sehr wenig und wählten Werte zwischen 0 
und 4 (siehe Grafik 56). Der Durchschnittswert lag bei 5,9.

Zuletzt wurde eine Frage zum Vertrauen in andere im 
Modul zu Wohlbefinden im Jahr 2013 gestellt. Sie erbrachte 

0

2

4

6

8

 

Unterstes 
EK-Quintil

2. EK-
Quintil

3. EK-
Quintil

4. EK-
Quintil

Oberstes
EK-Quintil

4,2 4,3 4,3 4,6 4,6

Skala 
0 "vertraue gar nicht" - 

10 "vertraue voll und ganz"

D
ur

ch
sc

hn
itt

sw
er

t d
er

 B
ev

öl
ke

ru
ng

 
ab

 1
6 

Ja
hr

en

0

2

4

6

8

10

 

Medien Rechts-
system in 
Österreich

Gemeinde- 
und 

Bezirks-
behörden

Polizei

4,8

6,0
6,6

7,2

D
ur

ch
sc

hn
itt

sw
er

t d
er

 B
ev

öl
ke

ru
ng

 
ab

 1
6 

Ja
hr

en

Skala 0 "vertraue gar nicht" - 
10 "vertraue voll und ganz"

Vertrauen in ...

Gering (0-4)
18,5%

Mittel (5-6)
37,8%

Hoch (7-10)
43,7% 5,9 /10



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

107

– bei gleichem Durchschnittswert (5,9) – eine andere 
Besetzung der Kategorien hohen und mittleren Vertrau-
ens: 25,5 % hatten ein hohes Vertrauen in andere (Werte 
7-10), 53,4 % mittlere Vertrauenswerte (5-6) und 21,1 % ver-
trauten anderen nur sehr wenig (0-4). In jenem früheren 
Modul war diese Frage auch eingebettet in eine Itembat-
terie anderer Vertrauensfragen (siehe oben), die sich mög-
licherweise gegenseitig beeinflusst haben, wohingegen 
2018 nur Vertrauen in andere von Eurostat als Zielvaria-

ble definiert war. Deswegen ist anzunehmen, dass 2013 
und 2018 trotz gleicher Frageformulierung vom Ergebnis 
her nicht direkt vergleichbar sind. 2013 zeigte ein höhe-
res Vertrauen in andere als in das politische System oder 
die Medien, jedoch weniger als in das Rechtssystem oder 
die Polizei. Der EU-28 Vergleichswert ist ebenfalls vorerst 
nur für 2013 verfügbar: Der Durchschnittswert des Ver-
trauens in andere betrug 5,8 (von 10).
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3.7 
Wohnen

27	 Eurostat veröffentlicht neben einer neunstufigen Gliederung der Dimensionen der Lebensqualität, in der Wohnen und die materiellen Lebens-
bedingungen zusammengefasst sind, auch eine elfstufige Gliederung, in der Wohnen zusätzlich zur natürlichen Wohnumgebung eine eigene 
Dimension darstellt.

Die Wohnqualität ist ein sehr wesentlicher Teil der 
materiellen Lebensbedingungen und wird hier daher 
getrennt betrachtet.27 An der Dimension „Wohnen“ wird 
deutlich, wie stark die drei Bereiche materieller Wohl-
stand, Lebensqualität und Umwelt ineinander greifen: 
Wie Menschen wohnen, hängt in starkem Umfang von 
ihren materiellen Ressourcen ab. Gleichzeitig beeinflus-
sen Umweltbedingungen in der Wohnumgebung die 
Lebensqualität. In der Dimension Wohnen finden sich 
sowohl Indikatoren zur Qualität und Kosten der Woh-
nung als auch zur natürlichen Wohnumgebung.

Um die besondere Bedeutung des Wohnens für den 
Bereich Lebensqualität in WgÖ? sichtbar zu machen, wird 
als Schlüsselindikator die „Belastung durch hohe Wohn-
kosten“ herangezogen. Ergänzt wird diese Schlüsselva-
riable um Zusatzinformationen zur Umweltbelastung in 
der Wohnumgebung und zum Wohnstandard.

3.7.1 
Schlüsselindikator 
Wohnkostenüberbelastung

Der Schlüsselindikator Wohnkostenüberbelastung, wie 
er auch für die nationalen Eingliederungsindikatoren 
verwendet wird, beschreibt den Anteil der Bevölkerung, 
deren Wohnungsaufwand 40 % des Haushaltseinkom-
mens übersteigt. Als Wohnungsaufwand zählen dabei 
alle Ausgaben für Miete, Betriebskosten, Heizung, Ener-
gie und Instandhaltung sowie Zinszahlungen für Kredite 
zur Schaffung oder Sanierung von Wohnraum, wobei 
Wohn- und Mietbeihilfen sowohl vom Wohnungsauf-
wand wie auch dem Haushaltseinkommen abgezo-
gen werden.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf der Wohnkostenüberbelastung 
zeigt einen Anstieg und ist daher tendenziell negativ zu 
sehen. Die kurzfristige Betrachtung fällt neutral aus, da 
sich der Anteil der betroffenen Bevölkerung zwischen 2016 
und 2018 kaum verändert hat.“

Dass sich das Thema Wohnen nicht nur von der Seite 
der Wohnbedingungen sondern auch von der Seite der 
Wohnkosten betrachten lässt, kommt auch in der Forde-
rung „bezahlbaren Wohnraums“ in Goal 11.1 der Nach-
haltigkeitsziele der UN Agenda 2030 (SDGs) zum Tragen. 
Gerade in großen Städten sind die Mietkosten teilweise 
so hoch, dass sie selbst bei bescheidenen Wohnbedürfnis-
sen einen beachtlichen Teil des Einkommens in Anspruch 
nehmen und somit anderweitige Konsummöglichkeiten 
oder das Sparen stark einschränken.

Grafik 57 zeigt, dass sich der Anteil der Personen mit Wohn-
kostenüberlastung seit 2008 leicht erhöht hat, wobei der 
Anstieg über die Jahre hinweg nicht graduell erfolgt. 2008 
waren 6,1 % der Bevölkerung von einer Wohnkostenüber-
belastung betroffen. Seit 2012 scheint sich der Anteil bei 
rund 7 % einzupendeln. 2018 hatten 6,8 % der Bevölke-
rung Wohnkostenüberbelastung. Wie Detailanalysen zu 
den Wohnkosten zeigen, sind es vor allem Mieterinnen 
und Mieter in Wohnungen des privaten Sektors und in 
Wien sowie anderen großen Städten, die durch ihre Wohn-
kosten im Verhältnis zum Haushaltseinkommen überbe-
lastet sind (vgl. Zucha et al. 2019, S.48f.).

Grafik 57 
Wohnkostenüberbelastung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC. - Die Daten der Periode 2008-2011 
können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 2014 
eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für EU-SILC verwendbaren 
Verwaltungsdaten vorgenommen wurde.
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Betrachtet man die Wohnkostenüberbelastung in den ver-
schiedenen Einkommensklassen des äquivalisierten Net-
to-Haushaltseinkommens (Grafik 58) so zeigt sich erwar-
tungsgemäß, dass im untersten Einkommensquintil die 
Belastungswahrscheinlichkeit am höchsten ist. 28 % der 
Bevölkerungsgruppe mit dem niedrigsten äquivalisierten 
Netto-Haushaltseinkommen waren 2018 von einer Wohn-
kostenüberbelastung betroffen. Aus der Grafik wird auch 
ersichtlich, dass die Wohnkostenüberbelastung fast aus-
schließlich diese Einkommensgruppe betrifft.

Grafik 58 
Wohnkostenüberbelastung nach Einkommensquinti-
len (2018)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2018. - EK-Quintile beziehen sich auf 
das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede Gruppe 
umfasst 20 % der Bevölkerung.

3.7.2 
Sehr schlechter Wohnstandard

Von sehr schlechtem Wohnstandard wird gesprochen, 
wenn zwei der folgenden vier Merkmale zutreffen: (1) 
kein Badezimmer in der Wohnung (2) keine Toilette in 
der Wohnung (3) Probleme durch feuchte Wände oder 
Fußböden, Fäulnis in Fensterrahmen oder Fußböden, 
undichtes Dach (4) Probleme durch dunkle Räume.

Die UN schlägt bezüglich des Ziels 11.1 der Agenda 2030 
„Bis 2030 den Zugang zu angemessenem, sicherem und 
bezahlbarem Wohnraum und zur Grundversorgung für 
alle sicherstellen und Slums sanieren“ den folgenden 
Indikator vor: „Proportion of urban population living in 
slums, informal settlements or inadequate housing“. Der 
von Statistik Austria verwendete Indikator „sehr schlech-
ter Wohnstandard“ wird auch für die nationalen Einglie-
derungsindikatoren herangezogen.

Grafik 59 zeigt, dass 2018 2,2 % der österreichischen 
Gesamtbevölkerung in Wohnungen mit einem sehr 
schlechten Wohnstandard lebten. Der Anteil ist seit 2008 
gesunken. Nach einem Rückgang bis 2014 stieg er 2015 und 
2016 wieder und sank zuletzt zwei Jahre in Folge. Schwan-
kungen dieser Größenordnung können hier jedoch auch 
auf Stichprobeneffekte zurückzuführen sein, der länger-
fristige Trend zeigt sich aber eindeutig abnehmend.

Grafik 59 
Sehr schlechter Wohnstandard

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC. - Mit Verwaltungsdaten rückgerech-
nete Werte für 2008-2011.

3.7.3 
Subjektive Umweltbelastung in der 
Wohnumgebung

Probleme wie Abgase, Ruß oder sonstige Luftverschmut-
zungen, aber auch die Belastung durch Lärm (von Nach-
barn oder Verkehr), können eine Reihe von Schäden 
nach sich ziehen und sich negativ auf die physische 
und psychische Gesundheit auswirken. Operationali-
siert wird diese Dimension über den Indikator „subjek-
tive Umweltbelastung in der Wohnumgebung“.

Der Indikator bezieht sich auf die beiden EU-SILC-Fragen: 
„Haben Sie in Ihrer Wohngegend Probleme mit Luft- oder 
Wasserverschmutzung, Ruß oder anderen Umweltproble-
men wie Rauch, Staub oder Gestank?“ und „Haben Sie in 
Ihrer Wohngegend Probleme mit Lärmbelästigung durch 
Nachbarn oder von der Straße (durch Verkehr, Gewerbe- 
oder Industriebetriebe)?“. Antwortet die Auskunftsperson 
für den Haushalt zumindest auf eine der beiden Fragen 
mit „ja“, so wird für alle Haushaltsmitglieder Umweltbe-
lastung in der Wohnumgebung angenommen.

Grafik 60 zeigt, dass 2018 21,4 % aller Personen Umwelt-
belastungen in der Wohnumgebung wie Lärm oder Luft-
verschmutzung wahrnahmen. Dieser Wert bewegt sich 
damit auf dem Niveau der Vorjahre.
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Grafik 60 
Subjektive Umweltbelastung in der Wohnumgebung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC. - Mit Verwaltungsdaten rückgerech-
nete Werte für 2008-2011.

Die Belastung ging dabei, wie ebenfalls aus Grafik 60 
ersichtlich, zu einem Großteil auf Lärm zurück: 2018 waren 
17,5 % der Wohnbevölkerung durch Lärm von Nachbarn 
oder der Straße belastet. Im Vergleich zu den Vorjahren 
ist dieser Anteil ebenfalls relativ konstant geblieben. Luft 
und Wasserverschmutzung sowie Ruß führten 2018 bei 
9,3 % zu Belastungen.

Bei der Interpretation der Schwankungen zwischen den 
Jahren ist freilich Vorsicht geboten. Wetterbedingt und je 
nach Befragungszeitpunkt können subjektive Einschät-
zungen zu Umweltbedingungen sehr unterschiedlich 
ausfallen. So ist die Lärmbelastung durch Verkehr in den 
Sommermonaten beispielsweise wesentlich geringer, als 
in der Hauptarbeitszeit. Lange Winter wiederum führen 
zu einer stärkeren Feinstaubbelastung und besonders zu 
vermehrter Berichterstattung in den Medien, was wiede-
rum die Wahrnehmung beeinflussen kann. Deswegen 
können keine Rückschlüsse gezogen werden, ob sich 
die Situation auch tatsächlich objektiv verbessert hat. 
Einen Hinweis gibt die objektiv gemessene Staubbelas-
tung (Feinstaub), die in Kapitel 4.3.2 im Bereich Umwelt 
diskutiert wird.
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3.8 
Subjektives Wohlbefinden

28	 Eurostat: Quality of life

Das subjektive Wohlbefinden bildet eine Klammer 
über alle Lebensbereiche. Es umfasst eine große Band-
breite verschiedener Aspekte, die von der reflektierten 
Bewertung des eigenen Lebens über die Gefühls- und 
Emotionszustände einer Person bis hin zu Fragestel-
lungen nach dem Lebenssinn reichen. Wie subjektives 
Wohlbefinden gemessen werden kann, wird mittler-
weile auch in der offiziellen Statistik intensiv disku-
tiert. Die OECD (2013b) veröffentlichte Leitlinien zur 
Messung subjektiven Wohlbefindens um eine diesbe-
züglich größere Konsistenz in den offiziellen Statisti-
ken zu erreichen.

Eurostat (2014b)28 fasst die Bedeutung dieser neuen Daten 
wie folgt zusammen: „Das BIP und mehr, die Empfehlun-
gen der SSF-Kommission, die Sponsorship-Group zur Mes-
sung des Fortschritts und das Sofia-Memorandum betonen 
sämtlich die Bedeutung der Erhebung qualitativ hochwer-
tiger Daten über die Lebensqualität und das Wohlbefinden 
der Menschen und die zentrale Rolle von Statistiken über Ein-
kommen und Lebensbedingungen (SILC) im Rahmen dieser 
verbesserten Messung. Die Erhebung von Mikrodaten im 
Zusammenhang mit dem Wohlbefinden ist daher ein vor-
rangiges Ziel. Im Mai 2010 unterstützten sowohl die Arbeits-
gruppe Lebensbedingungen als auch die Indikatoren-Unter-
gruppe des Ausschusses für Sozialschutz den Vorschlag von 
Eurostat zur Erhebung von Mikrodaten zum Wohlbefinden 
im Rahmen des Moduls der SILC 2013, um dieser Forderung 
gerecht zu werden.“

Im Rahmen von EU-SILC 2013 wurde erstmals und dann 
wieder 2018 EU-weit ein Sondermodul zur Erhebung des 
subjektiven Wohlbefindens umgesetzt. Es enthält eine 
Reihe subjektiver Fragen zu den verschiedenen Aspekten 
des Wohlbefindens (Zufriedenheitsfragen, Stimmungsfra-
gen etc.). In der österreichischen Erhebung zu EU-SILC wer-
den bereits seit 2004 Fragen zur Lebensqualität gestellt. 
Die Daten werden jedoch hier erst ab 2013 gezeigt, da 
sie ab diesem Zeitraum vergleichbar erhoben wurden.

Der WgÖ?-Schlüsselindikator zu dieser Di-
mension ist die „Gesamte Lebenszufrieden-
heit“. Er liefert einen Hinweis darauf, inwie-
weit die Erwartungen und Bedürfnisse der 
Menschen in Österreich erfüllt werden.

Flankiert wird dieser Indikator von Indikatoren zur Zufrie-
denheit mit verschiedenen Lebensbereichen, die teilweise 
regelmäßig in der österreichischen Erhebung zu EU-SILC 
erhoben werden und teilweise unregelmäßig 2013, 2015 
bzw. 2018 in Modulen erhoben wurden. Daten zur Frei-
zeit aus der Zeitverwendungserhebung ergänzen diese 
Indikatoren.

3.8.1 
Schlüsselindikator Gesamte 
Lebenszufriedenheit

Der Indikator Lebenszufriedenheit misst, wie eine Per-
son ihr Leben als Gesamtes bewertet. Der Begriff „Leben“ 
umfasst somit sämtliche Lebensbereiche dieser Person 
zu einem bestimmten Zeitpunkt. Es wird daher nicht 
angestrebt, den emotionalen Zustand der Auskunfts-
person abzufragen, sondern ein reflektiertes und brei-
tes Urteil über den Grad ihrer allgemeinen Zufrieden-
heit mit diesem Leben zu erhalten.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der Mittelwert der Jahre 2016 bis 2018 zeigt einen gerin-
gen Anstieg der allgemeinen Lebenszufriedenheit, wäh-
rend der Anteil der sehr unzufriedenen Personen zwischen 
2016 und 2018 erkennbar zurückgeht. Die kurzfristige Ent-
wicklung wird daher als tendenziell positiv bewertet. Eine 
langfristige Bewertung erfolgt erst, wenn Daten für min-
destens 10 Jahre vorhanden sind.“

EU-SILC stellt die entsprechende Frage seit 2013 mit 11-stu-
figer Antwortskala. Die Frage lautet: Ich möchte Ihnen 
nun einige Fragen zu Ihrem Wohlbefinden und Ihrer 
Zufriedenheit mit verschiedenen Lebensbereichen stel-
len. Zunächst aber ganz allgemein gefragt: „Wie zufrie-
den sind Sie mit Ihrem Leben insgesamt? Bitte antworten 
Sie auf einer Skala von 0 bis 10, wobei 0 für „überhaupt 
nicht zufrieden‘‘ und 10 für „vollkommen zufrieden‘‘ steht.“

2018 lag die mittlere Zufriedenheit bei 8,0 von 10 Punk-
ten und damit leicht höher als in den Vorjahren (siehe 

KF 	

https://ec.europa.eu/eurostat/web/gdp-and-beyond/quality-of-life
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wohlstand_und_fortschritt/initiativen_zur_fortschrittsmessung/gdp_and_beyond/index.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wohlstand_und_fortschritt/initiativen_zur_fortschrittsmessung/stiglitz_sen_fitoussi/index.html
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/42577/43503/SpG-Final-report-Progress-wellbeing-and-sustainable-deve
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/42577/43503/SpG-Final-report-Progress-wellbeing-and-sustainable-deve
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/8131721/8131772/Sofia-memorandum-final.pdf
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Grafik 61). Wenngleich dieser Unterschied in der mittleren 
Lebenszufriedenheit nur sehr geringfügig ist und nicht 
überinterpretiert werden darf, deutet der um 2 %-Punkte 
gestiegene Anteil der Personen mit hoher Zufriedenheit 
(Werte 9 oder 10) ebenfalls in eine positive Richtung. 
Der Anteil der Personen mit einer geringen Zufrieden-
heit (fünf oder weniger) liegt mit 9,8 % auf dem gerings-
ten Niveau seit 2013. Während die Gruppe der mittel und 
hoch Zufriedenen auch Personen umfasst, die schwierige 
Lebensumstände haben, aber aus verschiedenen Grün-
den trotzdem angeben, dass sie zufrieden sind (siehe dazu 
Ponocny et al. 2015), ist bei der unzufriedenen Gruppe 
tatsächlich davon auszugeben, dass die meisten Perso-
nen objektiv belastet sind.

Grafik 61 
Allgemeine Lebenszufriedenheit auf einer Skala 
von 0-10

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC.

Vergleicht man die österreichischen Daten mit den 
EU-28-Werten von 2013, so liegt der Mittelwert für Öster-
reich (7,8) über dem EU-Wert von 7,1.29 Besonders deutlich 
ist der Abstand beim Anteil der sehr Zufriedenen: wäh-
rend in Österreich 2013 37,8 % in diese Kategorie fallen, 
sind es im EU-28-Durchschnitt nur 21,7 %.

Hinsichtlich des Geschlechts zeigen sich bei der allgemei-
nen Lebenszufriedenheit nur geringe Unterschiede: Was 
den Mittelwert betrifft liegen 2018 Frauen und Männer 
gleich (beide: 8,0), der Anteil der hoch Zufriedenen bei den 
Frauen übertrifft mit 41,1 % jenen der Männern (38,2 %).

Grafik 62 zeigt, dass die Lebenszufriedenheit umso höher 
ist, je höher das Einkommensquintil ist, dem eine Person 
zugerechnet wird. Im obersten Einkommensfünftel, d. h. 
bei den 20 % der Bevölkerung mit den höchsten Haus-

29	 Daten zur allgemeinen Lebenszufriedenheit sind für die EU nur für 2013 verfügbar.

haltseinkommen, lag die mittlere Lebenszufriedenheit 
bei 8,5 Skalenpunkten von 10, während die unterste Ein-
kommensgruppe 2018 eine mittlere Lebenszufriedenheit 
von 7,4 von 10 aufwies.

Grafik 62 
Allgemeine Lebenszufriedenheit nach Einkommens-
quintilen (2018)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2018. - EK-Quintile beziehen sich auf 
das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede Gruppe 
umfasst 20 % der Bevölkerung.

3.8.2 
Zufriedenheit mit verschiedenen 
Lebensbereichen

Zufriedenheiten mit verschiedenen Lebensbereichen 
wie Einkommen, Wohnumgebung und soziale Beziehun-
gen ermöglichen Aufschlüsse darüber, wie bestimmte 
objektive Lebensbedingungen subjektiv erfahren wer-
den, geben aber – wie bei den persönlichen Beziehun-
gen – auch Auskunft über Lebensbereiche, die sich gar 
nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
objektiv erfassen lassen.

Im nationalen Fragenteil zu EU-SILC finden sich jährlich 
Fragen zur Arbeitszufriedenheit, zur Zufriedenheit mit 
der finanziellen Situation des Haushaltes und zur Zufrie-
denheit mit der Wohnsituation. Darüber hinaus wurden 
2013 und 2018 im Modul zur Lebensqualität einige wei-
tere Fragen zur Zufriedenheit gestellt, unter anderem 
zur Zufriedenheit mit der Zeit für gerne gemachte Dinge. 
Die Frage „Wie zufrieden sind Sie mit Ihren persönlichen 
Beziehungen, z. B. zu Familie, Freunden, Kollegen, Kolle-
ginnen?“ wurde sowohl 2013 und 2018 wie auch 2015 im 
Sondermodul „Soziale und kulturelle Teilhabe“ gestellt. 
In Grafik 63 finden sich die Werte von 2018.
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Grafik 63 
Zufriedenheit mit verschiedenen Lebensbereichen (2018)

Q: Statistik Austria, EU-SILC 2018.

Wie Grafik 63 zeigt, ist die Zufriedenheit mit den persön-
lichen Beziehungen am höchsten. 59,5 % der Personen 
wählten hier auf der 11-stufigen Skala zwischen 0 und 
10 den Wert 9 oder 10, der Mittelwert lag bei 8,6. Auch 
mit ihrer Wohnumgebung sind die Menschen in Öster-
reich mehrheitlich sehr zufrieden, 54,6 % wählten hier 9 
oder 10. Bezüglich der Arbeitszufriedenheit, bei der sich 
ebenfalls hohe Werte finden (39,4 % sind sehr zufrieden), 
muss berücksichtigt werden, dass nur Personen befragt 
wurden, die auch wirklich erwerbstätig waren, also eine 
Personengruppe, der es vergleichsweise gut geht. Den 
höchsten Anteil gering Zufriedener findet man bei der 
Zeit für gerne gemachte Dinge, hier gaben 22,4 % einen 
Wert von 5 oder geringer an. Der Mittelwert lag bei 7,3. 
Eine ebenso relativ zu den anderen Dimensionen niedrige 
durchschnittliche Zufriedenheit findet sich mit 7,3 auch 
bei der finanziellen Situation des Haushalts. 19,7 % führ-
ten zudem eine geringe Zufriedenheit für diesen Aspekt 
an. Auch der Anteil an Personen mit einer hohen Zufrie-
denheit mit der finanziellen Situation des Haushaltes fällt 
mit 29,2 % am geringsten aus.

3.8.3 
Freizeitaktivitäten

Das objektive Gegenstück zur Zufriedenheit mit der Zeit 
für gerne gemachte Dinge stellt die verfügbare Zeit für 
Freizeitaktivitäten dar. Die diesbezüglich letztverfüg-
baren Daten stammen aus der Zeitverwendungserhe-
bung 2008/2009.

In der Zeitverwendungserhebung werden für 2008/09 
die folgenden Tätigkeiten als Freizeitaktivitäten gewer-
tet: Kulturelle Aktivitäten; Unterhaltung, öffentliche Fest-

veranstaltungen; Ausflug; Spazierengehen; Wandern, 
Laufen; Radfahren (als Sport); Sonstige sportliche Betäti-
gung; Fitness, Gymnastik; Jagen, Fischen, Sammeln in der 
Natur; Hobbys; Musizieren; Beschäftigung mit dem Com-
puter, technische Hobbys; Spiele; Computerspiele; Zeitun-
gen, Zeitschriften lesen; Bücher lesen; Sonstiges Lesen; 
Fernsehen (inkl. DVDs & Videos); Musik hören; Informati-
onsbeschaffung mittels Computer; Wege – Kultur; Wege 
– Sport; Wege – Hobbys; Wege – Mediennutzung. Nichts-
tun wird jedoch nicht zur Freizeit gezählt. Da es gemein-
sam mit dem Nickerchen abgefragt wird, werden diese 
in der Zeitverwendungserhebung der Kategorie „Schlaf“ 
zugeordnet. Unter Freizeitaktivitäten fallen hier also nur 
aktive Tätigkeiten.

Grafik 64 
Freizeitaktivitäten der Bevölkerung ab 19 Jahren 
nach Geschlecht (2008/09)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Zeitverwendungserhebung 2008/09.
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Grafik 64 zeigt, dass Personen ab 19 Jahren im Durchschnitt 
pro Tag (inklusive Wochenende) 3 Stunden und 40 Minu-
ten Zeit zur freien Verfügung hatten. Frauen hatten mit 
3 Stunden 23 Minuten über eine halbe Stunde weniger 
Freizeit als Männer (3h58). Dies dürfte vor allem damit zu 
tun haben, dass Frauen nach wie vor mehr Zeit mit Haus-

halt, Kinderbetreuung und Freiwilligenarbeit verbringen 
(Frauen 4h53; Männer 2h 41). Gegenüber 1981, als Frauen 
im Durchschnitt knapp 5 ½ Stunden für diese Tätigkeiten 
aufwendeten und Männer nur 1 ½ Stunden, deuten diese 
Zahlen auf eine allmähliche Angleichung hin.
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4 
Umwelt

Dimension Verkehr 
weiter kritisch

Energetischer Endverbrauch, Lkw-Transport
leistung und Treibhausgasemissionen 

stiegen zuletzt deutlich an

Zunehmende 
THG‑Emissionen

Treibhausgasemissionen stiegen das 
3. Jahr in Folge, im letztverfügbaren 

Jahr 2017 um 3,3 %

Anteil der Bio-Fläche 
deutlich gestiegen

Anteil der biologisch bewirtschafteten 
Fläche verdoppelte sich seit 2000  

von 11,5 % auf 23,2 % 2018
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4.1 
Umwelt und Nachhaltigkeit

Umweltindikatoren zeigen die Entwicklung von Res-
sourcenverbrauch oder Emissionen auf, die infolge 
wirtschaftlicher und sozialer Aktivitäten (wie Industrie-
produktion oder Verkehr) entstehen. Stellt man diese 
Indikatoren beispielsweise dem Konsum der Haushalte 
gegenüber, werden die Bereiche von Wohlstand und 
Fortschritt – materieller Wohlstand, Lebensqualität und 
Umwelt – umfassend betrachtet. Zudem wird noch der 
Aspekt der „Nachhaltigkeit“, also die intra- und inter-
generationelle Perspektive, mit einbezogen.

Die Umweltstatistik beschäftigt sich vor allem mit den 
sozialen und ökonomischen Aktivitäten und deren Aus-
wirkungen auf Umweltsysteme sowie dem Zustand und 
den Veränderungen der Medien (Boden, Wasser, Luft, 
etc.). Aspekte wie Materialverbrauch, Emissionen oder 
das Verkehrsaufkommen werden genauer betrachtet.

Ob eine Gesellschaft ihr Wirtschaftswachs-
tum schadstoffarm oder zu Lasten zukünf-
tiger Generationen erzeugt, lässt sich durch 
die Ergänzung materieller und sozialer 
Faktoren mit ökologischen Komponenten 
feststellen.

Um multidimensionalen, weltweit auftretenden Umwelt-
problemen wie dem Klimawandel begegnen zu können 
wurde das Konzept der „Nachhaltigkeit“ entwickelt, wel-
ches inter- und intragenerationeller Gerechtigkeitsüber-
legungen mit einbezieht. Nachhaltigkeit wurde erstmals 
1987 im “Brundtland-Bericht” (United Nations 1987, Kapi-
tel I, Absatz 3) umfassend formuliert: „Sustainable develop-
ment is development that meets the needs of the present 
without compromising the ability of future generations to 
meet their own needs.“ 

Nachhaltigkeit umfasst alle Bereiche von 
Wohlstand und Fortschritt und reflektiert Zu-
kunftskomponenten – wie beispielsweise die 
Konsequenzen des Klimawandels – aus einer 
globalen Perspektive. 

Für Stiglitz et al. (2009, S. 16f, S. 61f) ist die Messung und 
Bewertung der Nachhaltigkeitskomponente von Wohl-

stand und Fortschritt von zentraler Bedeutung. Das gegen-
wärtige Wohlbefinden hat sowohl mit ökonomischen Res-
sourcen (wie Einkommen) als auch mit sozialen Aspekten 
der Lebensqualität (z. B. Bildung und Gesundheit) zu tun. 
Die Nachhaltigkeit vor allem der ökonomischen Ressour-
cen hängt davon ab, ob sie an künftige Generationen wei-
tergegeben werden können.

Diese vorausblickende Perspektive vervielfacht die Schwie-
rigkeiten, die bereits in den vorangehenden Kapiteln im 
Zusammenhang mit der Messung von Wohlstand und 
Fortschritt erwähnt wurden (z. B. Kapitel 2.1). Stiglitz et al. 
(ebd. S. 17) gehen davon aus, dass eine Unterscheidung 
zwischen der Beurteilung des gegenwärtigen Wohlbe-
findens und jener der Nachhaltigkeit notwendig ist: „The 
assessment of sustainability is complementary to the ques-
tion of current well-being or economic performance, and 
must be examined separately.“ Zudem wird festgehalten, 
dass ein einzelner Indikator nicht alle relevanten Infor-
mationen zum gegenwärtigen Wohlbefinden und den 
Nachhaltigkeitsaspekten aufzeigen kann.

Deshalb wird von Stiglitz et al. (ebd. S. 17f) speziell der 
Umweltaspekt der Nachhaltigkeit separat betont: „Rec-
ommendation 12: The environmental aspects of sustaina-
bility deserve a separate follow-up based on a well-chosen 
set of physical indicators. In particular there is a need for a 
clear indicator of our proximity to dangerous levels of envi-
ronmental damage (such as associated with climate change 
or the depletion of fishing stocks).“

Mit dem Konzept der Entkoppelung wird die 
Entwicklung der (ökologischen) Nachhaltig-
keit durch Indikatoren messbar.

Von absoluter Entkoppelung spricht man, wenn die betref-
fende Umweltauswirkung (z. B. Materialverbrauch) stabil 
oder abnehmend ist, während der Wirtschaftsindikator 
(zumeist das BIP) zunimmt. Die Entkoppelung ist relativ, 
wenn die Wachstumsrate des Materialverbrauchs positiv 
ist, jedoch geringer als jene der wirtschaftlichen Variable.

Im Themenfeld Umwelt für das WgÖ?-Set wurden die fol-
genden fünf Dimensionen definiert (Grafik 65).

Den fünf Dimensionen wurden ein bis drei Schlüsselin-
dikatoren zugeordnet. Dies folgt der erwähnten Forde-
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rung der Beschränkung auf wenige wesentliche Merk-
male, auch wenn für eine vollständige Abdeckung aller 
Umweltaspekte weitere Indikatoren notwendig wären. Die 
11 Schlüsselindikatoren des Bereichs Umwelt werden noch 
durch Zusatzindikatoren inhaltlich ergänzt. Für 2019 erga-
ben sich keine Änderungen in den Schlüsselindikatoren.

Grafik 65 
Dimensionen der Umwelt

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Übersicht 6 
Schlüsselindikatoren der Umwelt mit Bewertung

Umwelt kurz-
fristig

lang-
fristig

Inländischer Materialverbrauch

Flächen mit biologischer Bewirtschaftung

Flächeninanspruchnahme

Treibhausgasemissionen

Feinstaub-Exposition (PM2,5)

Erneuerbare Energieträger

Energetischer Endverbrauch

Energieverbrauch des Verkehrs

Transportleistung des Lkw-Verkehrs –

Emissionen des Verkehrs

Ökosteueranteile

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Zu beachten ist, dass es zwischen den Dimensionen keine 
eindeutige inhaltlich Abgrenzung geben kann, sondern 
thematische Überschneidungen möglich sind. Über-
schneidungen bestehen z. B. für Energieträger wie Öl 
oder Gas, welche in einer eigenen Dimension „Energie“ 
geführt werden, jedoch genauso eine wichtige Ressource 
darstellen. Indikatoren zur Transportleistung des Lkw-Ver-
kehrs (Dimension „Verkehr“) oder zum Energieverbrauch 
(Dimension „Energie“) sind auch für die Dimension „Kli-
mawandel, Emissionen“ inhaltlich relevant.

Der Fokus bei der Auswahl der Indikatoren zu WgÖ? liegt 
auf physischen Daten. Die fünfte Dimension „monetäre 
Umweltaspekte“ kommt der Aufforderung der Task Force 
„Environmental Sustainability“ der Sponsorship Group 
(Eurostat 2011) nach, verstärkt die Umweltgesamtrech-
nungen für die Messung von Wohlstand und Fortschritt 
heranzuziehen. Die Bedeutung der Umweltgesamtrech-
nungen für die Darstellung von Nachhaltigkeitsaspek-
ten wird auch von der Europäischen Kommission (2013) 
hervorgehoben. 

Als Datenquellen dienen hauptsächlich Umweltdaten von 
Statistik Austria. Ergänzend werden Daten des Umwelt-
bundesamts (z. B. Luftschadstoffe) und des Bundesminis-
teriums für Nachhaltigkeit und Tourismus (BMNT, Fläche 
der Bio-Landwirtschaft) verwendet. Datenlücken ergeben 
sich für Bereiche wie Biodiversität, Bodenqualität (Emissi-
onen), Wasserentnahme oder Klimawandelanpassungs-
kosten, für die derzeit keine aggregierten Werte aus offi-
ziellen Statistikquellen vorliegen (siehe auch Kapitel 6).

Die stärkere Berücksichtigung der Zukunfts-
komponente im Bereich Umwelt führt dazu, 
dass bei der Bewertung der Umweltindika-
toren neben der Dynamik dem absoluten 
Niveau der Umweltwerte eine große Rele-
vanz beigemessen wird. 

Der Schwerpunkt der Umweltbetrachtung liegt damit 
– im Vergleich zu den Bereichen materieller Wohlstand 
und Lebensqualität – etwas stärker auf der langfristigen 
als auf der kurzfristigen Entwicklung.
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4.2 
Ressourcen

30	 Absolute Entkoppelung bedeutet, dass der Materialverbrauch) stabil oder abnehmend ist, während der Wirtschaftsindikator (zumeist das BIP) 
zunimmt. Die Entkoppelung ist relativ, wenn die Wachstumsrate des Materialverbrauchs positiv ist, jedoch geringer als jene der wirtschaftli-
chen Variable.

Bei (natürlichen) Ressourcen handelt es sich um Bestand-
teile der Natur, die vom Menschen direkt oder indirekt 
genutzt werden bzw. potentiell genutzt werden kön-
nen und die die Grundlagen für derzeitiges und zukünf-
tiges Leben bilden. Viele dieser Ressourcen, wie Mine-
rale, Lebensräume oder auch Tierarten sind begrenzt 
– wenn sie erschöpft oder vernichtet werden, sind sie 
für immer verschwunden. Eine Vielzahl anthropogen 
verursachter Umweltschäden ist auf den gestiegenen 
Verbrauch natürlicher Ressourcen zurückzuführen. 

Die schonende, effiziente Ressourcennutzung und die 
Vermeidung ökologischer und sozialer Belastungen sind 
notwendig für eine nachhaltige Entwicklung.

Die zunehmende Produktion, der Transport 
und der Konsum von Rohstoffen führen zu 
Umweltproblemen wie dem anthropogenen 
Klimawandel, der Flächenversiegelung, dem 
Verlust der Artenvielfalt, der Bodenerosion, 
der Produktion von Abfällen oder der Luft-
verschmutzung.

Eine der sieben Leitinitiativen innerhalb der Europa 2020 
Strategie widmet sich dem Thema „ressourcenschonen-
des Europa“ (Europäische Kommission 2011a). Sie sieht 
eine Reduktion des Ressourcenverbrauchs in der EU und 
damit eine absolute Entkoppelung von Ressourcenver-
brauch und Wirtschaftswachstum vor30. Der sparsame 
und effiziente Umgang mit natürlichen Ressourcen und 
die absolute Entkoppelung des Ressourceneinsatzes vom 
Wirtschaftswachstum gelten als wesentliche Schlüssel-
strategie für eine nachhaltige Entwicklung.

In Österreich wurde im Jahr 2011 ein Ressourceneffizi-
enz-Aktionsplan (REAP) entwickelt (BMLFUW 2012). Der 
REAP wird aktuell durch die Initiative RESET2020-Res-
sourcen.Effizienz.Technologien des BMNT umgesetzt 
und um künftige Bereiche aktualisiert. RESET2020 hat 

zum Ziel, Maßnahmen zur Steigerung der Ressourcenef-
fizienz und zur Verbesserung der Kreislaufwirtschaft in 
Österreich zu unterstützen.

Eine Kategorisierung von Ressourcen bietet das UN Sys-
tem of Environmental-Economic Accounting (SEEA) mit 
folgender Auflistung:

•	 mineralische Ressourcen
•	 Energieressourcen
•	 Land- und Bodenressourcen
•	 Holzressourcen
•	 aquatische Ressourcen
•	 sonstige biologische Ressourcen
•	 Wasserressourcen.

Während einige dieser Komponenten bereits sehr gut 
im Rahmen der Naturvermögensrechnungen abgebil-
det werden (beispielsweise mineralische oder Energie-
ressourcen), gibt es für andere Kategorien keine passen-
den Daten aus der amtlichen Statistik.

Für die Abbildung des Bereichs Ressourcen werden drei 
Schlüsselindikatoren herangezogen: der wichtigste Indi-
kator ist der inländische Materialverbrauch, welcher mine-
ralische, und Energie, Holz und sonstige biologische Res-
sourcen sowie zu einem Teil auch aquatische Ressourcen 
umfasst (Energieressourcen werden zudem explizit im 
Bereich Energie dargestellt). Der Indikator „Flächen mit 
biologischer Bewirtschaftung“ bezieht sich auf Komponen-
ten der Land- und Bodenressourcen sowie der „sonstigen 
biologischen Ressourcen“. Die Problematik der Flächen-
versiegelung, welche ebenfalls die Land- und Boden-
ressourcen betrifft, wird durch den Indikator Flächen-
inanspruchnahme insgesamt (durch Bau-, Verkehrs- und 
sonstige Flächen) abgedeckt.

Für Wasserressourcen (z. B. Wasserentnahme oder Wasser-
verwendung) stehen in Österreich kaum Daten zur Verfü-
gung. Langfristig ist auf europäischer Ebene die Entwick-
lung einer Wassergesamtrechnung geplant, welche den 
Wasserverbrauch VGR-konform abbilden soll.

https://www.bmnt.gv.at/umwelt/nachhaltigkeit/ressourceneffizienz/reset_aktionsplan_ressourceneffizienz/reset2020_initiative.html
https://www.bmnt.gv.at/umwelt/nachhaltigkeit/ressourceneffizienz/reset_aktionsplan_ressourceneffizienz/reset2020_initiative.html
http://unstats.un.org/unsd/envaccounting/seeaRev/SEEA_CF_Final_en.pdf
http://unstats.un.org/unsd/envaccounting/seeaRev/SEEA_CF_Final_en.pdf
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4.2.1 
Schlüsselindikator inländischer 
Materialverbrauch

Der Schlüsselindikator inländischer Materialverbrauch 
(DMC = Domestic Material Consumption) aus der Materi-
alflussrechnung der Statistik Austria stellt die im Inland 
verbrauchte Materialmenge dar. Dies betrifft den Ver-
brauch jenes Materials, welches in Produktionsprozes-
sen und im Endverbrauch in Österreich konsumiert wird. 
Indirekte Materialflüsse sind nicht enthalten.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der Materialverbrauch startete mit Beginn der Zeitreihe 
2000 bereits auf zu hohem Niveau, um den Zielen einer 
nachhaltigen Entwicklung zu entsprechen. In einzelnen 
Jahren zeigte sich ein Rückgang, 2018 überstieg der Ver-
brauch jedoch wieder den Wert von 2000. Die Entwicklung 
wird daher langfristig tendenziell negativ eingeschätzt. In 
den letzten beiden Beobachtungsjahren stieg der Materi-
alverbrauch wieder leicht an, was kurzfristig ebenfalls zu 
einer tendenziell negativen Bewertung des Verlaufs führt. 
Zu berücksichtigen ist dabei, dass das Jahr 2018 auf vor-
läufigen Daten nach Schätzungen von Eurostat beruht, 
die sich noch ändern können.“

Der DMC zeigt die Entwicklung der vier wichtigen Res-
sourcenströme Biomasse, metallische Erze, nichtmetal-
lische Minerale und fossile Energieträger. Definiert wird 
der DMC als die jährliche Menge an Rohstoffen, die im 
Inland gewonnen wird, zuzüglich aller physischen Ein-
fuhren und abzüglich aller physischen Ausfuhren. Indi-
rekte Ressourcenflüsse, die nicht direkt in den importier-
ten Gütern stecken, aber während ihrer Herstellung in 
anderen Ländern verbraucht wurden – sogenannte Vor-
leistungen – sind nicht im DMC enthalten.

Flächenversiegelung, Bodenerosion oder 
Luftverschmutzung sind einige Umweltpro-
bleme, die auf den zunehmenden Material-
verbrauch zurückgeführt werden können. 
Zudem entsteht eine zunehmende Verknap-
pung nicht erneuerbarer Rohstoffe.

In Österreich stieg der Materialverbrauch im Zeitraum 
2000 bis 2018 (vorläufige Schätzung durch Eurostat) um 
3,2 %. Das reale BIP wuchs im selben Zeitraum um 31,5%, 
was einer erhöhten Materialeffizienz (BIP/DMC) entspricht 
(siehe Grafik 66). Nach einer Wachstumsperiode von 2004 

31	 Eine absolute Entkoppelung bedeutet einen Rückgang des Ressourcenverbrauchs bei gleichzeitigem Wachstum der Wirtschaft.

bis 2007 zeigte sich 2008 und 2009 ein Rückgang des DMC. 
Der inländische Materialverbrauch sank von 2007 auf 2008 
um 4,6 %, während das reale BIP um 1,5 % wuchs, damit 
wurde eine absolute Entkoppelung vom BIP erreicht. Seit 
dem Jahr 2011 blieb der DMC in etwa konstant. Laut ers-
ten Berechnungen von Eurostat gab es 2018 einen Anstieg 
von 2,2%, der DMC betrug damit laut dieser Schätzung 
2018 rund 167 Mio. t.

Grafik 66 
Inländischer Materialverbrauch (DMC)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Materialflussrechnung, VGR, Eurostat. - * DMC-
Werte stellen vorläufige Ergebnisse berechnet nach der Veränderungs-
rate von Eurostat dar.

Entsprechend den Zielen des europäischen Fahrplans für 
ein „ressourcenschonendes Europa“ (Europäische Kom-
mission 2011a), soll der DMC langfristig reduziert werden, 
also absolut von der Wirtschaftsentwicklung entkoppelt 
werden31. Kurzfristig soll die Materialeffizienz gesteigert 
werden, der Verbrauch soll also zumindest langsamer 
wachsen als die Gesamtwirtschaft (relative Entkoppelung).

Die Entkoppelung von Materialverbrauch und BIP kann 
durch einen effizienteren Materialeinsatz, eine Verlage-
rung von Konsum zu materialextensiveren Gütern oder 
auch durch eine Auslagerung der Güterproduktion (und 
der damit verbundenen Umweltbelastung) ins Ausland 
erreicht werden. Einen ersten Hinweis auf letzteres gibt die 
Entwicklung der Nettoimporte laut der physischen Han-
delsbilanz (physical trade balance = PTB, berechnet nach 
Inländerkonzept). Die physischen Nettoimporte errech-
nen sich aus den Importen abzüglich der Exporte. Positive 
Werte bedeuten demnach, dass ein Land die Zulieferung 
von Materialien aus dem Ausland benötigt. Österreich 
hatte im Jahr 2000 einen Nettoimport von 26,4 Mio. 
Tonnen (t), welcher bis 2017 (letztverfügbares Jahr) auf 
32 Mio.t anstieg. Die Nettoimporte erhöhten sich damit 
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von 2000 bis 2017 um 21,2 %, während der DMC 2017 nur 
knapp über dem Ausgangswert von 2000 lag (Grafik 66). 

Hochindustrialisierte Länder wie Österreich spezialisie-
ren sich international eher auf die Produktion im höher 
verarbeitenden Bereich, dementsprechend werden die 
materialintensiven Produktionsschritte zunehmend aus-
gelagert. Der Indikator RMC (Raw Material Consumption, 
Rohmaterialverbrauch) – die Summe aller genutzten Res-
sourcen inklusive der Vorleistungen – berücksichtigt im 
Gegensatz zum DMC die materiellen Vorleistungen der 
Importe und Exporte und erfasst damit auch Auslage-
rungseffekte. Die Daten des RMC stehen allerdings aktu-
ell nur bis 2015 zur Verfügung.

Der RMC liegt in Österreich, wie in anderen Importlän-
dern, deutlich über dem DMC, der keine Vorleistungen 
berücksichtigt. Werden alle genutzten Materialien berück-
sichtigt, erhöht sich der Materialverbrauch 2015 (letztver-
fügbares Jahr des nationalen RMC) von 18,2 Tonnen pro 
Kopf (laut DMC) auf 24 Tonnen pro Kopf (laut RMC) und 
Jahr. Der Vergleichswert der EU-28 liegt bei 14,2 Tonnen 
pro Kopf (siehe Grafik 67). 

Grafik 67 
Rohmaterialverbrauch im EU-Vergleich (Tonnen pro 
Kopf)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Materialflussrechnung; Eurostat. * Werte stel-
len vorläufige Ergebnisse von Eurostat dar.

Anmerkung: Methodische Unterschiede zwischen Eurostat und Öster-
reich sind vorhanden, können aber für die Betrachtung der Entwick-
lung der Zeitreihe vernachlässigt werden.

Der Rohmaterialverbrauch übersteigt den Materialver-
brauch, weil mehr Material in der Erzeugung der von 
Österreich importierten Güter eingesetzt wird, als Mate-
rial in Österreich für die Erzeugung von Gütern für den 
Export verwendet wird. In der Beurteilung der globalen 
Ressourcennutzung und des jeweiligen Beitrages eines 

Landes ist es daher zukünftig entscheidend, die Vorleis-
tungen des Außenhandels zu berücksichtigen.

Der DMC bestand 2017 zu einem Großteil (56,4%) aus 
nichtmetallischen Mineralen, unverarbeitet und verar-
beitet (vorrangig Baurohstoffe). 23,1% des österreichi-
schen Materialverbrauchs entfielen 2017 auf Biomasse, 
14,6% auf fossile Energieträger (unverarbeitet und ver-
arbeitet). Metalle hatten mit 5,3% den geringsten Anteil 
am Materialverbrauch, sind aber im Hinblick auf Umwelt-
auswirkungen vor allem wegen des hohen Material- und 
Energieaufwandes, mit dem ihr Abbau und ihre Verede-
lung verbunden sind, von großer Bedeutung. 0,7% ent-
fielen auf andere Erzeugnisse und Abfall zur Endbehand-
lung (Gierlinger 2019). Im internationalen Vergleich (siehe 
Grafik 68) verlief die Entwicklung des inländischen Mate-
rialverbrauchs bis 2008 weitgehend parallel zu jener mit 
dem Durchschnitt der EU-28-Länder. Allerdings erreich-
ten letztere 2010, 2012 und 2013 einen deutlich stärke-
ren Rückgang als Österreich. Betrachtet man die Verän-
derung von 2000 bis 2018 (vorläufige Schätzung), dann 
nahm der DMC für alle EU-Staaten um 6,3 % ab, in Öster-
reich gab es einen Zuwachs von 3,2 %.

Grafik 68 
Inländischer Materialverbrauch im EU-Vergleich

Q: STATISTIK AUSTRIA, Materialflussrechnung; Eurostat. - * Werte stel-
len vorläufige Ergebnisse von Eurostat dar.

Anzumerken ist, dass ein Ländervergleich immer auch 
durch die Datenqualität beeinflusst ist. Die Höhe des 
Ressourcenverbrauchs hängt vom Umfang der erfassten 
Materialflüsse und Datenrevisionen ab. Seit 2013 müssen 
die Daten der Materialflussrechnung von allen Mitglieds-
ländern des Europäischen Statistischen Systems (ESS) 
verpflichtend an Eurostat berichtet werden (EU-Verord-
nung 691/2011), was die internationale Vergleichbarkeit 
grundsätzlich erhöhte. Im Vergleich ist die Datenqualität 
der österreichischen Materialflussanalyse immer noch als 
sehr hoch anzusehen, während es in einigen Ländern zu 
Untererfassungen kommt.
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4.2.2 
Abfälle aus Haushalten

Ein Teil der eingesetzten Ressourcen wird in Form von 
Emissionen und Abfällen (z. B. auch als Dünger) in die 
Natur zurück verbracht. Grafik 69 zeigt einen Teilbe-
richt dieser Residuen, nämlich die „Abfälle aus Haus-
halten und ähnlichen Einrichtungen“ nach Daten des 
Umweltbundesamts. Diese entsprechen im Wesentli-
chen dem Begriff der „Siedlungsabfälle“.

D. h. diese Abfälle stammen aus Haushalten, aus Verwal-
tungseinrichtungen, aus Kindergärten, Schulen, Kran-
kenhäusern, aus dem Kleingewerbe und landwirtschaft-
lichen Betrieben und von sonstigen Stellen, sofern diese 
an die kommunale Müllabfuhr angeschlossen sind. Im 
Jahr 2017 fielen in Haushalten und ähnlichen Einrichtun-
gen im ersten Behandlungsweg rund 4,3 Mio. Tonnen 
Abfälle an. Das Abfallaufkommen von „Siedlungsabfäl-
len“ hat damit seit 2000 um 33 % zugenommen und ist 
deutlich stärker gewachsen als die österreichische Bevöl-
kerung mit 9,8 %.

Grafik 69 
Siedlungsabfälle aus Haushalten (inklusive Abfälle 
aus haushaltsähnlichen Einrichtungen)

Q: Statistik Austria, Bevölkerungsstatistik: Bevölkerung im Jahresdurch-
schnitt; Umweltbundesamt. 

Der zehnte Umweltkontrollbericht (Umweltbundesamt 
2013) führt verschiedene Ursachen für das steigende 
Abfallaufkommen an, etwa den Anstieg der Wohnbe-
völkerung, die Abnahme der durchschnittlichen Haus-
haltsgröße oder abfallintensiveres Kaufverhalten der 
Konsumenten (z. B. Zunahme an Einwegprodukten, Fer-
tiggerichten etc.).

32	 Österreichischen Programm zur Förderung einer umweltgerechten, extensiven und den natürlichen Lebensraum schützenden Landwirtschaft 
33	 Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 über die ökologische/biologische Produktion.

Das Gesamtaufkommen der österreichischen Abfälle 
betrug für das Jahr 2017 64,2 Mio. Tonnen. Abfälle aus 
Haushalten und haushaltsähnlichen Einrichtungen 
machen damit 6,7 % des gesamten Abfallaufkommens aus.

4.2.3 
Schlüsselindikator Flächen mit 
biologischer Bewirtschaftung 

Der Indikator „Flächen mit biologischer Bewirtschaf-
tung“ bezieht sich auf die gesamte ökologisch bewirt-
schaftete Fläche (ohne Almen, laut INVEKOS) in Öster-
reich. Der Indikator wird als Anteil an der gesamten 
landwirtschaftlich genutzten Fläche dargestellt.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die starke Ausweitung der Bio-Flächen wird langfristig 
als sehr positiv gesehen. Österreich befindet sich auch im 
internationalen Vergleich auf hohem Niveau (2017: EU-28: 
7% Bio-Fläche, Österreich: rund 23% laut EU-Definition). 
Die kurzfristige Entwicklung der Bio-Flächen in Österreich 
mit dem deutlichen Anstieg in den Jahren 2017 und 2018 
wird ebenfalls sehr positiv bewertet.“ 

Das österreichische Agrar-Umweltprogramm (aktuell: 
ÖPUL 201532) soll die umweltschonende Bewirtschaftung 
der landwirtschaftlichen Flächen in einem sehr breiten 
Rahmen fördern. Die Maßnahme 20 zur biologischen Wirt-
schaftsweise33 laut ÖPUL soll mit ihrer naturnahen exten-
siven Produktionsweise zur Schonung von Böden und 
Gewässern sowie zur Förderung der Ressource Biodiversi-
tät beitragen (Siehe auch ÖPUL Maßnahmenerläuterung).

Eine intensive Landwirtschaft bringt Um-
weltprobleme wie erhöhte Nitratgehalte im 
Trinkwasser, Artenrückgang bei Pflanzen 
und Tieren, Belastung der Lebensmittel mit 
Schadstoffen und eine zunehmende Boden-
erosion mit sich.

In Österreich hat sich von 2000 bis 2018 der Anteil der Flä-
chen, welche biologisch bewirtschaftet wurden, an den 
gesamten landwirtschaftlich genutzten Flächen (ohne 
Almen), von 11,5 % auf 23,2 % erhöht. Der Anteil der bio-
logisch bewirtschafteten Flächen zeigte vor allem in den 
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https://www.bmnt.gv.at/land/direktzahlungen/Invekos.html
https://www.bmnt.gv.at/land/laendl_entwicklung/oepul/oepul2015.html
https://www.ama.at/getattachment/4a7c22e1-bcb4-42bc-bab1-fea6b904b6a2/SRL_OEPUL_2015.pdf
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Jahren 2002 bis 2005 und 2007 bis 2010 sowie seit 2015 
ein deutliches Wachstum (siehe Grafik 70). 

Grafik 70 
Flächen mit biologischer Bewirtschaftung 
(Anteile an der gesamten landwirtschaftlich 
genutzten Fläche)

Q: BMNT, Grüner Bericht. Fläche ohne Almen laut INVEKOS für geförderte 
Biobetriebe; Eurostat (geringfügig abweichend aufgrund Datenverfüg-
barkeit: ökologische Landwirtschaft konvertiert oder unter Konversion).

Rund 90 % der biologisch bewirtschafteten Flächen in 
Österreich werden über das Agrar-Umweltprogramm 
ÖPUL gefördert (Maßnahme 20, früher 1). Die Stagna-
tion der Anteilsentwicklung der Flächen in den Perioden 
2000/2001, 2006 und 2011 bis 2014 ist Großteils auf das 
Auslaufen der Verpflichtungen im Rahmen des jeweili-
gen ÖPUL zurückzuführen. Auch bei einem aktuell bereits 
erfolgten Umstieg eines landwirtschaftlichen Betriebs auf 
die ökologische Wirtschaftsweise war eine Aufnahme in 
das ÖPUL-Programm erst wieder mit dem Start der neuen 
Periode 2015 möglich. Seit 2015 wurde dementsprechend 
wieder ein deutlicher Anstieg der Flächen verzeichnet 
(2016 auf 2017 +8,4%, 2017 auf 2018 +3,6%), der Anteil an 
der gesamten landwirtschaftlichen Fläche (ohne Almen) 
erreichte damit 2018 23,2 %.

Die biologische Wirtschaftsweise soll durch reduzierte 
Düngung, Verzicht auf chemisch-synthetische Pflanzen-
schutzmittel und vielfältige Fruchtfolgen zur Förderung 
der Biodiversität im tierischen und pflanzlichen Bereich 
beitragen. Eine schonende Bodenbearbeitung soll die 
Bodengesundheit fördern. Darüber hinaus werden durch 
die Verringerung des Einsatzes von Dünge- und Pflan-
zenschutzmitteln der Schutz des Grundwassers und eine 
Reduktion der Emissionen in die Luft angestrebt. Eine 
besonders tierfreundliche Haltung der Nutztiere sowie 
eine weitgehende Kreislaufwirtschaft am Betrieb sind 
ebenfalls Ziele dieser ÖPUL-Maßnahme34. 

34	 Gemäß Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch 
den Europäischen Landwirtschaftsfonds (ELER).

Im EU-Vergleich hatte Österreich im Jahr 2017 (letztver-
fügbares Jahr) flächenmäßig den mit Abstand größten 
Anteil an Biobetrieben: Rund 23 % der landwirtschaftlichen 
Fläche wurde biologisch bewirtschaftet, danach folgen 
Schweden und Estland mit jeweils über 19 %. Der Durch-
schnitt in der EU-28 lag 2017 bei 7 % der landwirtschaft-
lich genutzten Fläche. Betrachtet wird hier aus Gründen 
der Datenverfügbarkeit die ökologische Landwirtschaft 
konvertiert oder unter Konversion.

Informationen über Entwicklungen der Bio-Flächen las-
sen naturgemäß keinen direkten Schluss auf den Zustand 
der biologischen Vielfalt oder des Bodens zu. Allerdings 
liegen aus der offiziellen Statistik keine Daten zu den 
genannten Ressourcen vor. Der Indikator wurde daher 
ausgewählt, um zumindest näherungsweise die Ressour-
cen Boden(qualität) und Biodiversität abzubilden. Zudem 
entspricht der Schlüsselindikator weitgehend dem SDG-In-
dikator 2.4.1 „Proportion of agricultural area under pro-
ductive and sustainable agriculture“. 

4.2.4 
Schlüsselindikator 
Flächeninanspruchnahme

Der Schlüsselindikator zur Flächeninanspruchnahme 
bildet die Entwicklung von Flächennutzungen ab und 
stellt damit einen wesentlichen Aspekt bei der Betrach-
tung von Land- und Bodenressourcen dar. Die natür-
liche Ressource Boden ist begrenzt vorhanden, eine 
zunehmende Inanspruchnahme (etwa für Bauzwecke) 
führt zu Verknappung. Ein gravierendes Umweltprob-
lem stellt dabei die voranschreitende Bodenversiege-
lung dar, d. h. die Abdeckung des Bodens durch was-
serundurchlässige Schichten (z. B. Asphalt).

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Bodenversiegelung stellt eines der größten Umwelt-
probleme dar und ist ein nahezu irreversibler Prozess. Der 
kontinuierliche Anstieg der Flächeninanspruchnahme 
durch Bau-, Verkehrs- und sonstige Flächen wird daher 
langfristig eindeutig negativ bewertet. Kurzfristig steigt 
der Flächenverbrauch ebenfalls weiter an und liegt über 
dem Bevölkerungswachstum, die Entwicklung der letzten 
3 Jahre wird daher ebenfalls negativ gesehen.“

Die gesamte Flächeninanspruchnahme wird in die Kate-
gorien Bauflächen (versiegelte Flächen, z. B. Gebäude 
und begrünte Flächen, z. B. Hausgärten), Verkehrsflä-
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chen (Großteils versiegelte Straßen- oder Eisenbahnan-
lagen, Verkehrsrandflächen, Parkplätze) und sonstige 
Flächen (Freizeitflächen und Abbauflächen) unterteilt 
(neue Klassen).

Die Ressource Boden stellt ein nicht ver-
mehrbares und nicht erneuerbares Gut dar. 
Einmal versiegelt, kann Boden nur mit gro-
ßem technischem und finanziellem Aufwand 
wieder renaturiert werden.

Die Flächeninanspruchnahme insgesamt nahm in den 
Jahren 2001 bis 2018 um 26,0 % zu (durchschnittlich 1,4 % 
pro Jahr), insgesamt entspricht dies einer Zunahme von 
1.170 km² für den gesamten Zeitraum. Damit wuchs die 
Flächeninanspruchnahme im Beobachtungszeitraum 
deutlich schneller als die österreichische Bevölkerung 
(+9,9 %) (Grafik 71). Die gesamte tägliche Flächenneuin-
anspruchnahme (Bau-, Verkehrsflächen und sonstige) lag 
in der Periode 2015 bis 2018 bei 11,6 Hektar (ha) pro Tag. 
Mit der Flächeninanspruchnahme geht die voranschrei-
tende Bodenversiegelung einher, d. h. die Bedeckung 
des Bodens durch wasserundurchlässige Schichten (z. B. 
Asphalt). Der Gesamtversiegelungsgrad der Siedlungs- 
und Verkehrsflächen in Österreich betrug 2018 41,2 %.

Grafik 71 
Flächeninanspruchnahme insgesamt

Q: STATISTIK AUSTRIA, Bevölkerungsstatistik: Bevölkerung im Jahres-
durchschnitt; Umweltbundesamt, Flächeninanspruchnahme modifi-
ziert nach © Regionalinformation BEV, Inanspruchnahme am 1.1. des 
Jahres (ab 2013: 31.12. des Jahres).

Nach den Daten des Umweltbundesamts erreichte die 
gesamte Flächeninanspruchnahme für Bau-, Verkehrs- 

35	 Dauersiedlungsraum besteht aus einem potenziell für Siedlungszwecke nutzbaren Raum mit den Benützungsarten Baufläche, landwirtschaft-
lich genutzte Flächen, Gärten, Weingärten; Nutzungen Straßenverkehrsanlagen, Verkehrsrandflächen, Parkplätze, Schienenverkehrsanlagen, 
Betriebsflächen, Abbauflächen, Freizeitflächen, Friedhöfe). 

36	 Die Problemstellung zu Leitziel 13 gibt einen Durchschnittsverbrauch von 25 Hektar pro Tag für zusätzliche Flächeninanspruchnahme an. Das 
Ziel formuliert eine Reduktion des Zuwachses dauerhaft versiegelter Flächen auf maximal ein Zehntel (2,5 ha/Tag) des „heutigen“ Wertes bis 
zum Jahr 2010.

und sonstige Zwecke 2018 5.681 km² der österreichischen 
Bundesfläche. Dies entspricht 18,2 % des Dauersiedlungs-
raums, welcher den für Landwirtschaft, Siedlung und Ver-
kehrsanlagen verfügbaren Raum umfasst.35 Durch die 
naturräumlichen und topografischen Faktoren ist der 
Dauersiedlungsraum in Österreich auf nur knapp 37 % 
der gesamten Landesfläche beschränkt.

Im Durchschnitt der Jahre 2015 – 2018 stieg die gesamte 
Flächenneuinanspruchnahme um 11,6 ha/Tag. Die Nach-
haltigkeitsstrategie des Bundes 2002 („NSTRAT“ 2002 S. 70) 
enthielt in ihrem Leitziel 13 „Verantwortungsvolle Raum-
nutzung und Regionalentwicklung“ die Absicht, bis 2010 
die tägliche Neu-Inanspruchnahme auf maximal 2,5 ha zu 
reduzieren36. Trotz Nichterreichung hält das Nachfolge-
programm ÖSTRAT 2011 (Österreichische Strategie Nach-
haltige Entwicklung 2011 S. 19) weiter an diesem Ziel fest 
und verlangt, dass mittelfristig der Zuwachs der Flächen-
inanspruchnahme auf ein Zehntel des „heutigen Wertes“ 
reduziert werden soll. Ein Zeithorizont wurde jedoch nicht 
festgelegt. Der tägliche Verbrauch für die Flächenneuinan-
spruchnahme mit 11,6 ha für den Durchschnitt der Jahre 
2015 – 2018 lag damit zwar deutlich unter dem Wert der 
Vorperiode 2011 – 2014 (19,1 ha/Tag), aber immer noch ein 
Mehrfaches über dem Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie.

Von den insgesamt 5.681 km² der gesamten Flächenin-
anspruchnahme 2018 entfielen 3.222 km² auf Bauflächen 
(56,7 %), 2.070 km² wurden für Verkehrsflächen genutzt 
(36,4 %). Der Rest der Flächennutzung von 6,8 % (388 km²) 
entfiel auf die Kategorie „Flächennutzung sonstige Zwe-
cke insgesamt“.

Grafik 72 
Flächeninanspruchnahme: Bau-, Verkehrs- und 
sonstige Flächen

 Q: Umweltbundesamt, Flächeninanspruchnahme (neue Klassen) modi-
fiziert nach © Regionalinformation BEV, Inanspruchnahme jeweils am 
1.1. des Jahres (ab 2013: 31.12. des Jahres).
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Bauflächen erfuhren von 2001 bis 2018 einen deutlich stär-
keren Anstieg (+36,6 %) als Verkehrsflächen (+8,3 %), was 
u. a. eine vermehrte Nachfrage nach Wohnraum widerspie-
gelt (siehe Grafik 72). Die geringe Abnahme der Verkehrs-
flächen im Jahr 2012 (0,2 %) entstand aufgrund einer Neu-
definition der Klassenzuordnung: Forststraßen wurden 
bisher den „Straßenflächen“ zugeordnet, seit 2012 gehö-
ren sie jedoch zur Nutzungsart „Wald“. Die Kategorie „Flä-
chennutzung sonstige Zwecke insgesamt“ wies im Zeit-
verlauf 2001 bis 2018 den höchsten Zuwachs (+62,5 %) auf.

Durch die Bebauung werden die vielfältigen Aufgaben 
der Ressource Boden auf eine einzige Funktion als Stand-
ort für Siedlungs- und Verkehrsnutzungen reduziert. Dies 
entzieht der Land- und Forstwirtschaft produktive Flä-
chen, führt zu Verlusten an Lebensraum für Pflanzen und 
Tiere und beeinträchtigt damit die biologische Vielfalt. 
Boden erfüllt auch Regelungsfunktionen in Stoffkreisläu-

fen (Lanegger & Fröhlich 2014), etwa die Speicherung von 
Energie und Stoffen (z. B. Wasser oder CO2-Speicherung 
(Kohlenstoffdioxid) und deren Umwandlung und Trans-
port (z. B. Ausfiltern von Stoffen aus dem Niederschlags-, 
Sicker- und Grundwasser). Entsprechende Rückbaumaß-
nahmen – wie von bebauten Flächen in Grünland – wer-
den nur sehr selten durchgeführt.

Eine wesentliche Ursache für die zunehmende Boden-
versiegelung stellt der gesellschaftliche und wirtschaft-
liche Wandel dar. Eine Steigerung des Lebensstandards 
wirkt sich laut Lanegger & Fröhlich (2014 S. 11) beispiels-
weise über die Steigerung der Wohnnutzfläche pro Kopf 
auf die Flächeninanspruchnahme aus. In Österreich stieg 
die durchschnittliche Wohnfläche der Hauptwohnsitz-
wohnungen von 86,3 m² im Jahr 1994 auf 100,1 m² im 
Jahr 2018 (Zucha et al., 2019, S. 26).
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4.3 
Klimawandel, Emissionen

Vom Menschen verursachte Veränderungen des glo-
balen und regionalen Klimas werden unter dem Begriff 
Klimawandel bzw. anthropogene Klimaänderung (oder 
auch globale Klimaerwärmung) zusammengefasst. 
Treibhauswirksame Emissionen verschiedener Gase 
wie Kohlenstoffdioxid (CO2) oder Methan (CH4) bewir-
ken einen Anstieg der durchschnittlichen Temperatu-
ren auf der Erde. Vor allem durch die Nutzung fossi-
ler Energien (Erdöl, Erdgas, Braun- und Steinkohle) für 
Mobilität, Industrie und Raumwärme oder durch die 
landwirtschaftliche Produktion werden entsprechende 
Emissionen freigesetzt. 

(Schadstoff)Emissionen sind dabei als Austräge aus 
Produktion, Distribution und Konsum definiert, die an 
Umweltmedien wie Luft, Wasser oder Boden abgege-
ben werden. Beispiele dafür sind, neben den genann-
ten gasförmigen Schadstoffemissionen aus Verkehr und 
Hausbrand, flüssige Emissionen aus Altlasten, aber auch 
der Straßenlärm. 

Der Klimawandel findet auch in Österreich statt, welches 
zum einen durch die hohe Bedeutung klimasensitiver Wirt-
schaftssektoren (z. B. Tourismus) und zum anderen durch 
seine geographische Lage besonders exponiert ist. Die 
durchschnittliche Temperatur in Österreich ist seit 1880 
um ca. 2°C gestiegen und liegt damit beträchtlich über 
der weltweiten Temperaturerhöhung von rund 1°C. Die 
Auswirkungen zeigen sich bereits deutlich, unter ande-
rem durch den Rückgang der Gletscher, längere Vegeta-
tionsperioden sowie durch die Zunahme von Temperatur 
und Wetterextremen. Auswirkungen des Klimawandels 
werden als Klimafolgen bezeichnet. 

Klimafolgen betreffen beispielsweise die 
durchschnittliche Erwärmung der Atmo-
sphäre mit entsprechenden Auswirkungen 
wie Hitzewellen, Verschiebungen der Vege-
tationsperioden, den Rückgang der Schnee- 
und Eismengen, den Anstieg des globalen 
Meeresspiegels, Veränderungen im Wasser-
kreislauf, zunehmende Trockenperioden und 
vieles mehr.

Der größte Beitrag zum Klimawandel erfolgt über die 
ansteigende Treibhausgaskonzentration in der Atmo-

sphäre. Zentrales Ziel der aktuellen Klima- und Ener-
giestrategie der Bundesregierung ist die Reduktion von 
Treibhausgasemissionen. Österreich soll nach der aktuel-
len Strategie seine Treibhausgasemissionen bis 2030 um 
36% gegenüber 2005 reduzieren (BMNT & BMVIT, Juni 
2018), dies folgt der Verordnung (EU) 2018/842 des euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018.

Neben dem Klimaschutz ist die Anpassung an klimawan-
delbedingte Auswirkungen die notwendige zweite Säule 
der Klimapolitik. Die österreichische Strategie zur Anpas-
sung an den Klimawandel (BMLFUW 2017, Teil 1 – Kontext, 
S. 5) bemerkt in ihrer Einleitung: „Der Klimawandel ist eine 
der größten umweltpolitischen Herausforderungen des 21. 
Jahrhunderts. ……… Bereits heute sind weitreichende Kli-
maänderungen zu beobachten. Um die Folgen des Klima-
wandels zu verringern bzw. zu vermeiden, sind rechtzeitig 
geeignete Anpassungsmaßnahmen umzusetzen. Gelingt dies 
nicht, ist mit beträchtlichen Schäden und Kosten zu rechnen.“

Ein Subziel der Europa 2020 Strategie (Europäische Kom-
mission 2010) betrifft den Klimawandel und sieht die Ver-
ringerung der Treibhausgasemissionen um 20 % gegen-
über 1990 vor (siehe auch Kapitel 1.1 sowie Kapitel 4.1). 
Der Indikator Treibhausgasemissionen ist daher als Schlüs-
selindikator für den Bereich Klimawandel, Emissionen zu 
sehen. Zur Darstellung der Entwicklung der Luftschad-
stoffe wird der neue Schlüsselindikator der bevölkerungs-
gewichteten PM2,5-Exposition (Feinstaub) verwendet. 

Das Ergebnis der Pariser Klimakonferenz (COP21) vom 
Dezember 2015 wird als Durchbruch in der internatio-
nalen Klimapolitik gesehen: das Klimaschutzabkommen 
von Paris (UN FCCC, 2015) beinhaltet das Klimaziel, den 
weltweiten Temperaturanstieg gegenüber dem Niveau 
vor Beginn der Industrialisierung auf deutlich unter 2°C 
zu begrenzen (siehe auch Kettner et al., 2016). Im Juli 2016 
wurde das Klimaschutzabkommen von Paris in Österreich 
vom Nationalrat ratifiziert. 

Aggregierte Daten über Emissionen in Grund- und Ober-
flächengewässer sowie Boden liegen derzeit aus offizi-
ellen Statistikquellen nicht in vergleichbarer Qualität zu 
den Treibhausgasen vor. Für das Medium Wasser zeigt 
ein Indikator zur Wasserqualität für den Durchschnitt 
des Zeitraums 2013-2015 für 80,4 % der Grund- und Ober-
flächengewässer eine gute Qualität an. Dieser Indikator 
entspricht dem SDG-Indikator 6.3.2 (Percentage of bod-
ies of water with good ambient water quality). Bei Vorlie-
gen einer Zeitreihe in entsprechender Qualität könnten 

http://www.klimawandelanpassung.at/ms/klimawandelanpassung/de/klimawandelinoe/
https://www.zamg.ac.at/cms/de/klima/informationsportal-klimawandel/standpunkt/faq
https://www.zamg.ac.at/cms/de/klima/informationsportal-klimawandel/klimafolgen
https://mission2030.info/wp-content/uploads/2018/06/Klima-Energiestrategie.pdf
https://mission2030.info/wp-content/uploads/2018/06/Klima-Energiestrategie.pdf
https://unfccc.int/resource/docs/2015/cop21/eng/l09r01.pdf
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01193/index.shtml
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diese Daten in das Indikatorenset aufgenommen wer-
den. Weitere Umweltaspekte (beispielsweise Lärm37) wer-
den wegen der bereits erwähnten Beschränkung auf ein 
überschaubares Set an Indikatoren nicht berücksichtigt.

4.3.1 
Schlüsselindikator Treibhausgas
emissionen (THG‑Emissionen)

Der Schlüsselindikator beschreibt die Entwicklung der 
treibhauswirksamen Emissionen nach dem Inlands-
prinzip. Erfasst werden demnach sämtliche Emissio-
nen im Inland, egal ob sie von Inländern oder Auslän-
dern verursacht werden. Als nationales Ziel im Rahmen 
von Europa 2020 soll in Sektoren, die nicht dem Emissi-
onshandel unterliegen, eine Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen von 16 % gegenüber dem Jahr 2005 
erreicht werden.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die THG-Emissionen sind über die gesamte Periode 2000 
bis 2017 auf zu hohem Niveau, die Entwicklung wird daher 
langfristig tendenziell negativ eingeschätzt, auch wenn 
sich seit 2006 ein leichter Rückgang zeigt. Die kurzfris-
tige Entwicklung der gesamten THG wird durch den deut-
lichen Anstieg von 2015 auf 2017 negativ bewertet. Der 
Wert 2017 der Emissionen des Nicht-Emissionshandels 
liegt mit 51,7 Mio.t über der erlaubten Höchstmenge für 
2017 laut Klimaschutzgesetz (knapp 50 Mio.t), bei einer 
Beibehaltung des Trends der letzten Jahre wird das Ziel 
von 47,8 Mio.t nicht erreicht. “

Treibhausgasemissionen beeinflussen den Energiehaus-
halt der Atmosphäre durch die Absorption von Infra-
rot-Strahlung. Die Reduktion von Treibhausgasemissio-
nen ist daher ein zentrales Ziel der aktuellen Klima- und 
Energiestrategie der Bundesregierung (BMNT & BMVIT, 
Juni 2018).

Die Treibhausgasemissionen Kohlenstoff-
dioxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid 
(N2O) sowie fluorierte Treibhausgase sind die 
treibende Kraft des Klimawandels.

Zu den fluorierten Treibhausgasen (F-Gase) zählen voll-
fluorierte Kohlenwasserstoffe (FKWs), teilfluorierte Koh-
lenwasserstoffe (HFKWs) sowie Schwefelhexafluorid (SF6). 

37	 Für Umweltbelastungen in der Wohnumgebung siehe auch das Kapitel 3.10 Wohnen.

Die Treibhausgasemissionen unterliegen der Berichts-
pflicht des Umweltbundesamts, welches jährlich umfas-
sende Emissionsberichte erstellt. 

Die Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen) stiegen 
von 2000 (80,4 Mio. t CO2-äquiv.) bis 2005 (92,6 Mio. t 
CO2-äquiv.) deutlich an. Ab 2006 bis 2014 gab es dage-
gen einen Rückgang um insgesamt 17,2 % und damit 
eine Entkoppelung von der Wirtschaftsleistung (BIP). 
Eine Ausnahme zeigt dabei der Anstieg des Jahres 2010, 
hier wurde der extreme Rückgang des Krisenjahrs 2009 
(mit hohen Rückgängen des Bruttoinlandsverbrauchs 
an Energie) kompensiert. In den letzten Jahren stiegen 
die Emissionen dagegen deutlich an, von 2016-2017 um 
3,3%, damit wurde der Abwärtstrend nicht fortgesetzt. 
Die Emissionen lagen zuletzt mit 82,3 Mio. t CO2-äquiv. 
wieder klar über dem Ausgangswert von 2000 (80,4 Mio. 
t CO2-äquiv.).

Grafik 73 
Treibhausgasemissionen (in Mio. t CO2-Äquiva-
lenten) 

Q: Umweltbundesamt nach Klimaschutzgesetz (BGBl I Nr. 94/2013) 
sowie KSG-Novelle (BGBl I Nr. 128/2015). Die Daten 2005 bis 2012 wur-
den entsprechend der ab 2013 gültigen Abgrenzung des Emissions-
handels angepasst. Zielpfad Effort Sharing laut Beschluss EU 2017/1471 
(nach Anpassung) der EU-Kommission. 

Im Jahr 2017 entfielen von den Gesamtemissionen 51,7 
Mio. t CO2-Äquiv. auf den Nicht-Emissionshandelsbe-
reich (=Effort Sharing) und 30,6 Mio. t CO2-Äquiv. auf den 
Emissionshandelssektor. Von 2016 auf 2017 stiegen die 
Emissionen des Emissionshandelssektors um 5,4 %, im 
Nicht-Emissionshandelsbereich kam es zu einer Steige-
rung von 2,2%. Gründe für den Anstieg sind insbeson-
dere der stark gestiegene fossile Kraftstoffabsatz im Ver-
kehr, aber auch der vermehrte Einsatz fossiler Brennstoffe 
der Industrie- und Energiebetriebe. 
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http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/luft/emissionsinventur/emiberichte/
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https://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/luft/treibhausgase/
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Gemäß Beschluss (EU) 2017/1471 vom 10. Au-
gust 2017 (inklusive Anpassung) ist für 2020 
in Österreich im Nicht-Emissionshandelsbe-
reich eine Emissionshöchstmenge von 47,8 
Mio. Tonnen CO2-Äquivalent einzuhalten 
(2017 49,5 Mio. Tonnen CO2 –Äquiv.).

Betrachtet man den Nicht-Emissionshandelsbereich 
(Grafik 74), so lagen die Emissionen 2017 mit 51,7 Mio. 
Tonnen CO2-Äquiv. um 2,1 Mio. Tonnen über dem Ziel-
wert von 49,5 Mio. Tonnen für 2017 (siehe auch Umwelt-
bundesamt 2019a). 

In der Europa 2020 Strategie ist unter dem Kernziel „Kli-
mawandel und nachhaltige Energiewirtschaft“ für die 
EU-28 das Teilziel „Verringerung der Treibhausgasemissi-
onen um 20 % gegenüber dem Niveau von 1990“ festge-
legt. Dabei wird zwischen dem Emissionshandelssektor 
und dem Nicht-Emissionshandelsbereich unterschieden:

•	 Emissionshandelssektor: Der Rückgang von 20 % muss 
EU-weit vorwiegend im Emissionshandelssektor erreicht 
werden, welcher Anlagen in der Stromerzeugung sowie 
der Industrie (z. B. Zementfabriken) mit hohem Energie-
verbrauch umfasst (Europäische Kommission 2009a). Im 
Jahr 2020 sollen für die EU die Emissionen der erfassten 
Sektoren 21% unter dem Niveau von 2005 liegen, für 
2030 wurde eine Senkung um 43% im Vergleich zum 
Jahr 2005 festgelegt.

•	 Nicht-Emissionshandelsbereich: Für Quellen außerhalb 
des Emissionshandels (Verkehr, Raumwärme, Landwirt-
schaft, Teile der Industrie) ist die Verpflichtung zur Emis-
sionssenkung im „Effort-Sharing“ auf die Mitgliedstaa-
ten aufgeteilt (Europäische Kommission 2009b). Für die 
gesamte EU-28 soll damit eine Reduktion von 10 % im 
Vergleich zum Jahr 2005 erreicht werden, Österreich 
strebt bis 2020 eine Reduktion von 16% an.

Zur Umsetzung dieses nationalen Ziels trat im November 
2011 das österreichische Klimaschutzgesetz (KSG, Bundes-
gesetz BGBl 106/2011) für nationale Emissionen, die nicht 
dem Emissionshandel unterliegen, in Kraft. Diese Höchst-
mengen wurden im Rahmen mehrerer Novellen (zuletzt 
KSG-Novelle 2015, BGBl I Nr. 128/2015) entsprechend den 
aktuellen IPCC-Richtlinien für nationale Treibhausgasin-
venturen angepasst. Der aktuell gültige Zielwert stammt 
aus dem Beschluss (EU) 2017/1471 der Europäischen Kom-
mission vom 10. August 2017 (inklusive Anpassung).

Während in Österreich die THG-Emissionen im Vergleich 
zum Jahr 2000 etwas anstiegen (+2,3%), zeigte sich für die 
gesamte EU-28 von 2000 bis 2017 ein deutlicher Rückgang 
von 15,2 % (siehe Grafik 74). Der Einbruch der Emissionen 
im Jahr 2009 wurde in der EU-28 im Jahr nach der Krise 
kaum wettmacht, in den Folgejahren sanken die Emis-
sionswerte weiter ab um sich zuletzt auf einem Niveau 
von knapp 4,5 Mrd. Tonnen CO2-Äquiv. zu stabilisieren.

Grafik 74 
Entwicklung der Treibhausgasemissionen im EU-Ver-
gleich 

Q: Umweltbundesamt; Eurostat.

Wie in Kapitel 4.2.1 bereits erwähnt sollten in einer voll-
ständigen Berechnung und Analyse des Ressourcen-
verbrauchs eines Landes zusätzlich die materiellen und 
energetischen Vorleistungen, die durch die Produktion 
der importierten aber auch der exportierten Güter ent-
stehen, berücksichtigt werden. Dies betrifft ebenso die 
damit einhergehenden Emissionen. Vor allem hochin-
dustrialisierte Länder wie Österreich spezialisieren sich 
international eher auf die Produktion im höher verarbei-
tenden Bereich; dadurch werden emissionsintensive Pro-
duktionsschritte zunehmend ausgelagert. Diese Emissi-
onen sind dadurch in den nationalen Emissionsbilanzen 
nicht erfasst. 

Wenn umfassend bewertet werden soll, ob sich eine 
Gesellschaft in Richtung Dekarbonisierung entwickelt, 
müssen auch die Außenhandelsbeziehungen eines Lan-
des miteinbezogen werden. Die Expertengruppe für 
WgÖ? hatte deshalb 2017 die zukünftige Betrachtung 
von konsumbasierten Treibhausgasemissionen angeregt. 
Eine erste Untersuchung der Arbeitsgruppe „Consump-
tion-based GHG Accounting“ des Climate Change Center 
Austria (AG CBA, 2017) zeigte, dass die konsumbasierten 
Emissionen im Zeitraum 1997 - 2013 mit rund 110 bis 130 
Millionen Tonnen CO2-Äquivalenten in etwa 50 bis 60 % 
über den produktionsbezogenen (territorialen) Emissio-
nen lagen. Aktuellere Daten sind derzeit nicht verfügbar.

4.3.2 
Schlüsselindikator Luftschadstoffe: 
PM2,5‑Exposition (Belastung durch 
Feinstaub)

Der Schlüsselindikator beschreibt die bevölkerungs-
gewichtete Belastung durch PM2,5 in Österreich. Die-
ser Schadstoff besteht aus Staubpartikel in inhalier-
barer Größe, welche sowohl bei kurzfristiger als auch 
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langfristiger Aufnahme eine Gesundheitsgefährdung 
darstellen. Die Daten werden vom Umweltbundesamt 
anhand von Messergebnissen der Immissionsbelas-
tung, topographischen Daten und Bevölkerungsdaten 
bestimmt und stehen ab 2005 zur Verfügung.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die bevölkerungsgewichtete PM2,5-Exposition hängt von 
den inländischen PM2,5-Emissionen, den meteorologischen 
Bedingungen, von Fernverfrachtung aus dem benach-
barten Ausland sowie von den Emissionen von gasför-
migen Vorläufersubstanzen im In- und Ausland ab. Die 
PM2,5-Belastung ist von 19 µg/m³ (2005) auf rund 13 µ/m³ 
im Jahr 2018 (-32 %) deutlich zurückgegangen, die lang-
fristige Entwicklung wird daher sehr positiv beurteilt. Der 
kurzfristige Trend 2016 - 2018 ist ansteigend, was zu einer 
tendenziell negativen Einschätzung führt. “

Im Kapitel 3.7 zur Lebensqualität wird die subjektive Belas-
tung durch Luft- und Wasserverschmutzung sowie Ruß 
in der Dimension „Wohnen“ als Zusatzinformation dar-
gestellt. Für 2018 gaben 9,3 % der befragten Personen 
Belastungen durch Luft und Wasserverschmutzung oder 
Ruß in ihrer Wohnumgebung an. Demgegenüber stellt 
der Indikator zur bevölkerungsgewichteten PM2,5-Exposi-
tion die tatsächlich gemessene Staubbelastung dar. Fein-
staub hat gravierende gesundheitliche Auswirkungen, 
sowohl was eine akute Exposition (z. B. Entzündungsre-
aktionen der Lunge) als auch eine Langzeit-Exposition 
(z. B. Zunahme von Atemwegsymptomen) betreffen (siehe 
Spangl & Nagl 2017). 

Durch Luftverunreinigungen können nicht 
nur die Atemwege, sondern auch das 
Herz-Kreislauf-System in Mitleidenschaft ge-
zogen werden.

Von 2005 – 2018 hat die bevölkerungsgewichtete Expo-
sition (Belastung) durch PM2,5 von 19,3 µg/m³ auf 13,1 µg/
m³ abgenommen (32 %). (Grafik 75). Mit Ausnahme der 
Jahre 2010 und 2018 zeigt sich dabei ein abnehmen-
der Trend. Im Jahr 2018 lag die bevölkerungsgewichtete 
Belastung mit 13,1 µg/m³ deutlich über dem Wert von 
2017 mit 11,4 µg/m³. Die jährlichen Veränderungen wer-
den dabei stark durch die unterschiedlichen meteorolo-
gischen Bedingungen bestimmt.

Seit 2018 kann für WgÖ? aufgrund einer neuen Berech-
nung des Umweltbundesamts als Schlüsselindikator 
für Luftschadstoffe anstatt der PM10-Emissionen insge-
samt die jährliche bevölkerungsgewichtete Exposition 
durch PM2,5 verwendet werden. Dies entspricht besser 

den für den SDG-Indikator 11.6.2 und den im „Better Life 
Index“ der OECD verwendeten Daten. Für die aktuelle 
Berechnung der bevölkerungsgewichteten Belastung 
durch PM2,5 und PM10 (Feinstaub) wurden topographi-
sche Daten sowie Messdaten von Feinstaub und Bevöl-
kerungsdaten miteinander in Beziehung gesetzt (siehe 
Spangl & Nagl 2017). 

Grafik 75 
Mittlere Exposition durch PM2,5, bevölkerungsge-
wichtet (Feinstaub), Vergleich PM10-Exposition 

Q: Umweltbundesamt. – Anmerkung: im August sollen die endgülti-
gen Daten kommen, aber ohne große Änderungen

Die Staubbelastung wird anhand der Masse verschiede-
ner Größenfraktionen beschrieben, die Partikelgröße ist 
dabei für die gesundheitlichen Auswirkungen der Staub-
belastung von Bedeutung:

•	 PM2,5 enthält 50 % der Partikel mit einem Durchmesser 
von 2,5 µm, einen höheren Anteil kleinerer Teilchen und 
einen niedrigeren Anteil größerer Teilchen. PM2,5 ist eine 
Teilmenge von PM10. Partikel dieser Größe sind maxi-
mal so groß wie Bakterien. PM2,5 dringen am tiefsten 
in den Atemwegstrakt ein, können bis in die Lungen-
bläschen gelangen, und verursachen damit die größ-
ten Gesundheitsschäden aller Staubteilchen.

•	 PM10 enthält 50 % der Partikel mit einem Durchmesser 
von 10 µm, einen höheren Anteil kleinerer Teilchen 
und einen niedrigeren Anteil größerer Teilchen. Parti-
kel dieser Größe sind maximal so groß wie Zellen, kön-
nen tief in die Lunge gelangen und sind daher beson-
ders gesundheitsschädlich.

Wesentliche anthropogene (durch den Menschen ver-
ursachte) Emissionsquellen für Feinstaub sind Verbren-
nungsprozesse (v.a. Energieumwandlung, Industrie, Ver-
kehr, Haushalte) und die Manipulation von Materialien 
sowie der Bergbau. Nennenswerte Emissionen werden 
auch durch die Bearbeitung landwirtschaftlicher Flä-
chen und die Tierhaltung freigesetzt. Zusätzlich gibt es 
auch natürliche Quellen wie Bodenerosion, Vegetation 
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(Absonderung von Pollen, Sporen), Waldbrände oder Vul-
kanismus. Neben den innerösterreichischen Staubemissi-
onen sind noch weitere Quellen für die Belastung in der 
Außenluft verantwortlich, wie z. B. Fernverfrachtung oder 
Winderosion. Diese Quellen sind nicht in der Emissionsin-
ventur des Umweltbundesamts enthalten (Umweltbun-
desamt 2018a, S. 18ff). 

Die PM2,5 Belastung in der Außenluft, d. h. die Immission 
(die an Luftgütemessstellen gemessen wird) und in wei-
terer Folge die Exposition wird also nicht nur durch die 

österreichischen PM2,5 Emissionen, d. h. den Schadstoffaus-
stoß direkt an der Quelle bestimmt, sondern auch durch 
PM-Ferntransport aus dem Ausland, durch Sekundärpar-
tikelbildung aus gasförmigen Vorläufersubstanzen (z.T. im 
Inland, z.T. im Ausland) sowie durch natürliche Quellen.

Grenzwerte wurden für die (auch meteorologisch beein-
flusste, punktuell gemessene) Belastung in der Außenluft 
festgelegt, mit der EU-Luftqualitätsrichtlinie (RL 2008/50/
EG) sowie dem österreichischen Immissionsschutzge-
setz-Luft (IG-L; BGBl. I Nr. 77/2010).
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4.4 
Energie

38	 Siehe Standard-Dokumentation – Metainformationen Energiebilanzen für Österreich und die Bundesländer ab 1970 (1988) Bearbeitungsstand: 
27.07.2016. 

Die Dimension „Energie“ bezieht sich vorrangig auf 
den Einsatz erneuerbarer und fossiler Energieträger 
sowie deren effizienter Nutzung. Während erneuer-
bare Energien aus Windkraft, Solarenergie oder Was-
serkraft sich kaum erschöpfen bzw. für lange Zeit nutz-
bar sind, unterliegen die fossilen Energieträger wie Öl, 
Gas und Kohle einer natürlichen Begrenzung. Erneuer-
bare Energiequellen gelten daher, neben dem sparsa-
men und effizienten Einsatz von Energie, als wichtigste 
Säule einer nachhaltigen Energiewirtschaft.

Fossile Brennstoffe werden aus natürlichen Vorkommen 
gewonnen, die im Laufe der Erdgeschichte aus Biomasse 
entstanden sind. Analog wird der Begriff fossil auch für 
sämtliche sekundären Brennstoffe verwendet, die aus 
einem fossilen (Roh-)Brennstoff hergestellt werden. Pro-
dukte aus erneuerbaren Energiequellen werden dagegen 
(mit Ausnahme der Erdwärme) direkt oder indirekt aus 
Energieströmen, die noch andauern oder bis vor kur-
zem angedauert haben, in Verbindung mit der ständig 
verfügbaren Sonnenenergie oder der auf der Schwer-
kraft beruhenden Energie gewonnen. Der Energiewert 
von Biomasse z. B. entsteht aus der von Pflanzen wäh-
rend des Wachstums angereicherten Sonnenenergie38.

Energieaufbringung und Energieverbrauch 
verursachen massive Umweltbelastungen 
wie Treibhausgas- und Feinstaub-Emissio-
nen, aber auch Flächenverbrauch. Weitere 
Probleme betreffen beispielsweise die 
zunehmende Importabhängigkeit und die 
Ressourcenverknappung.

Eine nachhaltige Entwicklung benötigt ein Energiesys-
tem, das Energie effizient nutzt und hauptsächlich erneu-
erbare Energien wie Wasserkraft oder Biomasse einsetzt. 
Der vermehrte Einsatz von heimischen erneuerbaren 
Energieträgern fördert zudem eine zunehmende Eigen-
versorgung Österreichs.

Die steigende Importabhängigkeit, der Druck (endliche) 
Energieressourcen auszubeuten, die gesicherte Versor-
gung aller Konsumentinnen und Konsumenten mit Ener-
gie zu erschwinglichen Preisen und der Klimawandel spie-

len auch auf EU-Ebene eine bedeutende Rolle. Die Europa 
2020 Strategie (Europäische Kommission 2010) enthält 
dementsprechend im Kernziel „Klimawandel und nach-
haltige Energiewirtschaft“ die Teilziele einer Erhöhung 
des Anteils erneuerbarer Energien auf 20 %, für jedes Mit-
gliedsland wurden – abhängig von Ausgangslage und 
Möglichkeiten – nationale Ziele verbindlich vereinbart. 
Zudem wurde eine Steigerung der Energieeffizienz um 
20 % für die EU-28 insgesamt festgelegt.

Die aktuelle Klima- und Energiestrategie der Bundesre-
gierung sieht den Ausbau der erneuerbaren Energien 
sowie eine erhöhte Energieeffizienz als wesentliche Fak-
toren zur Erreichung von Klima- und Energiezielen an 
(BMNT & BMVIT, Juni 2018).

Am 9. Juli 2014 wurde das Energieeffizienzpaket des Bun-
des (Bundesgesetzblatt I Nr. 72/2014) mit der erforder-
lichen Verfassungsmehrheit vom Nationalrat beschlos-
sen. Es enthält im Artikel 1 das Bundesgesetz über die 
Steigerung der Energieeffizienz bei Unternehmen und 
dem Bund (Bundes-Energieeffizienzgesetz). Dieses bein-
haltet u. a. folgende – über die Energiestrategie hinaus-
gehende – Ziele:

•	 Stabilisierung des Endenergieverbrauchs auf 1.050 Peta-
joule (PJ)

•	 Kumulatives Endenergieeffizienzziel von 310 PJ durch 
anrechenbare Energieeffizienzmaßnahmen in den Jah-
ren 2014 bis einschließlich 2020.

Das nationale Ziel im Rahmen der gesetzlichen Vorga-
ben von Europa 2020 für erneuerbare Energieträger liegt 
bei einem Anteil von 34 % bis 2020. Dieser Anteil soll laut 
der aktuellen Klima- und Energiestrategie bis 2030 auf 
einen Wert von 45–50 % angehoben werden (BMNT & 
BMVIT, 2018).

Für den Bereich Energie liegen umfassende Daten aus den 
Energiebilanzen von Statistik Austria vor. Die Energieda-
ten werden nach dem Inlandsprinzip erhoben. 

Dies bedeutet, dass alle in Österreich abge-
setzten Energieträger in den Energiebilanzen 

http://europa.eu/legislation_summaries/energy/index_de.htm
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/energie_und_umwelt/energie/energiebilanzen/index.html
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berücksichtigt werden, unabhängig davon, 
wer diese Energieträger erwirbt und wo sie 
eingesetzt werden.

Die Energiebilanzen stehen jährlich im November für das 
Vorjahr zur Verfügung, zusätzlich wurde im Mai 2019 eine 
vorläufige Energiebilanz mit ersten Berechnungen des 
Gesamtenergieverbrauchs für 2018 veröffentlicht. Alle 
Energiedaten für das Jahr 2018 stellen damit eine vor-
läufige Schätzung dar. Eine vorläufige Schätzung für den 
Anteil der Erneuerbaren Energieträger liegt aus Daten-
gründen nicht vor.

Den Schlüsselindikator für den gesamten Energiever-
brauch Österreichs bildet im WgÖ?-Set der energetische 
Endverbrauch (EEV). Der EEV ist jene Energiemenge, die 
dem Verbraucher für die Umsetzung in Nutzenergie zur 
Verfügung gestellt wird (Raumheizung, Beleuchtung 
und EDV, mechanische Arbeit, etc.). Als weiterer Schlüs-
selindikator wird die Entwicklung des Anteils der erneu-
erbaren Energieträger gezeigt. Daten zur Energieintensi-
tät als Maßzahl der Energieeffizienz ergänzen die beiden 
Schlüsselindikatoren. 

4.4.1 
Schlüsselindikator erneuerbare 
Energieträger

Der Indikator zeigt den Anteil der anrechenbaren erneu-
erbaren Energieträger am Bruttoendenergieverbrauch. 
Erneuerbare Energien stammen aus Energiequellen, die 
sich entweder kurzfristig von selbst erneuern (z. B. Bio-
masse) oder deren Nutzung nicht zur Erschöpfung der 
Quelle beiträgt (z. B. Solarenergie, Wasserkraft). Die aus 
erneuerbaren Energiequellen erzeugten sekundären 
Energieträger (Elektrizität, Wärme, Kraftstoff) werden 
dabei ebenfalls als erneuerbare Energien bezeichnet.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„In der kurzfristigen Betrachtung kam es zu einem Rück-
gang des Anteils der erneuerbaren Energieträger, zudem 
liegt der Wert für 2017 nur mehr knapp über dem linea-
ren Zielpfad. Schreitet die kurzfristige Entwicklung so fort, 
kommt es zu einer Unterschreitung – deshalb fällt die kurz-
fristige Bewertung tendenziell negativ aus. Der gesamte 
Zeitraum wird tendenziell positiv bewertet, wobei zukünf-
tige Maßnahmen zur Erhöhung des Anteils immer schwie-
riger umsetzbar sein werden.“

39	 Bei der Berechnung des Beitrags der Wasserkraft und der Windkraft für die Zwecke der Richtlinie 2009/28/EG werden die Auswirkungen kli-
matischer Schwankungen durch die Verwendung einer im Anhang derselben angeführten Normalisierungsregel geglättet.

Als anrechenbare erneuerbare Energien laut Erneuerba-
ren-Richtlinie (Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung der 
Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen) gelten:

1.  der energetische Endverbrauch (EEV) von biogenen 
Energieträgern, Solar-, Erd- und Umgebungswärme, 
Biokraftstoffen,

2.  die Erzeugung von Strom und Fernwärme aus bio-
genen Energieträgern, Solar-, Erd- und Umgebungs-
wärme, Wasserkraft normalisiert ohne die Erzeugung 
aus gepumptem Zufluss, Windkraft normalisiert sowie 
Photovoltaik39.

Im Rahmen des Europa 2020 Ziels ist für 
Österreich eine Anteilssteigerung der erneu-
erbaren Energien auf 34 % am Bruttoend-
energieverbrauch entsprechend der Metho-
dik der Erneuerbaren-Richtlinie 2009/28/EG 
verbindlich vorgesehen. 

Laut der aktuellen Klima- und Energiestrategie wird ange-
strebt, den Anteil erneuerbarer Energie am Bruttoend-
energieverbrauch bis 2030 auf einen Wert von 45–50 % 
anzuheben (BMNT & BMVIT, 2018).

Grafik 76 
Anteil der erneuerbaren Energieträger am 
Bruttoendenergieverbrauch

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik. - Anrechenbare Erneuerbare 
laut Richtlinie 2009/28/EG. 

2017 wuchs der Verbrauch an fossiler Energie deutlich 
stärker, als das Aufkommen an erneuerbarer Energie: Wie 
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Grafik 76 zeigt, ging der Anteil der anrechenbaren erneu-
erbaren Energieträger am Bruttoendenergieverbrauch in 
Österreich von 33,0% im Jahr 2016 auf 32,6% im (letzt-
verfügbaren) Jahr 2017 zurück. Damit liegt die Entwick-
lung des Erneuerbaren-Anteils nur mehr knapp über dem 
linearen Zielpfad für das nationale Ziel von 34 % für 2020. 
Der Einsatz von Energie aus erneuerbaren Quellen nahm 
dabei seit 2005 um 44% zu. Im internationalen Vergleich 
lag Österreich mit dem Anteil von 32,6 % (2017) deutlich 
über dem Durchschnitt der EU-28 mit 17,5 %.

Der Bruttoendenergieverbrauch errechnet sich aus der 
Summe von EEV + Eigenverbrauch von Strom und Fern-
wärme der Strom- und Fernwärmeproduzenten + Trans-
portverlusten von Strom und Fernwärme + nichtenerge-
tischem Einsatz im Hochofen40.

Den höchsten Anteil an den anrechenbaren erneuerbaren 
Energien hatte 2017 traditionell die Erzeugung von Strom 
aus Wasserkraft (35,3 %), gefolgt von der festen Biomasse 
(28,1 %). Die erneuerbare Fernwärme stellt 10,6 % der anre-
chenbaren erneuerbaren Energien (siehe Biermayr 2018, 
S. 6). Die energetische Nutzung von Ablaugen erreichten 
8 %, Biokraftstoffe hatten einen Anteil von 5,3 % an den 
erneuerbaren Energieträgern. Windkraft, Solarthermie, 
Umweltwärme, Biogas, Geothermie und Photovoltaik 
erreichten gemeinsam 12,7 %.

Dabei lag der Gesamtumsatz im Bereich der Technolo-
gien zur Nutzung Erneuerbarer 2017 bei 7,3 Mrd. Euro, 
insgesamt waren dafür rund 42.500 Beschäftigte tätig. 
Der verstärkte Einsatz erneuerbarer Energien fördert die 
Umstrukturierung der Gesellschaft in Richtung eines nach-
haltigen Wirtschafts- und Energiesystems. Die Nutzung 
der zumeist regional anfallenden erneuerbaren Energie-
träger erhöht den nationalen Selbstversorgungsgrad mit 
Energie und reduziert die Abhängigkeit von – hauptsäch-
lich fossilen – Energieimporten.

4.4.2 
Schlüsselindikator energetischer 
Endverbrauch

Der energetische Endverbrauch (EEV) ist jene Ener-
giemenge, die dem Verbraucher (Haushalte, Gewerbe 
und Industrie, Verkehr, Dienstleistungen, Landwirt-
schaft) für die Umsetzung in Nutzenergie zur Verfü-
gung gestellt wird, also Benzin/Diesel für Pkws, elekt-
rische Energie für Elektrogeräte, Gas und Fernwärme 
für Raumwärme etc. Die Datenerhebung erfolgt nach 
dem Inlandsprinzip. 

40	 Siehe Standard-Dokumentation – Metainformationen Energiebilanzen für Österreich und die Bundesländer ab 1970 (1988) Bearbeitungsstand: 
27.07.2016.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Unter dem Aspekt der langfristigen Ziele zur Begren-
zung des Klimawandels liegt der Energieverbrauch auf 
zu hohem Niveau. Insbesondere der Zuwachs in den Jah-
ren 2000 - 2005 wird negativ gesehen. Wichtig wäre nicht 
nur eine Stabilisierung des Verbrauchs, sondern auch eine 
Reduktion unter das Ausgangsniveau. Das Fehlen beider 
Faktoren führt zu einer tendenziell negativen Beurteilung 
der langfristigen Entwicklung. Die kurzfristige Entwick-
lung zeigt von 2016 auf 2018 (vorläufiges Ergebnis) einen 
Anstieg und liegt über dem Energieeffizienzrichtwert, sie 
wird daher tendenziell negativ beurteilt.“

Der Schlüsselindikator beschreibt Niveau und Entwick-
lung des Energieverbrauchs von Endnutzern und setzt 
sich zu einem großen Teil aus fossilen und somit nicht 
erneuerbaren Energieträgern zusammen. Er stellt neben 
dem Bruttoinlandsverbrauch eine Schlüsselposition in 
der Österreichischen Energiebilanz dar und umfasst alle 
(sofern notwendig) umgewandelten Energieformen (z. B. 
Elektrizität aus Wasserkraft).

Das Bundes-Energieeffizienzgesetz (Bundes-
gesetzblatt I Nr. 72/2014) sieht vor, dass der 
heimische energetische Endverbrauch im 
Jahr 2020 1.050 Petajoule (PJ) nicht über-
schreitet (Energieeffizienzrichtwert).

Grafik 77 
Energetischer Endverbrauch

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik. - * Werte für 2018 stellen vor-
läufige Ergebnisse dar.
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Für das Jahr 2018 weist die vorläufige Energiebilanz für den 
EEV eine erste Schätzung von 1.122 PJ aus (Grafik 77). Dies 
bedeutet im Vergleich zum Vorjahr einen Rückgang von 
0,6 %. Hauptursache dafür war, bedingt durch die höhe-
ren Außentemperaturen in der Heizperiode, die um rund 
10% niedrigere Heizgradsumme, wodurch vor allem der 
energetische Endverbrauch bei den Heizenergieträgern 
Heizöl extraleicht und Erdgas zurückging. 

Der EEV wuchs von 2000 bis 2018 mit 19,8 % etwas ver-
haltener als das reale BIP (+31,5 %). Während die Entwick-
lung von Energieverbrauch und realem BIP über lange 
Jahre sehr ähnlich verlief, zeigte sich seit dem Jahr 2006 
für ersteren ein Einbremsen des Wachstums und damit 
eine Entkoppelung von der Wirtschaftsleistung. 2015 bis 
2017 stieg der EEV jedoch wieder kontinuierlich an und lag 
damit 2017 mit 1.130 PJ deutlich über dem Energieeffizi-
enzrichtwert von 1.050 PJ. 2018 erreichte der EEV den vor-
läufigen Wert von 1.122 PJ - um den Energieeffizienz-Ziel-
wert von 1.050 PJ zu erreichen, müsste der EEV von 2018 
bis 2020 jährlich um über 3 % zurückgehen.

Im Vergleich zum Durchschnitt der EU-28, deren EEV 2017 
knapp unter dem Ausgangswert von 2000 lag, nahm der 
österreichische energetische Endverbrauch in den Jahren 
2000 bis 2017 mit einem Zuwachs von rund 20 % einen 
ungünstigeren Verlauf. Vor allem im Zeitraum 2000 – 
2005 sowie in den letzten Jahren stieg der nationale EEV 
sehr stark an, während die EU-28 ein deutlich geringeres 
Wachstum verzeichnete (siehe Grafik 78).

Grafik 78 
Energetischer Endverbrauch im EU-Vergleich

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik; Eurostat. - * Werte für 2018 
stellen vorläufige Ergebnisse dar.

Die Senkung des Energieverbrauchs und der Energieein-
fuhr, um damit die Versorgungssicherheit zu verbessern, 
ist ein Ziel des Bundes-Energieeffizienzgesetzes. Die Fest-
legung des nationalen energetischen Endverbrauchs auf 

41	 Artikel 3, Energieeffizienzziele: (1) Jeder Mitgliedstaat legt ein indikatives nationales Energieeffizienzziel fest, das sich entweder auf den Pri-
märenergie- oder den Endenergieverbrauch oder auf die Primärenergie- oder Endenergieeinsparungen oder auf die Energieintensität bezieht. 
Die Mitgliedstaaten übermitteln diese Ziele an die Kommission gemäß Artikel 24 Absatz 1 und Anhang XIV Teil 1.

1.050 PJ (Energieeffizienzrichtwert) für das Jahr 2020 för-
dert zudem die nationale Zielerreichung betreffend erneu-
erbarer Energien und Energieeffizienz im Rahmen der 
Europa 2020 Strategie (siehe auch nachfolgendes Kapi-
tel zur Energieeffizienz). Dieser Energieeffizienzrichtwert 
stellt dabei den nach Art. 341 der Energieeffizienzrichtlinie 
der EU (2012/27/EU) mittels Prognosemethoden errech-
neten und notifizierten Indikationswert dar.

4.4.3 
Energieintensität

Als Maßzahl für die effiziente Nutzung von Energie wird 
die Energieintensität verwendet. Sie stellt dar, inwie-
weit der Energieverbrauch von Wirtschaftsgrößen (z. B. 
BIP) entkoppelt ist. Der Indikator beschreibt die Entwick-
lung des temperaturbereinigten EEV (Inlandsprinzip) in 
Relation zum realen Bruttoinlandsprodukt. 

Mittels Temperaturbereinigung werden jene Verbrauchs-
effekte geglättet, die sich aus den jährlich schwanken-
den klimatischen Bedingungen ergeben. Aus umwelt-
politischer Sicht sollte die Energieintensität sinken, also 
eine deutliche Entkoppelung von energetischem Endver-
brauch und wirtschaftlicher Entwicklung das Ziel sein. Für 
die Temperaturbereinigung des Indikators sind Informati-
onen zum Raumwärmeverbrauch aus der Nutzenergieana-
lyse notwendig, deren letztverfügbares Datenjahr 2017 ist.

Wie Grafik 79 darstellt, zeigt die Energieintensität Öster-
reichs – d. h. die Entwicklung des temperaturbereinig-
ten EEV relativ zur Entwicklung des realen BIP – ab dem 
Jahr 2005 bis 2012 einen fallenden Trend. Dies bedeutet 
eine Entkoppelung des Energieverbrauchs von der Wirt-
schaftsleistung. Je stärker die Energieintensität sinkt, 
desto weniger Energie wird pro Wirtschaftsgröße ein-
gesetzt; d. h. desto effizienter wird Energie genutzt. Von 
diesem Trend wichen die Jahre 2013 und 2014 allerdings 
deutlich ab, hier nahm durch den Anstieg des EEV bei 
gleichzeitig geringem BIP-Wachstum die Energieinten-
sität zu. In den letzten Jahren ging die Energieintensität 
wieder etwas zurück.

Die Effekte durch jährlich schwankende klimatische Bedin-
gungen wurden mittels Temperaturbereinigung des Ener-
gieverbrauchs weitgehend geglättet. Die „Energieeffizi-
enz“ bei diesem Indikator kann sich jedoch langfristig 
auch rein dadurch wandeln, dass sich die Sektorenzu-
sammensetzung verändert. D. h. eine verhältnismäßig 
stärkere Zunahme von Dienstleistungen im Vergleich zur 
energieintensiven Sachgüterproduktion würde sich posi-
tiv auf die Energieeffizienz auswirken. Dies ist jedoch an 
einem top-down Indikator nicht ablesbar.
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Grafik 79 
Energieintensität

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik, VGR.

Das Energieeffizienzpaket des Bundes (Bundesgesetz-
blatt I Nr. 72/2014) enthält im Artikel 1 das Bundesge-
setz über die Steigerung der Energieeffizienz bei Unter-
nehmen und dem Bund (Bundes-Energieeffizienzgesetz). 
Letzteres enthält in § 4. (1) folgende gesamtstaatliche 
Ziele und Richtwerte:

Ziel der Republik Österreich ist es, die Energieeffizienz 
derart zu steigern, dass

1.  der auf ein Regeljahr bezogene Endenergieverbrauch 
in Österreich im Jahr 2020 die Höhe von 1.050 PJ (Ener-
gieeffizienzrichtwert) nicht überschreitet;

42	 Die Wachstumsrate von 1,4 % wurde dem Bericht von Kratena et al. (2013, S. 27) zu den Energieszenarien bis 2030 entnommen. Dieser postuliert 
für sein WEM-Szenario („With Existing Measures“) eine Wachstumsrate des BIP von durchschnittlich jährlich 1,4 % für den Zeitraum 2012 – 2020.

2.  ein Beitrag für unionsrechtlich verbindliche, über das 
Jahr 2020 hinausgehende Energieeffizienzziele geleis-
tet wird;

3.  ein kumulatives Endenergieeffizienzziel von 310 PJ 
durch gemäß der Richtlinie 2012/27/EU zusätzliche anre-
chenbare Energieeffizienzmaßnahmen in den Jahren 
2014 bis einschließlich 2020, davon 159 PJ durch Bei-
träge der Energielieferanten sowie 151 PJ durch stra-
tegische Maßnahmen, erreicht wird und

4.  bis zum 31. Dezember 2016 österreichweit gemäß der 
Richtlinie 2006/32/EG anrechenbare Maßnahmen von 
insgesamt mindestens 80,4 PJ nachgewiesen werden 
können.

Das Bundes-Energieeffizienzgesetz wurde im Sonderkapi-
tel Umwelt „Aspekte von Energieverbrauch und Energie-
effizienz“ im WgÖ?-Bericht 2014 genauer analysiert (siehe 
Statistik Austria, 2014, Sonderkapitel E.7.1).

Die Stabilisierung des Energieverbrauchs auf 1.050 PJ 
ergäbe (siehe Grafik 77) – unter der Annahme eines zwi-
schen 2018 und 2020 mit einer Wachstumsrate von 1,4 % 
fortgeschriebenen Bruttoinlandsprodukts (BIP) sowie 
eines linearen Zielpfads – einen fiktiven Indexwert von 
81,6 für das Jahr 202042. Dieser fiktive Zielpfad wird in den 
Jahren 2006 bis 2012 knapp erreicht bzw. in einigen Jah-
ren unterschritten. Ab dem Jahr 2013 liegt die Energie-
intensität jedoch deutlich über dem fiktiven Pfad. Diese 
Überschreitung erklärt sich einerseits aus dem in den 
Jahren 2013 bis 2015 nur gering wachsenden realen BIP, 
und andererseits aus dem vor allem 2013und 2014 deut-
lich ansteigenden temperaturbereinigten EEV.
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4.5 
Verkehr, Mobilität

Die Ökologisierung des Verkehrssystems stellt ein 
wesentliches Element auf dem Weg zu einer nachhal-
tigen Entwicklung dar. Verkehr und Mobilität sind wich-
tige Grundvoraussetzungen für soziale Interaktionen 
und wirtschaftliche Aktivitäten innerhalb einer Gesell-
schaft, verursachen jedoch erhebliche Umweltprobleme 
(z. B. Flächenverbrauch, Emissionen). Das Konzept der 
nachhaltigen Mobilität zielt u. a. darauf ab, den Ver-
brauch fossiler Energie und damit die CO2-Emissionen 
des Verkehrssektors absolut zu senken. Dies soll die 
Emissionen des Verkehrs vom Wirtschaftswachstum 
entkoppeln (Meyer 2007).

(Räumliche) Mobilität betrifft dabei die potentielle und 
realisierte Beweglichkeit von Menschen, Lebewesen und 
Dingen, also die Befriedigung von Bedürfnissen durch 
Raumveränderung (z. B. Einkauf im Supermarkt). Der Ver-
kehr liefert das Instrument (z. B. Auto, Bus), welches man 
für die konkrete Umsetzung der Mobilität benötigt. Ver-
kehr stellt also die zielgerichtete Ortsveränderung von Per-
sonen, Gütern, Nachrichten unter Verwendung von Ener-
gie und Information dar und ist daher auch gut messbar.

Obwohl durch technologische Verbesserungen der Schad-
stoffausstoß der einzelnen Fahrzeuge durchaus reduziert 
wurde, nahm der Energieverbrauch insgesamt durch das 
kontinuierlich wachsende Verkehrsaufkommen und die 
steigende Anzahl der gefahrenen Kilometer in den letz-
ten Jahren gravierend zu. 

Verkehr ist damit ein wesentlicher Treiber 
des anthropogenen Klimawandels. Der Ver-
brauch fossiler Ressourcen, die Lärmbelas-
tung, der Flächenverbrauch für Verkehrswe-
ge, die Zerschneidung zusammenhängender 
Lebensräume oder die Gefährdung durch 
Verkehrsunfälle sind weitere Problemfelder 
des Verkehrs.

Der Abgasausstoß durch Verkehrsaktivitäten – spezi-
ell durch den Einsatz fossiler Energien – verursacht eine 
Vielzahl von Luftschadstoffen und Treibhausgasen, deren 
Reduktion auch in der EU als wesentlich für eine nach-

haltige Mobilität angesehen wird (Europäische Kommis-
sion, 2016). 

Das Konzept der nachhaltigen Mobilität – umgesetzt 
durch das Instrument eines nachhaltigen Verkehrssys-
tems – enthält ökonomische, soziale und ökologische 
Kriterien und stellt eine Schlüsselstrategie für eine nach-
haltige Entwicklung dar. Ein nachhaltiges Verkehrssys-
tem soll Wirtschaft und Gesellschaft in ihrer Entwicklung 
und Leistungsfähigkeit nicht beeinträchtigen, da Mobili-
tät und der Zugang zu Märkten Grundfunktionen globa-
lisierter Volkswirtschaften darstellen.

Nachhaltiger Verkehr soll Mobilität für alle gleichermaßen 
ermöglichen und den Zugang zu Märkten, Kultur- und 
Freizeitaktivitäten sozial ausgewogen gestalten. Zudem 
soll ein nachhaltiges Verkehrssystem den Erfordernissen 
des Umweltschutzes und der sozialen Gerechtigkeit ent-
sprechen. Es soll also die Gesundheit der Menschen nicht 
durch Luftschadstoffe und Lärm belasten, die Funktions-
fähigkeit der ökologischen Systeme (z. B. der Wälder) nicht 
durch Schadstoffe gefährden und die Stabilität des Kli-
mas nicht beeinträchtigen (Meyer 2007).

Wiewohl „Verkehr“ naturgemäß von den 
privaten Haushalten sowie öffentlichen und 
wirtschaftlichen Akteuren verursacht wird, 
bilden Statistiken wie die Energiebilanz oder 
die Treibhausgasinventur Verkehr funktional 
als eigenen Sektor ab. 

Der Schlüsselindikator zum Energieverbrauch des Verkehrs 
bezieht sich auf die Entwicklung des gesamten Verkehrs-
bereichs. Der Schlüsselindikator der „Transportleistung 
des Lkw-Verkehrs“ bildet einen wesentlichen Bereich des 
Straßenverkehrs ab. Seit 2017 werden zudem die Treib-
hausgasemissionen des Verkehrs als Schlüsselindikatoren 
dargestellt. Zusatzinformationen betreffen den Treibstoff-
verbrauch der privaten Pkws sowie die Nutzung öffentli-
cher Verkehrsmittel. Für beide Indikatoren liegen Daten 
aus dem Mikrozensus Energieeinsatz der Haushalte bzw. 
dem Mikrozensus Umweltbedingungen, Umweltverhal-
ten vor. Die zusätzliche Betrachtung dieser Indikatoren 
wurde vom WgÖ?-Expertengremium angeregt. 

http://www.zukunft-mobilitaet.net/3892/analyse/unterschied-verkehr-mobilitaet/
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4.5.1 
Schlüsselindikator Energieverbrauch des 
Verkehrs

Der Schlüsselindikator bildet den energetischen End-
verbrauch (EEV)43 des gesamten Verkehrssektors nach 
dem Inlandsprinzip ab. Er deckt somit den Energiever-
brauch von Eisenbahn, Straßenverkehr, Transport in 
Rohrfernleitungen, Schifffahrt sowie den Flugverkehr 
ab. Wie eingangs erwähnt wird der Verkehr „funktio-
nal“ als eigener Sektor dargestellt, die jeweiligen Ver-
bräuche (z. B. Benzin, Diesel) werden also nicht den 
eigentlichen Verursachern (beispielsweise Haushalte 
oder Industriesektoren) zugeordnet44.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die starke Steigerung des Energieverbrauchs des Ver-
kehrs insbesondere in den Jahren 2000 bis 2007 verläuft 
konträr zu den langfristigen Zielen zur Begrenzung des 
Klimawandels. Es sind keine energieeinsparenden Struk-
turänderungen (z. B. Verlagerung des Transports von der 
Straße auf Schiene) erkennbar. Der langfristige Trend, der 
deutlich über dem BIP-Wachstum liegt, wird daher nega-
tiv beurteilt. Kurzfristig zeigt sich zwischen 2016 und 2018 
(vorläufiges Ergebnis) ein deutlicher Anstieg, der ebenfalls 
negativ bewertet wird.“

Der EEV des Verkehrs hatte im Jahr 2018 (vorläufige Schät-
zung) einen Anteil von rund 37 % am gesamten EEV Öster-
reichs und stellte damit die wichtigste Verbrauchsgruppe 
dar. 

Grafik 80 
Energieverbrauch des Verkehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik, VGR. - * Energiewerte für 2018 
stellen vorläufige Ergebnisse dar.

43	 Siehe auch Indikator energetischer Endverbrauch.
44	 Eine Ausnahme bildet die Energiegesamtrechnung der Statistik Austria, welche Traktionsenergieträger dem jeweiligen Wirtschaftsbereich, 

der diese verbraucht, zurechnet.

Der gesamte Energieverbrauch der Traktion (=Verkehr) 
stieg in den Jahren 2000 bis 2018 um 37,2 %, während 
das reale BIP im selben Zeitraum mit 31,5 % schwächer 
wuchs. In den Jahren 2000 bis 2005 kam es im Vergleich 
zum BIP zu einem deutlich stärkeren Anstieg des EEV. 
Davon abweichend gab es in den Jahren 2006 und 2008 
trotz ansteigender Wirtschaftsleistung erste Abnahmen 
des verkehrsbedingten Energieverbrauchs. Im Krisen-
jahr 2009 fiel der Verbrauch auf das Niveau von 2003 
zurück. Die vorläufige Energiebilanz weist, nach einem 
Anstieg von 1,3 % für 2017 für das Jahr 2018 einen neuer-
lichen deutlichen Anstieg (+2,0 %) im Vergleich zum Vor-
jahr aus. Damit wird der höchste Verbrauch der Zeitreihe 
erreicht (Grafik 80).

Zum Teil lässt sich der im Vergleich zum BIP überproporti-
onale Anstieg des EEVs durch den „Treibstoffexport im Kfz-
Tank“ (preisbedingter Kraftstoffexport) und den Transit-
verkehr erklären. Bei der Erfassung des Energieverbrauchs 
des Verkehrs wird das Inlandsprinzip laut Österreichischer 
Energiebilanz angewandt, d. h. alle in Österreich in Ver-
kehr gebrachten Energieträger werden berücksichtigt, 
unabhängig davon, wer diese Energieträger erwirbt und 
einsetzt. Entscheidend ist beispielsweise der Absatz von 
Benzin und Diesel an österreichischen Tankstellen, unab-
hängig davon, wo diese verfahren werden.

In Österreich getankter Treibstoff, der im 
Ausland verbraucht wird, ist daher in den 
Daten erfasst, während im Ausland getank-
ter, aber in Österreich verfahrener Diesel und 
Benzin nicht enthalten ist.

Laut Umweltbundesamt (2019 b, S. 137ff) lag der Anteil 
dieses „Tanktourismus“ im Jahr 2000 noch bei 14 % und 
stieg bis 2012 auf rund 24 % an. Dies begründet sich in den 
– im Vergleich mit den Nachbarländern – relativ günsti-
gen Treibstoffpreisen. Umgekehrt ist zu beachten, dass 
auch im Ausland getankter Diesel und Benzin, der im 
Inland verfahren wird, nicht in den Daten enthalten ist.

Die Einführung der Substitutionsverpflichtung von fossi-
len Kraftstoffen durch Biokraftstoffe gemäß der Biokraft-
stoffrichtlinie 2003/30/EG führte dazu, dass 2018 rund 5 % 
des EEV des Verkehrssektors durch Biokraftstoffe (Biodie-
sel, Ethanol) gedeckt wurden (2005: 0,2 %). Die Erneuer-
baren-Richtlinie 2009/28/EG schreibt vor, dass bis 2020 
jeder Mitgliedstaat mindestens 10 % der im Verkehr ein-
gesetzten Energie durch erneuerbare Energien wie Bio-
kraftstoffe oder auch Ökostrom aufzubringen hat. Laut 
vorläufigen Berechnungen lag im Jahr 2018 der Anteil 
anrechenbarer Erneuerbarer im Verkehr (nachhaltig pro-
duzierte Biotreibstoffe inkl. elektrischer Energie) an den 
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Treibstoffen insgesamt, berechnet nach Vorgaben der 
Europäischen Kommission, bei rund 10%.

Biermayr (2018 S. 6) geht davon aus, dass durch die Nut-
zung erneuerbarer Energien im Sektor Treibstoffe / Ver-
kehr im Jahr 2017 Treibhausgase im Ausmaß von 1,6 Mio. t 
CO2-Äquiv. vermieden werden konnten.

Grafik 81 
Energieverbrauch des Verkehrs im EU-Vergleich

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik; Eurostat. - * Werte für 2018 
stellen vorläufige Ergebnisse dar.

Im internationalen Vergleich ist die Zunahme des ver-
kehrsbedingten Energieverbrauchs in Österreich mit rund 
35 % im Zeitraum 2000 – 2017 (letztverfügbares Jahr der 
internationalen Daten) sehr hoch. Im Durchschnitt der 
EU-28 Länder betrug die Steigerungsrate im selben Zeit-
raum 7,2 % (siehe auch Kapitel 5.4). Hier kann wieder auf 
das Phänomen des „Treibstoffexports im Kfz-Tank“ ver-
wiesen werden. 

Dass der Ansatz „Tanktourismus“ jedoch nicht ausreicht, 
um den starken Anstieg des EEV des Sektors Verkehr zu 
erläutern, zeigt der folgende Indikator zur Transportleis-
tung des Lkw-Verkehrs, der sich auf das Verkehrsaufkom-
men in Österreich beschränkt.

4.5.2 
Schlüsselindikator Transportleistung des 
Lkw-Verkehrs

Der Schlüsselindikator zur Transportleistung des 
Lkw-Verkehrs zeigt als einen Aspekt des Verkehrs-
aufkommens den Straßengüterverkehr in Österreich. 
Dargestellt wird die Entwicklung der Transportleis-
tung, also das Transportaufkommen verknüpft mit 
der Wegstrecke (in Tonnen-km), auf österreichischem 
Territorium. Gezeigt werden die Daten laut Güterver-
kehrsstatistik. 

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die kurzfristige Entwicklung der Transportleistung des 
Lkw-Verkehrs mit dem deutlichen Anstieg in den Jahren 
2015 - 2017 wird negativ eingeschätzt. Eine langfristige 
Bewertung erfolgt erst, wenn Daten für wenigstens 10 
Jahre vorhanden sind.“

Die Transportleistung von nicht in Österreich registrier-
ten Güterkraftfahrzeugen wird von Statistik Austria seit 
2012 mittels eines eigens entwickelten Entfernungsmo-
dells auf Basis der von Eurostat zur Verfügung gestellten 
konsolidierten Straßengüterverkehrsstatistik errechnet. 
Ab dem Datenjahr 2009 liegen daraus valide Daten der 
Transportleistung der EU-28 sowie der Schweiz, Norwe-
gen und Liechtenstein auf österreichischem Territorium 
vor. Aktuell werden diese Daten mit Informationen der 
ASFINAG (Autobahnen- und Schnellstraßen‑Finanzie-
rungs‑Aktiengesellschaft) überarbeitet. Die neuen Daten 
zeigen betreffend die kurzfristige Entwicklung ebenfalls 
einen deutlichen Anstieg, die endgültigen Werte stan-
den aber erst nach Redaktionsschluss zur Verfügung und 
konnten hier nicht mehr verwendet werden.

Grafik 82 
Transportleistung des Lkw-Verkehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA, Güterverkehrsstatistik, VGR.

Im Zeitraum 2009 bis 2017 wuchs die Transportleistung 
auf der Straße mit österreichischen und ausländischen 
Fahrzeugen insgesamt um 28,1 %, das reale BIP wuchs 
im Vergleichszeitraum um 12,5 %. Dabei stieg die Trans-
portleistung mit ausländischen Fahrzeugen mit 43,2 % 
deutlich stärker an als jene mit österreichischen Fahrzeu-
gen (13,0 %). Der überdurchschnittlich hohe Anstieg der 
Transportleistung ausländischer Fahrzeuge laut Daten 
der konsolidierten Straßengüterverkehrsstatistik für das 
Jahr 2017 von 11,0% wirkt sich auch auf den Gesamtan-
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stieg mit österreichischen und ausländischen Fahrzeugen 
von 6,7% aus. Für österreichische Fahrzeuge zeigte sich in 
den Jahren 2012 und 2013 ein Rückgang von 5,0 % bzw. 
3,8 %, der jedoch in den folgenden drei Jahren mit deut-
lichen Zuwächsen (2017 +1,7 %) mehr als ausgeglichen 
wurde. Diese Schwankungen können zum Teil durch den 
extrem kalten und schneereichen Winter 2012/2013 bzw. 
durch die folgenden – bezogen auf die Messgeschichte 
– durchschnittlich sehr warmen Winter erklärt werden.

Seit dem Beitritt Österreichs zur Europäischen Union bildet 
eine Erhebung von Statistik Austria zum Straßengüterver-
kehr die Verkehrsleistung österreichischer Unternehmen 
mit in Österreich zugelassenen Straßengüterfahrzeugen45 
im In- und Ausland ab. Die Straßengüterverkehrserhebun-
gen in den anderen Mitgliedstaaten der EU erfolgen auf 
die gleiche Weise. Eurostat führt die Ergebnisse der Mit-
gliedstaaten zu einer konsolidierten europäischen Stra-
ßengüterverkehrsstatistik zusammen, die wiederum den 
statistischen Institutionen der einzelnen Mitgliedstaaten 
zur Verfügung gestellt wird, damit das Gesamtaufkom-
men im Straßengüterverkehr auf dem jeweiligen Hoheits-
gebiet darstellt werden kann (Karner & Scharl 2012). Dies 
betraf naturgemäß 1995 nur Daten der Mitgliedsstaaten 
der EU-15. Erst durch die EU-Erweiterungen 2004 und 2007 
wurde eine weitgehende Abdeckung der Güterkraftfahr-
zeuge des Europäischen Verkehrsraums inklusive Ost-
europa erreicht. Ab dem Datenjahr 2009 konnten auch 
Informationen von Kroatien und der Schweiz zur jeweili-
gen Verkehrsleistung in Österreich berücksichtigt werden 
(siehe Karner & Scharl 2012 sowie Karner & Scharl 2014).

Durch die Herausgabe des Weißbuchs „Fahrplan zu einem 
einheitlichen europäischen Verkehrsraum“ der Europäi-
schen Kommission (2011b) soll vorrangig die Reduktion 
der Emissionen aus dem Verkehr erreicht werden. Einer 
der Strategievorschläge dazu betrifft die stärkere Nutzung 
energieeffizienterer Verkehrsträger. 2017 lag die gesamte 
Transportleistung des Güterverkehrs bei 65,9 Mrd. Ton-
nen-km (ohne Transport in Rohrfernleitungen). Auf Öster-
reichs Straßen betrug die Transportleistung 41,6 Mrd. 
Tonnen-km, davon entfielen 55,8 % auf ausländische Fahr-
zeuge. Auf der Schiene wurden 22,3 Mrd. Tonnen-km, auf 
der Donau 2 Mrd. Tonnen‑km erbracht. Somit zeigen sich 
seit 2009 kaum die gewünschten Anteilsverschiebungen 
von der Straße zu Schiene und Schiff. Der Anteil der Straße 
betrug 2009 62,2 % und lag 2017 bei 63,1 %. Mit der Bahn 
wurde jeweils etwas über ein Drittel der Transportleistung 
erbracht, auf die Schifffahrt entfielen 2017 anteilig 3,0 %.

4.5.3 
Treibstoffverbrauch privater Pkw

Die Befragung zum Mikrozensus Energieeinsatz der Haus-
halte erhebt auch die Fahrleistung und den Treibstoff-

45	 Lkws ab 2 Tonnen Nutzlast bzw. Sattelzugmaschinen.

einsatz von privaten Haushalten. Betrachtet man den 
Treibstoffverbrauch der privaten Pkw, so zeigt sich im 
Vergleichszeitraum ein kontinuierlicher Rückgang des 
Verbrauchs (Grafik 83). Dabei war der Rückgang bei Die-
sel-Pkw mit rund 3 % weniger deutlich als bei Benzin-Pkw 
mit rund 14 %. Diesel-Pkw liegen in der Periode 2017/2018 
bei einem durchschnittlichen Verbrauch von 6,6 Liter pro 
100 km, Benzin-Pkw bei 7,0 Liter pro 100 km. 

Grafik 83 
Treibstoffverbrauch des privaten Pkw-Verkehrs (Liter 
pro 100 km)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik: Mikrozensus Energieeinsatz 
der Haushalte.

4.5.4 
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel

Ein Blick auf die Nutzung der öffentlichen Verkehrsmit-
tel rundet die Betrachtung ab. Die Mikrozensuserhe-
bung (2015) zu Umweltbedingungen und Umweltverhal-
ten zeigt, dass die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel 
stark von der vorhandenen Infrastruktur abhängt, welche 
in dicht besiedelten Gebieten besser ausgebaut ist als in 
gering besiedelten Gebieten (Baud – Milota, 2017, S. 102). 

In dicht besiedelten Gebieten verwenden 37,1 % der 
befragten Personen täglich die öffentlichen Verkehrs-
mittel (19,3 % mehrmals pro Woche), während in nied-
rig besiedelten Gebieten nur 6,1 % der täglichen Fahr-
ten damit bewältigt werden (4,8 % mehrmals pro Woche, 
siehe Grafik 84). Im Gegenzug dazu wird in niedrig besie-
delten Gebieten der Großteil der täglichen Fahrten mit 
dem Auto zurückgelegt: 45 % fahren damit täglich, 36,1 % 
mehrmals pro Woche. Der Anteil der Autonutzung sinkt 
in Gebieten mit hoher Bevölkerungsdichte deutlich auf 
19,3 % (täglich), bzw. 27,5 % (mehrmals pro Woche). 
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Grafik 84 
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel für tägliche Wege 2015

Q: STATISTIK AUSTRIA, Umweltstatistik: Mikrozensus Umweltbedingungen, Umweltverhalten 2015.

4.5.5 
Schlüsselindikator 
Treibhausgasemissionen des Verkehrs

Der Schlüsselindikator zeigt die Entwicklung der Treib-
hausgasemissionen des gesamten Verkehrssektors laut 
Daten des Umweltbundesamts. Wie bereits erwähnt 
wird der Verkehr „funktional“ als eigener Sektor darge-
stellt, sein Anteil an den gesamten Treibhausgasemissi-
onen lag 2017 bei 28,8 %. Die Emissionen des Verkehrs-
sektors werden wie der Energieverbrauch nach dem 
Inlandsprinzip, also auf Basis der in Österreich abge-
setzten Treibstoffmengen, berechnet.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Treibhausgasemissionen des Verkehrs sind über die 
gesamte Periode 2000 - 2017 auf zu hohem Niveau, die 
Entwicklung wird daher langfristig negativ eingeschätzt, 
auch wenn sich 2006 bis 2009 ein Rückgang zeigte. Die 
kurzfristige Entwicklung der THG des Verkehrs mit dem 
starken Anstieg in den letzten beiden Jahren wird eben-
falls negativ bewertet.“

Wie Grafik 85 zeigt, wuchsen die Treibhausgasemissio-
nen des Verkehrs im gesamten Zeitraum 2000 bis 2017 
mit 27,9 % stark, während die Treibhausgasemissionen 
insgesamt im selben Zeitraum nur um 2,3 % anstiegen. 
Der Sektor Verkehr wies damit im Jahr 2017 Treibhaus-
gasemissionen im Ausmaß von knapp 24 Mio. Tonnen 
CO2-Äquivalenten auf. Eine besonders starke Zunahme 
zeigt sich bis zum Jahr 2005, von 2006 bis 2014 gab es 
mit Ausnahme einiger Jahre einen abnehmenden Trend. 
In den letzten Jahren stiegen die Emissionen dagegen 

wieder deutlich an (2016 +3,9 %, 2017 +2,9 %), wesentli-
cher Grund dafür ist laut Klimaschutzbericht 2018 der 
stark gestiegene fossile Kraftstoffabsatz (Umweltbun-
deamt, 2018b, S. 106). 

Grafik 85 
Treibhausgasemissionen des Verkehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA; Umweltbundesamt nach Klimaschutzgesetz 
(BGBl I Nr. 94/2013) sowei KSG-Novelle (BGBl I Nr. 128/2015). - Die Daten 
2005 bis 2012 wurden entsprechend der ab 2013 gültigen Abgrenzung 
des Emissionshandels angepasst.

Die Ursachen für die starke Steigerung der Emissionen 
im Verkehrssektor über den gesamten Zeitverlauf sind 
im Anstieg der inländischen Fahrleistung im Straßenver-
kehr und dem erwähnten steigenden Treibstoffexport im 
Tank (Tanktourismus) zu suchen. Im Jahr 2017 wurde etwa 
ein Viertel aller verkehrsbedingten Treibhausgas-Emissi-
onen dem Kraftstoffexport in Fahrzeugtanks zugewie-
sen, dieser Wert war im Jahr 2000 deutlich niedriger . Der 
Schwerverkehr ist dabei für den Kraftstoffexport wesent-
lich, der Rest entfällt auf den Pkw-Verkehr (Umweltbun-
desamt 2019b, S. 137ff). 
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Wie bereits erwähnt konnten durch die Nutzung der 
erneuerbarer Energien im Sektor Treibstoffe / Verkehr laut 
Biermayr (2018 S. 6) im Jahr 2017 Treibhausgase im Aus-
maß von 1,6 Mio. t CO2-Äquiv. vermieden werden. In der 

aktuellen Klima- und Energiestrategie wird angestrebt, 
die Emissionen bis 2030 um rund 7,2 Mio.t CO2-Äquiva-
lenten auf rund 15,7 Mio.t CO2-Äquivalenten zu senken 
(BMNT & BMVIT, Juni 2018).
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4.6 
Monetäre Umweltaspekte

In den „monetären Umweltaspekten“ sind die ökono-
mischen Konten der Umweltgesamtrechnungen (Öko-
steuern und umweltorientierte Produktion und Dienst-
leistung) enthalten. Diese Umweltgesamtrechnungen 
sind mit der VGR kompatibel und ermöglichen eine 
integrierte Analyse der wechselseitigen Wirkungen 
von Ökonomie und Ökologie.

Als Schlüsselindikator fungieren die Ökosteuern, wel-
che auf die Besteuerung von Bemessungsgrundlagen 
abzielen, die nachgewiesene negative Auswirkungen 
auf die Umwelt haben. Informationen zur Umweltwirt-
schaft (umweltorientierte Produktion und Dienstleistung), 
welche den Umsatz mit umweltrelevanten Anlagen und 
Gütern sowie Bau- und Dienstleistungen abbildet, ergän-
zen diesen Bereich. 

Die Task Force „Environmental Sustainabil-
ity“ der Sponsorship Group (Eurostat 2011) 
empfiehlt explizit die Verwendung der Um-
weltgesamtrechnung für die Messung von 
Wohlstand und Fortschritt.

Die Europäische Kommission (2013) hebt im Bericht zum 
Fortschritt zu „GDP and beyond“ die Relevanz der Umwelt-
gesamtrechnungen im Prozess um die Umweltaspekte 
der Nachhaltigkeit hervor.

4.6.1 
Schlüsselindikator Ökosteueranteil am 
gesamten Steueraufkommen

Der Schlüsselindikator bildet jenes Steueraufkommen 
als Anteil an den Steuereinnahmen insgesamt ab, dessen 
Besteuerungsgrundlagen eine nachgewiesene negative 
Auswirkung auf die Umwelt haben. Die Besteuerung 

betrifft beispielsweise ein Produkt, das die Umwelt ver-
schmutzt oder die Natur bedroht, oder aber nicht-erneu-
erbare Ressourcen verbraucht (z. B. Mineralöl, Kohle).

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Öko-Steueranteile zeigen im gesamten Verlauf keine 
wesentlichen Veränderungen. Die Entwicklung wird daher 
sowohl kurz- als auch langfristig als neutral eingeschätzt. 
Nach den Berechnungen von Eurostat liegt Österreich 
2017 mit einem Anteil von 5,6% etwas unter dem Durch-
schnitt der EU-28 mit 6,0% (Daten jeweils, abweichend von 
der nationalen Berechnung, ohne Berücksichtigung der 
Grundsteuer B). Dies lässt den Schluss zu, dass Potenzial 
für weitere Ökosteuern vorhanden ist. Allerdings werden 
ökologisch relevante Gebühren (wie Mauten oder Abfall-
gebühren) dabei nicht berücksichtigt.“

Für die Ökosteuern liegt eine erste Schätzung des Gesamt-
aufkommens 2018 aus den Steuern und Sozialbeiträgen 
vor. Die Daten zu den Ökosteuerkomponenten „Wie-
ner Baumschutzgesetz“ sowie „Landschaftsschutz- und 
Naturschutzabgabe“ wurden anhand der Vorjahresda-
ten fortgeschrieben.

Die gesamten Einnahmen aus Ökosteuern beliefen sich 
nach dieser Vorausrechnung für 2018 auf knapp 9,6 Mrd. 
Euro, im Jahr 2017 wurden rund 9,5 Mrd. Euro lukriert. 
Der Anteil der Ökosteuern an den Steuereinnahmen ins-
gesamt (inklusive tatsächliche Sozialbeiträge) sank von 
2000 (6,2 %) bis 2018 (5,9 %) geringfügig (Grafik 86). Der 
höchste Öko-Anteil an den gesamten Steuereinnahmen 
war in den Jahren 2003 – 2005 mit 6,8 % zu verzeich-
nen, damals wurde der Mineralölsteuersatz erhöht. Im 
Jahr 2018 (vorläufiges Ergebnis) waren die Umweltsteu-
ern um knapp 1 % höher als im Jahr davor, das gesamte 
Steueraufkommen stieg dagegen um 5,3 %. Dies führte 
zu einem reduzierten Ökosteueranteil (2017 6,1 % und 
2018 vorläufig 5,9 %).

KF 	 LF

http://ec.europa.eu/eurostat/documents/7330775/7339383/TF2-Final-report-Environment-Sustainability/5f3bebae-ca5d-40d5-b0d2-
http://ec.europa.eu/eurostat/documents/7330775/7339383/TF2-Final-report-Environment-Sustainability/5f3bebae-ca5d-40d5-b0d2-
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Grafik 86 
Ökosteueranteil an den Steuern insgesamt 
(inklusive tatsächliche Sozialbeiträge)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Öko-Steuern, Steuerstatistiken. Daten nach nati-
onaler Definition inklusive Grundsteuer B .Anteil an den Gesamtein-
nahmen aus Steuern und Pflichtsozialbeiträgen nach Abzug der ver-
anlagten Beträge, deren Einziehung unwahrscheinlich ist. - * Werte für 
2018 stellen vorläufige Ergebnisse dar. 

Bereits 1998 wurde auf internationaler Ebene (Europäische 
Kommission, OECD und Internationale Energieagentur) 
ein einheitliches Konzept zur Erfassung der Ökosteuern 
(Eco-Taxes) geschaffen46. Das alleinig ausschlaggebende 
Kriterium für Ökosteuern ist eine nachgewiesene schäd-
liche Wirkung der Bemessungsgrundlage auf die Umwelt 
und nicht etwa eine allfällige Zweckwidmung der aufge-
brachten Mittel oder der Name einer Steuer. Seit 2011 ist 
die Berechnung der Ökosteuern Bestandteil der EU-Ver-
ordnung 691/2011 und die Datenübermittlung an Euro-
stat verpflichtend.

Da die Höhe der Umweltsteuern per se noch nichts über 
ihre Umweltauswirkung aussagt, wird der Schlüsselindika-
tor als Anteil der betreffenden Steuern an den gesamten 
Steuereinnahmen (inklusive tatsächlicher Sozialbeiträge) 
dargestellt. Ökosteuern können einerseits im Zeitverlauf 
ansteigen, weil die Bemessungsgrundlage (z. B. Mine-
ralöl) vermehrt verbraucht wird. Andererseits kann der 
Anstieg auch in einer Erhöhung des Steuersatzes begrün-
det liegen. Zudem werden Umweltabgaben (überwie-
gend Mengensteuern) in der Regel nicht jährlich, son-
dern in größeren Abstanden angepasst. Eine Bewertung 
des Ökosteueranteils an den gesamten Steuereinnahmen 
kann – im Hinblick auf eine ökologische Steuerreform – 
vorgenommen werden47.

Das Konzept der ökologischen Steuerreform besagt, dass 
einerseits höhere Steuern auf umweltschädigende Vor-
gänge besonders im Bereich Verkehr und Energie ent-

46	 Europäische Union, 1998: „A tax whose tax base is a physical unit (or a proxy of it) that has a proven specific negative impact on the environment“.
47	 Dies wurde vom Expertengremium explizit angeregt.

sprechende Lenkungseffekte durch höhere Preise der 
besteuerten Produkte erzielen und sich somit positiv auf 
die Umwelt auswirken (z. B. weniger Autofahren durch 
höhere Benzinkosten). Das so erzielte zusätzliche Steuer-
aufkommen soll andererseits zu einer Senkung der Steu-
ern auf Arbeit (Lohnnebenkosten) führen (siehe beispiels-
weise Kletzan-Slamanig et al. 2008). 

Der Grundgedanke hinter den Ökosteuern ist einerseits 
die Förderung des Natur- und Klimaschutzes, andererseits 
soll der Verbrauch begrenzter Ressourcen (z. B. nicht-er-
neuerbare Energieträger) reduziert werden. Es soll eine 
größere Kostenwahrheit in der Nutzung der Umweltres-
sourcen entstehen, welche einen bewussteren Umgang 
mit der Umwelt erzeugt. Bei einem Großteil der Ökosteu-
ern handelt es sich demgemäß um Verbrauchssteuern 
(etwa Mineralölsteuer oder Energieabgabe).

Österreich weicht in seiner Kalkulation der Ökosteuern 
etwas von den EU-Berechnungen ab, da die Grundsteuer 
B (als Besteuerung des Flächenverbrauchs) zusätzlich als 
Ökosteuer definiert ist. Für den europäischen Vergleich 
werden Steuern auf Grund und Boden, auch wenn sie wie 
in Österreich auf den Flächenverbrauch abzielen, nicht als 
Ökosteuern berücksichtigt. In den meisten Ländern gibt 
es nur Kapitalsteuern auf Grund und Boden, ein Einbezie-
hen der Grundsteuern wäre daher verzerrend. Aus dem-
selben Grund werden auf europäischer Ebene auch keine 
Steuern auf die Förderung von Erdöl und Erdgas betrach-
tet, da diese für wenige Länder von hoher, für die meis-
ten EU Länder aber von geringer Bedeutung sind. Natio-
nal sind diese Steuern jedoch zu berücksichtigen.

Im internationalen Vergleich lag Österreich im Jahr 2017 
nach der EU-Definition (ohne Grundsteuer B) mit einem 
Anteil am gesamten Steueraufkommen von 5,6 % unter 
dem Durchschnitt der EU-28 Länder mit 6,0 %. Betrach-
tet man dagegen den Anteil der Ökosteuern am Brutto-
inlandsprodukt (nominell), so zeigt sich, dass Österreich 
im Jahr 2017 mit 2,4 % Anteil genau der Durchschnittswert 
der EU-28 erreichte (siehe auch Kapitel 5.4).

Nicht berücksichtigt werden bei dieser Betrachtung die 
weiteren ökologisch relevanten Zahlungen (wie Maut, 
Abfall- und Abwassergebühren). Diese fallen, da es sich 
nicht um Steuern nach dem Konzept der VGR handelt, 
nicht unter die Definition der Öko-Steuern laut interna-
tionalen Richtlinien. Da diese Gebühren zweckgebunden 
sind, ist die ökologische Treffsicherheit durchaus höher 
als bei den Steuern. Ökologisch relevante Zahlungen ver-
zeichneten von 2000 bis 2017 (letztverfügbares Jahr) eine 
deutlich stärkere Zunahme (+121 %) im Vergleich zu den 
Ökosteuern mit +70 % (Grafik 87). Die Gebühren beliefen 
sich 2017 auf 4,6 Mrd. Euro und erreichten damit bereits 
knapp 50 % der Höhe der Ökosteuern.
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Grafik 87 
Ökosteuern und umweltrelevante Zahlungen

Q: STATISTIK AUSTRIA, Öko-Steuern. - * Werte für 2018 stellen vorläu-
fige Ergebnisse dar.

Eine ergänzende Betrachtung der umweltrelevanten 
Gebühren wäre zukünftig auch im internationalen Ver-
gleich wichtig, da manche Länder etwa die Eindämmung 
des Abfallaufkommens mit steuerlichen Instrumenten 
behandeln, während Österreich dies über Gebühren regelt. 
Außerdem können Umgestaltungen von fiskalischen Ins-
trumenten zu Änderungen der Höhe des Umweltsteuer-
aufkommens führen. Im Jahr 2004 wurde beispielsweise 
anstelle der Straßenbenützungsabgabe (Umweltsteuer) 
die Lkw-Maut (Mauten sind keine Umweltsteuern) ein-
geführt, zudem wurde die Kfz-Steuer (Umweltsteuer) 
gesenkt. Mit dieser Maßnahme wurde also das Umwelt-
steueraufkommen reduziert, obwohl das Gesamtaufkom-
men an ökologisch relevanten Zahlungen erhöht wurde. 
Derzeit liegen aber EU-weit keine konsistenten Daten zu 
den weiteren umweltrelevanten Zahlungen vor.

4.6.2 
Umweltorientierten Produktion und 
Dienstleistung

Der Indikator zur Umweltwirtschaft zeigt in Ergänzung 
der monetären Umweltaspekte den Umweltumsatz der 
„umweltorientierten Produktion und Dienstleistung“ in 
Österreich. Damit wird die direkte Größe der Umwelt-
wirtschaft dargestellt. Sie umfasst die Produktion von 
Gütern, Technologien und Dienstleistungen zur Reduk-
tion oder Beseitigung von klassischen Umweltproble-
men wie Luft- oder Wasserverunreinigung und zur Scho-
nung natürlicher Ressourcen wie Naturgas oder Holz. 

Im Jahr der Wirtschaftskrise 2009 konnte sich die Umwelt-
wirtschaft mit einem Umsatzminus von knapp 0,7 % deut-
lich besser behaupten als die Gesamtwirtschaft mit -1,9 % 
des nominellen BIP (Grafik 88). Kurzfristig zeigt sich ein 
deutlicher Anstieg des Umweltumsatzes. Von 2015 auf 
2016 stieg der Umweltumsatz um 5,8%, von 2016 auf 2017 
gab es einen Anstieg um 5,6%, der Umsatz lag nach den 
vorläufigen Zahlen 2017 bei knapp 35,9 Mrd. Euro.

Grafik 88 
Entwicklung Umweltumsatz und ‑beschäftigte

Q: STATISTIK AUSTRIA, Umweltorientierte Produktion und Dienstleis-
tung, VGR. - * Umweltdaten: Bruch in der Zeitreihe.

Bei der Interpretation der Ergebnisse muss beachtet wer-
den, dass in die Daten ab dem Jahr 2011 neue Umwelt-
güter sowie Unternehmen aufgenommen wurden, wes-
halb die Veränderungen gegenüber dem Zeitraum 2008 
– 2010 auch in der neuen Grundgesamtheit begründet 
liegen und ein Vergleich daher nur bedingt möglich ist. 
Durch eine Überarbeitung der Definition laut Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2015/2174 kam es zudem 2014 zu 
einem Bruch in der Zeitreihe (Baud 2018). 

60,7 % des Umsatzes sind dem Ressourcenmanagement 
zuzurechnen, dazu gehören etwa die Produktion von 
Recyclingtechnologien oder die Erzeugung von Strom 
aus erneuerbarer Energie. 39,3 % des Umsatzes entfielen 
2017 auf Umweltschutzaktivitäten. Der vorliegende Indi-
kator misst die direkte Produktion von Umweltprodukten 
und Umweltdienstleistungen. Informationen wie z. B. die 
indirekten Auswirkungen auf die Gesamtwirtschaft oder 
die Qualität der Umweltarbeitsplätze sind aus den Daten 
nicht abzuleiten.
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5 
Wie geht‘s Österreich im 

EU-Vergleich?

Hohes BIP pro Kopf
Österreich liegt 2018 beim BIP pro Kopf (real) 

EU‑weit an vierter Stelle, bei einem Anstieg 
von 1,9 % (EU‑28 +1,8 % BIP pro Kopf)

Treibhausgasemissi-
onen etwas über EU‑28
Österreich emittierte 2017 9,6 Tonnen pro Kopf, 

EU‑28 8,8 Tonnen pro Kopf

Ausgrenzungsgefähr-
dung unter EU-Niveau

Österreich liegt 2018 mit einer Armuts- 
oder Ausgrenzungsgefährdung von 17,5 % 

deutlich unter der EU-28 mit 21,7 %
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5.1 
Österreich im europäischen Kontext

WgÖ? dient dazu, ein möglichst differenziertes Bild des 
österreichischen Wohlstands und Fortschritts zu zeich-
nen. Allerdings kann dieses nur in einem internationa-
len Kontext umfassend bewertet werden. Das folgende 
Kapitel diskutiert daher für ausgewählte Indikatoren 
die Position Österreichs im EU Vergleich. Nach wie vor 
nimmt Österreich heute in vielen Bereichen eine Spit-
zenposition ein, wie etwa in etlichen Dimensionen der 
Lebensqualität. Dennoch zeigt vor allem ein Blick auf 
die Entwicklung seit dem Krisenjahr 2009 auch Schwä-
chen des österreichischen Modells von Wohlstand und 
Fortschritt auf.

Die vergangenen drei Jahre waren in Europa von einer wirt-
schaftlichen Erholung geprägt. Zwar lag die Arbeitslosen-
quote im EU-Durchschnitt auch 2017 noch auf einem beun-
ruhigenden Niveau von 6,8 %, doch war diese Zahl zuletzt 
rückläufig. Das reale Wirtschaftswachstum erreichte EU-weit 
2018 2,0 % und auch die Eurozone wuchs 2018 um 1,9 %.

Ein Blick auf die hiesigen wirtschafts- und sozialpoliti-
schen Fundamentaldaten zeigt, dass Österreich 2018 pro 
Kopf stärker wuchs als die Europäische Union. Pro Kopf 
wuchs das reale BIP in Österreich 2018 um 1,9 %, das reale 
BIP pro Kopf der EU28 hingegen um 1,8 %. Die Arbeitslo-
sigkeit war in Österreich 2018 mit 4,9 % im EU-Vergleich 

nach wie vor niedrig (für die EU28 lag die Arbeitslosen-
quote bei 6,8 %).Der Fokus der politischen Entscheidungs-
trägerinnen und -träger liegt häufig auf dem ökonomi-
schen Aufschwung, an dem sie nicht zuletzt gemessen 
werden. Dennoch gibt es viele Gründe, über die tradi-
tionellen wirtschaftlichen Indikatoren hinauszublicken. 
Es ist in Krisenzeiten wichtig, jene Bevölkerungsgrup-
pen zu identifizieren, die besonders von krisenhaften 
Entwicklungen betroffen sind. Dies kann mit herkömm-
lichen ökonomischen Kennzahlen alleine nicht geleistet 
werden. Ein Blick über das BIP hinaus kann dazu beitra-
gen, die vielfältigen Wirkungen von Wohlbefinden und 
Fortschritt auf unterschiedliche Lebensaspekte zu quan-
tifizieren und zu vergleichen, woraus allgemeine Politik-
empfehlungen abgeleitet werden können. Im Kontext 
eingeschränkten fiskalischen Spielraums müssen Regie-
rungen zudem nach neuen Wegen streben, das Wohl-
befinden der Bevölkerung sicherzustellen. Nicht zuletzt 
sollten auch umweltrelevante Aspekte wie steigender 
Energieverbrauch oder zunehmendes Verkehrsaufkom-
men und ihre Auswirkungen auf Wohlstand und Fort-
schritt betrachtet werden. Materialverbrauch und Ener-
gieverbrauch pro Kopf sind beispielsweise deutlich über 
dem Durchschnitt der EU-28 angesiedelt. Positiv kann 
gezeigt werden, dass der Anteil der erneuerbaren Ener-
gieträger in Österreich der viert-höchste in der EU-28 ist.
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5.2 
Materieller Wohlstand im EU-Vergleich

Der materielle Wohlstand Österreichs ist bekannterma-
ßen einer der höchsten weltweit. Dennoch ist auch hier 
ein Blick auf die Entwicklung der vergangenen Jahre 
aufschlussreich. Im Folgenden wird die Entwicklung 
der wichtigsten Schlüsselindikatoren des Materiellen 
Wohlstands für Österreich im EU-Vergleich dargestellt.

In der Dimension Produktion wird dem realen BIP pro 
Kopf dabei das BIP pro Kopf in Kaufkraftstandards zur 
Seite gestellt um die internationale Vergleichbarkeit in 
Bezug auf den materiellen Wohlstand zu gewährleisten 

. In den meisten EU-Staaten werden von den Regierun-
gen bzw. Sozialversicherungen öffentliche Dienstleis-
tungen und Güter entweder gratis oder zu wirtschaftlich 
nicht signifikanten Preisen zur Verfügung gestellt. Solche 
Sachleistungen erhöhen implizit das Einkommen bzw. 
den Konsum jener Haushalte, die davon profitieren. Der 
Indikator real verfügbare Haushaltseinkommen pro Kopf 
inklusive sozialer Sachtransfers gibt Aufschluss über die 
sekundäre (also die staatlichen Umverteilungsmaßnah-
men berücksichtigende) Verteilung. Bei der Betrachtung 
des real verfügbaren Einkommens der Haushalte pro Kopf 
ist es besonders für den internationalen Vergleich wich-
tig, soziale Sachtransfers zu berücksichtigen. In den VGR 
werden die Sachtransfers im „verfügbaren Haushaltsein-
kommen“ nach dem Verbrauchskonzept erfasst.

Der Konsum nach dem Verbrauchskonzept (Individual-
konsum) umfasst jene Güter, die den privaten Haushal-
ten zur Befriedigung der Bedürfnisse ihrer Mitglieder 
unmittelbar dienen. Er entspricht dem Wert der Waren 
und Dienstleistungen, die den privaten Haushalten tat-
sächlich zur Verfügung stehen, selbst wenn der Erwerb 
dieser Waren und Dienstleistungen vom Staat oder von 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck finanziert 
wird (Sachtransfers). Um eine Verzerrung des Konsumvo-
lumens durch Preisänderungen auszuschließen, wird der 
Konsum analog zum Einkommen preisbereinigt ausge-
wiesen. Zudem wird der Schlüsselindikator als Konsum 
real pro Kopf gezeigt.

Um eine Aussage über die Verteilungsaspekte im EU-Ver-
gleich treffen zu können, wird die Verteilung der verfüg-
baren Netto-Haushaltseinkommen und der Gender Pay 
Gap in Österreich in diesem Kapitel den Ergebnissen der 
EU28 Länder gegenüber gestellt.

Produktion – Bruttoinlandsprodukt

Gemessen am nominellen BIP pro Kopf in Kaufkraftstan-
dards (KKS) nahm Österreich 2018 im EU-28-Vergleich hin-
ter Luxemburg, Irland und den Niederlanden erneut den 
vierten Platz ein. Somit zählt Österreich bei Berücksichti-
gung der Kopfzahl nach wie vor zu den wirtschaftskräf-
tigsten Ländern der EU – noch vor Dänemark, Deutschland 
und Schweden. Seit Beginn des Beobachtungszeitrau-
mes befindet sich Österreich gemessen am nominellen 
BIP pro Kopf in KKS unter den stärksten sechs Volkswirt-
schaften, seit 2003 auf dem fünften und seit 2009 auf 
dem vierten Platz (Grafik 89).

Das stärkste BIP pro Kopf in KKS weist Luxemburg auf und 
stellt damit einen Spezialfall im EU-Vergleich dar. 2018 
lag der Wert Luxemburgs bei 80.100 und betrug somit 
mehr als das 2,5-fache des Vergleichswertes für die EU-28 
(30.900). Das BIP Luxemburgs ist aber insofern zu relati-
vieren als knapp die Hälfte aller in Luxemburg Beschäf-
tigten Grenzgänger (also nicht in Luxemburg wohnhaft) 
sind. Bei den Berechnungen zu den Kaufkraftstandards 
pro Kopf wird dann folglich nur die Hälfte (nämlich jene in 
Luxemburg wohnhaften Personen) einbezogen. Auf der 
anderen Seite sind Bulgarien (15.500), Kroatien (19.400) 
und Rumänien (19.900) 2018 jene EU-Länder mit dem 
niedrigsten BIP in KKS. 

Betrachtet man das reale Wachstum des Bruttoinlands-
produkts pro Kopf, so zeigt sich für Österreich eine rela-
tiv verhaltene Entwicklung in den Jahren nach 2012. Nach 
einem leichten Rückgang 2013 und 2014, wuchs das reale 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in Österreich 2015 um 0,2 % 
und 2016 um 0,8 %. Erst 2017 und 2018 wuchs das BIP pro 
Kopf real wieder deutlich um 1,8 % und 1,9 %. Damit liegt 
Österreich 2018 etwa im Mittelfeld der EU‑28 Durchschnitt 
lag 2018 bei +1,8 %. 

Grafik 90 stellt die Wachstumsraten des realen Bruttoin-
landsprodukts pro Kopf 2018 für die EU-28-Länder dar. Zu 
den Ländern mit den höchsten Wachstumsraten zählen 
2018 neben Irland (6,9 %) vor allem die osteuropäischen 
Länder, allen voran Lettland (5,6 %), Polen und Ungarn 
(5,2 %), sowie Litauen (4,6 %) und Estland (4,5 %).
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Grafik 89 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf (nominell) im EU-Vergleich (2018)

Grafik 90 
Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts pro Kopf der EU-28-Länder 2018 

Q: STATISTIK AUSTRIA; Eurostat.

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung stehen die Daten zu 
den verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte für 

die meisten Länder nur für 2017 zu Verfügung. Aus Grün-
den der Vergleichbarkeit wird daher das verfügbare Ein-
kommen des Jahres 2017 dargestellt.
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Grafik 91 
Verfügbare Haushaltseinkommen (Verbrauchskonzept) (2017)

2017 betrug das real verfügbare Haushaltseinkommen pro 
Kopf laut Daten von Eurostat in Österreich inklusive sozia-
ler Sachtransfers (Bildungsleistungen, Gesundheit etc.) 
26.812 Euro in Kaufkraftstandards. Dies war nach Luxem-
burg (32.681 Euro) und Deutschland (28.260 Euro) der dritt-
höchste Wert in der Europäischen Union. Dahinter reihten 
sich Belgien (24.961 Euro), Frankreich (24.924 Euro), Nieder-
lande (24.766 Euro), Dänemark (24.407 Euro), Schweden 
(24.354 Euro) und Finnland (24.262 Euro) ein. Die gerings-
ten Pro-Kopf-Einkommen in KKS wurden EU-weit in Bul-
garien (10.875 Euro), Rumänien (12.786 Euro) und Lett-
land (14.036 Euro) lukriert.

Konsum der privaten Haushalte

Wie bei den real verfügbaren Haushaltseinkommen pro 
Kopf, war Österreich auch beim Konsum der privaten Haus-
halte 2018 unter den Spitzenreitern. Mit durchschnittli-
chen 25.200 Euro pro Person in Kaukraftstandards (KKS) 
war Österreich nach Luxemburg (31.900 Euro) gemein-
sam mit dem Vereinigten Königreich und Dänemark an 
zweiter Stelle unter den EU-Ländern mit dem höchsten 
Konsum der privaten Haushalte (inklusive sozialer Sach-
transfers wie Bildung oder Gesundheit). an fünfter Stelle 
folgte Deutschland (24.400 Euro) . Am wenigsten konsu-
mierten die privaten Haushalte in Bulgarien (10.800 Euro), 
Ungarn (12.900) und Kroatien (13.100 Euro).
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Grafik 92 
Konsum der privaten Haushalte (2018) 

Grafik 93 
Erwerbstätigkeit der 20-64-Jährigen im EU-Vergleich (2018) 
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Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit

Auch bei der Erwerbstätigkeit schneidet Österreich 2018 
mit einem Anteil von 76,2 % der 20-64-Jährigen vergleichs-
weise gut ab und liegt auf Platz 11. Höhere Beschäfti-
gungsquoten gab es 2018 in Finnland (76,3 %), Lettland 
(76,8 %), Litauen (77,8 %), Dänemark (78,2 %), im Vereinig-
ten Königreich (78,7 %), den Niederlanden (79,2 %), Est-
land (79,5 %), Tschechien und Deutschland (79,9 %) und 
Schweden (82,6 %). Die niedrigsten Quoten hatten Grie-
chenland (59,5 %), Italien (63,0 %), Kroatien (65,2 %) und 
Spanien (67 %).

Grafik 94 
Entwicklung der Teilzeit-Erwerbstätigenquote der 
20-64-Jährigen ausgewählter Länder

Q: STATISTIK AUSTRIA, LFS 2017; Eurostat.

Österreich und Deutschland gehörten 2018 zugleich zu 
jenen drei Ländern mit der höchsten Teilzeitquote (27,6 % 
bzw. 26,8 %), jedoch mit großem Abstand zu den Nie-
derlanden, wo es einen traditionell sehr hohen Anteil an 
Teilzeitbeschäftigten gibt (2018: 46,8 %). Der allgemeine 
Anstieg der Teilzeit hängt einerseits mit der steigenden 
Erwerbstätigkeit der Frauen zusammen, andererseits war 
der Anstieg seit 2009 auch ein Nebeneffekt der Krise, wo 
in vielen Ländern durch die Maßnahme der Kurzarbeit 
einem (noch stärkeren) Anwachsen der Arbeitslosigkeit 
entgegengewirkt werden konnte.

Dennoch stellt Arbeitslosigkeit in der Europäischen Union 
nach wie vor eine der größten Herausforderungen dar. 
Nach Jahren ökonomischer Krise und der Rückkehr der 
Rezession 2012, erreichte die Arbeitslosigkeit in der EU 
2013 einen neuen Spitzenwert (10,8 %). Seit 2013 ging die 
Quote jedoch wieder zurück. Im Jahr 2018 waren 6,8 % 
der europäischen Erwerbsbevölkerung trotz Arbeitswil-
lens ohne Beschäftigung (Grafik 95).

Grafik 95 
Arbeitslosigkeit (ILO-Definition) ausgewählter 
EU-Länder im Zeitverlauf 

Q: STATISTIK AUSTRIA, LFS 2017; Eurostat.

Besonders hohe Werte erreichte die Arbeitslosigkeit in Süd- 
und Osteuropa, die Spitzenreiter waren wie schon in den 
Jahren zuvor Griechenland (19,3 %), Spanien (15,3 %) und Ita-
lien (10,6 %), gefolgt von Frankreich (9,1 %), Kroatien (8,5 %) 
und Zypern (8,4 %). Österreich liegt 2018 mit einer Arbeits-
losenrate von 4,9 % im EU-Vergleich an neunter Stelle unter 
den Ländern mit einer relativ niedrigen Arbeitslosenrate. 
Im EU-28-Durchschnitt ging die Quote 2018 im Vergleich 
zum Vorjahr um 0,8-Prozentpunkte zurück. Dieser Rück-
gang der Arbeitslosigkeit war 2018 in unterschiedlicher 
Ausprägung in allen EU-Ländern zu beobachten.

Die Position Österreichs im EU-Vergleich wird auch in 
Grafik 95 deutlich, welche den Zeitverlauf der Arbeits-
losenraten Österreichs, Deutschlands und der EU-28 im 
Gegensatz zur jenen Spaniens und Griechenlands dar-
stellt. Während die Arbeitslosigkeit in Österreich seit 2000 
insgesamt einen leichten Anstieg verzeichnete, ging die 
Arbeitslosigkeit in Deutschland im selben Zeitraum (und 
mit der Ausnahme des Krisenjahres 2009 seit 2006 kon-
tinuierlich) zurück. Damit liegt die Arbeitslosenrate in 
Österreich 2018 einen Prozentpunkt über dem Niveau 
von 2000 (3,9 %) auf 4,9 %. In Deutschland konnte die 
Quote ausgehend von 7,9 % in 2000 auf 3,4 % in 2018 mehr 
als halbiert werden. Mit einem drastischen Anstieg der 
Arbeitslosenrate im Zuge der Wirtschaftskrise und ihren 
Folgen waren die EU-Länder Spanien und Griechenland 
konfrontiert. Nach einem Anstieg von 17,9 %-Punkten in 
Griechenland und 8,2 %-Punkten in Spanien im Zeitraum 
2009-2013, konnte seither wieder ein Rückgang erreicht 
werden. Das Niveau der Arbeitslosenraten ist in beiden 
Ländern jedoch auch 2018 noch sehr hoch und deutlich 
über dem EU-Schnitt von 7,6 %.
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Grafik 96 
Arbeitslosigkeit (ILO-Definition) im EU-Vergleich (2018) 

Verteilungsaspekte

Ein Blick auf die Verteilung der verfügbaren Netto-Haus-
haltseinkommen zeigt: Im Durchschnitt hatte die Bevölke-
rung 2017 EU-weit im obersten Quintil rund fünfmal mehr 
Einkommen, als jene im untersten (das Verhältnis der Ein-
kommen des obersten Quintils zu jenem des untersten 
Quintils beträgt daher etwa 5:1) (Grafik 97). Österreich 
befand sich 2018 mit einem Verhältnis von 4:1 im unte-
ren Mittelfeld und deutlich unter dem EU-Durchschnitt. 
Die geringste Ungleichheit zwischen den Einkommens-
quintilen war 2018 in Tschechien (3,3:1), Finnland (3,6:1) 
und Slowenien (3,4:1) zu beobachten. Die höchste Einkom-
mensungleichheit zeigte sich demgegenüber in Rumä-
nien (7,2:1) , Litauen (7,1:1) Bulgarien (7,7:1) und Spanien 
(6,0:1). Bemerkenswert erscheint hier insbesondere der 
Umstand, dass hinsichtlich der Einkommensverteilung 
extreme Unterschiede zwischen den 12 neueren Mitglied-
staaten zu beobachten sind. Während die Baltischen Staa-
ten, Bulgarien, Polen und Rumänien zu den Ländern mit 
der höchsten ökonomischen Ungleichheit zählten, waren 
alle anderen neueren Mitgliedsstaaten unter jenen Län-
dern mit den geringsten Unterschieden zwischen den 
Einkommensgruppen. Bei der Interpretation ist freilich 
zu bedenken, dass der Indikator eine reine Verteilungs-

kennzahl ist; er trifft also keine Aussagen über den Reich-
tum eines Landes, sondern bildet lediglich ab, wie nah 
die höchsten und niedrigsten Einkommen in einem Land 
beieinander liegen. 

Ein wichtiger Verteilungsindikator, bei welchem Öster-
reich traditionell jedoch schlecht abschneidet, ist der Gen-
der Pay Gap (Grafik 98). Der geschlechtsspezifische Lohn-
unterschied (ohne Anpassungen) beschreibt die Differenz 
zwischen den durchschnittlichen Bruttostundenverdiens-
ten der männlichen und der weiblichen Beschäftigten in 
Prozent der durchschnittlichen Bruttostundenverdienste 
der männlichen Beschäftigten. Im EU-Vergleich findet sich 
Österreich unter jenen Ländern mit sehr hohen Lohn-
unterschieden zwischen Männern und Frauen, wenn-
gleich sich die Position Österreichs zuletzt etwas verbes-
serte. Lag Österreich beim Gender Pay Gap 2014 noch an 
vorletzter Stelle, so befindet es sich 2017 mit 19,9 % hin-
ter dem Vereinigten Königreich (20,8 %), Deutschland 
(21,0 %), Tschechien (21,1 %) auf dem vierten Platz. Die 
geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede fielen in den 
EU-27 (ohne Kroatien) im Durchschnitt mit zuletzt 16,1 % 
deutlich geringer aus. Spitzenreiter der lohnbezogenen 
Gleichstellung waren Rumänien (3,5 %) Italien (5,0 %) und 
Luxemburg (5,0 %),
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Grafik 97 
S80 / S20 Einkommensquitils‑Verhältnis der verfügbaren Netto‑Haushaltseinkommen (2018) 

Grafik 98 
Gender Pay Gap im EU-Vergleich (2017)
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Die Unterschiede zwischen den Ländern haben mit einer 
Reihe komplexer Faktoren zu tun, die in wechselseiti-
ger Beziehung zueinander stehen: Einflusselemente wie 
etwa Unterschiede in den Frauenerwerbsquoten, Teil-
zeitquoten, oder der Einfluss der sektoralen Segrega-
tion u. a. variieren teilweise beträchtlich zwischen den 
Mitgliedstaaten. Der Gender Pay Gap ist daher immer 
in Verbindung mit weiteren Kontextfaktoren zu inter-
pretieren. So weisen die Daten zur Erwerbsintegration 
von Frauen darauf hin, dass Länder mit einem niedri-
gen Gender Pay Gap, wie Italien oder Malta, tenden-
ziell eine niedrigere Frauenerwerbsquote aufweisen als 
Länder mit einem hohen geschlechtsspezifischen Lohn-
unterschied. Für Österreich, aber auch für andere Län-
der wie die Niederlande, das Vereinigte Königreich oder 

Deutschland ist ein gegenteiliger Effekt zu beobachten. 
 In diesen Ländern kann sowohl ein hoher Gender Pay 
Gap als auch eine hohe Frauenerwerbsquote beobach-
tet werden. Zudem geht die hohe Frauenerwerbsquote 
in diesen Ländern gleichzeitig mit einer hohen Teilzeit-
quote der Frauen einher. Die Erwerbsbeteiligung von 
Frauen stellt somit in einigen Ländern einen relevanten 
Faktor dar. Die Tatsache, dass eine hohe Erwerbsbetei-
ligung von Frauen jedoch nicht zwangsläufig zu einem 
hohen Gender Pay Gap führt, zeigt das Beispiel der skan-
dinavischen EU-Mitgliedstaaten Schweden und Däne-
mark. In beiden Ländern liegt der geschlechtsspezifische 
Lohnunterschied trotz hoher Frauenerwerbsquoten und 
hoher Teilzeitbeschäftigung der Frauen unter EU-Durch-
schnitt (Geisberger & Glaser 2014).
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5.3 
Lebensqualität im EU-Vergleich

48	 Die Zahlen für 2018 und die Veränderung seit 2008 sind vorerst nur Schätzungen, die Eurostat im Oktober 2019 durchgeführt und veröffent‑
licht hat, da noch nicht für alle Länder Daten vorliegen. Die Veränderung 2008-2018 errechnet sich durch Hinzuzählen von 1,3 Mio. Armuts- 
oder Ausgrenzungsgefährdeten in Kroatien, die für 2008 (fiktiv, da damals noch nicht EU-Mitglied) eingerechnet werden.

Österreich nimmt im EU-Vergleich in den meisten 
Dimensionen der Lebensqualität nach wie vor eine her-
ausragende Rolle ein. In diesem Kapitel soll, wie auch 
schon beim materiellen Wohlstand, die Position Öster-
reichs herausgestrichen und die österreichische Ent-
wicklung gegenüber anderen, vergleichbaren EU-Län-
dern untersucht werden.

Soziale Teilhabe und Armut

Im EU-Vergleich lag Österreich 2018 bei den Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdeten im unteren Mittelfeld und mit 
17,5 % deutlich unter dem EU-Durchschnitt von 21,7 % 
(Grafik 99). Die höchsten Quoten der Armuts- oder Aus‑
grenzungsgefährdung hatten Bulgarien (32,8 %), Rumä‑
nien (32,5 %) und Griechenland (31,8 %).

EU-weit sollten gemäß der Europa 2020 Strategie 20 Mil‑
lionen Menschen aus der Armuts- oder Ausgrenzungs‑
gefährdung gebracht werden. Die Quote der Armuts- 
oder Ausgrenzungsgefährdung hat sich von 2008 auf 
2018 um 2 Prozentpunkte verringert. 2008 waren in der 
EU (damals EU-27 ohne Kroatien) 23,7 % der Bevölkerung 
armuts- oder ausgrenzungsgefährdet, das entsprach 
116,1 Millionen Menschen. Im Jahr 2018 waren 21,7 % der 
Bevölkerung in der EU (inkl. Kroatien) von Armut nach Defi‑
nition des EU-Sozialziels betroffen, das waren 109,2 Mil‑
lionen Menschen. Trotz des kontinuierlichen Rückgangs 
seit dem Höhepunkt im Jahr 2012 sind im Vergleich zum 
Ausgangsjahr (2008) geschätzt um 8,2 Millionen Men‑
schen weniger Menschen von Armut oder sozialer Aus‑
grenzung bedroht. 48

Grafik 99 
Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung im EU-Vergleich (2018)
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Gesundheit 

Der Schlüsselindikator „subjektive Gesundheitseinschät‑
zung“ basiert europaweit auf der EU-SILC-Frage: „Wie ist 
Ihre Gesundheit im Allgemeinen?“ (Antwortmöglichkei‑
ten: sehr gut, gut, mittelmäßig, schlecht, sehr schlecht). 
Befragt werden Personen ab 16 Jahren, in Ausnahmefäl‑
len sind Angaben durch Haushaltsangehörige zulässig.

Grafik 100 zeigt den EU-Ländervergleich für den Indikator 
subjektive Gesundheit. EU-weit gaben 2018 zwei Drittel 

oder 68,4 % an, bei sehr guter oder guter Gesundheit zu 
sein. Österreich befand sich mit 71,7 % im EU-Mittelfeld. 
Spitzenreiter waren Irland (83,8 %) und Zypern (77,8 %). 
Den geringsten Anteil an Personen mit sehr guter oder 
guter Gesundheit hatte Litauen mit 44 %.

8,5 % der EU-Bevölkerung ab 16 Jahren empfanden ihre 
Gesundheit demgegenüber als schlecht oder sehr schlecht. 
Österreich lag mit 8,1 % unter dem EU-Durchschnitt. Die 
höchsten Raten schlechter oder sehr schlechter Gesund‑
heit wiesen Kroatien (17,1 %), und Litauen (15,7 %) auf.

Grafik 100 
Subjektiver Gesundheitszustand der Personen ab 16 Jahren im EU-Vergleich (2018) 
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Bildung

Die Tertiärquote stellt den Prozentanteil der 30- bis 34-Jäh‑
rigen mit Hochschulabschluss oder einem nicht-akademi‑
schen tertiären Bildungsabschluss an der Gesamtgruppe 
der 30- bis 34-jährigen Bevölkerung dar. Als Tertiärab‑
schluss werden grundsätzlich Abschlüsse der ISCED-Ka‑
tegorien 5 bis 8 nach ISCED 2011 (ab 2014) bzw. 5a und 5b 
sowie 6 nach ISCED97 (bis 2013) gewertet. Neben akade‑
mischen Abschlüssen (Bachelor, Master etc.) zählen hierzu 
in Österreich Abschlüsse der berufsbildenden und leh‑
rerbildenden Akademien sowie auch Meister- und Werk‑
meisterabschlüsse und die Reife- und Diplomprüfung an 
berufsbildenden höheren Schulen.

Unter der ISCED97 wurde bei Abschlüssen der berufs‑
bildenden höheren Schulen in Österreich (BHS wie z. B. 
HTL, HAK etc.) zwischen Kolleg und anderen BHS-Formen 
unterschieden, die ISCED 4a zugeordnet waren, aber im 
Rahmen des nationalen Monitorings als einem Tertiär‑
abschluss gleichwertig gezählt werden konnten (siehe 
hierzu: BKA 2012, S. 10). Mit Einführung der ISCED 2011 
gelten die BHS-Abschlüsse jedoch generell als tertiär.

Im internationalen Vergleich lag Österreich bei der Tertiär‑
bildung der 30- bis 34-Jährigen mit 40,7 % (unter Einbezie‑
hung der berufsbildenden höheren Schulen) 2018 genau 
im EU-Durschnitt (ebenfalls 40,7 %, Grafik 101). EU-Spit‑
zenreiter waren Litauen (57,6 %), Zypern (57,1 %),Irland 
(56,3 %) und Luxemburg (56,2 %). Die niedrigsten Terti‑
ärquoten hatten Italien (27,8 %) und Rumänien (24,6 %).

Der zweite wichtige Indikator im Bereich Bildung, der auch 
ein Bildungsziel der Europa 2020 Strategie unterfüttert, ist 
die Quote der frühen Schul- und Ausbildungsabgänge‑
rinnen und -abgänger (Grafik 102). Als solche werden Per‑
sonen zwischen 18 und 24 Jahren bezeichnet, die nur die 
untere Sekundarstufe (Sekundarstufe I) absolviert haben 
– eventuell ohne diese erfolgreich abzuschließen – und 
an keiner Aus- oder Weiterbildung teilnehmen.

Österreich lag 2018 mit 7,3 % im europäischen Vergleich im 
niedrigen Mittelfeld. Im Durchschnitt gab es 2018 10,6 % 
frühe Schul- und Ausbildungsabgängerinnen und -abgän‑
ger in den EU-28. Die niedrigste Quote erreichte Kroatien 
(3,3 %) und Slowenien (4,2 %). Die höchsten Anteile zeig‑
ten Spanien (17,9 %), Malta (17,5 %) und Rumänien (16,4 %).

Grafik 101 
Tertiärquote der 30-34-Jährigen im EU-Vergleich (2018) 
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Grafik 102 
Frühzeitige Schul- und Ausbildungsabgängerinnen und -abgänger im EU-Vergleich (2018) 

Physische Unsicherheit

Physische Unsicherheit bezieht sich auf sämtliche externe 
Faktoren, die die physische Integrität einer Person gefähr‑
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Kriminalität, Gewalt oder Vandalismus?“. Die objektive 
Sicherheit wird durch den Subindikator der Tötungsrate 
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Im EU-28 Durchschnitt gaben im Jahr 2018 11,9 % der 
Bevölkerung an, sich unsicher zu fühlen. Im Länderver‑
gleich lag der Anteil der in Österreich lebenden Perso‑
nen, die sich von Gewalt, Kriminalität oder Vandalismus 
in ihrer Wohnumgebung bedroht fühlten, mit 9,7 % etwa 
im Mittelfeld (Grafik 103). Die höchsten Quoten wiesen 
Bulgarien (21,8 %), das Vereinigte Königreich (20,3 %) und 

die Niederlande (17,5 %) auf. Am wenigsten von Kriminali‑
tät, Gewalt oder Vandalismus in der Wohngegend fühlte 
sich hingegen die Wohnbevölkerung in Kroatien (2,6 %) 
und Litauen (3,7 %) bedroht.

Im EU-SILC Sondermodul 2013 zum Wohlbefinden wur‑
den EU-weit auch Daten zum subjektiven Sicherheits‑
empfinden erhoben. Die Respondentinnen und Respon‑
denten wurden gefragt, wie sicher sie sich fühlen, wenn 
sie nachts in ihrer Wohngegend alleine unterwegs sind. 
In Österreich fühlten sich 81 % sehr sicher oder sicher, 
im EU-Durchschnitt waren es mit 75 % etwas weniger. 
90 % oder mehr fühlten sich in Slowenien, Finnland oder 
den Niederlanden sehr sicher oder sicher. Am häufigs‑
ten fühlten sich demgegenüber Personen in Bulgarien 
(50 %), Griechenland (40 %) und Portugal (39 %) unsicher 
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Objektive Informationen zur Sicherheitslage eines Lan‑
des liefert der Indikator „Todesfälle aufgrund von Mord, 
Totschlag oder Verletzungen“ (Grafik 104). Die aktuells‑
ten vergleichbaren Daten stammen aus dem Jahr 2015. 
Österreich gehörte mit 0,6 Todesfällen pro 100.000 Per‑
sonen zu den Ländern mit den niedrigsten Tötungsra‑
ten weltweit. 
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Grafik 103 
Physisches Unsicherheitsempfinden im EU-Vergleich (2018) 

Grafik 104 
Todesfälle aufgrund von Mord, Todschlag und Verletzungen im EU-Vergleich (2016) 
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Im EU-Vergleich wies das Vereinigte Königreich mit 0,1 
die niedrigste Rate auf, was insbesondere vor dem Hin‑
tergrund bemerkenswert ist, dass das Vereinigte König‑
reich beim Unsicherheitsempfinden vergleichsweise sehr 
hohe Quoten erreicht. Die höchsten Tötungsraten hatten 
die drei Baltischen Staaten Estland (3,6 pro 100.000 Perso‑
nen), Litauen (4,1) und Lettland (5,1). Auch hier zeigt sich 
eine Diskontinuität mit dem Schlüsselindikator: alle drei 
Länder liegen bei der gefühlten Unsicherheit deutlich 
unter dem EU-28 Durchschnitt. Zwischen der gefühlten 
Unsicherheit innerhalb eines Landes und der Tötungsra‑
terate kann also keine Verbindung beobachtet werden.

Qualität der gesellschaftlichen Organisation

Wie sehr vertrauen die in der EU lebenden Personen dem 
politischen System? Erstmals wurde diese Frage 2013 im 
EU-SILC Sondermodul zum Wohlbefinden gestellt. Im 
internationalen Vergleich zeigt sich hier, dass jene Län‑
der, die von der Wirtschafts- und Finanzkrise hart getrof‑

fen wurden, nur sehr geringes Vertrauen in das politische 
System haben. Zugleich ist – wie auch bei vielen anderen 
Indikatoren zur Lebensqualität – ein deutliches Nord-Süd‑
gefälle zu beobachten (Grafik 105): Die niedrigsten Mit‑
telwerte auf einer Skala von 0 „vertraue überhaupt nicht“ 
bis 10 „vertraue vollkommen“ wurden in Portugal (1,7 von 
10), Slowenien (1,8 von 10), Spanien (1,9 von 10), Grie‑
chenland (2,0) und Italien (2,1 von 10) gemessen. Öster‑
reich lag mit einem Mittelwert von 4,4 von 10 möglichen 
Punkten über dem EU-Durchschnitt von 3,5. Die höchs‑
ten Vertrauenswerte genossen die politischen Systeme 
in den Ländern Niederlande (5,5), Schweden (5,5), Malta 
(5,7), Dänemark (5,9) und Finnland (6,0).

Analysen auf Basis der EU-Daten zeigten, dass Vertrauens‑
werte in das politische System nur wenig zwischen unter‑
schiedlichen Alters- oder Einkommensgruppen variieren. 
Tendenziell haben sehr junge Menschen (16-24 Jahre) und 
Personen im höchsten Einkommensdrittel ein etwas höhe‑
res durchschnittliches Vertrauen als die restliche Bevöl‑
kerung. (Eurostat 2015b, S. 199ff).

Grafik 105 
Vertrauen in das politische System der Personen ab 16 Jahren im EU-Vergleich (2013) 

SE

SI

SK

RO

PT

PLNL

MT

LV

LU

LT

IT

IE

HU

HR

GR

GB

FR

FI

EE

ES

DK

DE

CZ

CY

BG

BE

AT

CY

0 500 1.000 km

Mittelwerte - Skala von
0 "vertraue überhaupt nicht"
bis 10 "vertraue vollkommen" 

   1,7 - 2,3

> 2,3 - 3,3

> 3,3 - 4,3

> 4,3 - 5,3

> 5,3 - 6,0

EU-28: 3,5

Q: Eurostat.



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

163

Wohnen

Für die Dimension „Wohnen“ wurde dieses Jahr ein neuer 
Schlüsselindikator verwendet. Der neue Schlüsselindika‑
tor Wohnkostenüberbelastung beschreibt den Anteil der 
Bevölkerung, deren Wohnungsaufwand 40 % des Haus‑
haltseinkommens übersteigt. Als Wohnungsaufwand zäh‑
len dabei alle Ausgaben für Miete, Betriebskosten, Hei‑
zung, Energie und Instandhaltung sowie Zinszahlungen 
für Kredite zur Schaffung oder Sanierung von Wohnraum, 
wobei Wohn- und Mietbeihilfen sowohl vom Wohnungs‑

aufwand wie auch dem Haushaltseinkommen abgezo‑
gen werden.

2018 waren im Durchschnitt in der EU-28 9,9 % der Bevöl‑
kerung von einer Wohnkostenüberbelastung betroffen 
(Grafik 108). Der Anteil der Personen mit einer Wohnkos‑
tenüberbelastung betrug in Österreich hingegen nur 
6,8 %. Griechenland (39,5 %) wies mit großem Abstand 
den höchsten Anteil an Personen mit Wohnkostenüber‑
belastung auf, gefolgt von Bulgarien (17,9 %). Den gerings‑
ten Anteil hatte Malta mit 1,7 %.

Grafik 106 
Wohnkostenüberbelastung im EU-Vergleich (2018) 
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Subjektives Wohlbefinden

Bei der Lebenszufriedenheit der Personen ab 16 nahm 
Österreich mit einem durchschnittlichen Wert von 7,8 
auf einer Skala von 0 „überhaupt nicht zufrieden“ bis 10 
„vollkommen zufrieden“ im EU-Vergleich 2013 einen Spit‑
zenplatz ein (Grafik 107), der nur noch von den skandi‑
navischen Ländern Schweden (7,9), Dänemark und Finn‑
land (jeweils 8,0 von 10) übertroffen wurde. Am unteren 
Ende des Länder-Rankings fanden sich die Staaten Bul‑
garien (4,8 von 10), Ungarn (6,1), Griechenland, Zypern, 
und Portugal (alle 6,2 von 10). Der EU-28 Durchschnitts‑
wert der Lebenszufriedenheit lag bei 7,1. 2018 wurde in 
EU-SILC wieder nach der gesamten Lebenszufrieden‑
heit gefragt und für Österreich ein Durchschnittswert 

von 8,0 erhoben. EU-Vergleichswerte werden erst spä‑
ter vorliegen.

Die Daten 2013 zeigten, dass die durchschnittliche Lebens‑
zufriedenheit deutlich zwischen den EU-Staaten vari‑
iert. Noch deutlicher fielen diese Unterschied aus, wenn 
man die Anteile der Personen mit geringer Lebenszu‑
friedenheit (Werte von 0-5) vergleicht: Diese rangierten 
von 6 % in den Niederlanden bis zu 64 % in Bulgarien. In 
Österreich lag dieser Anteil 2013 bei 13 % (2018: 10 %). 
Die Anteile der Personen mit hoher Lebenszufrieden‑
heit (Werte von 9-10) reichten auf der anderen Seite von 
6 % in Bulgarien gefolgt von Ungarn mit 11 % bis hin zu 
43 % in Dänemark. In Österreich lag der Anteil der Perso‑
nen mit sehr hoher Lebenszufriedenheit bei 38 % (2018: 
40 %), im EU-28-Durchschnitt waren es dagegen nur 22 %.

Grafik 107 
Lebenszufriedenheit der Personen ab 16 Jahren im EU-Vergleich (2013)
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5.4 
Umwelt im EU-Vergleich

Im aktuellen Kapitel wird die Entwicklung von Umwelt-
indikatoren im europäischen Zusammenhang betrach-
tet. Wie im Kapitel 5.2 gezeigt, ist der materielle Wohl-
stand in Österreich einer der höchsten in der EU. Ein 
starker Industriesektor und eine hohe Exportorientie-
rung haben jedoch auch einen Einfluss auf Materialver-
brauch, Emissionsausstoß oder Energieeinsatz eines 
Landes. Unter dem ökologischen Blickwinkel von Wohl-
stand und Fortschritt zeigt sich Österreichs Position in 
der EU durchwachsen. Material und Energieverbrauch 
pro Kopf sind beispielsweise deutlich über dem Durch-
schnitt der EU-28 angesiedelt. Positiv kann gezeigt wer-
den, dass der Anteil der erneuerbaren Energieträger in 
Österreich der fünft‑höchste in der EU-28 ist.

Ob ein Land seinen Wohlstand und Fortschritt nachhaltig 
generiert oder nicht, wird beispielsweise von der Bevöl‑
kerungsdichte, dem Rohstoffvorkommen oder der Spe‑
zialisierung auf bestimmte Wirtschaftssektoren beein‑
flusst. Auch geografische und klimatische Gegebenheiten 
spielen eine Rolle, etwa beim Materialverbrauch für den 

Hausbau oder dem Energieeinsatz für Heizen und zuneh‑
mend auch Kühlen.

Ressourcen

Der durchschnittliche Ressourcenverbrauch einer Öster‑
reicherin oder eines Österreichers lag laut vorläufiger 
Schätzung durch Eurostat 2018 bei rund 20 Tonnen und 
war damit deutlich höher als der Durchschnitt der EU-28 
mit 13,8 t/Kopf. Die europäischen Länder weisen generell 
sehr unterschiedliche Materialverbräuche pro Kopf auf: 
während an einem Ende Italien (8,3 Tonnen pro Person) 
und das Vereinigte Königreich (8,6 Tonnen pro Person) 
nur sehr geringe Verbräuche haben, benötigte Finnland 
35 Tonnen je Einwohnerin bzw. Einwohner (Grafik 108).

Viele unterschiedliche Faktoren wirken auf den Ressourcen‑
verbrauch eines Landes: die Wirtschaftsleistung, die Bevöl‑
kerungsdichte, das Vorherrschen bestimmter Wirtschafts‑
zweige sowie die Ausstattung mit natürlichen Ressourcen. 

Grafik 108 
Inländischer Materialverbrauch pro Kopf im EU-Vergleich (2018) 
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Ressourcenreiche, exportorientierte Länder haben ten‑
denziell einen sehr hohen Ressourcenverbrauch. Länder 
mit geringer Ressourcenausstattung, die von Importen 
abhängig sind, haben meist einen niedrigeren Material‑
verbrauch, da diese vorgelagerten Ströme beim DMC 
nicht berücksichtigt werden. Der sehr hohe pro Kopf Ver‑
brauch von Finnland lässt sich beispielsweise zum Teil mit 
einer der niedrigsten Bevölkerungsdichten in ganz Europa 
sowie mit klimatischen Bedingungen, die hohe materielle 
Investitionen in den Wohnbau notwendig machen, erklä‑
ren (Eisenmenger et al. 2015 S. 29ff, S.41).

Der österreichische DMC pro Kopf liegt vor allem bei den 
zwei Materialgruppen Biomasse und nichtmetallische 
Mineralien über dem EU-Mittelwert: 

Die vergleichsweise große Bedeutung der Viehwirtschaft 
in Österreich erklärt zum Teil den überdurchschnittlichen 
Verbrauch an Biomasse. Bezogen auf die Bevölkerung 
wird in Österreich mehr Vieh gehalten als in den übri‑
gen EU-Ländern, entsprechend hoch ist der Umsatz an 
Grünfutter und anderen Futtermitteln. Darüber hinaus 
ist auch die Produktion der Forstwirtschaft in Österreich 
höher als in anderen Ländern der EU.

Eine materialaufwändige Bauweise sowohl bei Gebäuden 
(z. B. Wärmeisolierung) als auch bei Straßen und sonsti‑

48	 Eine absolute Entkoppelung bedeutet einen Rückgang des Ressourcenverbrauchs bei gleichzeitigem Wachstum der Wirtschaft.

ger Verkehrsinfrastruktur (z. B. höhere Anforderungen 
aufgrund von Temperaturschwankungen) ist auf Klima 
und Geländestruktur der von den Alpen geprägten hei‑
mischen Landschaft zurückzuführen. Dies bedingt u. a. 
den erheblichen Verbrauch an nichtmetallischen Mine‑
ralien – vor allem an Baurohstoffen (siehe Eisenmenger 
et al. 2015 S. 29ff).

Eine der sieben Leitinitiativen der Europa 2020 Strategie 
widmet sich dem Thema „ressourcenschonendes Europa“ 
(Europäische Kommission 2011a). Sie sieht eine Reduktion 
des Ressourcenverbrauchs in der EU und damit eine abso‑
lute Entkoppelung von Ressourcenverbrauch und Wirt‑
schaftswachstum vor.48 In einigen Jahren gibt es zwar 
gegenläufige Entwicklungen des ökonomischen und öko‑
logischen Indikators (z. B. Dänemark 2011, Österreich 2008, 
2012, 2013). Die angestrebte absolute Entkoppelung des 
Materialverbrauchs vom BIP wurde jedoch bisher noch 
nicht umfassend erreicht.

Interessant ist in diesem Zusammenhang die Betrachtung 
der Ressourcenproduktivität, also des Bruttoinlandspro‑
dukts (BIP, real, KKS) je DMC (inländischer Materialver‑
brauch). Die Ressourcenproduktivität lag 2018 laut vor‑
läufiger Berechnungen von Eurostat in Österreich mit 
1,9 Euro BIP (real, kaufkraftbereinigt) je kg Materialver‑
brauch knapp unter der EU-28 (2,0). 

Grafik 109 
Ressourcenproduktivität im EU-Vergleich (2018) 
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Das bedeutet, innerhalb der EU-28 werden Ressourcen 
effektiver eingesetzt, also je Einheit eingesetzten Mate‑
rials mehr BIP erwirtschaftet als in Österreich. Dies resul‑
tiert aus dem gezeigten überdurchschnittlichen Mate‑
rialverbrauch in Österreich, der trotz hohem nationalen 
BIP zu einer etwas niedrigen Ressourcenproduktivität 
führt (Grafik 109.

Wie bereits in Kapitel 4.2.1 erwähnt, ist ein Länderver‑
gleich immer auch durch die Datenqualität beeinflusst. Die 
Höhe des Ressourcenverbrauchs hängt auch vom Umfang 
der erfassten Materialflüsse und von Datenrevisionen ab. 
Datenqualität und Erfassungsgrad der österreichischen 
Materialflussanalyse sind dabei als sehr hoch anzusehen.

Flächen mit biologischer Bewirtschaftung

Im EU-Vergleich hatte Österreich im Jahr 2017 (letztver‑
fügbares Jahr der internationalen Daten) flächenmäßig 
den mit Abstand größten Anteil an Biobetrieben: Rund 
23 % der landwirtschaftlich genutzten Fläche wurde nach 
den EU-Daten biologisch bewirtschaftet, der Durchschnitt 
in der EU-28 lag 2017 bei 7 %. An zweiter Stelle folgen 

Estland mit 19,6 und Schweden mit 19,2 % Bio-Anteil an 
der gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche. Den 
geringsten Anteil der Bio-Fläche wiesen Malta, Irland und 
Rumänien auf, die jeweils unter 2 % blieben (Grafik 110). 

Betrachtet wird hier aus Gründen der Datenverfügbar‑
keit die ökologische Landwirtschaft konvertiert oder 
unter Konversion. Für den nationalen Datenteil wird nur 
der Anteil der bereits konvertierten Bio-Landwirtschaft 
betrachtet, die Werte liegen damit geringfügig unter 
jenen im EU-Vergleich.

Klimawandel, Emissionen

Die geografische Lage und die Wirtschaftsstruktur eines 
Landes beeinflussen nicht nur den Materialverbrauch 
sondern auch Emissionen wie die Treibhausgas-Emissio‑
nen oder die PM2,5-Emissionen (Feinstaub). Hat ein Land 
einen hohen Anteil an energieintensiver (Schwer-)Indus‑
trie und/oder Petrochemie oder große Viehbestände, so 
gehen diese beispielsweise mit höheren THG-Emissio‑
nen einher. Auch ein hoher Transitverkehr führt zu höhe‑
ren Emissionen.

Grafik 110 
Anteil der biologisch bewirtschafteten Fläche im EU-Vergleich (2017) 
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Die nationalen THG-Emissionen lagen, gemessen an der 
Bevölkerungszahl, im Jahr 2017 mit 9,6 Tonnen CO2-Äquiv. 
pro Kopf etwas über dem Durchschnitt der EU-28 mit 8,8 
Tonnen (ohne Berücksichtigung von JI/CDM Programmen, 
Grafik 110). Am höchsten waren die Pro-Kopf-Emissionen 
in Luxemburg (20 Tonnen CO2-Äquiv.). Hier kommt das – 
beim BIP-Vergleich in Kapitel 5.2 bereits erwähnte – Pro‑
blem der Grenzgänger49 wieder zum Tragen. 

Knapp die Hälfte aller in Luxemburg Beschäftigten sind 
nicht in Luxemburg wohnhaft. Diese verbrauchen bei 
ihren Tätigkeiten in Luxemburg Ressourcen und verursa‑
chen Emissionen. Bei den Berechnungen der THG-Emis‑
sionen pro Kopf werden jedoch nur die in Luxemburg als 
wohnhaft gemeldeten Personen einbezogen50.

Mit etwas Abstand zu Luxemburg folgten Estland (16 
Tonnen CO2-Äquiv. pro Kopf) und Irland (13,3 Tonnen 
CO2‑Äquiv. pro Kopf). Am niedrigsten waren die Werte in 

49	 „Grenzgänger“ sind Arbeitnehmer, die im Gebiet eines Mitgliedstaats beschäftigt (Beschäftigungsstaat) sind, und im Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaats wohnen.

50	 Dieses Phänomen ist für andere EU-Staaten weitgehend vernachlässigbar.

Malta und Schweden mit jeweils 5,5 Tonnen CO2-Äquiv. 
pro Kopf.

Wie in Kapitel 4.3.1 gezeigt, reduzierten sich die THG-Emis‑
sionen in der EU-28 von 2000 bis 2017 um 15,2%, während 
in Österreich in diesem Zeitraum ein Anstieg von 2,9 % 
erfolgte. Im Vereinigten Königreich (-31,9 %) und Däne‑
mark (-30,5 %) gab es seit 2000 starke Rückgänge, wohin‑
gegen in Estland der Anstieg 20,9 % ausmachte.

In Kapitel 4.3.2 wird die bevölkerungsgewichtete PM2,5-Ex‑
position ausgewiesen, die auf internationaler Ebene aber 
nur für die städtische Bevölkerung vorliegt. Deshalb wird 
hier auf die PM2,5-Emissionen zurückgegriffen. Die natio‑
nalen PM2,5-Emissionen (Feinstaub, angezeigt als Gesamt‑
emissionen des jeweiligen nationalen Hoheitsgebiets) 
lagen, gemessen an der Bevölkerungszahl, im Jahr 2017 
mit 1,8 kg pro Kopf etwas unter dem Durchschnitt der 
EU-28 mit 2,5 kg. 

Grafik 111 
Treibhausgasemissionen pro Kopf im EU-Vergleich (2017) 
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Grafik 112 
Entwicklung der Treibhausgasemmisionen (2000 bis 2017) 

Q: Eurostat. - Inklusive indirektes CO2, ohne LULUCF und Memo-Positionen, einschließlich internationaler Flugverkehr.

Am höchsten waren die Feinstaub-Emissionen in Lett‑
land (9,3 kg pro Kopf). Auch Estland war mit 7 kg pro 
Kopf deutlich über dem EU-Durchschnitt. Die niedrigs‑

ten Werte wiesen Malta (0,6 kg pro Kopf) und die Nieder‑
lande (0,8 kg pro Kopf) auf (Grafik 113).

Grafik 113 
Gesamte PM2,5-Emissionen pro Kopf (Feinstaub) im EU-Vergleich (2017) 
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Energie

Das nach einer Spitze im Jahr 2005 erreichte Absinken der 
nationalen THG-Emissionen (beinahe auf das Niveau von 
2000) wurde u. a. durch den verstärkten Einsatz erneuer‑
barer Energieträger bewirkt. Erfreulich zeigt sich dement‑
sprechend der Anteil der anrechenbaren erneuerbaren 
Energieträger im EU-Vergleich. Nur wenige EU-Staaten 
setzen in einem ähnlich hohen Ausmaß erneuerbare 
Energieträger ein wie Österreich (siehe Grafik 114). Dies 
begründet sich unter anderem in der günstigen topo‑
grafischen Situation und dem Vorhandensein der Res‑
sourcen Wasserkraft und Biomasse, die seit jeher maß‑
geblich zur Energiegewinnung herangezogen wurden. 
Während im Durchschnitt der EU-28 im Jahr 2017 ledig‑
lich 17,5 % erneuerbare Energien genutzt wurden, lag der 
Vergleichswert in Österreich bei 32,6 %. 

Österreich liegt auch mit seinem nationalen Ziel von 34 % 
für 2020 deutlich über den Zielvorgaben der EU-28 mit 
20 %. Nur drei Länder (Finnland, Lettland und Schweden) 
streben noch höhere Ziele als Österreich an. Allerdings 
ging, wie in Kapitel 4.4.1 gezeigt, der Anteil der anre‑
chenbaren erneuerbaren Energieträger am Bruttoend‑
energieverbrauch in Österreich von 33,0% im Jahr 2016 
auf 32,6% im (letztverfügbaren) Jahr 2017 zurück. Damit 
liegt die Entwicklung des Erneuerbaren-Anteils nur mehr 
knapp über dem linearen Zielpfad für das nationale Ziel 
von 34% für 2020. Demgegenüber haben mehrere Länder 

ihr Europa 2020 Ziel bereits erfüllt, darunter auch Finn‑
land und Schweden, die jeweils höhere Zielvorgaben als 
Österreich ausweisen.

Trotz des hohen Anteils an erneuerbaren Energieträgern 
sollte nicht vernachlässigt werden, dass der energetische 
Endverbrauch (EEV) Österreichs noch immer zu einem 
großen Teil aus fossilen Energieträgern besteht und unter 
dem Aspekt der langfristigen Ziele zur Begrenzung des 
Klimawandels auf zu hohem Niveau liegt. Der EEV wuchs 
in Österreich zwar von 2000 bis 2017 mit rund 20% etwas 
verhaltener als das reale BIP (+28,4%), in der gesamten 
EU-28 zeigte sich jedoch im gleichen Zeitraum ein Rück‑
gang unter den Ausgangswert von 2000 (-0,6%). Betrach‑
tet man den gesamten EEV je Einwohner, hat Österreich 
dieser Entwicklung folgend, einen im EU-Vergleich sehr 
hohen Energieeinsatz pro-Kopf. Gemeinsam mit Luxem‑
burg (hier wieder ein Verweis auf das Grenzgängerpro‑
blem, analog der THG-Emissionen pro-Kopf), Finnland, 
Schweden und Belgien hat Österreich die höchsten Ver‑
bräuche an Endenergie. Am anderen Ende der Skala lie‑
gen Rumänien, Bulgarien und Malta (Grafik 115).

Neben den klimatischen Bedingungen, die einen Einsatz 
von Energie für Raumwärme beeinflussen, und dem Ener‑
gieverbrauch der Industrie, ist auch der Energieverbrauch 
des Verkehrs, mit einem Anteil von rund einem Drittel am 
Gesamtaufkommen von Energie, ein wesentlicher Indi‑
kator für WgÖ? (siehe Kapitel 4.5.1).

Grafik 114 
Anteil der anrechenbaren erneuerbaren Energieträger (2017) und Europa 2020 Ziel im EU-Vergleich 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik; Eurostat. - Anrechenbare Erneuerbare laut Richtlinie 2009/28/EG.
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Grafik 115 
Energetischer Endverbrauch pro Kopf im EU-Vergleich (2017) 

Verkehr, Mobilität

Die Zunahme des verkehrsbedingten Energieverbrauchs 
in Österreich war mit knapp 35% (2000 – 2017) sehr hoch 
(Grafik 116). Im Durchschnitt der EU-28 Mitgliedsstaa‑

ten betrug die Steigerungsrate im selben Zeitraum nur 
7,2%. Deutlich unter diesem Durchschnittswert der Ent‑
wicklung lagen vor allem die vier bevölkerungsreichsten 
Länder der EU (Deutschland, Italien, Vereinigtes König‑
reich, Frankreich). 

Grafik 116 
Veränderung des Energieverbrauch des Verkehrs im EU-Vergleich (2000 bis 2017) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik; Eurostat.
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Der nationale pro Kopf Verbrauch war mit rund 41 GJ 
deutlich höher als jener der EU-28 mit 27 GJ je Einwoh‑
nerin und Einwohner.

Zum Teil lässt sich der starke Anstieg des nationalen EEVs 
des Verkehrs durch den Tanktourismus (preisbeding‑
ter Kraftstoffexport) und den Transitverkehr erklären. Es 
werden alle in Österreich in Verkehr gebrachten Energie‑
träger berücksichtigt, d. h. in Österreich getankter Treib‑
stoff, der im Ausland verbraucht wird, ist in den Daten 
erfasst. Umgekehrt ist aber auch im Ausland getankter 
Diesel und Benzin, der im Inland verfahren wird, nicht in 
den Daten enthalten. 

Dass der Ansatz „Tanktourismus“ nicht ausreicht, um den 
im Vergleich zu EU-28 starken Anstieg des EEV des Sektors 
Verkehr zu erläutern, zeigt der Indikator zur Transportleis‑
tung des Lkw-Verkehrs. Dieser stellt die Entwicklung des 
Verkehrsaufkommens auf österreichischen Straßen dar 
(Kapitel 4.5.2), vergleichbare Daten liegen aus der kon‑
solidierten Straßengüterverkehrsstatistik ab 2009 vor. 

Monetäre Umweltaspekte

Als letzter Indikator wird der Anteil der Ökosteuern an den 
gesamten Steuereinnahmen im EU-Vergleich betrach‑
tet. Im Länderdurchschnitt der EU-28 wurden 2017 6,0 % 
der Steuereinnahmen durch Ökosteuern erbracht (siehe 
Grafik 117). Österreich lag nach EU-Definition (ohne Grund‑
steuer B) mit einem Anteil am gesamten Steueraufkommen 
von 5,6 % unter dem Durchschnitt der EU-28 von 6,0 %. Dies 
lässt den Schluss zu, dass auf nationaler Ebene noch Poten‑
zial für weitere Ökosteuern vorhanden wäre. Die höchsten 
Ökosteueranteile wiesen Lettland (11,1 %), Slowenien (10,1) 
und Griechenland (9,5 %) aus. Die niedrigsten Anteile zeig‑
ten Luxemburg (4,3 %) und Deutschland (4,5 %).

Die Höhe des Anteils der Ökosteuern an den gesamten 
Steuereinnahmen wird einerseits durch das Aufkommen 
ökologisch relevanter Steuern und andererseits durch das 
gesamte Steueraufkommen bestimmt. Ein im internatio‑
nalen Vergleich hohes gesamtes Steueraufkommen führt 
zu einem geringeren Anteil an Ökosteuern. 

Grafik 117 
Ökosteueranteile im EU-Vergleich (EU-Definition, 2017) 
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Eine weitere Betrachtungsweise stellt daher die (nomi-
nellen) Ökosteuern dem nominellen BIP gegenüber. Der 
Anteil der österreichischen Ökosteuern (nach EU-Defini-
tion) am nominellen BIP liegt für das Jahr 2017 mit 2,4 % 
gleichauf mit dem Niveau der EU-28. Hohe Ökosteuer-
anteile am BIP hat mit rund 4% Griechenland, Dänemark 
und Slowenien folgen mit 3,7%. Luxemburg, Slowakei 
und Irland liegen dagegen deutlich unter 2 % (Grafik 118).

Nicht berücksichtigt werden bei dieser Betrachtung aller-
dings die weiteren ökologisch relevanten Zahlungen 
(wie Mauten, Abfall- und Abwassergebühren). Diese fal-
len, da es sich nicht um Steuern nach dem Konzept der 

VGR (Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) handelt, 
nicht unter die Definition der Öko-Steuern laut interna-
tionalen Richtlinien. Eine ergänzende Betrachtung der 
umweltrelevanten Gebühren wäre zukünftig auch im 
internationalen Vergleich wichtig, da manche Länder 
etwa die Eindämmung des Abfallaufkommens mit steuer-
lichen Instrumenten behandeln, während Österreich dies 
über Gebühren regelt. Außerdem können Umgestaltun-
gen von fiskalischen Instrumenten zu Änderungen der 
Höhe des Umweltsteueraufkommens führen. Derzeit 
liegen aber EU-weit keine konsistenten Daten zu den 
weiteren umweltrelevanten Zahlungen vor (siehe auch 
Kapitel 4.6.2).

Grafik 118 
Ökosteueranteile am nominellen BIP im EU-Vergleich (EU-Definition 2017) 

Q: STATISTIK AUSTRIA; Eurostat. - Öko-Steuern laut EU-Definitionen: ohne Grundsteuer B.

0

1

2

3

4

5

Lux
em

burg

Slowake
i
Irla

nd

Spanie
n

Deu
tsc

hla
nd

Lita
ue

n

Tsc
he

ch
. R

ep
ub

lik

Belg
ien

Sch
wed

en

Fra
nk

rei
ch

Rum
änie

n

Öste
rre

ich

Ver.
König

rei
ch

Po
rtu

gal
Po

len

Ung
arn

Bulg
arie

n
M

alta

Zyp
ern

Est
land

Fin
nla

nd

Nied
erla

nd
e
Ita

lie
n

Kroatie
n

Le
ttla

nd

Grie
ch

en
land

Slowen
ien

Däne
mark

A
nt

ei
le

in
%

EU-28: 2,4 2,4





175

6 
Ausblick



176 www.statistik.at

6.1 
Rahmenbedingungen

Statistik Austria greift bei der Entwicklung von WgÖ? 
ausschließlich auf bereits vorhandenes Datenmaterial 
aus offiziellen Statistikquellen zurück, im Rahmen des 
Projekts sind keine eigenen Datenentwicklungen vor-
gesehen. Dieser Ansatz lässt freilich einige Felder offen, 
für die in Zukunft dringend Informationen benötigt wer-
den. Weitere Aspekte der Verteilung von Einkommen 
und Vermögen, Fragen der Governance oder Daten zum 
Wasserverbrauch sind nur einige Beispiele. Datenent-
wicklungen auf nationaler und internationaler Ebene 
ermöglichen die Weiterentwicklung des Indikatoren-
sets und die mittel- und langfristige Schließung von 
Datenlücken. Jährliche Runde Tische sowie der Über-
arbeitungsprozess 2017 garantieren, dass neue Daten-
felder entsprechend in WgÖ? Berücksichtigung finden.

Statistik Austria bildet im Rahmen von WgÖ? die Berei-
che materieller Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt 
mit verfügbaren Daten bestmöglich ab. Das darin abge-
bildete Set der Indikatoren untergliedert sich in Schlüs-
selindikatoren und Zusatzinformationen. Schlüsselin-
dikatoren sind die aus Sicht der Stakeholder zentralen 
Maßzahlen der jeweiligen Dimension, welche auch der 
Bewertung unterliegen. Neben dem BIP wurden weitere 
30 Schlüsselindikatoren ausgewählt. Da die Entscheidung 
für einen bestimmten Schlüsselindikator immer auch 
einen Kompromiss darstellt, werden diese durch Zusatz-
indikatoren ergänzt. 

Die Schließung von Datenlücken ist dabei 
eine der wichtigen Herausforderungen in der 

Weiterentwicklung des Indikatorensets. 

Statistik Austria kann jedoch aus rechtlichen und finanzi-
ellen Gründen nicht von sich aus tätig werden, um neue 
Daten speziell für WgÖ? zu generieren, sondern ist auf 
eine Beauftragung für neue Statistiken oder Erhebun-
gen von außen angewiesen.

Die ursprüngliche Auswahl der Schlüsselindikatoren folgte 
den Empfehlungen des Stiglitz-Sen-Fitoussi Reports (Stig-
litz et al. 2009) und insbesondere jenen des Eurostat Spon-
sorship Reports (Eurostat 2011). Weitere Zielindikatoren 
auf EU-Ebene (z. B. Europa 2020-Indikatoren) und natio-
nale Projekte flossen ebenfalls in die Auswahl ein.

Die Indikatoren wurden seither jährlich im Rahmen eines 
„Runden Tisches“ einem Konsolidierungsprozess mit den 
wichtigsten Stakeholdern unterzogen. Dabei wurde das 
Indikatorenset laufend überarbeitet und angepasst, auch 
dabei wurde wieder auf bereits vorhandene Daten und 
neue Datenentwicklungen zurückgegriffen. Im Jahr 2017 
wurde wie erwähnt eine grundlegende Revision des Indi-
katorensets unter Einbeziehung der Stakeholder und vor 
dem Hintergrund internationaler (etwa UN Agenda 2030) 
und nationaler Entwicklungen durchgeführt. Es erfolgte 
eine Evaluierung der verwendeten Indikatoren durch ein 
unabhängiges Expertengremium. Bei der Überarbeitung 
des Indikatorensets wurden die konzeptionellen Vorga-
ben von WgÖ? berücksichtigt. Die Einbindung der zent-
ralen Stakeholder (wissenschaftliche Institutionen, Bun-
desministerien, NGOs und Interessenvertretungen) war 
dabei wieder ein Grundpfeiler des Projekts.

http://ec.europa.eu/eurostat/de/web/europe-2020-indicators/europe-2020-strategy/headline-indicators-scoreboard
https://www.un.org/sustainabledevelopment/development-agenda/
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6.2 
Datenlücken und Weiterentwicklung

Im Folgenden werden, gegliedert nach den drei Berei-
chen materieller Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt, 
Datenlücken und wesentliche Entwicklungen auf natio-
naler und internationaler Ebene thematisiert.

Materieller Wohlstand

Unbezahlte Produktion

In der Dimension Unbezahlte Produktion gibt der Schlüs-
selindikator Zeitaufwand für unbezahlte Arbeit Auskunft 
über jene Form der Produktion, die nicht über den Markt 
abgewickelt wird. Die Darstellung von Nichtmarktakti-
vitäten ist ein wesentlicher Bestandteil der Forderun-
gen der Stiglitz-Kommission. Der Schlüsselindikator der 
Dimension Unbezahlte Produktion beruht auf Daten der 
Zeitverwendungserhebung aus 2008/2009. Die nächste 
internationale Erhebungswelle der Zeitverwendungser-
hebungen ist ab 2020 geplant. Derzeit arbeitet Statistik 
Austria im Rahmen einer Task Force unter der Führung 
von Eurostat an der Weiterentwicklung eines Online-Er-
hebungstools (Smartphone-App) für diese neue Erhe-
bungswelle. Ob Österreich an der Erhebungswelle ab 
2020 mitwirken wird, ist derzeit noch offen und hängt von 
der nationalen Finanzierung ab. Um nationale Zeitver-
gleiche und internationale Datenvergleiche zu ermögli-
chen, ist eine österreichische Beteiligung an der nächsten 
Welle von großer inhaltlicher Bedeutung und jedenfalls 
anzustreben.

NPOs in der VGR

Derzeit werden Privathaushalte und Private Organisatio-
nen ohne Erwerbszweck (Non-Profit Organisation, NPO) 
in der VGR teilweise zusammengefasst. Daraus ergibt 
sich eine Verzerrung der diesbezüglichen Indikatoren. 
Dies betrifft etwa das im WgÖ?-Set enthaltende verfüg-
bare Einkommen der privaten Haushalte. Daher wurde 
von Statistik Austria und dem Institut für Sozialpolitik 
an der Wirtschaftsuniversität Wien eine gemeinsame 
Erhebung über Non-Profit Organisationen durchge-
führt. Ziel dieser auf freiwilliger Basis beruhenden wie-
derholten Befragung von NPOs ist es, sowohl die zent-
ralen Indikatoren zu aktualisieren, die im Rahmen einer 
bereits im Jahr 2006 durchgeführten Erhebung ermit-
telt wurden, als auch durch den Einbau von neuen Fra-
gen die allgemeine Datengrundlage für diesen Bereich 
zu erweitern und eine schärfere Abgrenzung vom Sek-
tor der privaten Haushalte (S.14) zu ermöglichen. Seit 
September 2017 liegen aus der VGR erstmalig getrennte 

Werte dafür vor, da die Zeitreihe jedoch erst mit 2012 
beginnt, wird die getrennte Darstellung im aktuellen 
Bericht nicht übernommen.

Verknüpfung von Mikro- und Makrodaten

Um die Verteilung von Einkommen, Konsum und Vermö-
gen auf bestimmte Haushaltsgruppen zu bestimmen, ist 
eine Verbindung von Makrodaten, in diesem Fall der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR), und Mikro-
daten, d. h. detaillierte Erhebungen in Haushalten, not-
wendig. Diese Verknüpfung soll es schließlich erlauben, 
informative Verteilungsmaße für bestimmte Haushalts-
gruppen konsistent mit den Gesamtergebnissen aus der 
VGR zu berechnen. Solche Bemühungen, sind verhält-
nismäßig jung, komplex und aufwendig, es handelt sich 
dabei bisher nicht um den üblichen Qualitätsstandards 
entsprechende, statistische Ergebnisse, sondern um expe-
rimentelle Daten aus Testrechnungen. 

Erste Erfahrungen damit zeigen ein gemischtes Bild (siehe 
Statistik Austria, 2016,Sonderkapitel). Insbesondere gibt 
es etliche Bereiche, wo eine Disaggregation der makro-
ökonomischen Ergebnisse aufgrund unzureichender oder 
bisher zu wenig genutzter empirischer Grundlagen sehr 
schwer möglich ist (z. B. Vermögen- und Vermögensein-
kommen, Schattenwirtschaft …). 

Die Verknüpfung von Mikro- und Makrodaten ist damit 
sowohl auf nationaler als auch auf internationaler bzw. 
EU-Ebene noch in Entwicklung begriffen, es gibt jedoch 
deutliche Bestrebungen diese zu forcieren. Der detail-
lierte Abgleich zwischen Einkommenskonten der VGR 
und den Ergebnissen von Erhebungen erscheint jedoch 
bereits hilfreich für das Verständnis, die Plausibilisierung 
und die Interpretation beider Systeme. Am Ende des Pro-
zesses sollte im Idealfall eine angereicherte VGR stehen, 
die auch erste Anhaltspunkte zu Verteilungen im Zeitab-
lauf gibt und dennoch wesentliche Vorteile, aber auch 
Beschränkungen der VGR beibehält.

Lebensqualität

Aspekte der Lebensqualität

Durch die 2017 erfolgte Neustrukturierung des Bereichs 
Lebensqualität schlagen sich einige Datenmängel, wie z. B. 
die fehlende durchgängige Erhebung von Indikatoren zu 
sozialen Beziehung und Freizeitmöglichkeiten, nicht mehr 
bis auf Ebene der Schlüsselindikatoren durch. Trotzdem 
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wäre hier eine wiederholte Befragung durch zukünftige 
EU-SILC Sondermodule bzw. eine Aufnahme einzelner Indi-
katoren in die regelmäßige Befragung wünschenswert.

Governance und Grundrechte

Nach wie vor keinen bewertbaren Schlüsselindikator gibt 
es für die Dimension Vertrauen ins politische System. Nur 
im EU-SILC Sondermodul 2013 wurden vergleichbare 
Daten für alle EU-28 Länder zum Thema Vertrauen in die 
Institutionen Politik, Polizei und Medien erhoben. Ab dem 
Fragebogen 2019 wird im nationalen EU-SILC Fragenpro-
gramm eine Frage zum Vertrauen ins politische System 
(und zusätzlich zum Vertrauen in andere Menschen) für 
die jährliche Befragung aufgenommen, um diese Daten-
lücke zumindest für die österreichische Berichterstattung 
zu schließen. Im österreichischen Fragebogen von 2013 
waren darüber hinaus auch Fragen zum Vertrauen in das 
Rechtssystem und in die Gemeinde- und Bezirksbehör-
den enthalten (in WgÖ? inkludiert). Aus den offiziellen 
Datenquellen stehen ansonsten aber wenige Informati-
onen über soziale Rechte sowie über die Zufriedenheit 
mit den Institutionen oder der Regierungsarbeit zur Verfü-
gung. Zudem wären bei dieser sensiblen Thematik Unter-
suchungen notwendig, die klären können, wie Fragen 
dieser Art bei den Respondentinnen und Respondenten 
verstanden werden. Was wird etwa mit dem politischen 
System assoziiert? Die Regierung, das Parlament oder das 
demokratische System insgesamt? Wird das Vertrauen in 
das Rechtssystem oder die Polizei auf Basis persönlicher 
Erfahrungen oder allgemeiner Kriterien bewertet etc.

Der Bericht der Sponsorship Group empfiehlt künftig u. a. 
die Einbeziehung von Verwaltungsdaten und Daten aus 
dem European Quality of Life Survey (EQLS)51, die nicht 
zur offiziellen Statistik zählen. Die Eurostat Expert Group 
on Quality of Life schlägt auf ihrer Webseite außerdem 
einige Indikatoren vor, für die derzeit noch kein Datenma-
terial zur Verfügung steht. Darunter fallen die Indikato-
ren „active citizenship“, Mitsprachrecht und „erlebte Dis-
kriminierung, Vorschläge zur Operationalisierung sind in 
Ausarbeitung. Außerdem wird hier auch der Gender Pay 
Gap genannt, den WgÖ? als Verteilungsindikator führt.

Sicherheit / Viktimierungsstudien

Daten zum sogenannte „Hellfeld“ des Kriminalitätsge-
schehens eines Landes , also zu jenen Fällen, die offizi-
ell bekannt und registriert wurden, liegen aus der Anzei-
genstatistik des Bundesministeriums für Inneres vor. Es 
ist jedoch auch bekannt, dass Menschen, die Opfer von 
Kriminalität werden (Viktimisierung), ihre Erlebnisse nicht 
immer mit anderen Menschen teilen und nicht immer offi-
ziell melden. Die Kriminalitätsstatistik kann daher auch nur 
einen beschränkten Ausschnitt der Sicherheitslage bie-

51	 EQLS wird von der European Foundation for the Improvement of Living and Working Conditions durchgeführt und ist keine offizielle Quelle 
des ESS.

ten. Der Anteil der Kriminalität, der nicht angezeigt bzw. 
registriert wird, wird als „Dunkelfeld“ bezeichnet. Daten 
dazu – sowie zu den persönlichen Folgen von Kriminali-
tätserfahrungen – erfordern repräsentative Erhebungen. 
Laufende statistische Erhebungen zu Gewalterfahrungen, 
wie in einigen europäischen Ländern üblich, werden in 
Österreich derzeit nicht vorgenommen. Statistik Austria 
führte 2019 im Auftrag der Agentur für Grundrechte der 
Europäischen Union (FRA) die Onlinebefragung „Sicher-
heit und Grundrechte in Österreich“ durch. Das aktuelle 
Sonderkapitel 2019 „Wie geht’s Österreich beim Thema 
Sicherheit“ zeigt nach einem kurzen Überblick über die 
Datenlage erstmals Ergebnisse der Onlinebefragung. Eine 
laufende Erhebung dieser Daten wäre wünschenswert. 
Statistik Austria hat im September 2019 einen Antrag ein-
gereicht, womit eine Teilnahme an einer europaweit har-
monisierten Erhebung in den Jahren 2020/2021 in Aus-
sicht steht. Bei Vorliegen einer Zeitreihe in entsprechender 
Qualität könnten Daten in das Indikatorenset aufgenom-
men werden.

Freizeit

Seit 2017 gibt es in WgÖ? keine eigene Dimension zum 
Thema Freizeit mehr und der Indikator zu Freizeitaktivi-
täten aus der Zeitverwendungserhebung findet sich in 
der Dimension Subjektives Wohlbefinden. Wie erwähnt 
ist die nächste internationale Erhebungswelle der Zeit-
verwendungserhebungen für 2020 geplant Da Freizeit 
als zentraler Komponenten der Lebensqualität verstan-
den werden muss, ist auch an dieser Stelle auf die drin-
gende Notwendigkeit einer österreichischen Beteiligung 
an der nächsten Welle bzw. auf regemäßige Zeitverwen-
dungserhebungen hinzuweisen.

Umwelt

Biodiversität

Aggregierte Daten zur Biodiversität in Österreich liegen 
aus der amtlichen Statistik nicht vor. Vom Umweltbundes-
amt (Bartel et al. 2015) wird ab dem Berichtsjahr 2007 der 
Indikator „High Nature Value Farmland“ (HNVF) erstellt. 
Dieser Indikator beschreibt die Ausdehnung von Land-
wirtschaftsflächen mit hohem Naturwert, die sich durch 
eine hohe Biodiversität bzw. durch das Auftreten von 
Arten mit hohem Schutzinteresse charakterisieren. Bei 
entsprechender statistischer Validität und ausreichender 
Etablierung könnte dieser Indikator mittelfristig als Indi-
kator für die Biodiversität genutzt werden, die aktuells-
ten Daten liegen allerdings nunmehr für das Jahr 2013 vor.

Ein weiterer Indikator, der im Zusammenhang mit Biodi-
versität genannt wird, ist jener zu den geschützten Gebie-

http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Quality_of_life_indicators_-_governance_and_basic_rights
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ten für biologische Vielfalt. Dies sind Gebiete, die unter 
die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) der 
EU, Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur 
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild-
lebenden Tiere und Pflanzen, fallen. Wesentliches Ziel der 
FFH-Richtlinie ist die Erhaltung und Wiederherstellung der 
biologischen Vielfalt. Dieses Ziel soll mit dem Aufbau des 
europäischen Schutzgebietsnetzes Natura 2000 erreicht 
werden. In Österreich wurden laut Umweltbundesamt 219 
Natura-2000-Gebiete vorgeschlagen: 171 Gebiete wurden 
nach der FFH-Richtlinie ausgewiesen, 98 Gebiete nach der 
Vogelschutzrichtlinie, Doppelnennungen sind möglich. 
Bisher sind 196 Gebiete rechtlich verordnet (Stand 2015). 
Diese umfassen rund 14% der Bundesfläche.

Bodenqualität (Emissionen)

Das Umweltbundesamt liefert mit dem Bodeninformati-
onssystem „BORIS“ österreichweite Informationen über 
den Zustand der Böden und deren Belastung mit Schad-
stoffen auf dezentraler Ebene. Aggregierte Daten über die 
Schadstoffbelastung der Böden analog den Luftemissi-
onen gibt es derzeit in Österreich aus offiziellen Statis-
tikquellen nicht.

Minderungskosten für den Klimawandel bzw. 
Klimawandelanpassungskosten

Die Entwicklung einer geeigneten harmonisierten Daten-
erhebung zur Abbildung der Minderungskosten für bzw. 
Anpassungskosten an den Klimawandel wird von Euro-
stat im Rahmen der Environmental Transfers Task Force 
diskutiert. Entsprechende Daten könnten zukünftig in 
das Indikatorenset aufgenommen werden. Ab welchem 

Zeitpunkt diese vorhanden sein werden, kann aus heu-
tiger Sicht aber noch nicht eingeschätzt werden (siehe 
beispielsweise Eurostat, 2011a).

Tanktourismus (Kraftstoffexport im Tank)

Vom Umweltbundesamt liegen Schätzungen für den 
Tanktourismus vor. Treibhausgasemissionen und Ener-
gieverbrauch werden nach dem Inlandsprinzip erhoben, 
d. h. erfasst werden sämtliche Emissionen bzw. sämtlicher 
Treibstoffabsatz im Inland, egal ob von Inländern oder Aus-
ländern verursacht bzw. genutzt. Eine ergänzende Dar-
stellung des Kraftstoffexports im Tank für die Dimension 
Verkehr wurde daher von der Expertengruppe angeregt. 
Die Schätzungen zum Tanktourismus sollten laut Aus-
kunft des Umweltbundesamts noch nicht für die Erstel-
lung eines Indikators herangezogen werden.

Wasserentnahme und -verbrauch, Wasserqualität

Aktuelle Daten zur (Trink-)Wasserentnahme und -ver-
wendung sind derzeit nicht vorhanden. Langfristig ist 
auf europäischer Ebene die Entwicklung einer Wasser-
gesamtrechnung im Rahmen der Umweltgesamtrech-
nungen geplant, welche beispielsweise den Wasserver-
brauch nach Wirtschaftsaktivitäten abbilden soll. Für das 
Medium Wasser liegt zudem ein neu entwickelter Indi-
kator zur Wasserqualität der Grund- und Oberflächenge-
wässer für den Durchschnitt des Zeitraums 2013 bis 2015 
vor. Dieser Indikator entspricht dem SDG-Indikator 6.3.2 
(Percentage of bodies of water with good ambient water 
quality) der UN Agenda 2030. Bei Vorliegen einer Zeitreihe 
in entsprechender Qualität könnten diese Daten in das 
Indikatorenset aufgenommen werden.

http://www.umweltbundesamt.at/umweltschutz/naturschutz/ffh_richtlinie/
http://www.umweltbundesamt.at/umweltschutz/naturschutz/ffh_richtlinie/
http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/boden/boris/
http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/boden/boris/
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S.1 
Einleitung und Überblick

Die Themen persönliches Sicherheitsempfinden oder 
Gewalt hängen eng mit den verschiedenen Aspekten 
von Wohlstand und Fortschritt – wie im Projekt WgÖ? 
abgebildet – zusammen. Betrachtet man die drei Berei-
che Materieller Wohlstand, Umwelt und Lebensqua-
lität, so ist Sicherheit am engsten mit letzterem ver-
bunden. Sicherheit bzw. ihr Gegenteil die „Physische 
Unsicherheit“ ist deshalb eine der Dimensionen des 
Bereichs Lebensqualität in WgÖ? (siehe Kapitel 3.5). 
Das aktuelle Sonderkapitel zeigt nach einem kurzen 
Überblick über die Datenlage erstmals Ergebnisse der 
Onlinebefragung „Sicherheit und Grundrechte in Öster-
reich“, die Statistik Austria im Jahr 2019 im Auftrag 
der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte 
durchgeführt hat.

Im Europäischen Statistischen System gilt Sicherheit als 
eine der zentralen Dimensionen von Lebensqualität (vgl. 
Kesy at al 2015). Gewaltprävention ist für eine stabile, sozial 
ausgewogene Gesellschaft unerlässlich und damit eine 
der Hauptaufgaben des Gesetzgebers. 

Die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung bezieht sich 
mit dem Ziel 16 auf das Thema Sicherheit: „Friedliche und 
inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung 
fördern, allen Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und 
leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und inklusive Insti-
tutionen auf allen Ebenen aufbauen“. Das Unterziel 16.1 
zielt darauf ab, „Alle Formen der Gewalt und die gewaltbe-
dingte Sterblichkeit überall deutlich zu verringern“. Indika-
toren dafür beziehen sich auf die Anzahl der Todesfälle 
durch Mord und Todschlag (16.1.1) oder die Zahl der Men-
schen, die physischen, psychischen oder sexuellen Gewalt-
erfahrungen ausgesetzt sind (16.1.3). Ein weiterer Indika-
tor betrifft die Möglichkeit, sich in der Wohnumgebung 
sicher zu fühlen (16.1.4).

Das Ziel 5 möchte „Geschlechtergleichstellung erreichen 
und alle Frauen und Mädchen zur Selbstbestimmung befä-
higen“. Die ersten darin befindlichen Unterziele beziehen 
sich dabei auf den Genderaspekt von physischer Sicherheit 
bzw. auf die Verringerung und Beseitigung von Gewalt 
speziell gegen Frauen. Die Unterziele halten fest, dass 

•	 alle Formen der Diskriminierung von Frauen und Mäd-
chen überall auf der Welt beendet werden sollten (5.1)

•	 alle Formen von Gewalt gegen alle Frauen und Mädchen 
im öffentlichen und im privaten Bereich einschließlich 
des Menschenhandels und sexueller und anderer For-
men der Ausbeutung beseitigt werden sollten (5.2) und

•	 alle schädlichen Praktiken wie Kinderheirat, Frühver-
heiratung und Zwangsheirat sowie die Genitalverstüm-
melung bei Frauen und Mädchen beseitigt werden 
sollten (5.3). 

Physische Unsicherheit bezieht sich also auf sämtliche 
externe Faktoren, die die physische Integrität einer Per-
son gefährden. Verbrechen und Unfälle sind dabei nur 
die offensichtlichsten Ausformungen. Gewalt und physi-
sche Unsicherheit im Alltag betreffen hingegen deutlich 
mehr Menschen. Das Gefühl der Verletzbarkeit oder die 
Angst, Opfer von kriminellen Handlungen zu werden, kön-
nen das persönliche Freiheitsempfinden drastisch beein-
trächtigen. Unsicherheit ist damit eine Quelle für Sor-
gen und Ängste, die sich negativ auf die Lebensqualität 
auswirken. Damit ist sowohl der Aspekt des subjektiven 
Unsicherheitsempfindens als auch jener der objektiven 
Sicherheit bzw. Unsicherheit, wie sie etwa in der Krimi-
nalstatistik abgebildet wird, von Bedeutung. 

Der Indikator Physisches Unsicherheitsempfinden ist des-
halb ein Schlüsselindikator für die Dimension Sicherheit 
des Bereichs Lebensqualität. Er wird in EU-SILC durch die 
folgende Frage erfasst: „Haben Sie in Ihrer Wohngegend 
Probleme mit Kriminalität, Gewalt oder Vandalismus?“. 
9,7 % der Bevölkerung gaben 2018 an, davon betroffen zu 
sein, der Trend seit 2014 ist dabei eindeutig abnehmend.

Dass das physische Unsicherheitsempfinden und die (sub-
jektive) Lebenszufriedenheit in Zusammenhang stehen, 
lässt sich aus Daten von EU-SILC empirisch zeigen. Die mitt-
lere Lebenszufriedenheit auf einer Skala von 0-10 ist höher 
(8,0) bei Menschen, die keine Kriminalität, Vandalismus 
in der Wohnumgebung berichtet haben, als für die Men-
schen, die Probleme mit Sicherheit genannt haben (7,7). 

Von jenen 9,7 % der Bevölkerung, die über Kriminalität, 
Gewalt oder Vandalismus in ihrer Wohnumgebung berich-
ten, sind 32 % hoch zufrieden mit ihrem Leben. In der Ver-
gleichsgruppe der Bevölkerung, die nicht über entspre-
chende Erfahrungen berichtet, also in einer subjektiv 
„sicheren“ Wohngegend lebt, sind 40 % hoch zufrieden 
mit ihrem Leben (Grafik S.1, siehe auch Kapitel 3.8, sub-
jektives Wohlbefinden). Umgekehrt sind Personen etwas 
mehr unzufrieden (nämlich 12 %), wenn sie sich physisch 
unsicher fühlen als jene, die sich sicher fühlen (9 %).

Der Zusammenhang zwischen physischem Unsicherheits-
empfinden und subjektiver Lebenszufriedenheit ist zwar 
deutlich, sagt jedoch nichts über die Kausalität aus. Bei-
spielsweise können Personen, die sich in ihrer Wohnum-

https://fra.europa.eu/de
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gebung physisch unsicher fühlen, dadurch eine entspre-
chend niedrigere Lebenszufriedenheit haben. Genauso 
gut könnten aber Personen auch durch eine insgesamt 
positivere Lebenseinstellung in ihrer subjektiven Wahr-
nehmung von Kriminalität beeinflusst sein.

Grafik S.1 
Allgemeine Lebenszufriedenheit nach dem physi-
schem Unsicherheitsempfinden (2018)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2018. Einteilung nach einer Skala von 
0 bis 10, geringe Lebenszufriedenheit: Skalenwert 0 bis 5, Mittlere 
Lebenszufriedenheit: Skalenwert 6 bis 8, hohe Lebenszufriedenheit: 
Skalenwert 9-10.

Die objektive Sicherheit wird in WgÖ? mit der Tötungs-
rate (Totschläge und Verletzung mit Todesfolgen einge-
schlossen) aus der Todesursachenstatistik abgebildet. 
Dieser Indikator bezieht sich auf die schlimmste Form 
der physischen Unsicherheit, nämlich auf die objektive 
Gefahr, durch Mord, Totschlag oder vorsätzliche Verlet-
zung zu Tode zu kommen. Die Daten aus der Todesursa-
chenstatistik, die bei ihrer Berechnung die kontinuierli-
che Alterung der Bevölkerung bei der Berechnung des 
Indikators berücksichtigt, zeigen, dass dieses Risiko seit 
2000 in Österreich kontinuierlich gesunken ist. Während 
Anfang der 2000er Jahre noch durchschnittlich eine von 

100.000 Personen durch Mord, Totschlag und vorsätz-
lich zugefügte Verletzungen zu Tode kam, waren es 2018 
auf 100.000 Personen 0,6 vorsätzlich Getötete (2014: 0,4). 
Weltweit werden pro 100.000 Personen etwa zehnmal so 
viele Morde verübt.

Die beiden hier erwähnten Indikatoren zeigen zwar jeweils 
einen sinkenden Trend, aber die Entwicklung von subjek-
tivem Unsicherheitsgefühl und Kriminalitätsrate verläuft 
nicht zwangsläufig parallel.

Die beiden Schlüsselindikatoren von WgÖ? bilden einen 
wichtigen Ausschnitt der Sicherheitslage ab, trotzdem 
bleiben wesentliche Bereiche unberücksichtigt. Zur 
Ergänzung des breiten Spektrums an Sicherheitsthe-
men wären beispielsweise physische Gewalterfahrungen 
ohne Todesfolge, psychische oder sexuelle Gewalt, Eigen-
tumsdelikte, Diskriminierungserfahrungen oder Stalking 
zu berücksichtigen.

Für einige dieser Bereiche kann auf Daten aus der Anzei-
genstatistik des Bundesministeriums für Inneres zurück-
gegriffen werden, diese Daten zeigen damit das soge-
nannte „Hellfeld“ des gesamten Kriminalitätsgeschehens 
eines Landes, also jene Fälle, die offiziell bekannt und 
registriert wurden. Es ist jedoch auch bekannt, dass Men-
schen, die Opfer von Kriminalität werden (Viktimisie-
rung), ihre Erlebnisse nicht immer mit anderen Menschen 
teilen und insbesondere häusliche Gewalterfahrungen 
nicht immer offiziell melden. Die Kriminalitätsstatistik 
kann daher auch nur einen beschränkten Ausschnitt der 
Sicherheitslage bieten.

Der Anteil der Kriminalität, der nicht angezeigt bzw. regis-
triert wird, wird als „Dunkelfeld“ bezeichnet. Daten dazu 
– sowie zu den persönlichen Folgen von Kriminalitätser-
fahrungen – erfordern repräsentative Erhebungen. Lau-
fende statistische Erhebungen zu Gewalterfahrungen, wie 
in einigen europäischen Ländern üblich, werden in Öster-
reich derzeit nicht vorgenommen. Wie eingangs erwähnt 
führte Statistik Austria 2019 im Auftrag der Agentur für 
Grundrechte der Europäischen Union (FRA) die Onlinebe-
fragung „Sicherheit und Grundrechte in Österreich“ durch. 
Die nachfolgenden Unterkapitel beruhen auf dieser Erhe-
bung und behandeln Sicherheitsängste sowie konkret 
erlebte Erfahrungen mit Eigentumsdelikten, Belästigun-
gen und Gewalt und berücksichtigen dabei den Gender
aspekt oder betroffene Personengruppen.
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S.2 
Datenlage zur Kriminalität und Sicherheit in 
Österreich 

In Österreich stehen verschiedene Administrativdaten, 
die Informationen über Kriminalität liefern, zur Verfü-
gung. Die Polizeiliche Kriminalstatistik des Bundesmi-
nisteriums für Inneres erfasst alle bei der Polizei ange-
zeigten und an das Gericht übermittelten Straftaten. Die 
justiziellen Kriminalitätsstatistiken umfassen die Voll-
zugsstatistik Strafsachen sowie die Gerichtliche Krimi-
nalstatistik. Die Vollzugsstatistik Strafsachen wird vom 
Bundesministerium für Verfassung, Reformen, Dere-
gulierung und Justiz (BMVRDJ) geführt und enthält 
justizielle Enderledigungen: Einstellungen, Diversion 
sowie Verurteilungen und Freisprüche erster Instanz. 
Informationen über rechtskräftige Verurteilungen wer-
den von Statistik Austria jährlich auf Basis des Strafre-
gisters erstellt (Gerichtliche Kriminalstatistik). Daten 
über den Strafvollzug sind im BMVRDJ verfügbar. Für 
alle genannten Statistiken stellen das österreichische 
Strafgesetzbuch und die strafrechtlichen Nebengesetze 
die Grundlagen dar. 

Bei der Interpretation der Daten muss beachtet werden, 
dass die einzelnen Stufen der Strafverfolgung auf Statis-
tiken mit unterschiedlichen Erfassungskonzepten beru-
hen und zeitlich aufeinander folgen. Es gibt keine Statis-
tik, die den Verlauf von der Anzeige bis zum Ausgang des 
Gerichtsverfahrens darstellt. 

Daten über Gewalt in Österreich

Österreichweite, jährliche Daten über Gewalt liegen 
derzeit am ausführlichsten in der Anzeigenstatistik 
des Bundesministeriums für Inneres vor. Die Polizei-
liche Kriminalstatistik bietet einen Überblick über die 
Anzeigen nach bestimmten Paragrafen. 

Darstellbar sind verschiedene Merkmale der Tatverdäch-
tigen und Opfer (Alter, Geschlecht, Staatsangehörigkeit). 
Bei den justiziellen Kriminalitätsstatistiken sind zwar Infor-
mationen über Straftaten nach den Paragrafen sowie 
nach Informationen über Täter bzw. Täterinnen verfügbar, 
nicht jedoch oder nur eingeschränkt gibt es Informatio-
nen über Opfer. Die Kategorisierung der Täter-Opfer-Be-
ziehung ist daher lediglich in der Polizeilichen Kriminal-
statistik möglich. Diese entspricht allerdings nicht den 
international vorgeschlagenen Standards und ermög-
licht keine tiefergehenden Analysen. Beispielsweise ist es 

nicht möglich, Gewalt durch Partner/innen sowie durch 
Ex-Partner/innen abzubilden. 

Die in Österreich verfügbaren Administrativdaten zum 
Thema Gewalt beleuchten das Hellfeld und damit nur 
einen Teil der Kriminalitätswirklichkeit. Nur zur Anzeige 
gebrachte Fälle von Gewalthandlungen scheinen in der 
Statistik auf. Eine Dunkelfeldstudie ermöglicht eine zuver-
lässigere Einschätzung der Gewalt in Österreich, da Gewalt-
erfahrungen unabhängig davon erfasst werden, ob sie 
zur Anzeige gebracht wurden oder nicht. 

Eine Befragung einer repräsentativen Stichprobe der 
Bevölkerung über Gewalterfahrungen bietet die Mög-
lichkeit das Dunkelfeld aufzuhellen und valide Daten 
über Erfahrungen der österreichischen Bevölkerung mit 
bestimmten Formen von Gewalt zu gewinnen. Damit 
wird eine Datengrundlage geschaffen, die weit über die 
Möglichkeiten von Polizei- und Justizstatistiken hinaus-
geht. Das aus einer Dunkelfeldstudie gewonnene Wissen 
kann unter anderem zur Verbesserung der Statistiken aus 
Administrativdaten dienen. Der Mehrwehrt besteht in 
erster Linie aber im Wissensgewinn, einer verbesserten 
Datengrundlage und der Möglichkeit, Präventionsmaß-
nahmen in der Bekämpfung von Gewalt zielgerichteter 
einsetzen zu können.

Die erste österreichische empirische Repräsentativunter-
suchung „Gewalt in der Familie und im nahen sozialen 
Umfeld. Österreichische Prävalenzstudie zur Gewalt an 
Frauen und Männern.“ wurde vom österreichischen Ins-
titut für Familienforschung durchgeführt und 2011 ver-
öffentlicht (Kapella et al., 2011). Gefördert wurde das Pro-
jekt vom damaligen Bundesministerium für Wirtschaft, 
Familie und Jugend. Laufende statistische Erhebungen 
zu Sicherheit und Gewalterfahrungen, wie in einigen 
europäischen Ländern üblich, werden in Österreich der-
zeit nicht vorgenommen. Die Studie aus dem Jahr 2011 
ist die letzte nationale Studie, die zu diesem Thema ver-
öffentlicht wurde. Die Befragung ist mittlerweile schon 
etwa zehn Jahre alt und international nicht vergleichbar.

Im Jahr 2011 wurde die Istanbulkonvention (Übereinkom-
men des Europarates zur Verhütung und Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt) ver-
abschiedet. Sie ist seit 2014 in Kraft und brachte beson-
dere Dringlichkeit für international vergleichbare Daten 
in Zusammenhang mit Gewalt gegen Frauen. Im Jahr 

https://bundeskriminalamt.at/501/start.aspx
https://www.justiz.gv.at
ttp://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/soziales/kriminalitaet/index.html
https://www.frauen-familien-jugend.bka.gv.at/dam/jcr:8f5fe66d-b0a8-4156-a462-7d658fd33890/Gewaltpraevalenz_final.pdf
https://www.frauen-familien-jugend.bka.gv.at/dam/jcr:8f5fe66d-b0a8-4156-a462-7d658fd33890/Gewaltpraevalenz_final.pdf
https://www.frauen-familien-jugend.bka.gv.at/dam/jcr:8f5fe66d-b0a8-4156-a462-7d658fd33890/Gewaltpraevalenz_final.pdf
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2012 hat die Agentur der Europäischen Union für Grund-
rechte die erste Befragung dieser Art zu Gewalt gegen 
Frauen in allen 28 Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(EU) durchgeführt. Alleine in Österreich wurden dafür 
1.505 Frauen befragt. Diese Befragung galt bisher als die 
aktuellste, international vergleichbare Datenquelle zur 
Gewalt gegen Frauen.

Ausblick

Die Bekämpfung von Gewalt ist weltweit eine große 
Herausforderung, die sich in den Zielen der Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung deutlich spiegelt 
und wurde auch von der Europäischen Kommission als 
eine Hauptpriorität eingestuft. Evidenzbasiertes Han-
deln und damit eine gute Datenbasis sind gefordert.

Gegenwärtig wird in Hinblick auf die Erfüllung der Istan-
bul-Konvention und aufgrund der wiederholten Auffor-
derung des Europäischen Parlaments und Rates eine 
EU-weit vergleichbare Erhebung über geschlechtsspezi-
fische Gewalterfahrungen (Survey on gender-based vio-
lence) bei Eurostat entwickelt. Die Beteiligung möglichst 
vieler Mitgliedstaaten – und insbesondere der Staaten, die 
bisher noch keine (regelmäßige) Gewalterhebung durch-
führen – wird angestrebt.

Im Rahmen dieses Projekts führte Statistik Austria 
2018/2019 eine Piloterhebung „Piloting Gender Based 
Violence Survey – Conducting a pilot survey on GBV at 
national level“ durch. Neben Österreich wurden auch in 
13 weiteren Staaten der Europäischen Union Pretests und 
Pilotstudien durchgeführt.

Bei diesem Pilotprojekt wurden Privatpersonen in Öster-
reich zu Gewalterfahrungen – psychische, körperliche 
und sexuelle Gewalt, sexuelle Belästigung am Arbeits-
platz, Stalking – befragt. Ziel der Piloterhebung war es, 
den von Eurostat in Zusammenarbeit mit ISTAT (Nationa-
les Statistikamt Italien) und einer Task Force entwickelten 
Fragebogen, die Methodologie sowie den Erhebungs-
prozess zu testen. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse 
sollen der Verbesserung des Instruments für die Haupt-
erhebung dienen.

Eurostat plant die Durchführung der Haupterhebung in 
den Jahren 2020/2021. Für dieses Projekt wird es keine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 
geben. Die Erhebung soll EU-weit im Rahmen eines Gent-
lemen‘s Agreement erfolgen. Finanzielle Mittel zur Förde-
rung der Erhebung wurden von der Europäischen Kom-
mission zugesichert. Statistik Austria hat im September 
2019 einen Antrag eingereicht, womit eine Erhebung in 
den Jahren 2020/2021 in Aussicht steht.

Bereits einige aktuelle inhaltliche Ergebnisse zum Thema 
Gewalt und Sicherheit kann die im Jahr 2019 durchgeführte 
repräsentative Onlinebefragung „Sicherheit und Grund-
rechte in Österreich“ bieten. Der Fragebogen der Grund-
rechtebefragung („Fundamental Rights Survey“) wurde in 
allen EU-Staaten verwendet. Es handelt sich um eine sehr 
breite Studie, die in ihrer Methodik nicht mit einer dezi-
dierten Gewaltstudie vergleichbar ist. Dennoch lassen 
sich wesentliche Ergebnisse zum Thema Sicherheit ablei-
ten. Die nachfolgenden Unterkapitel beruhen auf dieser 
Erhebung und behandeln Sicherheitsängste sowie kon-
kret erlebte Erfahrungen mit Eigentumsdelikten, Belästi-
gungen und Gewalt. Abschließend wird darauf eingegan-
gen, welche Personengruppen besonders häufig betroffen 
sind und welches Profil die Täter und Täterinnen haben.

https://fra.europa.eu/de
https://fra.europa.eu/de
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S.3 
Sicherheit und Gewalt in Österreich – 
Ergebnisse aus der Grundrechtebefragung 2019

Wie viele Menschen sorgen sich um ihre Sicherheit? 
Gibt es Menschen, die besonders häufig von Krimina-
lität und Gewalt betroffen sind? Solche Fragen haben 
höchste Relevanz für die Lebensqualität. Trotzdem gibt 
es im Europäischen Statistischen System dazu nach wie 
vor viele Datenlücken. In der Regel werden Erhebun-
gen der amtlichen Statistik auf Basis von speziell for-
mulierten Rechtsgrundlagen durchgeführt. Der dafür 
erforderliche Prozess ist oft langwierig, insbesondere 
wenn es darum geht, dass sich alle EU-Staaten zu einer 
gemeinsamen Vorgehensweise verpflichten.

Mit der Onlinebefragung „Sicherheit und Grundrechte“ 
wurde in Österreich ein EU-weit neuartiger Weg beschrit-
ten. Die Agentur für Grundrechte der Europäischen Union 
(FRA) hat Statistik Austria direkt mit der Durchführung 
dieser Erhebung beauftragt. Der Fragebogen der Grund-
rechtebefragung („Fundamental Rights Survey“) wurde 
in allen EU-Staaten verwendet. In einigen Mitgliedsstaa-
ten haben Statistikämter Adressen für die Stichproben-
ziehung dieser Erhebung zur Verfügung gestellt. Öster-
reich war allerdings das einzige Land, in dem die Erhebung 
von einem Statistikamt durchgeführt werden konnte. Die 
umfassende vergleichende Auswertung und Veröffent-
lichung erfolgt durch die EU-Grundrechteagentur nach 
Abschluss der Erhebungen in allen EU-Mitgliedsstaaten. Im 
Rahmen dieses Sonderkapitels kann Statistik Austria aber 
bereits vorab einige Hauptergebnisse zum Thema Sicher-
heit veröffentlichen. Das Thema Gewalt gegen Frauen hat 
dabei besondere Relevanz. Zur Ergänzung und Vertie-
fung sind deshalb auf jeden Fall auch die Ergebnisse der 
im Jahr 2012 von der EU-Grundrechteagentur durchge-
führten Befragung Violence Against Women (FRA 2014)
zu beachten, zu der es auch eine deutsche Zusammenfas-
sung und ein interaktives Datenvisualisierungstool gibt.

Methodenhintergrund

Die Befragung „Sicherheit und Grundrechte“ wurde im 
April und Mai 2019 durchgeführt. Statistik Austria hat 
dafür eine kontrollierte Wahrscheinlichkeitsstichprobe 
von 3.500 Personen zwischen 16 und 74 Jahren aus dem 
zentralen Melderegister gezogen. Insgesamt wurden 
1.233 verwertbare Fragebögen ausgefüllt. 

Die Stichprobenziehung sowie die gute 
Beteiligung an dieser Erhebung und die 
Anwendung von etablierten Hochrech-
nungsverfahren auf Grundlage von Register-
informationen durch Statistik Austria sowie 
ein spezieller Datenschutz für die Befragten 
gewährleisten bestmögliche Datenqualität 
bei einer Onlinebefragung.

Im Mittelpunkt des mehr als 400 Einzelfragen umfassen-
den Fragebogens stehen 

•	 Erfahrungen mit Kriminalität, Gewalt oder Belästigung; 
•	 Diskriminierung und Korruption; 
•	 Minderheitenrechte; 
•	 Alltagserfahrungen (z. B. mit Behörden);
•	 Einstellungen zu Grundrechten; 
•	 Datenschutz. 

Für Disaggregierungen der zentralen Erhebungsmerk-
male wurden zahlreiche soziodemographische Merkmale 
erhoben einschließlich beispielsweise sexuelle Orientie-
rung, Religionszugehörigkeit oder Zugehörigkeit zu einer 
ethnischen Minderheit.

Die thematische Breite macht diese Befragung zu einer 
einzigartigen Datenquelle, mit der wesentliche Lücken in 
der Erfassung von Lebensqualität in Österreich geschlos-
sen werden.

Es ist bekannt, dass Menschen, die Opfer von Kriminali-
tät werden (Viktimisierung), ihre Erlebnisse nicht immer 
mit anderen Menschen teilen und nicht immer offiziell 
melden. Je nachdem wie gut die Verbrechensaufklärung 
der Polizei oder Gerichte funktionieren kann auch die 
Kriminalitätsstatistik nur einen beschränkten Ausschnitt 
der Sicherheitslage bieten. Insbesondere sind interna-
tionale Vergleiche von Administrativdaten – Anzeigen, 
Anklagen, Verurteilungen und Inhaftierungen – nur 
eingeschränkt möglich. Ergänzende Befragungen zum 
Thema Sicherheit sind deshalb besonders wichtig, um 
auch die unmittelbaren persönlichen Erfahrungen erfas-
sen zu können.

https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2014-vaw-survey-main-results-apr14_en.pdf
https://fra.europa.eu/de/publication/2014/gewalt-gegen-frauen-eine-eu-weite-erhebung-ergebnisse-auf-einen-blick
https://fra.europa.eu/de/publication/2014/gewalt-gegen-frauen-eine-eu-weite-erhebung-ergebnisse-auf-einen-blick
https://fra.europa.eu/de/publications-and-resources/data-and-maps/gewalt-gegen-frauen-eine-eu-weite-erhebung
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Bei Stichprobenerhebungen über Viktimisie-
rungserfahrungen spielen unterschiedliche 
Kontexte und Formulierungen eine wesent-
liche Rolle bei der Beantwortung von Fragen 
zu Kriminalität. 

Die wesentliche Einschränkung einer Befragung wird 
schon durch die Beantwortungsdauer (im Vergleich z. B. 
zur Dauer polizeilicher oder gerichtlicher Aufklärungs-
arbeit) deutlich. Rund die Hälfte der Befragten konnte den 
Fragebogen in weniger als einer halben Stunde vollstän-
dig beantworten. Bei der Interpretation von Befragungs-
ergebnissen ist es daher ratsam, die Sichtweise von Krimi-
nalitätsbetroffenen komplementär zu den Statistiken der 
Anzeigen und Verurteilungen zu verstehen. Im Idealfall 
wird damit die Erhebung vertiefender qualitativer Infor-
mationen angeregt. 

Die nachstehend ausschnitthaft berichteten Ergebnisse 
der Grundrechtebefragung 2019 behandeln Sicherheits-
ängste sowie konkret erlebte Erfahrungen mit Eigentums-
delikten, Belästigungen und Gewalt. Die Grundrechtebe-
fragung erhebt solche Kriminalitätserfahrungen in den 
letzten 12 Monaten, so wie auch international empfoh-
len wird, sowie über einen längeren Zeitraum. 

Aufgrund der Stichprobengröße und weil 
die meisten Kriminalitätserfahrungen in 
Österreich verhältnismäßig selten auftreten, 
wird in diesem Sonderkapitel ausschließlich 
über Erfahrungen in den letzten fünf Jahren 
berichtet.

Die größere Zahl der Befragten, die darüber Auskunft 
geben können, ermöglicht eine etwas differenziertere 
Betrachtung von Bevölkerungsgruppen. Ein Nachteil eines 
längeren Zeitraums ist allerdings, dass sich Befragte mög-
licherweise nicht immer an solche Erfahrungen erinnern, 
die Zahl der Betroffenen in diesem Zeitraum also tenden-
ziell unterschätzt wird. Abschließend wird in diesem Son-
derkapitel darauf eingegangen, welche Personengrup-
pen besonders häufig betroffen sind und welches Profil 
die Täter und Täterinnen haben sowie die Rückwirkung 
von Kriminalitätserfahrungen auf Sicherheitsängste und 
Alltagseinschränkungen. 

Hinweis zur statistischen 
Schwankungsbreite der Ergebnisse 

Die Stichprobe der Grundrechtebefragung ist deut-
lich kleiner als sonst bei Befragungen von Statistik 
Austria üblich. 

Da die Anzahl an Beobachungen vergleichsweise gering 
ist, sind Ergebnisse für Teilgruppen der Bevölkerung in die-
sem Bericht gerundet, bzw. nur grafisch wiedergegeben. 

Messungenauigkeiten (z. B. durch die Defini-
tion, Erinnerungslücken oder Formulierung 
der Fragen) können bedeutsamer sein als die 
Stichprobengröße. 

Beispielhaft ablesen lässt sich die Größenordnung der 
jeweiligen Fallzahlen der Stichprobe und der daraus beding-
ten Schwankungsbreite an den jeweiligen Schätzwerten 
für den Bevölkerungsanteil (16- bis 74-Jährige), der in den 
letzten 5 Jahren von ausgewählten Sicherheitsproblemen 
betroffen waren (95 % Vertrauenswahrscheinlichkeit):

•	 Angezeigte Gewalterfahrungen mit körperlichen Ver-
letzungen: 1,5 % ± 0,7 %‑Punkte, (n = 18);

•	 Gewalterfahrungen mit körperlichen Verletzungen: 
5,5 % ± 1,3 %‑Punkte, (n = 75); 

•	 Einbruchsdiebstahl: 10,4 % ±1,8 %‑Punkte, (n = 124); 

•	 Gewalterfahrungen (insgesamt): 12,8 % ± 2,0 %‑Punkte, 
(n = 169);

•	 Letzter Vorfall von Belästigung war sexueller Art 
(Frauen): 8,8 % ± 2,3 %‑Punkte, (n= 64);

•	 Anstößige oder bedrohliche Äußerungen (insgesamt): 
48,0 % ± 3,1 %‑Punkte, (n = 598);

•	 Gewalterfahrungen (Männer unter 30 Jahren): 35,8 % 
± 8,0 %‑Punkte, (n = 63).

Einschränkungen von Lebensqualität 
durch Sicherheitsängste

Sicherheitsängste verringern die alltägliche Lebens-
qualität. In der Grundrechtebefragung 2019 wurden 
Sicherheitsängste durch mehrere Fragen gemessen. Bei 
allen hier berücksichtigten Themen sind die Sicherheits-
ängste von Frauen deutlich größer als jene der Männer.

Insgesamt ist ungefähr jeder vierte Mann bzw. jede dritte 
Frau unter den 16- bis 74-Jährigen sehr besorgt über 
zumindest eines von vier konkreten Sicherheitsrisiken. 
Am häufigsten ist die Angst vor Missbrauch von Bank-
daten, also bei Onlinekonten, Banken oder Kreditkarten. 
Ähnlich häufig ist die Sorge vor Taschendiebstahl oder 
Einbruch. Immerhin rund 11 % der Frauen bzw. 8 % der 
Männer sind sehr besorgt, Opfer eines Terroranschlages 
zu werden (Grafik S.2).
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Grafik S.2 
Konkrete Sicherheitsängste für die nächsten 12 Mo-
nate (sehr starke Besorgnis) 

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019. Mehr-
fachantworten möglich.

Grafik S.3 
In den letzten 12 Monaten oft oder ständig Sicher-
heitsrisiken aus Angst vor körperlichen oder sexuel-
len Übergriffen und Belästigungen vermieden 

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019. Mehr-
fachantworten möglich.

Neben der Besorgnis über ausgewählte Sicherheitsrisi-
ken wurde auch gefragt, wie häufig es in den letzten 12 
Monaten vorkam, dass man bestimmte Orte oder Perso-
nen aus Angst vor körperlichen oder sexuellen Übergrif-
fen oder Belästigungen gemieden hat. Aus den Antworten 
wird deutlich, wie sich konkrete Sicherheitsängste als Ein-
schränkungen in der täglichen Lebensführung bemerkbar 
machen können. Gerade bei diesen Fragen zeigt sich die 

besondere Bedeutung von Sicherheitsängsten für Frauen. 
Fast 30 % der Frauen aber nur 8 % der Männer vermeiden 
ständig oder zumindest oft Menschen oder Orte, wenn sie 
sich nicht sicher fühlen. Unter den drei hier aufgelisteten 
Sicherheitsängsten ist die vor verlassenen Orten am größ-
ten. Rund 25 % der Frauen meiden regelmäßig Orte wie 
verlassene Parks oder Parkplätze. Mit rund 15 % deutlich 
geringer ist der Anteil der Frauen, die ständig oder häu-
fig bestimmte Straßen oder Gegenden meiden. Sicher-
heitsängste gegenüber bestimmten Personen werden 
immerhin von knapp 5 % der Frauen genannt. 

In diesem Zusammenhang ist allerdings zu beachten, 
dass Frauen objektiv besonders stark in privaten Wohn-
räumen bedroht werden und sich dort stattfindenden 
Gewalthandlungen oft nur schwer entziehen können 
(siehe z. B. Grafik S.16). Keine der angeführten Sicher-
heitsängste wurde hingegen von mehr als 5 % der Män-
ner genannt.

Betroffenheit von Eigentumsdelikten

Die Ergebnisse der Grundrechtebefragung belegen, 
dass nicht nur Ängste, sondern auch Erfahrungen mit 
Eigentumsdelikten deutlich weiter verbreitet sind als 
durch die Anzeigenstatistik anzunehmen wäre. 

In den letzten fünf Jahren wurden 43,6 % der Bevölkerung 
zwischen 16 und 74 Jahren zumindest einmal Opfer von 
Betrug oder Diebstahl. Hochgerechnet sind das immer-
hin rund 2,9 Millionen Menschen. Nachgefragt wurde ob 
– falls es mehrere Vorfälle gab – der jeweils letzte davon 
bei der Polizei gemeldet wurde. Demnach wäre beinahe 
die Hälfte aller Vorfälle gar nicht gemeldet worden. Es 
kann allerdings sein, dass ein früherer Vorfall gemeldet 
wurde. Insbesondere Delikte wie Betrug beim Kauf von 
Gütern oder Dienstleistungen dürften nur selten gemel-
det werden. Die Zahl der Personen, die sich um ihr Recht 
betrogen gefühlt haben (2,3 Millionen Menschen bzw. 
35,4 %), liegt etwa doppelt so hoch wie die Zahl der Per-
sonen, die dies auch gemeldet bzw. zur Anzeige gebracht 
haben (1,1 Millionen Menschen bzw. 16,3 %). 

Selbst bei Einbruchdiebstahl ist von einer Dunkelziffer 
auszugehen. Laut der Grundrechtebefragung haben rund 
680.000 Personen (10,4 %) zumindest einmal in den letz-
ten fünf Jahren einen Einbruchdiebstahl erlebt. Etwa drei 
von vier betroffenen Personen (500.000 Menschen) haben 
den jeweils letzten  solchen Vorfall tatsächlich angezeigt 
bzw. gemeldet. Die Art des Diebstahls ist in dieser Frage 
nicht näher qualifiziert und kann daher den Fahrraddieb-
stahl aus dem Keller ebenso umfassen wie einen Raub-
überfall in der eigenen Wohnung. Bei Betrugsfällen in 
Zusammenhang mit Bankdaten ist davon auszugehen, 
dass hier nahezu alle Fälle bekannt werden. Insgesamt 
waren rund 360.000 Menschen (5,4 %) von Betrug oder 
Diebstahl mittels Bankdaten betroffen (Grafik S.4). 
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Grafik S.4 
Betroffenheit von Eigentumsdelikten in den letzten 
5 Jahren 

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019. Mehr-
fachantworten möglich. Meldung bezieht sich auf das jeweils letzte 
Ereignis.

Grafik S.5 
Betroffenheit von Eigentumsdelikten in den letzten 
5 Jahren nach Geschlecht 

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019. Mehr-
fachantworten möglich.

Der Anteil der Männer und Frauen, die in den letzten 
fünf Jahren Opfer eines konkreten Eigentumsdeliktes 

wurden, ist annähernd gleich. Auffallend ist, dass etwa 
Diebstahl bzw. Missbrauch von Bankdaten zwar große 
Besorgnis hervorruft, aber vergleichsweise selten tat-
sächlich erlebt wurde.

Betroffenheit von 
persönlichenBelästigungen

Neben Bedrohungen gegen Hab und Gut wird das 
Sicherheitsempfinden auch durch verschiedene For-
men von persönlicher Belästigung beeinträchtigt. In 
Österreich ist jede(r) Zweite davon betroffen.

Die Grundrechtebefragung enthält drei Fragen zu Belei-
digungen, Drohungen oder Gesten. In den letzten fünf 
Jahren haben 3,5 Millionen Menschen bzw. mehr als die 
Hälfte der Bevölkerung zwischen 16 und 74 Jahren (53,1 %) 
zumindest einmal eine dieser drei Belästigungen erlebt. 
Darunter sind 603.000 Menschen (9,1 %), die diese Beläs-
tigungen öfter als zehn Mal erlebt haben. Mit rund 3,2 
Millionen Betroffenen (48,0 %) sind verbale Beleidigun-
gen bzw. Beschimpfungen die häufigste Form der Belästi-
gung. Insgesamt wurden 2,6 Millionen Menschen (39,8 %) 
durch Gesten oder Blicke belästigt. Den zuletzt genannten 
Belästigungsformen sind 437.000 Menschen (6,6 %) sehr 
häufig bis andauernd ausgesetzt. Gewaltdrohungen sind 
mit 1,3 Millionen Betroffenen deutlich seltener: Etwa jede 
bzw. jeder Fünfte (19,9 %) wurde in den letzten fünf Jah-
ren bedroht. Darunter sind auch 111.000 Personen (1,7 %), 
die Gewaltdrohungen öfter als zehn Mal erlebt haben. 

Grafik S.6 
Betroffenheit von persönlicher Belästigung in den 
letzten 5 Jahren 

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019. Mehr-
fachantworten möglich.
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Im Allgemeinen sind genauso viele Frauen wie Männer 
den hier angeführten Belästigungen ausgesetzt. Dieses 
Ergebnis gilt ungeachtet der Häufigkeit oder des Zeit-
raums, über den berichtet wird. Bei der Interpretation ist 
allerdings zu betonen, dass die Grundrechtebefragung 
nicht darauf ausgerichtet ist, die für Männer und Frauen 
jeweils spezifischen Formen der Belästigung detailliert 
zu erfassen. Beispielsweise zeigt sich, dass Gewaltdro-
hungen von Männern deutlich häufiger genannt werden, 
während Frauen besonders häufig von sexueller Belästi-
gung betroffen sind (siehe auch Grafik S.10). Die drei hier 
verwendeten Fragen über Belästigungen erlauben jeden-
falls keine umfassende Analyse geschlechtsspezifischer 
Belästigungen und Gewalterfahrungen. 

Grafik S.7 
Betroffenheit von persönlicher Belästigung in den 
letzten 5 Jahren nach Geschlecht 

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019. Mehr-
fachantworten möglich.

Belästigungen durch Textnachrichten 
oder über soziale Medien

In den letzten Jahren sind neue Formen der Belästigung 
über Informations- und Kommunikationstechnologien 
(IKT) entstanden. Auch dazu liefert die österreichische 
Grundrechtebefragung erstmals ein bevölkerungsre-
präsentatives Bild. Demnach war etwa jede(r) Sechste 
in Österreich von Belästigungen per E-Mail bzw. Text-
nachrichten oder über soziale Medien betroffen. 

Laut Grundrechtebefragung waren mehr als 1 Million 
Menschen (15,9 %) in den letzten fünf Jahren einer dieser 

beiden Belästigungen ausgesetzt, wobei das bei immer-
hin 217.000 Menschen (3,3 %) häufiger als zehnmal vor-
kam (Grafik S.8). Weiters haben 874.000 (13,2 %) negative 
Erfahrungen mit persönlichen E-Mails oder Textnachrich-
ten gemacht, darunter 167.000 Menschen (2,5 %) sogar 
sehr häufig. Darüber hinaus waren 466.000 Menschen 
(7 %) bereits einmal Opfer von anstößigen oder bedroh-
lichen Kommentaren im Internet, darunter 54.000 (0,8 %) 
sogar sehr häufig. Männer und Frauen sind etwa gleich oft 
von den genannten Belästigungen betroffen (Grafik S.9).

Grafik S.8 
Betroffenheit von Belästigung durch Textnachrichten 
oder soziale Medien in den letzten 5 Jahren 

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019. Mehr-
fachantworten möglich.

Grafik S.9 
Belästigung mittels Kommunikationstechnologien in 
den letzten 5 Jahren nach Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019. Mehr-
fachantworten möglich.
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War der letzte Vorfall sexueller Art?

Sowohl die persönlichen Belästigungen als auch Belästi-
gungen mittels moderner Informations- und Kommuni-
kationstechnologien können in unterschiedlichen Kon-
texten wahrgenommen werden. Im Fragebogen wurde 
deshalb im Anschluss an diese Fragen nachfragt, ob es 
sich um eine Belästigung sexueller Art gehandelt hat. 
Betroffen sind davon fast ausschließlich Frauen. 

Wesentlich für die korrekte Interpretation ist, dass durch 
den Bezug auf den jeweils zuletzt erlebten Vorfall  nur ein 
Teil aller sexuellen Belästigungen gezählt wird. Somit wird 
die Gesamtbetroffenheit durch die Art der Fragestellung 
damit zwangsläufig unterschätzt.

Entsprechend dieser eingeschränkten Fragestellung wäre 
nahezu jede fünfte Frau in der Altersgruppe von 16 bis 29 
Jahren in den letzten fünf Jahren zumindest einmal von 
sexueller Belästigung betroffen. Bei Männern ist der Anteil 
hingegen kaum statistisch nachweisbar. Mit dem Alter 
werden sexuelle Belästigungen seltener (Grafik S.10). Ins-
gesamt war der letzte Vorfall von Belästigung bei knapp 
9 % der Frauen bzw. etwa 3 % der Männer zwischen 16 
und 74 Jahren sexueller Art.

Grafik S.10 
Betroffenheit von sexueller Belästigung in den 
letzten 5 Jahren nach Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019.

Vergleichsdaten zeigen, wie stark das Ausmaß von sexuel-
len Belästigungen durch die Art der Fragestellung der 
Grundrechtebefragung unterschätzt wird. Anstatt nur 
auf den letzten Vorfall von Belästigung, zielte die 2011 
durchgeführte Prävalenzstudie des ÖIF darauf ab, die Zahl 
der insgesamt Betroffenen möglichst genau zu ermit-
teln. Im Unterschied zur Grundrechtebefragung wur-
den sexuelle Belästigungen direkt angesprochen – wie 
beispielsweise Berührungen, Küsse, ungewünschte kör-
perliche Nähe, sexuell belästigendes Ansprechen, Nach-
pfeifen usw. Obwohl sich die Frage auf einen kürzeren 
Zeitraum (3 Jahre) bezog, wurde ein mehr als dreimal so 
hoher Anteil an Betroffenen gemessen wie in der Grund-
rechtebefragung (Kapella et al. 2011 S. 27). 

In ähnlicher Weise nutzte die Violence Against Women 
Studie der Grundrechteagentur eine Liste von 11 explizi-

ten Beispielen für sexuelle Belästigung. Für einen Zeitraum 
von lediglich 12 Monaten lag die Zahl der Betroffenen bei-
nahe doppelt so hoch wie in der Grundrechtebefragung. 
Insgesamt war demnach in Österreich jede Dritte Frau 
seit ihrem 15. Lebensjahr zumindest einmal von sexueller 
Belästigung betroffen. Die Sensitivität der Fragestellung 
zeigt sich daran, dass diese Quote zwischen 29% und 35% 
lag, je nachdem ob 6 oder 11 Einzelfragen zur sexuellen 
Belästigung berücksichtigt wurden (FRA 2014 S 99-100).

Betroffenheit durch Gewalt

Die Reduktion von Gewaltverbrechen ist eine zentrale 
Zielvorgabe (Unterziel 16.1 sowie in Bezug auf Gewalt 
gegen Frauen: Unterziele 5.2 und 5.3) der Agenda 2030 
für nachhaltige Entwicklung. Laut Grundrechtebefra-
gung waren 846.000 Menschen in den letzten 5 Jahren 
zumindest einmal von einer Gewalthandlung betroffen.

In Österreich wurden insbesondere in Bezug auf die soge-
nannte häusliche Gewalt rechtliche Voraussetzungen für 
einen raschen und effizienten Schutz von Opfern geschaf-
fen. Die Gesetze umfassen polizeilichen und zivilrechtli-
chen Schutz, strafrechtliche Maßnahmen sowie Opfer-
rechte. Schutz vor Gewalt erhält jede Person, die sich in 
Österreich aufhält, unabhängig von Herkunft und Staats-
bürgerschaft. Das Gewaltschutzgesetz (Bundesgesetz 
zum Schutz vor Gewalt in der Familie, BGBl. Nr. 759/1996) 
gilt seit mehr als 20 Jahren. Es ermächtigt die Polizei zum 
Beispiel, einen Gefährder bzw. eine Gefährderin aus der 
Wohnung, in der die gefährdete Person lebt, wegzuwei-
sen und mit einem Betretungsverbot zu belegen. Die 
gefährdete Person hat zudem die Möglichkeit, einen 
Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung bei 
Gericht zu stellen. Und schließlich gibt es in jedem Bun-
desland ein Gewaltschutzzentrum bzw. eine Interven-
tionsstelle gegen Gewalt in der Familie zur umfassenden 
Unterstützung gefährdeter Personen.

Wiederholte Befragungen könnten Fortschritte durch 
diese und ähnliche Maßnahmen messbar machen. Aber 
auch einmalig durchgeführte Datenerhebungen wie die 
Grundrechtebefragung können zumindest dazu beitra-
gen, Probleme in das öffentliche Bewusstsein zu rücken 
und Schwerpunkte für entsprechende Präventivmaßnah-
men zu entwickeln. Die hier gezeigten Befragungsergeb-
nisse zeigen beispielsweise, dass Gewalt gegen Frauen 
überwiegend in privaten Wohnräumen stattfindet (siehe 
Grafik S.16). Dadurch kann sichtbar werden, was sonst 
der öffentlichen Wahrnehmung nicht zugänglich wäre. 

Die Grundrechtebefragung belegt zum Bei-
spiel die sonst vielleicht unbemerkte oder 
verdrängte Tatsache, dass Gewalt im häusli-
chen Bereich quer durch alle sozialen Schich-
ten verbreitet ist. 
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Zu beachten ist dabei immer auch die Art und der Kon-
text der Befragung. Die Wahrscheinlichkeit, dass sich Per-
sonen daran erinnern, in der Vergangenheit von Gewalt 
betroffen gewesen zu sein, hängt zum Beispiel auch davon 
ab, ob und welche Beispiele an möglichen Gewalterfah-
rungen abgefragt werden. Entscheidend ist auch, ob die 
befragte Person Konsequenzen für sich selbst oder andere 
Personen befürchtet. Negative Konsequenzen durch die 
Befragung müssen unter allen Umständen vermieden wer-
den. Insbesondere soll durch die Befragung kein Anlass 
für Gewalthandlungen durch Gewalttäter bzw. Gewalt-
täterinnen im selben Haushalt entstehen und auch keine 
psychische Retraumatisierung ausgelöst werden. 

Bei der Grundrechtebefragung wurde in Österreich auf 
den Einsatz von Interviewern und Interviewerinnen ver-
zichtet; die Erhebung wurde online durchgeführt. Einer-
seits können Befragte dadurch selbst bestimmen, wann 
und was sie unbeeinflusst von Dritten beantworten möch-
ten. Gleichzeitig fehlt durch diese anonyme Durchfüh-
rungsform jedoch die Möglichkeit zur Erläuterung der 
Fragen und wenn nötig Unterstützung für von Gewalt 
akut betroffene Personen.

Die Grundrechtebefragung ist keine explizite 
Gewaltstudie. Umfassendere und differen-
ziertere Fragen zu diesem Thema bietet der 
Violence Against Women Survey der Europäi-
schen Agentur für Grundrechte. 

Die Beschreibung von Gewalterfahrungen beschränkt 
sich auf die Häufigkeit, den Ort und einige psychische 
und körperliche Folgen sowie auf Unterstützung durch 
Polizei oder andere Organisationen. Die Täterbeschrei-
bung verzichtet auf eine explizite Frage, ob Gewalt vom 

Partner bzw. der Partnerin ausgeht. Antworten können 
sich daher auf Gewalterfahrungen von vollkommen 
unterschiedlicher Art beziehen. Dazu zählen Gewalt-
erfahrungen in der Familie, mit Nachbarn oder Berufs-
kollegen ebenso wie Raufhandel auf offener Straße, eine 
Vergewaltigung oder andauernder Missbrauch bis hin 
zum Mordversuch. Die Grundrechtebefragung handelt 
somit unterschiedliche Intensitäten von Gewalt tenden-
ziell gleichwertig ab. 

Die folgenden Auswertungen beziehen sich immer auf 
Antworten, die auf vier Fragen zu Gewalthandlungen 
unterschiedlicher Art gegeben wurden (siehe Grafik S.11).

Diese Fragen bilden einen Ausschnitt möglicher Gewalt-
erfahrungen ab. Wesentlich umfassendere Listen wurden 
beispielsweise im Violence Against Women Survey oder 
im Fragebogen der im Jahr 2011 durchgeführten Präva-
lenzstudie des Österreichischen Instituts für Familienfor-
schung (ÖIF) verwendet. 

Laut Prävalenzstudie 2011, die insgesamt 19 Gewaltfor-
men aufzählte, wäre nahezu jede sechste Person in den 
vergangenen drei Jahren von einer dieser 19 Gewaltfor-
men betroffen. Die ÖIF Studie zeigte, dass die Gewalterfah-
rungen von Männern und Frauen sehr unterschiedlicher 
Art sind. Das gilt insbesondere für die wahrgenommene 
Intensität und Bedrohlichkeit sowie Regelmäßigkeit und 
den daraus entstehenden psychischen Folgen. 

Die Größenordnung der spezifischen Gewalt gegen Frauen 
erhob der Violence Against Women Survey anhand von 
neun Fragen zu allgemeinen Gewalterfahrungen und vier 
spezifischen Fragen zu sexueller Gewalt. Nach der heute 
unter Fachleuten weithin anerkannten Einschätzung hat 
in Österreich zumindest jede fünfte Frau im Laufe ihres 
Lebens (ab 15 Jahren) zumindest einmal Gewalt oder 
sexuelle Gewalt erlebt (FRA 2014 S. 28).

Grafik S.11 
Bildschirmdarstellung der Fragen nach Gewalterfahrungen in den letzten fünf Jahren

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019.

https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2014-vaw-survey-main-results-apr14_en.pdf
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Die vier Fragen der aktuellen Grundrechtebefragung 
ergeben allerdings einen etwas geringeren Anteil an 
Gewaltbetroffenen. Demnach ist von rund 846.000 Men-
schen (12,8 %) auszugehen, die in den letzten fünf Jahren 
zumindest einmal persönlich von einer der oben ange-
führten vier Gruppen von Gewalthandlungen betrof-
fen waren. 

Manche Gewaltformen werden häufiger genannt als 
andere. Zum Beispiel waren laut Grundrechtebefragung 
649.000 Menschen (9,8 %) betroffen von Ohrfeigen, Bewer-
fung mit Gegenständen, Stoßen oder Haareziehen. Etwa 
halb so groß ist die Zahl der Personen, die mit der Faust 
oder einem Gegenstand geschlagen wurden (344.000 
Menschen bzw. 5,2 %) bzw. getreten oder verprügelt wur-
den (291.000 Menschen bzw. 4,4 %). Immerhin gaben 1,5 % 
der Befragten (hochgerechnet wären das rund 97.000 
Menschen) an, dass jemand versucht hat sie zu ersticken 
oder zu erwürgen (Grafik S.12).

Grafik S.12 
Betroffenheit von Gewalt in den letzten 5 Jahren 

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019. Mehr-
fachantworten möglich.

Die hier nur sehr grob eingegrenzten Gewalterfahrungen 
können nach unterschiedlichen Kriterien näher qualifiziert 
werden. Insbesondere konnten Befragte auch angeben, 
ob der letzte derartige Vorfall zu körperlichen Verletzun-
gen geführt hat. Von jenen 12,8 % der Bevölkerung, die 
in den letzten fünf Jahren Gewalt erlitten haben, hatte 
etwa die Hälfte (5,5 % der Bevölkerung) beim letzten Vor-
fall auch eine körperliche Verletzung davongetragen. Es 

gab mehrere Antwortmöglichkeiten, von denen haupt-
sächlich Prellungen und Kratzer genannt wurden. Schwere 
Verletzungen wie Brüche, Kopf- oder innere Verletzungen 
wurden extrem selten genannt (unter 1 %). 

Grafik S.13 
Betroffenheit von Gewalt mit Verletzungsfolgen in 
den letzten 5 Jahren 

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019. Mehr-
fachantworten möglich. Die polizeiliche Meldung bezieht sich auf 
das jeweils letzte Ereignis.

Wie bereits bei Eigentumsdelikten zeigt sich eine Dun-
kelziffer gegenüber den polizeilich gemeldeten Vorfäl-
len. Etwa 73 % der Gewaltbetroffenen (266.000 Perso-
nen bzw. 4 % der Bevölkerung) haben den jeweils letzten 
Vorfall, der zu einer Verletzung geführt hat, nicht  bei der 
Polizei gemeldet. Sollte diese Gewalterfahrung mehrmals 
erlebt worden sein, ist es allerdings möglich, dass ein frü-
herer Vorfall angezeigt worden ist. Der Anteil polizeilich 
nicht gemeldeter Gewalterfahrungen ist deshalb eventu-
ell etwas überschätzt. Allerdings ist davon auszugehen, 
dass selbst bei besonders schweren Gewaltformen nicht 
alle Vorfälle bei der Polizei gemeldet werden. 

Aufgrund der verhältnismäßig geringen Fallzahl sind Ant-
worten darauf, warum dies nicht erfolgt ist, nur mit Vor-
sicht interpretierbar. Zu den wichtigsten Gründen zählt, 
dass der Vorfall nicht schwerwiegend genug war. Etwa 
ein Viertel der Betroffenen hat kein ausreichendes Ver-
trauen zur Polizei bzw. zweifelt daran, dass die Polizei 
etwas dagegen tun könnte. Etwa zwei Drittel der Betrof-
fenen nannte verschiedene andere Gründe oder fand es 
zu umständlich oder zu aufwendig, Anzeige zu erstatten.
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Grafik S.14 
Gründe, warum Körperverletzung nicht bei der 
Polizei gemeldet wurde

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019. Mehr-
fachantworten möglich.

Neben Prellungen und Kratzern hinterlassen Gewalterleb-
nisse vor allem auch psychische Folgen. Von den 846.000 
Personen mit Gewalterfahrungen in den letzten fünf Jah-
ren litt rund die Hälfte in der Folge an zumindest einer 
nicht rein körperlichen Beeinträchtigung. Die häufigsten 
Formen solcher Beeinträchtigungen sind das Gefühl der 
Schutzlosigkeit (rund 25 % aller Gewaltbetroffenen) und 
Verlust des Selbstvertrauens (rund 22 %). Für den Fall, dass 
in den letzten fünf Jahren mehr als einmal Gewalt erlebt 
wurde, sind diese Angaben jeweils auf den letzten Vor-
fall bezogen. Es wird also hier nur ein Teil von sämtlichen 
psychischen Gewaltfolgen erfasst.

Während das Ausmaß körperlicher Verletzungen in Folge 
von Gewalt gegen Frauen annähernd vergleichbar mit den 
körperlichen Gewaltfolgen für Männer ist, treten die ange-
führten psychischen Folgen bei Frauen zwei bis drei Mal 
häufiger auf als bei Männern. Insgesamt waren 167.000 
Männer aber 237.000 Frauen von teilweise lang anhal-
tenden seelischen Folgen betroffen. Beispielsweise wer-
den Panikattacken von rund 4% der gewaltbetroffenen 
Männer (18.000 Personen) aber nahezu 14% der gewalt-
betroffenen Frauen (51.000 Personen) erlebt. Knapp 9% 
der Männer (40.000 Personen) haben nach einer Gewalt-
erfahrung Angstzustände, während dies auf nahezu 30% 
der Frauen (114.000) mit Gewalterfahrungen zutrifft.

Dass Frauen nach einer Gewalterfahrung häufiger Angst-
zustände erleben, lässt darauf schließen, dass die spezifi-
schen Gewalterfahrungen von Frauen oft noch bedrohli-
cher erlebt werden als jene von Männern. Das kann auch 
in Zusammenhang damit gesehen werden, dass Gewalt 
gegen Frauen überwiegend in privaten Räumen statt-
findet (siehe Grafik S.16). Viele Frauen versuchen zumin-
dest, Sicherheitsrisiken an öffentlichen Plätzen dadurch 

zu reduzieren, dass sie jene Orte meiden, an denen keine 
anderen Menschen sind (siehe Grafik S.3). Im Gegensatz 
dazu haben Frauen im eigenen häuslichen Kontext nur 
wenig Chancen, sich selbst aktiv einer Gewaltsituation zu 
entziehen und sind stark auf präventiven Gewaltschutz 
von Außen angewiesen. 

Laut der Selbsteinschätzung im Fragebogen der Grund-
rechtebefragung waren insgesamt 126.000 Menschen 
(darunter 90.000 Frauen) in Folge einer Gewalterfahrung 
in den letzten fünf Jahren von Depressionen betroffen (8% 
der gewaltbetroffenen Männer bzw. 24% der gewaltbe-
troffenen Frauen). Ein Vergleich mit Daten zur Häufigkeit 
psychischer Symptomatiken in der Gesamtbevölkerung 
zeigt, dass psychische Folgen von Gewalterfahrungen 
eine relevante Größenordnung für die entsprechende 
Gesundheitsversorgung darstellen. Beispielsweise hat-
ten laut der Österreichischen Gesundheitsbefragung 2014 
(ATHIS) insgesamt 1,2 Millionen Menschen zwischen 16 
und 74 Jahren zumindest eine minimale depressive Sym-
ptomatik gemäß Patient Health Questionnaire (PHW-8) 
in den letzten 12 Monaten (Statistik Austria 2015). Bei 
etwa einem Viertel bzw. rund 300.000 Menschen war die 
Symptomatik zumindest als milde bis schwer einzustu-
fen. Der Depressionsbericht des BMASGK (2019) geht auf 
Grundlage des ATHIS 2014 von rund 415.000 diagnosti-
zierten Betroffenen aus und unterstreicht dabei die Rolle 
von Gewalterfahrungen für Entstehung und Verlauf die-
ser Erkrankung.

Grafik S.15 
Psychische Folgen eines Gewalterlebnisses bei 
Männern und Frauen

Q: STATISTIK AUSTRIA, Mehrfachnennungen möglich.

Von den hier berichteten seelischen Folgen ist das Gefühl 
der Schutzlosigkeit jenes, bei dem der geringste Unter-
schied zwischen Männern (rund 22%) und Frauen (rund 
29%) nach einer Gewalthandlung besteht. 
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Wer ist laut Grundrechtebefragung von 
Gewalt betroffen?

Spätestens seit Inkrafttreten der Istanbulkonvention 
im Jahr 2014 ist besonders die Gewalt gegen Frauen in 
den internationalen Fokus gerückt. Der vorige Abschnitt 
zeigte bereits, dass sich die spezifischen Folgen von 
Gewalt gegen Frauen deutlich abheben und die Lebens-
qualität besonders gravierend beeinträchtigen. Um 
diesem Thema gerecht zu werden ist es notwendig, 
speziell auf die für Frauen spezifischen Gewalterfah-
rungen einzugehen. Von den insgesamt rund 379.000 
Frauen mit Gewalterfahrungen in den letzten fünf Jah-
ren waren 242.000 – also etwa zwei Drittel – von Gewalt 
in den eigenen vier Wänden oder einer anderen Privat-
wohnung betroffen. Dazu gehört auch die sogenannte 
häusliche Gewalt zwischen Partnern und Partnerin-
nen. Weil Gewalterfahrungen in Privaträumen häufig 
der öffentlichen Wahrnehmung entzogen bleiben, ist 
Aufklärungs- und Präventionsarbeit in diesem Bereich 
besonders wichtig. 

Laut Grundrechtebefragung waren in den 
letzten fünf Jahren rund 326.000 Menschen 
von Gewalt in Privaträumen betroffen. Da-
von waren 242.000 Frauen (74 %). Frauen sind 
also die überwiegend Betroffenen bei dieser 
Form von Gewalt.

Die Analyse der Betroffenquoten (siehe Grafik S.17) zeigt, 
dass rund 7 % aller Frauen zwischen 16 und 74 Jahren in 
den letzten fünf Jahren Gewalt in privaten Wohnräumen 
erlebt haben. Die Quote war bei Männern nicht einmal 
halb so groß (rund 3 %). Besonders stark betroffen sind 
Frauen in der Altersgruppe der unter 30-Jährigen (rund 

19 %). Gewalterfahrungen nehmen bei Frauen und Män-
nern mit dem Alter ab. Ansonsten sind Frauen in allen 
hier berücksichtigten Bevölkerungsgruppen annähernd 
gleich stark von Gewalt betroffen.

Die Grundrechtebefragung ist keine ausdrückliche Gewalt-
studie und jedenfalls nicht spezifisch auf die Erfassung 
von Gewalt gegen Frauen ausgerichtet. Zu diesem Thema 
sind ergänzend jedenfalls auch die entsprechenden ver-
tiefenden Analysen des Violence Against Women Sur-
vey zu beachten. Diese frühere Studie der Grundrechte-
agentur zeigte beispielsweise, dass Gewalt und sexuelle 
Belästigung EU-weit vor allem von Frauen in höheren Bil-
dungsschichten (FRA 2014 S. 109) und beruflichen Positio-
nen (FRA 2014 S. 111) erlebt wird. Übereinstimmend damit 
zeigt die Grundrechtebefragung, dass die Gewaltbetrof-
fenheit von Frauen in besseren Einkommensverhältnissen 
besonders hoch ist. Im Unterschied dazu nimmt der Anteil 
der Männer mit Gewalterfahrungen eher ab, je höher das 
Einkommen ist. Frauen (rund 9 %) in der höchsten Einkom-
mensgruppe erleben häufiger Gewalt als Männer (knapp 
2 %) in dieser Einkommensschicht. 

Gewalt in privaten Räumen ist die bei Frauen deutlich vor-
herrschende Form von Gewalt. Sicherheitsempfinden und 
Lebensqualität werden neben häuslicher Gewalt auch von 
Gewalterfahrungen im öffentlichen Raum geprägt. Von 
den insgesamt 846.000 Gewaltbetroffenen (12,8 % der 
Bevölkerung) waren 473.000 Personen (7,1 % der Bevölke-
rung) von Gewalt an öffentlich zugänglichen Orten, also 
zum Beispiel auf der Straße, am Arbeitsplatz oder in der 
Schule betroffen. Bei dieser Gewaltform ist das Geschlech-
terverhältnis umgekehrt. Nahezu drei Viertel der Personen, 
die in den letzten fünf Jahren von Gewalt an öffentlichen 
Orten betroffen waren, sind Männer (348.000 Personen). 
Weitere 47.000 Personen waren im Ausland von Gewalt 
betroffen. Die nähere Untersuchung dieser spezifischen 
Gewalterfahrungen würde den Rahmen dieses Kapitels 
jedoch sprengen.

Grafik S.16 
Gewalterfahrungen in privaten Wohnräumen während der letzten 5 Jahre

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019.
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Grafik S.17 
Profil der insgesamt in den letzten 5 Jahren von Gewalterfahrungen Betroffenen

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019.

Für die nachfolgende Gesamtbetrachtung (siehe Gra-
fik S.17) werden die bereits gezeigten Gewalterfahrun-
gen in privaten Wohnräumen gemeinsam mit den Erfah-
rungen an öffentlich zugänglichen Orten berücksichtigt. 
Demnach waren laut Grundrechtebefragung rund 14 % der 
Männer und rund 11 % der Frauen von Gewalt innerhalb 
der letzten fünf Jahre betroffen. Dies resultiert unmittel-
bar daraus, dass mehr Gewalt berichtet wird, die an öffent-
lichen Orten stattfindet und diese Form von Gewalt (ein-
schließlich z. B. Raufhandel) vorwiegend von Männern 
erlebt wird. Übereinstimmend mit der Grundrechtebefra-
gung zeigte auch die Prävalenzstudie des ÖIF zunächst, 
dass – im Gegensatz zu psychischer oder sexueller Gewalt 
– Männer etwas häufiger von physischer Gewalt betrof-
fen sind als Frauen. Auch in dieser Studie wurde jedoch 
nachgewiesen, dass von besonders bedrohlich erlebten 
Gewaltformen – insbesondere der häuslichen Gewalt 
im engeren Sinn – überwiegend Frauen betroffen sind.

Tatsächlich sind es überwiegend Männer, die Gewalt aus-
üben und zwar sowohl gegen Frauen als auch gegen 
andere Männer (siehe Grafik S.18). Schon aus diesem Grund 
ist zu erwarten, dass Männer an den meisten Gewalthand-
lungen beteiligt sind. Nun wäre es grundsätzlich wich-
tig, danach zu unterscheiden, inwiefern eine Person sich 
durch eine Gewalthandlung auch bedroht gefühlt hat. 

Auch bei einer umfassenderen Gesamtbetrachtung von 
Gewalterfahrungen fällt auf, dass die Betroffenheit bei 
den 16- bis 29-Jährigen im Vergleich zu den älteren Per-
sonen überdurchschnittlich hoch ist. Jeder dritte männli-
che Jugendliche war in den letzten fünf Jahren betroffen. 
Bereits ab einem Alter von etwa 30 Jahren liegt die Betrof-
fenheit aber wieder deutlich unter dem Durchschnitt. 

Personen, die im Ausland geboren wurden, haben in den 
letzten fünf Jahren weniger häufig Gewalt erlebt als Per-

sonen, die in Österreich geboren wurden. Frauen, die 
im Ausland geboren wurden, sind häufiger von Gewalt 
betroffen als Männer, die im Ausland geboren wurden. 
Allerdings ist bei Frauen, die im Ausland geboren sind, 
der Anteil der Betroffenen deutlich geringer als bei den 
in Österreich geborenen Frauen.

Etwas über dem Durchschnitt liegt die Gewaltprävalenz 
in Städten. 

Mit der Höhe des Einkommens sinkt der Anteil der Betrof-
fenen etwas. Bei Gewalterfahrungen von Frauen ist das 
Bild aber eher umgekehrt. Hier sind Frauen in sehr guten 
Einkommensverhältnissen sogar deutlich überdurch-
schnittlich von Gewalt betroffen.

Wer sind die Täter?

Es ist eindeutig nachweisbar, dass Gewalthandlungen 
häufiger von Männern ausgehen – egal ob der bzw. die 
Betroffene ein Mann oder eine Frau ist. 

Nur rund 11 % der männlichen Betroffenen und rund 15 % 
der weiblichen geben an, dass ihnen von einer Frau (bzw. 
mehreren Frauen) Gewalt angetan wurde. Bei mehr als 
70 % der Betroffenen war der Täter ein Mann. Der Rest 
entfällt auf Gewalterfahrungen, bei denen sowohl männ-
liche als auch weibliche Täter involviert waren oder das 
Geschlecht unklar war.

Die von Gewalt Betroffenen wurden auch dazu befragt, 
ob sie bei der Beschreibung der Täter bzw. Täterinnen 
von einem Migrationshintergrund ausgehen würden. Die 
Ergebnisse zeigen, dass bei weiblichen Betroffenen eher 
selten (9 %) von einem Migrationshintergrund des Täters 
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bzw. der Täterin auszugehen ist, während immerhin 26 % 
der männlichen Betroffenen einen solchen vermuten. 
Insgesamt liegt der Anteil der Täter bzw. Täterinnen mit 
vermutetem Migrationshintergrund bei etwa 18 %. Diese 
Zahl liegt deutlich unter dem Anteil des im Rahmen des 
Mikrozensus erhobenen Anteils von Zuwanderern der 
ersten oder zweiten Generation (23,3 %). 

Grafik S.18 
Geschlecht der Täter einer Gewalthandlung 

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019.

Wird nach dem Geburtsland der Betroffenen unterschie-
den, dann fällt auf, dass der Unterschied zwischen Män-
nern und Frauen vor allem auf Frauen, die in Österreich 
geboren wurden, zurückzuführen ist. Sie werden nur 
selten von Tätern mit Migrationshintergrund angegrif-
fen (rund 6 %). Hingegen sind Frauen und Männer, die 
im Ausland geboren wurden, annähernd gleich häufig 
von Gewalt durch einen Täter bzw. eine Täterin mit Mig-
rationshintergrund betroffen (Grafik S.19).

Grafik S.19 
Vermuteter Migrationshintergrund des Täters einer 
Gewalthandlung 

Q: STATISTIK AUSTRIA; FRA, Fundamental Rights Survey 2019.

Resümee 

Objektive und subjektive Bedrohungen der Sicherheit 
lassen sich durch Befragungsdaten empirisch erfas-
sen. Die erstmals von Statistik Austria durchgeführte 
Grundrechtebefragung weist deutliche Unterschiede 
der Sicherheitslage verschiedener Bevölkerungsgrup-
pen nach. 

Dadurch kann nicht nur Einblick in das durch polizeiliche 
und gerichtliche Kriminalstatistiken unbeleuchtete Dun-
kelfeld der Kriminalität gewonnen werden, sondern ins-
besondere auch die betroffenen Personengruppen und 
deren Bewältigungsstrategien näher untersucht werden. 
Dies kann dazu beitragen, die Effektivität der Sicherheits- 
und Beratungseinrichtungen konkret einzuschätzen und 
stärker auf Prävention und die Bedürfnisse der Betroffe-
nen auszurichten.

Anders als in der Prävalenzstudie des ÖIF konnte in diesem 
Sonderkapitel keine Klassifizierung des Schweregrades von 
Gewalt oder Belästigung (Viktimisierungsgrad) vorgenom-
men werden. Dies würde eine eingehendere Analyse der 
Art sowie der Folgen, der Häufigkeit sowie der subjekti-
ven Bedrohung erfordern. Das ist insofern bedeutsam, als 
Frauen im allgemeinen eher (schweren) Formen psychi-
scher oder sexueller Gewalt oder Belästigung ausgesetzt 
sind als Männer, während diese eher von (schweren) kör-
perlichen Gewalterfahrungen betroffen sind (Kapella et 
al., 2011, S. 121 ff). Die differenzierte Gegenüberstellung 
von Belästigungen und Gewalterfahrungen obliegt daher 
zukünftigen Studien zur geschlechtsspezifischen Gewalt.
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